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Editorial 


In seinem Buch Mirages and Miracles 
schreibt Alain Lipietz, dass das Entste- 
hen einer kohärenten Regulation kapita- 
listicher Vergesellschaftung keinesfalls 
gegeben ist. Eine solche Regulation 
gleicht eher einem Zufallsfund, entstan- 
den im Prozess gesellschaftlicher Ausein- 
andersetzungen. Er fährt fort: „The his- 
tory of capitalism is full of experiments, 
which led nowhere: aborted revolutions, 
abondoned prototypes and all sorts of 
monstrosities“ (Alain Lipietz: Mirages 
and Miracles. The Crisis in Global Ford- 
ism, London 1987, S. 15). Es gibt gute 
Gründe, darüber nachzudenken ob der 
europäische Integrationsprozess ein wei- 
teres solches zum Scheitern tendierendes 
Experiment, eine weitere Monstrosität 
darstellt. Spätestens mit der Ablehnung 
des Europäischen Verfassungsvertrags 
durch die französischen und niederländi- 
schen WählerInnen ist deutlich gewor- 
den, dass die Europäische Union sich in 
einer tiefen Krise befindet. Nun sind 
Krisen in der Geschichte des europäi- 
schen Integrationsprozesses zwar nichts 
Neues. Man denke etwa an die Politik 
des „leeren Stuhls“, mit der der franzö- 
siche Präsident de Gaulle in den 1960er 
Jahren auf die drohende Vergemeinschaf- 
tung von Entscheidungsprozessen re- 
agierte, oder an die langanhaltende Stag- 
nation des Integrationsprozesses in den 
1970er und frühen 1980er Jahren, bevor 
mit dem Binnenmarktprojekt nicht nur 
eine Welle der Europa-Euphorie ausge- 
löst, sondern zugleich der Grundstein für 
den gegenwärtigen neoliberal ausge- 
richteten Integrationspfad gelegt wurde. 


Wie der einleitende Artikel von Martin 
Beckmann, Frank Deppe und Matthis 
Heinrich deutlich macht, ist die gegen- 
wärtige Krise jedoch tiefgreifender als die 
bisherigen. Die Autoren machen zwei 
Konfliktachsen aus, die sich seit einiger 
Zeit im europäischen Integrationsprozess 
überlagern, und in der gegenwärtigen 
Auseinandersetzung um die Verfassung 
ihren Höhepunkt gefunden haben. Er- 
stens handelt es sich um die Frage der 
Vermittlung europäisch-gemeinschaftlicher 
und nationalstaatlich-partikularer Interes- 
sen. Hinzu kommt zweitens die Kon- 
fliktachse zwischen den politischen und 
ökonomischen Eliten als Trägern des In- 
tegrationsprozesses und weiten Bevölke- 
rungsteilen in vielen Mitgliedstaaten, die 
der europäischen Integration zunehmend 
skeptisch gegenüber stehen. 

Diese Konfliktachsen ziehen sich durch 
sämtliche europäischen Projekte, die in 
den letzten zwei Dekaden initiiert wor- 
den sind. Mit dem Binnenmarkt, der 
Währungsunion und der Lissabonstrate- 
gie hat sich das Verhältnis von nationa- 
ler und gemeinschaftlicher Politik, sowie 
nationaler und transnationaler Akteure 
weitreichend verändert. Nationale Haus- 
halts-, Steuer-, Sozial-, Arbeits- und Tarif- 
politiken werden der europäischen, de- 
mokratisch nicht legitimierten, Geld- 
und Währungspolitik untergeordnet und 
zugleich einer innereuropäischen Regime- 
Konkurrenz ausgesetzt. Diese Neuord- 
nung der europäischen Verhältnisse ist 
wesentlich auf die Interessen global ori- 
entierter Finanz- und Industriekonzerne 
zurückzuführen, die sich hiervon sowohl 
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verbesserte Verwertungsbedingungen wie 
auch eine gute Ausgangsposition im glo- 
balen Wettbewerb erhoffen. Diese Inter- 
essen finden mittlerweile die Unterstüt- 
zung von politischen Eliten fast jeder 
parteipolitischen Couleur, die angesichts 
langanhaltender wirtschaftlicher Stagna- 
tionstendenzen und hoher Arbeitslosig- 
keit zunehmend davon überzeugt sind, 
dass die Stärkung der Marktkräfte und 
des Wettbewerbs zwingend sind, um ei- 
nen neuen wirtschaftlichen Aufschwung 
herbeizuführen. 

Gerade dies aber kann die neoliberale In- 
tegrationsweise nicht erfüllen. Die Arti- 
kel von Hans-Jürgen Bieling und Micha- 
el Heine/Hans-Jörg Herr gehen den Pro- 
blemen und Widersprüchen der neolibe- 
ralen Integrationsweise nach. Bieling ar- 
gumentiert, dass die erhöhte Kapitalmo- 
bilität, die zentrale Rolle von institutio- 
nellen Anlegern und Investmentbanken 
und die Beschleunigung der Finanz- 
marktintegration im europäischen Raum 
gerade dazu führt, die traditionellen 
Stärken des kontinentaleuropäischen Ka- 
pitalismus zu unterminieren. Statt einer 
erfolgreichen Reorganisation des euro- 
päischen Kapitalismus, wie es von politi- 
schen und ökonomischen Eliten propa- 
giert wird, sehen wir eine Desorganisati- 
on. Heine und Herr weisen nach, dass 
die stagnierende Entwicklung in vielen 
Ländern der EU, sowie eskalierende re- 
gionale Probleme durch den fundamen- 
talen Konstruktionsfehler der Währungs- 
union verursacht wird, dass nämlich eu- 
ropäische Währungspolitik nicht auf ei- 
ner politischen Union beruht, in der Fra- 
gen der Lohn- und Fiskalpolitik ebenso 
vergemeinschaftet werden wie die Geld- 
und Währungspolitik. 

Die Tatsache, dass der neoliberale Um- 
bau der europäischen Union vorangetrie- 
ben wird, dass die gegebenen Sozialord- 
nungen untergraben werden, ohne neue 
Wohlstandseffekte zu erzeugen, führt zu 
tiefgreifenden Legitimationsproblemen. 
Langfristig kann die Währungsunion 
nicht ohne einen demokratisch gefaßten 
Konsens über die sozialen und wirt- 


schaftspolitischen Prioritäten im gemein- 
samen Währungsraum überleben. Man 
muss diesen Sachverhalt jedoch nur ex- 
plizit ausformulieren, damit deutlich 
wird, wie unvorbereitet die europäischen 
Gesellschaften und Staaten auf eine so 
radikale Europäisierung ihres Gemeinwe- 
sens sind. Es scheint, dass die wirtschaft- 
lichen Großprojekte der EU ein Patt 
erzeugt haben: Die Vergemeinschaftung 
bedeutender Aspekte wirtschaftspoliti- 
scher Souveränität hat zugleich zur na- 
tionalen Fragmentierung in den Berei- 
chen der Wirtschafts-, Steuer- und Sozial- 
politik geführt. Dass die meisten Regie- 
rungen nun geradezu verstärkt auf die 
Beibehaltung der nationalen Autonomie 
im Bereich dieser Politiken wachen, hat 
vermutlich einerseits damit zu tun, daß 
diese Politiken zu zentralen Instrumen- 
ten in der europäischen und globalen 
Konkurrenz um Märkte und Investitio- 
nen geworden sind. Anderseits aber spie- 
geln sich hier auch in den unterschied- 
lichen nationalen Institutionen sehr un- 
terschiedliche nationale Kompromisse 
wieder, deren Vergemeinschaftung extrem 
problematisch ist. Das Ergebnis jeden- 
falls könnte explosiver nicht sein: Vertei- 
digt wird hier im wesentlichen die Auto- 
nomie zum Einstieg in den Wettbewerb 
der nationalen Unterbietung von Steuer- 
und Sozialstandards. 

Auch in die Osterweiterung, ein weiteres 
Großprojekt der Europäischen Union, 
sind die Konfliktachsen zwischen natio- 
nalen und gemeinschaftlichen Interessen, 
sowie zwischen Eliten und Bevölkerung 
eingezogen. Die Osterweiterung spiegelt 
zum einen den Versuch der EU, sich als 
außenpolitischer Akteur zu etablieren, 
wider. Sie ist wesentlich den Bemühun- 
gen der politischen Eliten der EU ge 
schuldet, eine Antwort auf die geostrate- 
gischen Herausforderungen, die sich mit 
dem Ende des Kalten Krieges ergaben, zu 
finden. Ein zentrales Element dieser Ant- 
wort ist die Verknüpfung der außenpoli- 
tischen Einflußnahme in den euro- 
päischen Nachbarstaaten mit der Mitglied- 
schaftsperspektive. Diese Verknüpfung 
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bringt Vorteile mit sich: Erst die 
Mitgliedschaftsperspektive ermöglicht es 
der EU nämlich, einen tiefgreifenden 
Einfluss in der europäischen Peripherie 
auszuüben. Diesen nutzt sie insbe- 
sondere, um ihren neoliberalen Ord- 
nungsrahmen auf die neuen Mitglieder 
auszudehnen, ohne dass auch nur 
ansatzweise die Frage gestellt wurde, ob 
dies eine adäquate Entwicklungsstrategie 
für semi-periphere Gesellschaften dar- 
stellt. Die Konsequenzen dieser Strategie 
werden in dem Artikel von Dorothee 
Bohle thematisiert. Sie argumentiert, dass 
die Osterweiterung insgesamt den Hand- 
lungsspielraum des transnationalen Kapi- 
tals in Europa noch einmal ausgedehnt 
hat, und dass damit der Konkurrenz- 
druck innerhalb der EU verschärft wird. 
Im Gegensatz zu einer vereinfachenden 
Sichtweise, derzufolge die Osterweiterung 
die EU nun endgültig in ein „race to the 
bottom“ treibt, weist sie darauf hin, dass 
der größte Druck nicht von den marktra- 
dikalen, baltischen Staaten ausgeht, son- 
dern vielmehr von den Visegrad-Staaten, 
die im osteuropäischen Vergleich relativ 
hohe soziale Standards aufweisen. 

Die „Rückkehr nach Europa“ der ost- 
europäischen Staaten hat es nicht ver- 
mocht, die hiermit verbundenen gesell- 
schaftlichen Hoffnungen auf sozialen 
und wirtschaftlichen Fortschritt in der 
Region zu erfüllen. Der abhängige Kapi- 
talismus, der sich in vielen neuen EU- 
Mitgliedsländern herausgebildet hat, hat 
vielmehr häufig zu „dualen Wirtschaf- 
ten“ geführt, in denen eine Minderheit 
wirtschaftlich und sozial besser gestellt 
ist, ein großer Teil der Bevölkerung aber 
von Entwicklung abgeschnitten ist. 
Joachim Becker geht den politischen 
Konsequenzen dieser Entwicklung nach. 
Er zeigt, wie in Polen und der Slowakei 
nationalkonservative Kräfte das Erbe der 
liberalen Reformeliten antreten. Diese 
politischen Kräfte bündeln die soziale 
Unzufriedenheit mit der neoliberalen 
Transformation und Integration. 

Der politische Gegenwind aus Osteuropa 
- der auch damit zusammenhängt, dass 


die EU-Konditionalität mit der Mitglied- 
schaft wirkungslos geworden ist - ver- 
schärft derzeit das politische Patt in der 
EU. Dennoch ist die EU gewillt, weitere 
Mitglieder aufzunehmen. Rumänien, Bul- 
garien, die Länder des westlichen Balkans, 
die Türkei, und langfristig vielleicht auch 
die Ukraine, Weißrussland und Georgien 
sind durchaus aussichtsreiche Kandıi- 
daten einer EU-Mitgliedschaft. Bislang 
hat die EU nicht klar festlegen können, 
welches ihre Grenzen sind. Dies ist wohl 
zum Teil darauf zurückzuführen, dass die 
Vorteile des außenpolitischen Instruments 
Mitgliedschaft die Nachteile zu überwie- 
gen scheinen - zumindest solange die 
Mitgliedschaft als Perspektive angeboten 
wird, und nicht realisiert werden muss. 
Doch eine vielfach erweiterte Union 
droht auch, die gegebenen Konflikte 
noch zu verstärkten. 

Europa ist also insgesamt in problema- 
tischer Verfassung. Die transnationale 
kapitalistiche Vergesellschaftung ist 
durch den europäischen Integrationspro- 
zess weit vorangetrieben worden. Hier 
sind Tatsachen geschaffen worden, hinter 
die kein politischer Weg mehr zurück- 
führt. Deshalb ist es auch aus linker 
Sicht nicht befriedigend, einer Perspek- 
tive der Re-nationalisierung anzuhängen. 
Mittels nationalstaatlicher Grenzen ist 
das transnationale Kapital nicht mehr 
einzubetten. Dies hat eine Reihe von ge- 
sellschaftlichen Kräften auf der (mo- 
deraten) Linken dazu gebracht, die euro- 
päische Integration zu befürworten, da 
diese es erlaube, einen Teil der auf natio- 
nalem Terrain verloren gegangenen Hand- 
lungsfähigkeit zurückzugewinnen. Einige 
dieser Kräfte verbinden mit der euro- 
päischen Integration die Hoffnung, dem 
US-amerikanischen neoliberalen Kapita- 
lismus und agressiven Unilateralismus 
eine gleichsam zivilere Alternative entge- 
genzusetzen. Guglielmo Carchedi warnt 
vor solchen Illusionen. Er argumentiert, 
daß, nachdem sich die EU bereits öko- 
nomisch als einziger ernsthafter Kon- 
kurrent zu den USA entwickelt habe, es 
nur eine Frage der Zeit sei, bis die EU 
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auch einen schlagkräftigen militärischen 
Arm entwickle. Diesem wird jedoch alle 
Zivilität ebenso abgehen wie dem US- 
amerikanischen Imperialismus. 

Andreas Fisahn und Anne Karass schließ- 
lich begründen, wie auf der Grundlage 
von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, So- 
zialstaatlichkeit, Friedenspflicht und Zu- 
kunftsoffenheit eine zustimmungsfähige 
Verfassung der Europäischen Union aus- 
sehen kann. Unter den gegenwärtigen 
Bedingungen ist es jedoch fraglich, ob 
die gesellschaftlichen Kräfte für ein sol- 
ches europäisches Projekt gebündelt wer- 
den können, oder ob diese Kräfte nicht 
irgendwo im Gestrüpp des europäischen 
Mehrebenensystems, welches einseitig die 
Partikularinteressen transnationaler Kapi- 
talgruppen honoriert, und breitere gesell- 
schaftliche Belange national fragmentiert, 
hängen bleiben. 


Die jüngsten Angriffe der Hizbullah, die 
Israel als Rechtfertigung für einen mit al- 
ler Härte geführten Krieg gegen den Li- 
banon dienten, der, wie der israelische 
Generalstabschef Dan Halutz zu Beginn 
drohte „den Libanon um 20 Jahre zu- 
rückwerfen“ würde, rückten den Nahost- 
konflikt erneut ins öffentliche Bewusst- 
sein. Außerhalb des Heftschwerpunkts 
beschäftigt sich der Beitrag von Anne 


Koch mit der Hizbullah und dem Kon- 
flikt zwischen Libanon und Israel. 

Die „Einsprüche“ setzen die Diskussion der 
Frage „Was ist heute noch links?“ fort. 
Alex Demirovid kritisiert die von Bernd 
Ladwig in PROKLA 143 vertretene „so- 
zialliberale“ Position, woraufhin dieser 
mit einer Anti-Kritik antwortet. 


In eigener Sache 

Zeitschriften wie die PROKLA können 
ohne finanzielle Unterstützung nicht exi- 
stieren. Die PROKLA wird seit ihrer 
Gründung von der „Vereinigung zur Kri- 
tik der politischen Ökonomie“ herausge- 
geben, die nicht nur die notwendige fı- 
nanzielle Unterstützung leistet, um die 
Unabhängigkeit der Zeitschrift zu ge- 
währleisten, sondern in der jährlichen 
Mitgliederversammlung auch über die 
nächsten Schwerpunktthemen berät und 
die Mitglieder der Redaktion wählt. Die 
Redaktion würde sich freuen, Leser und 
Leserinnen der PROKLA auch als Mit- 
glieder der Vereinigung begrüßen zu 
können. Die nächste Mitgliederversamm- 
lung findet am Samstag, den 7. Oktober 
in Berlin statt. Am Freitag, den 6. Okto- 
ber wird die PROKLA eine öffentliche 
Diskussion zu den Entwicklungstenden- 
zen der EU veranstalten. Details zu bei- 
den Veranstaltungen finden sich auf un- 
serer Website www.prokla.de 


Martin Beckmann, Frank Deppe, Mathis Heinrich 


In schlechter Verfassung? Ursachen 
und Konsequenzen der EU-Verfassungskrise 


1. Der „Wahl-GAU” 


Die tiefe Krise, in welche die Europäische Union Mitte des Jahres 2005 gera- 
ten war, wurde von Journalisten schon als „GAU“, als der größte anzuneh- 
mende Unfall, bezeichnet. Knapp 55 Prozent der Wähler hatten beim Referen- 
dum über den EU-Verfassungsvertrag in Frankreich mit „Nein“ gestimmt. Drei 
Tage später entschieden sich in den Niederlanden sogar 62 Prozent der Ab- 
stimmenden gegen den Vertrag, bei einer - zumindest im Vergleich zu den Eu- 
ropawahlen - relativ hohen Wahlbeteiligung von über 63 Prozent. Kurz da- 
nach setzte die britische Regierung die für das kommende Jahr geplante 
Volksabstimmung zur EU-Verfassung ab, während einige Regierungen verkün- 
deten, dass sie den Ratifizierungsprozess fortsetzen wollen. Der Europäische 
Rat kam zwei Wochen später zusammen. Die Staats- und Regierungschefs der 
25 konnten sich lediglich darauf einigen, bis Anfang 2007 eine „Reflexions- 
pause“ im Ratifizierungsverfahren einzulegen und dann über den weiteren 
Fortgang des Verfahrens zu entscheiden. 

Diese Pause löst keines der Probleme, die sich im Zusammenhang des Ratifi- 
zierungsprozesses akkumuliert haben. Anfang 2006 beklagten Ratsmitglieder, 
dass wohl eine „Pause“ eingehalten werde, dass aber von einer gemeinsamen 
„Reflexion“ keine Rede sein könne. Bei früheren Abstimmungen in Dänemark 
(1992) - nach Maastricht - und in Irland (2001) - nach Nizza - wurde sofort 
die Möglichkeit einer Wiederholung des Referendums ins Auge gefasst. Nun- 
mehr wagt niemand, eine solche Variante vorzuschlagen. Das Gewicht von 
Frankreich und den Niederlanden, beide Gründungsmitglieder der EWG, ist in 
der EU einfach zu groß, um das klare Votum „wegzumanipulieren“. Die Ab- 
lehnung der Verfassung signalisiert daher einen tief greifenden Stimmungs- 
und Bewusstseinsumschwung in der Bevölkerung dieser Länder. 

Die Analysen der Abstimmungsergebnisse zeigen zudem einen klaren Trend: 
Arbeiterinnen und Arbeiter sowie mittlere Angestellte/Beamte haben überwie- 
gend mit „Nein“ gestimmt.' Bei Besserverdienenden, Akademikern und Ange- 


1 In Spanien und in Luxemburg fanden ebenfalls Referenden statt, die mehrheitlich den Ver- 
fassungsvertrag annahmen. In Spanien - traditionell sehr „europafreundlich“ - war die Wahl- 
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hörigen der sogenannten „Eliten“ überwog dagegen die Zustimmung zur Ver- 
fassung. In Frankreich wurde das „Nein“ zu Recht als ein Sieg der Linken und 
nicht der nationalistischen Rechten (z.B. Le Pen und FN in Frankreich) ange- 
sehen. Die Ergebnisse zeigen eindeutig, dass die Entwicklung der EU - Bin- 
nenmarkt, Währungsunion, Osterweiterung, Gemeinsame Außen- und Sicher- 
heitspolitik (GASP) - gerade von den sozialen Schichten negativ oder skep- 
tisch beurteilt wird, die sich von Arbeitplatzverlust, Abbau sozialer Siche- 
rungssysteme, Privatisierung öffentlicher Einrichtungen und Leistungen am 
meisten bedroht fühlen.? 

In diesem Beitrag soll die Spezifik der Verfassungskrise bestimmt werden. Die- 
se muss aus der Entwicklungslogik des Integrationsprozesses und seinen im- 
manenten Widersprüchen abgeleitet werden; eine institutionalistisch verengte 
Integrationsanalyse wird hingegen solche Krisen stets aus externen Wirkungs- 
faktoren, wie z.B. mangelhafte Informiertheit der Bevölkerung oder schlechtes 
Politikmanagement, herzuleiten versuchen. Wir gehen von den Analysen der 
Marburger Forschungsgruppe Europäische Integration (FEI) über die neolibe- 
rale Restrukturierung der EU seit dem Binnenmarktprojekt aus. Die „neue eu- 
ropäische Ökonomie“ ist durch „zwei Merkmale“ charakterisiert: „zum einen 
durch einen qualitativen Sprung von der Marktliberalisierung zur Marktinte- 
gration |[...]| und zum anderen [...] durch eine veränderte Komplementaritäts- 
struktur von europäischer Integration und nationaler Regulierung“ (Bieling 
2004: 128; vgl. dazu auch Bieling/Deppe 2003; Beckmann u.a. 2003). Der Ver- 
fall des „permissiven Konsensus“ über die Europapolitik, d.h. die Legitimati- 
onskrise des europäischen Projektes bei den Wahlbevölkerungen in den Mit- 
gliedstaaten, ist daher nicht allein auf innenpolitische Probleme, sondern vor 
allem auf die sozialen Rückwirkungen der „neuen europäischen Ökonomie“ 
und des „neuen Konstitutionalismus“ (Stephen Gill) auf die Alltagserfahrung 
der Menschen zurückzuführen. Darüber hinaus wird die Spezifik der Verfas- 
sungskrise im Zusammenhang der möglichen „Überdehnung“ der EU im Zu- 
sammenhang der Osterweiterung und der GASP diskutiert. 


2. Die Krise und ihre Lösung aus der Sicht des 
integrationstheoretischen Mainstreams 


Die mittelfristigen Auswirkungen der gescheiterten Referenden in Frankreich 
und den Niederlanden auf den europäischen Integrationsprozess sind noch 


beteiligung extrem niedrig; in Luxemburg zeichnete sich ebenfalls eine soziale Polarisierung 
zwischen dem industriellen Süden des Landes und der Hauptstadtregion ab. 

2 Eine genauere Analyse der Wahlergebnisse hätte zu fragen, wieweit die Ergebnisse durch die 
Folgen der Migration und die damit verbundenen sozialen, politischen und kulturellen Kon- 
flikte beeinflusst wurden, die vor allem von den konservativen Parteien und der extremen 
Rechten instrumentalisiert werden. In den Niederlanden spielte diese Dimension wahrschein- 
lich eine größere Rolle als in Frankreich. 
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nicht komplett absehbar,’ aber eine Vielzahl eingängiger Krisendeutungen 
scheint sich darüber einig zu sein, warum der Vertrag über eine Verfassung für 
Europa (VVE) abgelehnt wurde. An erster Stelle werden fast ausnahmslos in- 
nenpolitische Beweggründe für das Nein herangezogen. Die wachsende Unzu- 
friedenheit der Bevölkerung über die ökonomische und soziale Situation habe 
zu einer Abstrafung der jeweiligen Regierung, die den VVE unterstütze, geführt. 
Da sich fast das gesamte Parteienspektrum des Parlamentes in Frankreich und in 
den Niederlanden für den Verfassungsvertrag aussprach, wird dessen Ablehnung 
auch als Ausdruck allgemeiner nationaler Politikverdrossenheit gedeutet (Schild 
2005: 190). Es wird betont, dass „Europa |[...] zum Sündenbock für Fehler der 
nationalen Politik abgestempelt wird“ (Genscher 2005, vgl. dazu auch: Schmidt 
2005). Mitunter wird auch der parlamentarischen Opposition (vor allem in 
Frankreich) unterstellt, die Politikverdrossenheit der Bevölkerung ausgenutzt zu 
haben, um sich innenpolitisch zu profilieren (Jopp/Kuhle 2005: 257). 

Als zweite bedeutende Ursache für die Ablehnung des VVE tauchen europapo- 
litische Beweggründe auf, die sich aber nach einschlägiger Meinung mehr auf 
allgemeine Tendenzen als auf den VVE selbst beziehen. Aufgrund sozialer und 
ökonomischer Ängste vor Unternehmensverlagerungen und steigendem Druck 
auf den Arbeitsmärkten werden die Verfassungsreferenden insbesondere als 
„verspätetes Referendum zur EU-Osterweiterung“ verstanden (Schild 2005: 
198). Außerdem wird vermutet, dass ein möglicher Beitritt der Türkei zur Ab- 
lehnung des VVE beigetragen habe (Jopp/Kuhle 2005: 258). Als weitere Di- 
mension der gescheiterten Referenden gilt die Vertiefung der ökonomischen 
Integration. Hier sehen die meisten Autoren eine allgemeine Unzufriedenheit 
über die ökonomischen Projekte der EU des vergangenen Jahrzehnts (wie den 
Binnenmarkt oder die Lissabon-Strategie) und damit verbundene Ängste vor 
„Lohndumping“ und Sozialabbau (vgl. Diedrichs/Wessels 2005: 289). Eine 
sich entwickelnde Konfliktlinie zwischen sozialem und neoliberalem Europa 
wird also durchaus erkannt (Schild 2005: 191), jedoch nicht grundlegend dis- 
kutiert. Vielmehr wird die Ablehnung des Verfassungsvertrages auf eine man- 
gelnde diskursive Vermittlung zwischen der EU und der Bevölkerung zurück- 
geführt. Der uninformierten Bevölkerung müsse demnach lediglich klar ge- 
macht werden, dass der wirtschaftspolitische Kurs der EU nicht das Problem, 
sondern die Lösung sei (Wallström 2005: 10). 

Der Umstand, dass insbesondere Arbeiter und kleine bis mittlere Angestellte, 
sowie Jugendliche und Rentner gegen die Verfassung gestimmt haben,' spielt 


3 Dies lässt sich nicht zuletzt an den verschieden Bewertungen erkennen: So ist einerseits le- 
diglich von einer „Vertrauenskrise“* (Kühnhardt 2005: 3) oder „Ratifikationskrise des Verfas- 
sungsvertrages“ (Thym 2005: 307) die Rede, anderseits von einer „Verfassungsfalle“ der EU 
(Diedrichs/Wessels 2005: 287) oder einer „tiefe europäische Krise“ (Klingst 2005). 

4 In Frankreich stimmten 79 % der Arbeiter, 67 % der kleinen Angestellten, 53 % der mittleren 
Angestellten und 56 % der 18 bis 24-Jährigen mit „Non“ (IPSOS, Referendum 29 Mai 2005). 
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in den populären Krisendeutungen hingegen nur eine geringe Rolle. Zwar wird 
in diesem Abstimmungsverhalten vereinzelt erkannt, dass die Ablehnung die- 
ser Bevölkerungsschichten mit zunehmenden Zukunftsängsten zusammenhän- 
gen muss (Schild 2005: 196). Jedoch wird das Problem auch hier auf die man- 
gelnde Vermittlung zwischen der EU und der Bevölkerung zurückgeführt oder 
auf eine grundsätzliche Abneigung älterer Menschen vor Neuerungen und die 
Überforderung junger Menschen reduziert (Schmidt 2005). 

Nahezu alle einschlägigen Krisendeutungen sehen in dem Verfassungsvertrag 
keine bedeutende Ursache für die gescheiterten Referenden. Dass inhaltliche 
Kritik am Verfassungstext zur Ablehnung geführt habe, wird mitunter sogar als 
„völlig falsche Interpretation“ (Jopp/Kuhle 2005: 258) aufgefasst. Fast nie- 
mand aus der Bevölkerung sei ausreichend über das Vertragswerk informiert 
gewesen, deshalb könnten die Vertragsinhalte auch nicht als Determinante der 
Ablehnung verstanden werden. Vor diesem Hintergrund der Unkenntnis der 
Bevölkerung über den eigentlichen Abstimmungsgegenstand warnen einige 
Autoren vor weiteren Volksbefragungen, da „Plebiszite ganz andere Fragen si- 
tuationsbedingt mit einbeziehen“ (Genscher 2005) und somit nur „sehr do- 
siert zum Einsatz kommen“ sollten (Jopp/Kuhle 2005: 259). 

Da also nicht davon ausgegangen wird, dass die Ablehnung des VVE auf einer 
Ablehnung des Verfassungstextes selbst beruht, wird auch bezüglich des mög- 
lichen weiteren Vorgehens weitestgehend am Inhalt des Vertragwerkes fest- 
gehalten. Die Meinungen darüber, ob und wenn ja, wann der Ratifizierungs- 
prozess fortgesetzt werden solle, gehen jedoch stark auseinander. Besonders 
häufig wird der Weg einer „weichen Konstitutionalisierung“ ins Auge gefasst.” 
Damit ist ein pragmatisches Vorwegnehmen zentraler Aspekte des VVE auf der 
Basis des Vertrags von Nizza gemeint, also die Umsetzung einzelner Reform- 
schritte auf Grundlage des geltenden Vertragswerkes. Hier bieten sich beson- 
ders bei der „Änderung der Praxis der Institutionen“, dem „Rückgriff auf Ver- 
tragsspielräume“ und „nationale Regelungen“ (Thym 2005: 308) Möglichkei- 
ten, einzelne Elemente des VVE frühzeitig durchzusetzen. Besondere Priorität 
wird dabei dem Bereich der „Effizienz und Kohärenz der GASP“ (Heusgen 
2005: 337) zugeschrieben, aber auch Regelungen zur Förderung der Transpa- 
renz und der Kommunikation innerhalb der EU sollen Gegenstand der infor- 
mellen Reformen sein. Fast alle Befürworter dieses Vorgehens sehen es ledig- 
lich als pragmatische „Zwischenstufe“ an (Thym 2005: 307) und betonen die 
baldige Fortführung des Ratifizierungsprozesses, um die entscheidenden Neu- 
regelungen in Form des VVE einzuführen. 


In den Niederlanden stimmten 78 % der Arbeiter, 74 % der 18 bis 24-Jährigen und 52 % der 
über 55-Jährigen mit „Nee“ (Eurobarometer: Post-Referendum survey in the Netherlands). 

5 So sagt z. B. Kommissionspräsident Barroso: „Wir müssen all das in Angriff nehmen, was wir 
auf Grundlage des bestehenden Rechts tun können - und das ist viel“. (FAZ, 26.09.2005, S. 2) 
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Somit können auch vermehrt auftretende Forderungen nach einer Nachbesse- 
rung des derzeitigen Verfassungsentwurfes als Ergänzung zu dieser konstitutio- 
nellen Methode verstanden werden. Durch Neuverhandlungen soll eine Über- 
holung und/oder Ergänzung des derzeitigen Vertragswerkes zu mehr Akzep- 
tanz in der Bevölkerung führen (Duff 2005). Von solch einer verbesserten Ver- 
sion, einem sog. „Verfassungsvertrag Plus“ (Diedrichs/Wessels 2005: 294) ver- 
sprechen sich die Befürworter, die wesentlichen Elemente des „alten“ VVE in 
einer fortgeführten Ratifizierung beibehalten zu können.‘ In diesem Zusam- 
menhang wird auch häufig für die Durchführung eines europaweiten Referen- 
dums plädiert, welches die demokratische Legitimation gewährleisten soll 
(Diedrichs/Wessels 2005: 294). Allerdings wird davon ausgegangen, dass in 
diesem Fall „eine deutliche Mehrheit der Unionsbürger die [neue] Europäi- 
sche Verfassung befürworten wird“ und somit verbirgt sich hinter diesem Vor- 
schlag lediglich die Absicht „in Frankreich und den Niederlanden faktisch ein 
zweites Referendum durchzuführen“ (Kühnhardt 2005: 7). 

Andere Autoren hingegen halten die baldige Weiterführung der Ratifikation 
für eine „Illusion“. Dennoch distanzieren sich diese keineswegs vom Inhalt 
des Verfassungsvertrages, sondern befürworten eine über die „weiche Konstitu- 
tionalisierung“ hinausgehende Methode: Die Ausarbeitung eines großen Ver- 
handlungspakets mit Kernelementen des VVE und dessen Einführung durch 
eine Revision der bestehenden Verträge (Diedrichs/Wessels 2005: 305). 
Ergänzend, aber auch losgelöst von den konstitutionellen Strategien, beziehen 
sich einige Autoren besonders auf die innenpolitischen Beweggründe der Ab- 
lehnung des VVE. Sie heben hervor, dass es in der Verantwortung der Mit- 
gliedsstaaten liege, einen Ausweg aus der europäischen Krise zu finden und 
diese „weniger mit Hilfe größerer Transparenz und Bürgernähe zu überwinden 
ist“ (Kyaw 2005: 93). Demnach sei die Verfassungskrise sowohl mit einer Ver- 
besserung der nationalen wirtschaftlichen Lage durch eine Reformpolitik 
(Schmidt 2005), als auch mit zunehmendem pro-europäischen Handlungswil- 
len der politischen Eliten zu lösen. Letzteres heißt, die „nationalen Entschei- 
dungsträger müssen durch Entscheidungswillen die Europäische Integration 
vorantreiben“ (Genscher 2005), indem sie ihre europapolitische Verantwor- 
tung steigern und europafähige Konzepte entwerfen (Kühnhardt 2005: 5f.). 
Hier stützen sich die Hoffnungen besonders darauf, dass durch die anstehen- 
den Wahlen bzw. zu erwartenden neuen Regierungen in Frankreich und 
Großbritannien klarere Machtverhältnisse, wirtschaftliches Wachstum und 
neue Führungsstärke innerhalb der EU erreicht werden können, um das Pro- 
jekt der Verfassung voranzutreiben (Wallace 2005: 331, Kyaw 2005: 92 £.). 
Aufgrund der mangelnden diskursiven Vermittlung zwischen EU und Bevölke- 


6 So auch Bundeskanzlerin Angela Merkel, die vorschlägt einen grundsätzlich unveränderten 
VVE durch ein Sozialprotokoll zu ergänzen (Die Zeit, 19.01.2006, S. 6). 
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rung (s. 0.) wird, um dieser Abhilfe zu schaffen, vereinzelt auch für eine ge- 
steigerte Kommunikation plädiert. Ein so genannter „Plan D* (Wallström 
2005: 10) soll der europäischen Bevölkerung durch mehr Demokratie, Debat- 
ten und Dialog die langfristigen Ziele der EU vermitteln und die Skepsis ge- 
genüber laufenden Projekte nehmen. Demnach müssen zum einen lediglich 
die Motive für den VVE stärker betont werden. Zum anderen muss die Mög- 
lichkeit akzentuiert werden, durch diesen bestehende Probleme inner- und au- 
ßerhalb der EU zu lösen, um so das Vertrauen der Bevölkerung in die EU 
wieder herzustellen (Göler/Marhold 2005: 333f.). 

All diesen Strategien zur Überwindung der Verfassungskrise ist gemeinsam, 
dass sie am Inhalt des VVE festhalten. Abgesehen von dem Vorschlag, die be- 
stehenden Verträge zu revidieren, zielen sie zudem sämtlich darauf ab, den Ra- 
tifizierungsprozess fortzusetzen und eine Verfassung für Europa durchzusetzen 
- ob nun in der derzeitigen Form oder in einer neu verhandelten Variante. 
Dabei sind mit der „weichen Konstitutionalisierung“ und der verstärkten 
Kommunikation zwischen EU und Bevölkerung zwei Möglichkeiten gegeben, 
um die Reflexionsphase mit dem Ziel der Einführung des VVE zu nutzen. In 
der Zwischenzeit sollten sich - so die jeweiligen Autoren - die politischen Eli- 
ten Europas auf eine Politik der kleinen Schritte besinnen, um die europäische 
Integration voranzutreiben. Dabei wird konsequent dafür plädiert, dass sich 
die „erprobte prinzipielle Ausrichtung [...] [der EU] nicht ändern [darf]“ (Ky- 
aw 2005: 94), sondern vielmehr ein Festhalten an der Lissabon-Strategie, der 
Ausbau der GASP und die Fortsetzung der Erweiterung notwendig ist, um die 
EU zu einem „Global Player“ zu entwickeln, was gleichzeitig dazu beitragen 
soll, die bestehende Krise zu überwinden und die Zustimmung der Bürger zu- 
rück zu gewinnen (vgl. Lamers 2005: 31ff., Verheugen 2006: 16). 


3. Dimensionen der EU-Krise: ein alternativer Erklärungsansatz 
3.1 Die Post-Maastricht-Krise wirkt fort 


Krisen sind für den europäischen Integrationsprozess kein neues Phänomen. 
De Gaulles’ ‘Politik des leeren Stuhls’ in den sechziger Jahren sowie die Euro- 
sklerose nach dem Scheitern des Werner-Plans für eine gemeinsame Währung 
in den siebziger Jahren sind hierfür Beispiele. Widersprüche unterschiedlich- 
ster Art durchziehen die EU. Zwischen den Mitgliedstaaten bestehen vielfälti- 
ge potenzielle Interessenkonflikte, ob zwischen alten und neuen, großen und 
kleinen oder reichen und armen Mitgliedstaaten oder auch entlang regionaler 
und finanzieller Trennlinien, etwa Konflikte zwischen den südlichen Mitglied- 
staaten und den mittel- und osteuropäischen Beitrittsstaaten über die künftige 
Verteilung der Struktur- und Regionalfördermittel. Jenseits der Konflikte zwi- 
schen den Mitgliedstaaten besteht ein Widerspruch zwischen nationalen und 
gemeinschaftlichen Interessen. Vor dem Hintergrund dieser vielfältigen Kon- 
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fliktkonstellationen sind periodische Krisen für den Integrationsprozess nicht 
ungewöhnlich, bergen aber keine grundsätzliche Gefahr für das Scheitern der 
Integration. Die zahlreichen Krisen im Verlauf des Integrationsprozesses waren 
keine Existenzkrisen, in denen die europäische Integration als Ganzes auf dem 
Spiel gestanden hätte. Vielmehr handelte es sich um Entwicklungskrisen, die 
immer wieder mittels ausgehandelter Kompromisse zwischen den Regierungsver- 
tretern zu einer neuen Entsprechung zwischen europäisch-gemeinschaftlichen 
und nationalstaatlich-partikularen Interessen führten. Der Ausstieg aus der 
Gemeinschaft wäre jenen sozialen Kräften in den Nationalstaaten, die die In- 
tegration getragen haben, immer mit zu hohen Kosten verbunden gewesen. Er- 
leichtert wurde die Krisenbewältigung bis Ende der achtziger Jahre schließlich 
auch dadurch, dass die Systemkonkurrenz die westeuropäischen Staaten unter 
Führung der USA zusammenband. 

In den ersten Jahrzehnten der Integration weniger bedeutsam hat sich ab den 
frühen neunziger Jahren eine weitere Konfliktachse aufgetan, nämlich die zwi- 
schen den politischen und ökonomischen Eliten als Trägern des Integrations- 
prozesses auf der einen und weiten Bevölkerungsteilen in vielen Mitgliedstaa- 
ten auf der anderen Seite, die der europäischen Integration zunehmend skep- 
tisch gegenüber stehen. Unter den Bedingungen der alten Integrationsweise 
der fünfziger und sechziger Jahre - geprägt von Markterweiterung, ohne die 
nationalstaatlichen Regulationsweisen in Frage zu stellen - trug der gemeinsa- 
me Markt dazu bei, das Wirtschaftswachstum und die Produktivitätsentwick- 
lung zu stimulieren. Der Integrationsprozess führte nur zu einer begrenzten 
Öffnung der nationalen Wirtschaftsräume und stärkte indirekt zugleich die na- 
tionalen fordistischen Entwicklungspfade und Muster der wohlfahrtsstaatli- 
chen Regulation (Ziltener 1999: 123f). Aus diesen Gründen wurde die Integra- 
tion mit Wohlstand und Stabilität verbunden. 

Dieser permissive Konsens erodierte mit dem Wandel der Integrationsweise ab 
den achtziger Jahren. Seit dieser Zeit sind die europäischen Staaten mit Mas- 
senarbeitslosigkeit und einer verschärften sozialen Exklusion konfrontiert. In 
den Augen weiter Bevölkerungsteile werden diese Prozesse durch die neue 
Dynamik der europäischen Integration nicht nur nicht gelöst, sondern ver- 
stärkt. Strukturell stärken die Liberalisierungsprojekte der EU, wie der Bin- 
nenmarkt, das transnationale Kapital. Gleichzeitig werden den Nationalstaaten 
sukzessive Mittel der Wirtschaftspolitik wie die Zins-, Wechselkurs- und - 
wenn auch mit Einschränkungen - die Fiskalpolitik genommen und europäi- 
siert. Da diese Integrationsvorhaben wie etwa das Binnenmarktprojekt nicht 
die noch vom Cecchini-Bericht versprochenen Wohlstandseffekte zeigen, son- 
dern im Gegenteil dazu beitragen, die nationalen Systeme sozialer Regulierung 
zu untergraben, entfremden sich die politischen Eliten und die europäische 
Bevölkerung immer mehr. Ihren Ausgangspunkt nahm diese Legitimationskri- 
se mit den Referenden zum Maastrichter Vertrag und dem Plan für eine ge- 
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meinsame Währung. Die erstmalige Ablehnung der Vertragsrevision beim Re- 
ferendum in Dänemark, die sehr knappe Zustimmung in Frankreich und eine 
weitgehend ablehnende Haltung in Deutschland, ohne dass dort ein Referen- 
dum abgehalten wurde, zeigten, auf wie wenig Verständnis das Ziel einer Ge- 
meinschaftswährung stieß und charakterisierten die Post-Maastricht-Krise 
(Deppe/Felder 1993) der EU. 

Dieser Widerspruch zwischen den sozialen Sicherheitsinteressen insbesondere 
unterer Einkommensgruppen und der hierzu in Konflikt stehenden europäi- 
schen Integration hat sich in den neunziger Jahren noch verstärkt. Der Ver- 
such, neoliberale Strukturreformen mit einem gewissen Maß an sozialer Si- 
cherheit und vor allem mehr Arbeitsplätzen zu verknüpfen und darüber auch 
die Legitimationskrise des europäischen Projekts zu beheben, ist gescheitert. 
Verkörpert wurde dieser Ansatz von der auf dem EU-Ratstreffen im Jahr 2000 
beschlossene Lissabon-Strategie, die es sich zum Ziel gesetzt hatte, Europa in- 
nerhalb von zehn Jahren „zum wettbewerbsfähigsten und dynamischsten wis- 
sensbasierten Wirtschaftsraum der Welt zu machen.“ (Europäischer Rat 2000: 
2) Formuliert wurde die Lissabon-Strategie unter dem ökonomischen Eindruck 
eines Booms der Börsen und der New Economy von vornehmlich neu ins 
Amt gewählten sozialdemokratisch geführten Regierungen. Die Strategien die- 
ser Mitte-Links-Regierungen reagierten auf die Unzufriedenheit mit den rein 
neoliberal orientierten Ansätzen der konservativen Vorgängerregierungen und 
zielten auf mehr Beschäftigung und soziale Sicherheit, hielten gleichzeitig aber 
am Primat der Wettbewerbsfähigkeit fest. 

Die von der Lissabon-Strategie formulierten Ziele, sowohl bezüglich einer 
neuen Wachstumsdynamik als auch der Schaffung von Arbeitsplätzen und 
mehr sozialen Schutzes, wurden jedoch komplett verfehlt. Nur ein Jahr nach 
dem Lissabonner Ratstreffen endete die Periode des Aufschwungs der späten 
neunziger Jahre im globalen Kurseinbruch auf den Aktienmärkten und der 
Pleite vieler Unternehmen aus den neuen Wachstumssektoren. Die von der 
EU 2005 gezogene Halbzeitbilanz der Lissabon-Strategie fällt dann auch äu- 
ßerst ernüchternd aus. Der Wachstumsabstand zu den USA hat sich nicht 
verkleinert, sondern vergrößert. Insgesamt belief sich das Wirtschaftswachstum 
im EU-Durchschnitt zwischen 2001 und 2005 auf 1,4% und lag damit um 
mehr als die Hälfte niedriger als geplant. Die Arbeitslosigkeit konnte ebenfalls 
nicht gesenkt werden, sondern stieg auf durchschnittlich 8,1%. Schließlich 
sind auch keine Fortschritte beim Kampf gegen Armut erreicht worden. Die 
Zahl der Armen bzw. von Armut bedrohten Menschen liegt in der erweiterten 
EU bei etwa 68 Millionen (Dräger 2005: 41f). Mit dem Misslingen der Lissa- 
bon-Strategie und der neosozialdemokratischen Konzepte eines Dritten Wegs 
sind auch die Bemühungen, die Legitimationskrise des europäischen Integrati- 
onsprozesses zu beheben, gescheitert. Die Abwahl der meisten Mitte-Links- 
Regierungen und eine nach der EU-Osterweiterung neu zusammengesetzte EU- 
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Kommission haben dazu geführt, dass die Kernelemente der Lissabon- 
Strategie, die neoliberalen auf globale Wettbewerbsfähigkeit zielenden Politi- 
ken nicht modifiziert, sondern radikalisiert wurden. Die neue Lissabon- 
Strategie betont den Vorrang von Wachstum, Wettbewerbsfähigkeit und Ar- 
beit, während die sozialen und umweltpolitischen Zielsetzungen, die 2000 we- 
nigstens mitformuliert wurden, weitgehend unter den Tisch gefallen sind’ (Eu- 
ropäische Kommission 2005). Die Fortsetzung und Zuspitzung jener neolibe- 
ralen Politik, die zu Beginn der neunziger Jahre die Post-Maastricht-Krise 
ausgelöst hat, dürfte die Legitimationskrise der europäischen Integration weiter 
vertiefen. 


3.2 Die Verfassungskrise und die politische Integration 


Die Dynamik der europäischen Integration seit den Tagen von Jacques Delors 
und der Realisierung des Binnenmarktprojektes konzentrierte sich nicht allein 
auf ökonomische Ziele wie die Herstellung des erweiterten Binnenmarktes, die 
Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und die Verbesserung der Wettbe- 
werbsbedingungen der europäischen Wirtschaft. Spätestens mit der Vertragsre- 
vision von Maastricht (1991), die zunächst das Drei-Säulen-Modell (GASP, 
Rechts- und Innenpolitik sowie WWU inklusive des alten EG-Vertrages) insti- 
tutionalisierte, war deutlich geworden, dass die Integrationspolitik den tief 
greifenden Veränderungen der Weltpolitik in der Folge der Auflösung des so- 
zialistischen Staatensystems und dem Ende des Kalten Krieges Rechnung tra- 
gen musste. Schon Anfang der 90er Jahre war also klar, dass die europäische 
Politik vor neuen Herausforderungen stand: Wie würde sich das „neue 
Deutschland“ in der Mitte Europas machtpolitisch verhalten? Was würde die 
Ausweitung der EU auf Gesamteuropa bedeuten? Welche Veränderungen wür- 
den sich in den transatlantischen Beziehungen vollziehen, wenn der militäri- 
sche Grundpfeiler der US-Führungsrolle, die Verfügung über die strategischen 
Atomwaffen als Garant des Schutzes der Verbündeten vor dem Osten, keine 
Bedeutung mehr haben würde? Wie stabil würde die Lage in den ehemals so- 
zialistischen Ländern Ost- und Mitteleuropas, vor allem aber in der ehemali- 
gen Sowjetunion sein? Der erste Jugoslawien-Krieg musste als düsterer Vorbote 
kommender Kriege und Konflikte verstanden werden. Wie also müsste die Si- 
cherheitspolitik neu in die Politik der europäischen Integration einbezogen 
und neu gestaltet werden? 

Seit den frühen 90er Jahren wurden - neben den Schritten zur wirtschaftlichen 
Integration - Projekte der politischen Integration mit weit reichenden Konse- 
quenzen vorangetrieben: 


7 Dabei hatte bereits die alte Lissabon-Strategie zwar das Ziel Vollbeschäftigung ausgegeben, 
womit eine Beschäftigungsquote von 70% gemeint war, dies jedoch rein quantitativ verstan- 
den und jeden Minijob, jede geringfügige und ungesicherte Beschäftigung dazu gezählt. 
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Die Erweiterung von 15 auf 25 bzw. 27 Mitglieder und die Aufnahme der 
Türkei (neben Kroatien) in die Liste der Beitrittskandidaten. Die Osterweite- 
rung verschiebt die Grenzen der EU, erzeugt aber eine Reihe von Widersprü- 
che und Spannungen, die ihrerseits Konflikte und Blockade im Integrations- 
prozess erzeugen können. Hierzu zählen etwa die gewaltigen Unterschiede in 
der ökonomischen und sozialen Entwicklung, die Integration der Landwirt- 
schaft der neuen Mitgliedsstaaten in die Gemeinsame Agrarpolitik oder die 
außenpolitische Bindung an die USA (im Rahmen der NATO). 

Der Auf und Ausbau der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
wurde in den 90er Jahren als eigenständige, intergouvernemental verfasste „Säu- 
le“ systematisch vorangetrieben. Seit 1999 verfügt die EU über eigene Einsatz- 
truppen. Mit dem sogenannten „Solana-Papier“ wurde auch eine Sicherheits- 
doktrin für die EU formuliert, mit der Bereitschaft zur militärischen Interven- 
tion in allen Teilen der Welt. Im Verfassungsvertrag sollte schließlich dieser 
Bereich mit einem Außenminister der EU weiter gestärkt werden. Für die Ent- 
scheidungsverfahren wurden neue Formen der Flexibilisierung eingeführt. „Ei- 
ne besondere Ergänzung ist auf dem Feld der Gemeinsamen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik zu erwähnen. Mit einer ‘ständigen strukturierten Zusam- 
menarbeit im Rahmen der Union’ (Art. I-41, Abs. 6; Art. III-312) wurden die 
‘Möglichkeit für ein gemeinsames Vorgehen von Mitgliedstaaten [geschaffen], 
die anspruchsvollere Kriterien in Bezug auf militärische Fähigkeiten erfüllen 
und die im Hinblick auf Missionen und höchsten Anforderungen untereinan- 
der festere Verpflichtungen eingegangen sind’ (Art. I-A1 Abs. 6)“ (Wessels 
2004: 173). 

Die Interessensunterschiede zwischen den verschiedenen Staaten und damit 
die Konfliktpotentiale im Bereich der GASP sind nach wie vor enorm. Wäh- 
rend des Jugoslawien-Krieges kam die EU nicht zur Einstimmigkeit und im 
Vorfeld des Überfalls der USA auf den Irak zerbrach der außenpolitische Kon- 
sens. Auf diesem Felde kollidieren demnach auch die unterschiedlichen Inter- 
essen der „Atlantiker“, die dem Bündnis mit den USA und demnach auch der 
NATO Priorität zugestehen, und der „Europäer“, die die GASP als ein In- 
strument zur Realisierung einer größeren Autonomie der EU-Außenpolitik ge- 
genüber den USA betrachten. Die im Verfassungsvertrag vorgesehen Flexibili- 
sierungsklauseln sollten gerade die außen- und sicherheitspolitische Hand- 
lungsfähigkeit der EU für den Fall ermöglichen, dass Einstimmigkeit nicht 
herzustellen ist. Mit anderen Worten: Minderheiten sollen nicht länger blok- 
kieren können; Führung soll erleichtert werden. 

Die institutionellen Reformen wurden im Zuge der Erweiterung schon aus 
pragmatischen Überlegungen notwendig, denn die Zusammensetzung der Gre- 
mien konnte nicht mehr nach einer expansiven Logik gestaltet werden. Den- 
noch wurden die machtpolitischen Auseinandersetzungen um die Frage der Mehr- 
heitsabstimmungen ausgetragen, etwa darüber in welchen Bereichen Mehrheits- 


In schlechter Verfassung? 317 


entscheidungen zugelassen werden und wie die „Mehrheit“ definiert wird? Das 
bisherige Entscheidungsverfahren der EU - nicht nur durch die Einstimmig- 
keitsregel - beruhte im Falle unterschiedlicher Positionen stets auf komplexen 
Verhandlungssystemen und Kompromissbildungen („package deals“). Von die- 
sem System profitierten vor allem die kleineren Mitgliedsstaaten, die ihre Veto- 
Macht (bei Einstimmigkeit) voll zur Geltung bringen konnten. Deshalb entlud 
sich in den Auseinandersetzungen um die Definition der Mehrheit (und die 
Stimmverteilung) beim Gipfel von Nizza und auch im Verfassungskonvent der 
Strukturkonflikt zwischen den großen und den kleinen Mitgliedsstaaten. 

Die Verfassung sollte gleichsam „Krönung“ dieser Integrationsprojekte und 
-schritte werden. Durch die Einbeziehung der „Charta der sozialen Grund- 
rechte“ sollte zudem die Legitimationsbasis des europäischen Projektes erwei- 
tert werden. Die Ratstagung von Laeken (2001), die den Auftrag für den Kon- 
vent formulierte, war jedoch auch von der Erfahrung a) der chaotischen Rats- 
tagung in Nizza, b) der noch ungelösten Probleme der institutionellen Re- 
form, und c) der „Post-Maastricht-Krise“ (s.o.) bestimmt, denn den Regie- 
rungschefs waren die Daten des „Euro-Barometer“ und die Ergebnisse der Re- 
ferenden vom Anfang der 90er Jahre (in Frankreich und Dänemark) wohl be- 
kannt. Mit der Verfassung sollte das europäische Projekt wieder deutlicher 
und positiver im Bewusstsein der Europäerinnen und Europäer verankert wer- 
den. Diese Intention ist gründlich gescheitert. 

Die Integrationsdynamik seit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) bzw. 
seit Maastricht (1991) zeichnet sich also - auf den ersten Blick - durch jene 
Parallelität von Erweiterung und Vertiefung, von wirtschaftlicher und politi- 
scher Integration aus, die von den führenden Politikern immer wieder als Leit- 
faden des Integrationsprozesses bezeichnet wird. Dennoch wird von einigen 
Beobachtern diese Krise der EU als Ergebnis einer politischen „Überdeh- 
nung“, eines „overstretch“ (Kennedy), bezeichnet. Räumlich bezieht sich diese 
„Überdehnung“ vorerst auf die Osterweiterung sowie die damit verbundenen 
sozialökonomischen und politischen Probleme, die aufgrund des enorm erwei- 
terten Wohlstandsgefälles in der erweiterten EU in den meisten Ländern von 
den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der EU-15 als soziales Drohpo- 
tential (Lohndumping als Folge der Liberalisierung der Arbeitsmärkte) emp- 
funden wird. Die Bewegung gegen die Bolkestein-Richtlinie sowie schon im 
Vorfeld die äußerst effektiven und öffentlichkeitswirksamen Demonstrationen 
der Hafenarbeiter gegen die sog. „Hafenrichtlinie“ richteten sich nicht allein 
gegen die neoliberale Deregulierungspolitik und ihre befürchteten Auswirkun- 
gen in Form eines weiteren Arbeitsplatzverlusts, sondern wird auch durch die 
Angst vor Lohndumping und Arbeitsplatzverlust - in weiten Bereichen der 
privaten, aber auch der noch öffentlichen Dienstleistungen - als Folge der Bil- 
liglöhne und niedrigen Sozialstandards in den mittel- und osteuropäischen 
Ländern angetrieben. 
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Die von Jacques Delors verfolgte „Strategie der russischen Puppen“ (Ross/Mar- 
tin 1999)° dreht sich ins Negative, wenn die Folgen der wirtschaftlichen Integra- 
tion die Bedingungen für eine Sozialintegration in einer erweiterten EU ver- 
schlechtern. Die mit der Massenarbeitslosigkeit und dem Sozialabbau in den 
Ländern der alten EU der 15 verbundenen negativen sozialen Erfahrungen der 
letzten 15 Jahre werden mit den Erweiterungsprojekten noch verstärkt. Letzte- 
res scheint einer der wesentlichen Gründe für die zunehmend negative Ein- 
schätzung europäischer Politik in Meinungsumfragen zu sein. 


3.3 „Die EU muss Weltmacht werden” (Günther Verheugen) 


Die politischen und wirtschaftlichen „Eliten“ in der EU reagieren auf die Ar- 
tikulation der Widersprüche des Integrationsprozesses freilich nicht durch eine 
Öffnung zur Debatte über die Notwendigkeit einer neuen Politik in Europa, 
die die Bearbeitung der sozialökonomischen Disproportionen ins Zentrum 
stellt. Die einschlägigen Krisenerklärungen (s.o.) sind gerade darauf ausgerich- 
tet, den Kern der Krisenproblematik und damit auch den daraus folgenden 
Legitimationsverlust der herrschenden Europapolitik zu verschleiern und be- 
kräftigen das Festhalten an der Lissabon-Strategie. Darin setzt sich die Klas- 
sendimension dieser Politik bzw. Strategie durch. Sie wird von denjenigen Ka- 
pitalfraktionen gestützt, die von der Erweiterungspolitik unmittelbar profitie- 
ren, für die sozialen Folgekosten aber nicht aufkommen müssen. 

Dennoch reicht die Erklärung einer veränderten Kräftekonstellation der Klas- 
sen im Erweiterungsprozess der EU nicht aus. Die Dynamik der politischen 
Integration ist nicht allein aus einer ökonomischen Perspektive abzuleiten, 
obwohl die Zielsetzung, der „wettbewerbsfähigste Wirtschaftsraum der Welt“ 
zu werden bzw. den Euro als Anlagewährung stark zu machen, nicht nur wirt- 
schaftliche, sondern natürlich auch politische, weltpolitische Ambitionen be- 
inhaltet. Sei es die Aufwertung der GASP und speziell der ESVP oder die 
Osterweiterung einschließlich der Option auf eine Mitgliedschaft der Türkei, 
und seien es schließlich die institutionellen Reformen, die die EU vor allem 
im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik „handlungsfähiger“ machen sol- 
len -, alle diese Schritte folgen einer politischen (geostrategischen) Logik, die 
die EU als „Global Player“ mit einem eigenen regionalen Wirkungsfeld profi- 
liert. Das Wirkungsfeld wird durch die Grenzen der erweiterten EU markiert, 
berührt aber vom Mittelmeer, über den Nahen Osten - einschließlich Irak 
und Iran -, bis zum Südkaukasus und dem Grenzraum zwischen Russland und 
der EU einige der explosiven Konfliktherde der Weltpolitik. 


8 Das Binnenmarktprojekt z. B. war zwar ein großes Deregulierungsprojekt, über den „sozialen 
Dialog“ - so die Vorstellung von Delors - sollten allerdings Vereinbarungen „zwischen den Sozi- 
alpartnern“ getroffen werden, die den Auf und Ausbau der „sozialen Dimension“ der EU vo- 
rantreiben würden (z.B. die Eurobetriebsräte-Richtlinie oder die Entsende-Richtlinie). 
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Der frühere Außenminister Joschka Fischer (2005: 160) spricht von einer 
grundlegenden Veränderung der EU. Die Teilung des Kontinents sei über- 
wunden; die GASP werde „zunehmend besser und intensiver koordiniert“; es 
gebe einen „europäischen Verfassungsentwurf mit Grundrechten und demo- 
kratisch legitimierten europäischen Institutionen“. Durch die Osterweiterung 
„wuchs die EU definitiv in eine strategische Verantwortung hinein, die dem 
europäischen Einigungsprozess eine völlig neue Dimension aufzwang“”. Her- 
fried Münkler, konzeptiver Ideologe und Vordenker rot-grüner Außenpolitik, 
charakterisierte die „imperiale Herausforderung Europas“ wie folgt: 


„Auf der einen Seite müssen die Europäer sich zu den übermächtigen USA ins Verhältnis setzen 
und darauf achten, dass sie nicht für die Aktionen der Führungsmacht Ressourcen bereitstellen 
und mit der Nachsorge für deren Kriege betraut werden, aber keinen Einfluss mehr auf grund- 
sätzlich politisch-militärische Entscheidungen haben. Hier haben sich die Europäer ihrer politi- 
schen Marginalisierung zu widersetzen. Europa muss sich gegenüber den USA als ein Subzen- 
trum des imperialen Raumes behaupten, und darauf achten, dass sich zwischen den USA und 
ihm kein Zentrum-Peripherie-Gefälle herausbildet.“ (Münkler 2005: 246f.) 

Der SPD-Europaparlamentarier Klaus Haensch spricht von einem „Paradig- 
menwechsel“ europäischer Politik. Bisher konnte die EU „ihrer globalen Ver- 
antwortung nicht gerecht werden. Sie war außenpolitisch nicht führbar, schon 
gar nicht in Krisensituationen.“ (Haensch 2004: 325/6). Hans-Martin Bury, in 
der rot-grünen Bundesregierung Staatsminister für Europa im Auswärtigen 
Amt, hebt besonders die Stärkung der Handlungsfähigkeit der EU durch die 
Verfassung hervor: „[...| die Möglichkeiten für Gestaltungsmehrheiten werden 
erhöht, während es schwerer wird, Entscheidungen zu blockieren“. Die Gestal- 
tungsaufgaben werden auch von ihm auf die Rolle der EU als Global Player 
bezogen: „Europa muss zukünftig [...] seiner globalen Verantwortung besser 
gerecht werden. Aus dem wirtschaftlichen Riesen und weltweit geachteten 
Vorbild für die friedliche Zusammenarbeit von Völkern und Staaten [...] muss 
auch ein politischer ‘Global Player’ werden.“ (Bury 2004: 317) 

Die Verfassung würde die rechtlichen und institutionellen Rahmenbedingun- 
gen der außenpolitischen Handlungsfähigkeit der EU verändern. Die EU- 
Politiker wissen jedoch, dass ohne effektive politische Führung - und d.h. oh- 
ne politische Projekte, die gemeinsam bzw. von einer großen Mehrheit getra- 
gen werden - die Ziele, die mit der Hervorhebung der Rolle der EU als „Glo- 
bal Player“ verbunden werden, nicht zu erreichen sind. Mit der Erweiterung 
der EU auf 27 Mitgliedstaaten wird politische Führung durch Konsens nicht 
einfacher, sondern schwieriger. Durch den Verfassungsvertrag sollte diesen 
Schwierigkeiten entgegengewirkt werden. Gleichzeitig zur Arbeit des Verfas- 


9 Fischer weiß, dass dieser Weg der politischen Integration schwer ist und er schließt auch 
künftige Integrationskrisen nicht aus, „wie sie etwa durch ein Scheitern des Verfassungsver- 
trages ausgelöst werden könnten. ... (aber) Die Geschichte, und d.h. der sich aufbauende 
Druck der globalen und regionalen Herausforderungen und der politisch-ökonomischen 
Entwicklung wird diese (politische) Integration ... von der EU erzwingen“ (ebd. 167). 


320 Martin Beckmann, Frank Deppe, Mathis Heinrich 


sungskonventes und zur Osterweiterung am 1. 5. 2004 wollten die Regierun- 
gen Frankreichs und der BRD mit ihrer Ablehnung an der Beteiligung der US- 
geführten „Allianz der Willigen“ im Irakkrieg eine eigenständige nationale und 
europäische Position gegenüber der Regierung der USA und ihrer Politik deut- 
lich machen. Chirac und Schröder verfolgten dabei genau die Ziele, die in den 
Kommentaren zur Verfassung immer wieder genannt wurden. Sie verfolgten 
das Projekt einer relativ eigenständigen EU-Politik, die mit dem Anspruch 
verbunden wurde, dass die EU mit nicht-militärischen Mitteln - auf dem We- 
ge von Verhandlungen sowie durch eine Politik der Krisenprävention - eigene 
weltpolitische Akzente zu setzen vermag, um auf diese Weise die aggressive 
Außenpolitik der USA in die Schranken zu weisen. 

Dieses „Führungsprojekt“ ist gescheitert und dieser Sachverhalt muss bei der 
Analyse der Verfassungskrise mitreflektiert werden. Im Jahre 2003 blieben 
Schröder und Chirac - zusammen mit Belgien und Luxemburg - noch ın der 
Minderheit. Angesichts des Desasters der US-Politik im Irak hätte jedoch die 
reale Chance bestanden, dass sich die Regierungen anderer Mitgliedstaaten 
den Positionen des deutsch-französischen Tandems annähern. Da aber die Ra- 
tifizierung des Verfassungsvertrages von den politischen Führungen beider 
Staaten als wesentliche Voraussetzung für die Stärkung ihrer Führungsposition 
in der EU angesehen wurde, muss vor allem das „Non“ in Frankreich und die 
darauf folgende Aussetzung des Ratifizierungsprozesses als ein schwerer Rück- 
schlag für dieses Projekt angesehen werden. Schröder verlor nur einige Monate 
nach den Referenden eine Wahl; Chirac gilt im eigenen Lande als äußerst un- 
populär. Schröders Nachfolgerin Angela Merkel und Chiracs potentieller 
Nachfolger Nicolas Sarkozy legen Wert auf die Distanz zu den Projekten ihrer 
Vorgänger. Beide wollen die transatlantischen Beziehungen verbessern und su- 
chen hinsichtlich des Verfassungsvertrages nach einem pragmatischen Kom- 
promiss. Falls es zu einer neuen Führungsstruktur in der EU - mit Merkel, 
Sarkozy und Gordon Brown in Großbritannien - kommen sollte, wird die EU 
nach wie vor mit der Herausforderung konfrontiert werden, sich auf dem Fel- 
de der Weltpolitik zu positionieren und zwar möglichst als handlungsfähiger 
Akteur mit gemeinsamen Positionen. 

Die derzeitige Verfassungskrise der EU kann also nicht alleın als Legitimati- 
onskrise des europäischen Integrationsprojektes - und seiner neoliberalen Aus- 
richtung - verstanden werden. Es gibt eine zweite Dimension, die a) mit den 
Machtverhältnissen in der EU, und b) mit den transatlantischen Beziehungen 
zu tun hat und die ganz zweifellos durch Elemente einer zwischenimperialisti- 
schen Konkurrenz charakterisiert wird. Das Projekt „Global Player“ unter 
deutsch-französischer Führung scheiterte nicht allein an der Kritik aus den 
USA, sondern daran, dass der US-amerikanische Staat, so die Argumentation 
von Panitch/Gindin (2006), seine imperiale - ökonomische und politische - 
Macht in der EU nutzen kann, um gerade auf dem Felde der Außenpolitik 
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europäische Alleingänge zu verhindern. Inzwischen wird das Desaster der US- 
Politik im Irak sogar zum Hebel, um die „Verbündeten“ in der NATO, ein- 
schließlich der BRD und Frankreichs, wieder enger an die US-Führung zu 
binden. Denn eine Niederlage der USA würde das „imperialistische Gesamt- 
projekt“ der Beherrschung der Welt, an der auch die Europäer teilhaben, ge- 
fährden. 


4. Wege aus der Krise? 


Andrew Moravcsik hatte schon nach dem französischen Referendum zum 
Maastrichter Vertrag, das mit 50,8 % Ja-Stimmen im September 1992 nur ganz 
knapp gewonnen wurde, eine Veränderung der politischen Debatten über In- 
halte und Ziele der Europapolitik sowie eine Erosion des alten europapoliti- 
schen Konsensus konstatiert: 


„Since the signing of the Maastricht Treaty in 1991, European integration has become much 
more controversial. Fierce debates over ratification erupted in Britain, France, Denmark and 
Germany. For the first time in generation, European elites and publics outside the extreme Right 
and Left expressed fundamental doubts about the desirability of major steps towards European 
integration. Not since the era of General Charles de Gaulle have European politicians so openly 
discussed fundamental issues of democratic accountability and national sovereignty. The polari- 
zation of public and elite opinion appears to be eroding the broad consensus that supported in- 
tegration for the past three decades. At that time, a majority of West Europeans held the reflex- 
ive conviction that the EU promotes regional prosperity, peace and stability at relatively little 
cost to national sovereignty“ (Moravcsik 1998: 3f.). 

Allerdings war seit Anfang des 21. Jahrhunderts deutlich zu erkennen, dass das 
„neoliberale Projekt“ der Wettbewerbsorientierung immer mächtiger auf die 
nationale Ebene zurückwirkte und die „Lissabon-Strategie“ (2000) eine neue 
Synthese von Flexibilität und sozialer Sicherheit auf der europäischen Ebene 
(„Flexicurity“) als Programm für das kommende Jahrzehnt verkündete. Inzwi- 
schen hat sich freilich auch auf der Ebene des europäischen Rates die Er- 
kenntnis durchgesetzt, dass dieses Programm längst in den Himmel des Euro- 
pas „des paroles“ (der Schlagworte bzw. der Sonntagsreden) aufgestiegen ist. 
Gleichwohl haben die Umfrageergebnisse des „Eurobarometers“, die niedrige 
Wahlbeteiligung bei den Wahlen zum Europäischen Parlament und die Er- 
gebnisse der Referenden zum Verfassungsvertrag in Frankreich zweierlei deut- 
lich werden lassen: Erstens ist Europa in den letzten Jahren stärker als je zuvor 
zu einem Projekt der neoliberal gesinnten Eliten geworden. Die Prozesse der 
Erweiterung (mittel- und osteuropäische Länder) und der Vertiefung der Inte- 
gration (Binnenmarkt, WWU, GASP) haben nicht zu einer Überbrückung der 
Kluft zwischen der Bevölkerung und den europäischen Institutionen geführt. 
Durch das Demokratiedefizit der EU (Wehr 2004) wird diese Tendenz auf der 
nationalen Ebene leicht in die Akzeptanz einer nationalistischen Propaganda 
umgeleitet. Diese Gefahren bestehen nicht nur im Westen Europas, sondern 
mehr noch in den neuen Mitgliedstaaten, in denen - wie die derzeitige politi- 
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sche Führung in Polen zu erkennen gibt - die Bewältigung der Transformati- 
onskrisen im eigenen Lande mit dem Erstarken eines Nationalismus einher- 
geht, der sich vor allem gegen Russland richtet und der sich an der Seite von 
George W. Bush und Donald Rumsfeld wohler fühlt als an der Seite von Mr. 
GASP, Javier Solana. Zweitens hat nach „Lissabon“ - in der Folge der welt- 
wirtschaftlichen Krisenprozesse nach 2001, die die Mehrheit der EU-Länder 
empfindlich getroffen hat - die Kritik an der herrschenden Tendenz der EU- 
Politik deutlich an Kraft gewonnen. Die Kampagnen um die Referenden - vor 
allem in Frankreich - standen durchaus im Zeichen einer „Europäisierung“ 
der Debatte um Inhalt und Ziel europäischer Politik; denn Befürworter wie 
Gegner des Verfassungsentwurfes mobilisierten ihre politischen Freunde und 
prominente Intellektuellen aus anderen Mitgliedstaaten, um ihre Positionen in 
der nationalen Debatte zu stärken. Diese Ansätze der Entwicklung einer euro- 
päischen Öffentlichkeit, verlangen in der Zukunft vor allem für die politische 
und gewerkschaftliche Linke eine stärkere Koordinierung, wobei mit den Eu- 
ropäischen Sozialforen schon gute Ansätze bestehen, die vielfältigen Initiati- 
ven und Bewegungen „vor Ort“ zu koordinieren. Anfang 2006 zeigten die eu- 
ropäischen Gewerkschaften, dass massiver außerparlamentarischer Protest die 
politischen Entscheidungsträger - ım Parlament, in der Kommission und im 
Rat - zu beeinflussen vermag: Sowohl die Demonstrationen gegen die soge- 
nannte „Hafenrichtlinie“, als auch die Massendemonstrationen gegen die „Dienst- 
leistungsrichtlinie“ („Bolkestein-Richtlinie“, vgl. Bsirske, Deppe u.a. 2006) im 
Februar 2006 waren in diesem Sinne erfolgreich. Die europäische Linke wird 
sich dafür einsetzen müssen, den Druck sozialer Bewegungen auf die EU- 
Entscheidungsebene zu verstärken und gleichzeitig eine Ausweitung der For- 
men der direkten Demokratie im europäischen politischen System, aber auch 
auf den verschiedenen Ebenen des „Europäischen Mehrebenensystems“ zu 
fordern. Der Kampf für eine kritische europäische Öffentlichkeit, die sowohl 
die Verteidigung der Demokratie als auch der sozialen Gerechtigkeit als 
Grundpfeiler ihrer Programmatik anerkennt, sollte daher als ein wichtiges Ziel 
im Prozess der Konstituierung einer europäischen Linken begriffen werden. 
Die nationalen Regierungen - z.B. von Frankreich und Deutschland - waren 
in Reaktion auf die Proteste gegen die Dienstleistungsrichtlinie relativ schnell 
bereit, sich von der Philosophie eines grenzüberschreitenden Marktradikalis- 
mus zu verabschieden und beharrten - zumindest verbal - auf „autonomie- 
schonenden“ Regelungskompetenzen im Bereich der Löhne und Sozialleistun- 
gen. Dies ist auch Ausdruck der Tatsache, dass auf der nationalen Ebene die 
Anhänger des Marktradikalismus keine Mehrheiten bei Wahlen gewinnen 
können. In Deutschland hat die neue Kanzlerin aus dem Ergebnis der Bun- 
destagswahl 2005 - aufgrund des äußerst schlechten Abschneidens ihrer Partei 
und aufgrund der „Zwangs“ zur Großen Koalition - die Konsequenz gezogen, 
von dem eigenen marktradikalen Wahlprogramm Abstand zu nehmen. 
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Die massive Kritik am Neoliberalismus und seinen Folgen hat also auch zu 
einer Aufwertung der nationalen Politikebene im Kontext der Debatte über 
die Zukunft des europäischen Projektes geführt. Die Lösung der Verfassungs- 
krise im Kontext eines neuen Konsens der Regierungen der 25 über die Ent- 
wicklungsperspektiven der EU und die Prioritäten europäischer Politik im 
kommenden Jahrzehnt sieht sich demnach mit neuen Konfliktlinien und Un- 
sicherheiten konfrontiert. Nach dem Regierungswechsel in Berlin steht bis 
zum Jahr 2007 die Entscheidung über die politischen Mehrheiten in Frank- 
reich an und in Großbritannien wird mit einem Wechsel im Amt des Premiers 
von Tony Blair zu Gordon Brown gerechnet. Daraus entstehen Unsicherheiten 
und Entscheidungsblockaden hinsichtlich der europäischen Ebene. Dazu 
kommen neue Konfliktlinien, z.B. auf dem Felde der Energiepolitik. Schließ- 
lich ist in dieser krisenhaften Konstellation, die aus dem Zerbrechen des Kon- 
sens’ über den Verfassungsvertrag entstanden ist, die Frage der EU-Erweiterung 
wieder auf die Tagesordnung der Politik zurückgekehrt - und zwar als Kon- 
flikt. Kurzum: Auch bei den Akteuren im EU-System scheint eher eine Stim- 
mung der „Entschleunigung“* und Konsolidierung des Integrationsprozesses 
vorzuherrschen. Es liegt auf der Hand, dass dieser Stimmungsumschwung in 
der Verfassungskrise der EU auch die Projekte der GASP und der ESVP be- 
trifft, die die EU schon als „Global Player“ über die Grenzen einer erweiterten 
EU hinaus - noch nicht ganz auf Augenhöhe mit den USA - ins Visier nah- 
men. 
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Hans-Jürgen Bieling 


Implikationen der neuen europäischen Öko- 
nomie: Reorganisation oder Desorganisation 
der Produktions- und Innovationsregime? 


„Da die wirtschaftliche und soziale Überlegenheit des rheinischen Modells er- 
wiesen ist, sollte man doch annehmen, dass es auch politisch triumphiert. Ge- 
stärkt durch ihren Erfolg, sollten sich die rheinischen Länder doch eigentlich 
unempfindlich zeigen gegenüber den Einflüssen von außen. Ihre Empfänglich- 
keit für neue Trends, die über den Atlantik kommen, sollte sehr geringfügig 
sein, und auch das Spektakel der Kasinowirtschaft sollte sie kaum beunruhigen. 

Doch aus unerfindlichen Gründen passiert genau das Gegenteil. Das rheinische 
Modell wird von den politischen, medialen und kulturellen Einflüssen seines 
amerikanischen Konkurrenten voll getroffen. Politisch befindet es sich auf dem 
Rückzug. Doch nicht nur in den Ländern, die zögerlich oder gespalten sind, 
nein, selbst die stärksten Bastionen des rheinischen Modells werden angegrif- 


fen.“ (Albert 1992: 165) 


1. Einleitung 


Die Halbwertszeit politökonomischer Prognosen ist meistens nicht allzu lang. 
Unvorhersehbare Ereignisse und Krisenprozesse, oder allgemeiner: die Kom- 
plexität und Kontingenz der gesellschaftlichen Entwicklung führen oft ad hoc 
zu einer veränderten Zukunftseinschätzung. Dies gilt offenbar nicht für die 
von Michel Albert (1992) zu Beginn der 1990er Jahre verfasste Schrift über die 
Perspektiven konkurrierender Kapitalismus-Modelle. Albert hatte damals die 
Vor- und Nachteile des sog. „rheinischen“ und „neo-amerikanischen“ Kapita- 
lismus“ diskutiert. In einer idealtypischen Gegenüberstellung beider Modelle 
hatte er argumentiert, dass der rheinische Kapitalismus, der sich auf ein kon- 
sensbasiertes Gefüge der institutionellen Kooperation und eher langfristige 
Unternehmensstrategien stützt, zwar sehr produktiv und leistungsfähig ist, sich 
letztlich aber nicht gegenüber dem stärker marktbasierten, individualistischen 
und durch kurzfristige Unternehmensinteressen gekennzeichneten neo- 
amerikanischen Kapitalismus behaupten wird.’ Die zuletzt eher stagnative 


1 Der Kontrast dieser beiden Idealtypen hat häufig zur Folge, dass in der vergleichenden Kapi- 
talismusanalyse der „rheinische Kapitalismus“ - auch aufgrund weniger stark ausgeprägter 
sozialer Ungleichheiten und Ausgrenzungseffekte - als das normativ anstrebenswerte Modell 
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Wachstums-, Produktivitäts- und Beschäftigungsentwicklung in Kontinentaleu- 
ropa scheint diese Einschätzung zu bestätigen. Zugleich bleiben in der politi- 
schen und wissenschaftlichen Diskussion die Ursachen der Stagnation jedoch 
ebenso umstritten wie die geeigneten politischen Schritte ihrer Überwindung. 
Die meisten Analysen führen die relative Schwäche des „rheinischen Kapita- 
lismus“ vor allem auf eine zu schwache Reformdynamik zurück, d.h. auf feh- 
lendes Risikokapital, unflexible Arbeitsmärkte und unzureichende angebotspo- 
litische Strukturreformen. Diese Position wird nachfolgend zurückgewiesen; 
und zwar mit dem Argument, dass die Stagnation und Krise des kontinental- 
europäischen Kapitalismus? in erster Linie der Funktionsweise der neuen eu- 
ropäischen Ökonomie geschuldet ist. Die neue europäische Ökonomie stützt 
sich vor allem auf den EG-Binnenmarkt, die Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) und die Finanzmarktintegration, die ihrerseits die nationalen Systeme 
der wirtschafts-, arbeits- und sozialpolitischen Regulierung wie auch die For- 
men der Corporate Governance einem beträchtlichen - makro- und mikro- 
ökonomischen - Anpassungsdruck aussetzen. Der Prozess der Finanzmarktin- 
tegration orientiert sich dabei sehr stark am US-Modell. Allerdings gelingt es 
kaum, sich dessen Vorteile zu eigen zu machen. Mehr noch, wichtige ökono- 
mische Kennziffern - Wirtschaftswachstum, Investitionstätigkeit, Produktivi- 
tätssteigerungen etc. (Boltho 2003; European Commission 2006) - weisen so- 
gar darauf hin, dass die eigenen Stärken und Innovationspotenziale beein- 
trächtigt werden. 


2. Die neue europäische Ökonomie 


In der ökonomischen Integrationsforschung wird zumeist davon ausgegangen, 
dass sich durch die Errichtung eines integrierten europäischen Wirtschafts- 
raumes - vor allem durch den EG-Binnenmarkt und die WWU - der innereu- 
ropäische Wettbewerbs- und Modernisierungsdruck intensiviert und in der 
Folge die Wettbewerbsfähigkeit der gesamten europäischen Ökonomie verbes- 
sert wird. Unzählige Studien haben in diesem Sinne immer wieder zu berech- 
nen versucht, inwiefern - zunächst durch den Gemeinsamen Markt (Balassa 


erscheint. Die inneren Macht-, Herrschafts- und Ausbeutungsverhältnisse und auch die Rolle 
der EU als internationaler Globalisierungsakteur (vgl. hierzu Bieling 2005) werden nur allzu 
leicht übersehen. Wenn diese Aspekte hier nicht explizit thematisiert werden, so ist dies vor 
allem dem analytischen Fokus dieses Artikels geschuldet, der sich auf die finanzgetriebene 
Transformation bzw. Erosion des „rheinischen Kapitalismus“ richtet. 

2 In der Literatur wird das in der EU vorherrschende Kapitalismusmodell unterschiedlich be- 
zeichnet: mal als „rheinischer Kapitalismus“, mal als „koordinierte Marktökonomie“ 
(Hall/Soskice 2001), zuweilen auch stärker geographisch als „kontinentaleuropäischer Kapi- 
talismus“. Hier werden diese Begriffe synonym verwendet, beziehen sie sich doch alle auf ei- 
nige allgemeine Charakteristika: relativ umfassende soziale Sicherungssysteme, einflussreiche 
Verbände und Gewerkschaften, etatistisch oder korporatistisch geprägte Verhandlungssyste- 
me, eine kooperative politische Kultur etc. 
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1974), dann durch den EG-Binnenmarkt (Cecchini 1988; Emerson 1988) und 
später durch die WWU (Padoa-Schioppa et al. 1988) und die Finanzmarktinte- 
gration (Cecchini et al. 2003) - der grenzüberschreitende Handel, das Wirt- 
schaftswachstum, die Produktivität und auch die Beschäftigung in (West-)Europa 
gefördert werden. Die Tragfähigkeit der diesen Berichten zugrunde liegenden 
Modelle und Kalkulationen ist in der wissenschaftlichen Diskussion nicht un- 
umstritten. Die jeweiligen Untersuchungen offerieren sicherlich einige plausi- 
ble Evidenzen, sollten aufgrund der komplexen wirtschaftlichen Effekte der 
einzelnen Integrationsschritte jedoch mit Vorsicht genossen werden (Ziltener 
2001). 

Das Grundproblem besteht vor allem darin, dass die qualitativen Effekte der 
wirtschaftlichen Integration, d.h. die politisch-institutionellen, regulativen und 
sozialen Konsequenzen und deren Rückwirkungen auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklungsdynamik, nicht systematisch in die Analyse mit einbezogen werden. 
Um diese qualitativen Aspekte zu erfassen, ist es zunächst erforderlich, die all- 
gemeine Zweckbestimmung und spezifische Funktionsweise der europäischen 
Integration zu klären. Was die allgemeine Zweckbestimmung anbetrifft, so 
lässt sich die europäische Integration mit Albert Statz (1989: 16) „als relative 
Lösung des Widerspruchs zwischen der Internationalisierung der Kapitalver- 
wertung (Handel, Investitionen, Finanzbeziehungen) und der Enge nationaler 
Märkte und der Schranken des Nationalstaats begreifen.“ Die Errichtung des 
gemeinsamen Marktes und die partielle Vergemeinschaftung von Staatsfunk- 
tionen - z.B. im Bereich der Handels-, Wettbewerbs- und Geldpolitik - zielt 
vor allem darauf, die unterschiedliche Reichweite des ökonomischen (Welt- 
markt) und des politischen Funktionsraumes (Nationalstaat) zu überbrücken.’ 
Im Zeitablauf hat sich diese allgemeine Zweckbestimmung der europäischen 
Integration unterschiedlich ausgeprägt. In den Nachkriegsjahrzehnten bildeten 
die europäischen Arrangements eine zusätzliche Vermittlungsebene innerhalb 
der globalen Konstellation des „embedded liberalism“ (Ruggie 1982), in der 
handelspolitische Liberalisierungen mit einer politischen Regulierung der Fi- 
nanzmärkte durch feste Wechselkurse und Kapitalverkehrskontrollen ver- 
knüpft wurden. Die sektorale Integration im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) und Gemeinsamen Agrarpolitik blieb 
hochgradig reguliert, und der Dienstleistungssektor wurde allenfalls partiell 
dem grenzüberschreitenden Wettbewerb ausgesetzt. Zudem kam es im Rah- 
men der Zollunion nur zu einer sehr begrenzten Liberalisierung der Kapital- 
und Kreditmärkte. Die nationalen Regierungen hatten noch immer die Mög- 
lichkeit, wirtschaftliche Krisenprozesse durch den Rückgriff auf das Instrument 


3 Die Bedeutung sicherheits- und militärpolitischer Aspekte - z.B. die Formierung eines Boll- 
werks im Kalten Krieg oder die Neuordnung des Kontinents nach dem Zusammenbruch des 
Realsozialismus - soll hiermit keineswegs ignoriert werden. Der Integrationsprozess wird 
durch geopolitische Erwägungen überformt, mitunter sogar entscheidend beeinflusst. 
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der Wechselkursanpassung abzufedern. Unter diesen Bedingungen trug der 
gemeinsame Markt insgesamt dazu bei, das Wirtschaftswachstum und die 
Produktivitätsentwicklung zu stimulieren. Der Integrationsprozess initiierte 
demzufolge nur eine begrenzte Öffnung der nationalen Wirtschaftsräume und 
stärkte indirekt zugleich die nationalen fordistischen Entwicklungspfade und 
Muster der wohlfahrtsstaatlichen Regulation (Ziltener 1999: 123f). 

In der Krisen- und Stagnationsperiode der 1970er und frühen 1980er Jahre 
wurde dieser Wirkungszusammenhang zunächst brüchig, um dann im Kontext 
des neuen Integrationsschubs ab Mitte der 1980er Jahre grundlegend neu de- 
finiert zu werden. Dies verdeutlicht bereits die veränderte Reichweite der öko- 
nomischen Integrationsprojekte. Der EG-Binnenmarkt, die WWU oder zuletzt 
die Finanzmarktintegration zielen nicht mehr allein auf die Förderung des in- 
dustriellen Handels, sondern erstrecken sich explizit auf eine ganze Reihe von 
Aspekten, die zuvor ausgeklammert waren (Bieling/Deppe 2003): so z.B. auf 
die Liberalisierung und Integration der Kapital- und Kreditmärkte, die Förde- 
rung grenzüberschreitender Direktinvestitionen, die Öffnung des Dienstlei- 
stungssektors, nicht zuletzt die (Teil-JPrivatisierung und marktkonforme Reor- 
ganisation Öffentlicher Dienstleistungen, die Beseitigung nicht-tarifärer Han- 
delshemmnisse, die Vergemeinschaftung der Geldpolitik und die restriktive 
Definition der Finanzpolitik sowie die Abschaffung des Wechselkursmecha- 
nismus. Die neue europäische Ökonomie basiert im wesentlichen darauf, dass 
seit den 1980er Jahren zentrale Aspekte der Waren-, Kapital- und Kreditmärkte 
in der EU angeglichen wurden. Im Rahmen der WWU wird - unter Aus- 
klammerung Großbritanniens, Schwedens, Dänemarks und der neuen Mit- 
gliedsstaaten - inzwischen sogar eine gemeinsame Geldpolitik betrieben. Beide 
Prozesse, die Markt- wie auch die Währungsintegration, haben dabei nicht nur 
den inner- wie außereuropäischen Handel, sondern auch die Transnationalisie- 
rung der Unternehmensstrukturen gefördert (Europäische Kommission 2001). 
Die erhöhte grenzüberschreitende Kapitalmobilität, der sprunghafte Anstieg 
von Fusionen und Übernahmen (UNCTAD 2004: 80ff), die gewichtige Rolle 
von institutionellen Anlegern und Investmentbanken (Huffschmid 2002: 78ff), 
die allgemeine „financialisation“ und „securitarisation“ des Wirtschaftsgesche- 
hens (Boyer 2000: 116) und auch die weitreichenden Veränderungen in den 
nationalen Corporate-Governance-Systemen (Cernat 2004) sind gewissermaßen 
als konstitutive Bestandteile der neuen europäischen Ökonomie zu begreifen.’ 
Mit der Beschleunigung der Finanzmarktintegration, insbesondere mit dem 
Aktionsplan für Finanzdienstleistungen wurden zwar auch andere Ziele ver- 
folgt, so z.B. die Stärkung des Euro, die Senkung der Kapitalkosten oder die 


4 Um nicht missverstanden zu werden, all die aufgeführten Entwicklungen beschränken sich 
keineswegs auf die Europäische Union. Sie bilden vielmehr wichtige Elemente der Globali- 
sierung der Finanzmärkte, die - gefördert durch europäische Integrationsschritte - nun auch 
auf spezifische Weise den europäischen Wirtschaftsraum erfassen. 
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Förderung von Investment- und Pensionsfonds. Gleichzeitig ging es jedoch 
vornehmlich darum, durch die Adaption gewisser Elemente des neo- 
amerikanischen Kapitalismusmodells - vor allem die Förderung dynamischer 
Kapitalmärkte - die Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigungsintensität in Eu- 
ropa zu verbessern. Die programmatischen Statements des lange Zeit für den 
Binnenmarkt zuständigen Kommissars, Frits Bolkestein (2001), bringen diese 
Orientierung klar zum Ausdruck: 


„No-one is forcing the European Union to become more competitive than the United States in 
nine years time. But if that is what we really want, we must leave the comfortable surroundings 
of the Rhineland and move closer to the tougher conditions and colder climate of the Anglo- 
Saxon form of capitalism, where the rewards are greater but the risks also. If we spurn the means 
we must lower our sights lest we lose credibility and become ridiculous. So we must force our- 
selves to carry out those micro-economic supply side structural adjustments we decided upon in 
Lisbon.“ 

Die Lissabon-Strategie ist vor dem Hintergrund der sog. „New Economy“ in 
den USA, d.h. der „Dotcom-Blase“ und der sehr optimistischen Annahme ei- 
nes auf den neuen Informations- und Kommunikationstechnologien basieren- 
den Wachstumsschubs formuliert worden (vgl. kritisch hierzu Scherrer 2001). 
In der Öffentlichkeit wurde sie vor allem durch die hehre Zielsetzung be- 
kannt, die EU bis zum Jahr 2010 „zum wettbewerbsfähigsten und dynamisch- 
sten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu machen“ (Europäischer 
Rat 2000: 2). Weniger bekannt ist hingegen, dass sich die strukturellen Refor- 
men, die in Lissabon vereinbart wurden, nicht nur auf die Güter- und Arbeits- 
märkte und sozialen Sicherungssysteme beziehen, sondern auch auf die be- 
schleunigte Liberalisierung und Integration der Finanzmärkte. Im Diskurs über 
eine verbesserte europäische Wettbewerbsfähigkeit spielt die Finanzmarktinte- 
gration eine ganz zentrale Rolle. Die Verbände des Finanzsektors, die indus- 
triellen Transnationalen Konzerne (TNKs) und die politischen Entscheidungs- 
träger sehen in den Initiativen einer intensivierten Finanzmarktintegration - so 
z.B. in den Aktionsplänen zu Finanzdienstleistungen und Risikokapital - un- 
verzichtbare Schritte, um genügend Kapital für technologische Innovationen 
zu mobilisieren, Investitionen anzukurbeln, die Beschäftigung zu fördern und 
auch die sozialpolitischen Konsequenzen der sog. „demographischen Zeit- 
bombe“ zu entschärfen (CAG 1998; ERT 2002: 7; McCreevy 2004). 

In diesem Sinne setzte sich in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre mehr und 
mehr die Auffassung durch, dass die markt-basierten den bank-basierten Fi- 
nanzsystemen in punkto Investitionen, Innovationen und Produktivität über- 
legen sind. So zielen viele der Liberalisierungsschritte in erster Linie darauf, die 
Entwicklung der europäischen Wertpapiermärkte zu fördern. Sie lassen sich 
dabei als Versuch interpretieren, einige Basistrends - so z.B. die gestiegene 
Börsenkapitalisierung, den beschleunigten Umschlag im Wertpapierhandel, 
veränderte Formen der Unternehmensfinanzierung, die Shareholder Value 
Steuerung der TNKs, die wachsende Bedeutung institutioneller Anleger oder 
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die Profitorientierung der Börsen -, die bereits im Verlauf der 1990er Jahre die 
Entwicklung der neuen europäischen Ökonomie geprägt haben, zu versteti- 
gen. Das Zerplatzen der Finanzmarktblase hat diesen Verstetigungsversuch 
zweifelsohne beeinträchtigt. Der Übergang zu einem finanzmarktgetriebenen 
Akkumulationsmodell wurde damit jedoch nicht in Frage gestellt. Ungeachtet 
einer bislang unbefriedigenden Zwischenbilanz und geringfügigen Modifika- 
tionen der Lissabon-Strategie (Hochrangige Sachverständigengruppe 2004), gilt 
dies auch für die bislang dominierende Konzeption einer verbesserten Wett- 
bewerbsfähigkeit. Nach wie vor wird davon ausgegangen, dass die EU die wirt- 
schafts-, beschäftigungs- und sozialpolitischen Probleme nur dann bewältigen 
kann, wenn sie sich auf die veränderten Anforderungen des finanzgetriebenen 
Akkumulationsregimes einstellt. 


3. „Europäisierung” der nationalen Kapitalismus-Modelle 


Die Europäische Union hat durch eine Vielzahl von Initiativen und Liberali- 
sierungsschritten die Herausbildung des finanzmarktgetriebenen Akkumulati- 
onsmodells aktiv voran getrieben (Bieling 2003). Im Kontext des EG-Binnen- 
marktprogramms wurden bereits gegen Ende der 1980er, Anfang der 1990er 
Jahre erste Richtlinien zur Liberalisierung des Kapitalverkehrs sowie zur regula- 
tiven Angleichung und Liberalisierung des Versicherungs-, Banken- und Wert- 
papiersektors erlassen (Tsoukalis 1997: 92f£, Story/Walter 1997: 250ff). In den 
1990er Jahren erzeugte die WWU mit ihren einheitlichen monetären Rahmen- 
bedingungen einen weiteren Transnationalisierungsschub, indem sie die Märk- 
te für staatliche Schuldverschreibungen öffnete und für die Finanz- und Indu- 
strieunternehmen grenzüberschreitende Kreditgeschäfte, vor allem aber auch 
Geschäfte mit Geld- und Wertpapieranlagen erleichterte (Grahl 2001; Gill 
1998). Ab Ende der 1990er Jahre wurde dieser Prozess durch den Aktionsplan 
für Finanzdienstleistungen, d.h. eine ganze Reihe spezifischer Richtlinien zu 
Wertpapier- und Investmentgeschäften, zu Bilanzierungs- und Rechnungsle- 
gungsstandards sowie zum Gesellschaftsrecht, nochmals beschleunigt (Pearson 
2001). Außerdem einigten sich die politischen Akteure - die Europäische 
Kommission, der Ministerrat und das Europäische Parlament - darauf, die 
Vorschläge der sog. Lamfalussy-Gruppe umzusetzen (Ausschuss der Weisen 
2001) und den regulativen Entscheidungsprozess zunächst im Wertpapiersek- 
tor, anschließend aber auch im Banken- und Versicherungssektor durch die 
Einrichtung partiell autonomisierter Regulierungsausschüsse zu beschleunigen. 
Im Jahr 2003 wurde schließlich ein Aktionsplan zu Corporate Governance 
angenommen (Europäische Kommission 2003), um die eingeleitete Moderni- 
sierung und Angleichung des europäischen Gesellschaftsrechts voranzutreiben. 
Für die nationalen Kapitalismus-Modelle ergeben sich aus all dem spezifische 
Modernisierungs- und Anpassungszwänge. Diese beziehen sich in erster Linie 
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auf den EG-Binnenmarkt und die WWU, darüber hinaus aber auch in wach- 
sendem Maße auf viele nicht oder nur partiell vergemeinschaftete Politikfelder 
wie z.B. die Formen der Unternehmens- und Produktionsorganisation, die Ta- 
rifpolitik, die Sozialsysteme, die Infrastruktur- und Bildungspolitik etc. In ei- 
ner etwas schematischen Darstellung der „Europäisierungsprozesse“ lassen sich 
folgende Mechanismen unterscheiden (Auel 2005): 


Den ersten „Europäisierungs“-Mechanismus bilden die Prozesse der unmit- 
telbaren regulativen Angleichung, d.h. die vertraglichen und sonstigen 
rechtlichen Vorgaben - Verordnungen und Richtlinien -, durch die ein in- 
tegrierter europäischer Wirtschaftsraum geschaffen werden soll. Die hierzu 
ergriffenen politischen und rechtlichen Schritte werden im allgemeinen als 
„negative Integration“ bezeichnet, d.h. als Maßnahmen, die allein darauf 
abzielen, einheitliche Markt- und Wettbewerbsbedingungen zu konstitu- 
tionalisieren (Scharpf 1999: 49f). Oft geschieht dies jedoch in Kombinati- 
on mit Formen der „positiven Integration“, z.B. durch die Definition von 
Mindeststandards und die Schaffung zusätzlicher gemeinsamer Hand- 
lungskompetenzen, um möglichst einheitliche Produktmärkte, aber auch 
integrierte Kapital- und Kreditmärkte zu schaffen. 

Ein zweiter „Europäisierungs“-Mechanismus, die innereuropäische Regime- 
Konkurrenz, erfasst all jene Aspekte, die regulativ bislang nicht angegli- 
chen wurden, also nach wie vor der nationalen Politikgestaltung unterlie- 
gen (Ziltener 1999: 195ff). Dies gilt in besonderem Maße für die redistri- 
butiven Komponenten der makro-ökonomischen Reproduktion, d.h. für 
die Steuer-, Sozial-, Arbeits- und Tarifpolitik und viele infrastrukturpoliti- 
sche Aufgaben. Dass diese und andere Bereiche noch immer der nationa- 
len Gestaltungskompetenz unterliegen, ist vor allem zwei Ursachen ge- 
schuldet: Zum einen erweisen sie sich als vergemeinschaftungsresistent, 
weil ihre Organisation durch spezifische nationale Institutionen, überliefer- 
te (Rechts-)Traditionen und historisch gewachsene Formen der sozialen Si- 
cherung bestimmt ist. Zum anderen sehen sich die nationalen Akteure - 
die Regierungen, Tarifparteien oder Wohlfahrtsverbände - in hohem Maße 
durch die Formen der redistributiven Leistungsvergabe und die politischen 
Gestaltungsmöglichkeiten legitimiert, die ihnen im nationalen Rahmen zur 
Verfügung stehen. Letztlich werden jedoch auch die nicht-vergemeinschafteten 
Politikbereiche insofern europäisiert, als sie sich im - innereuropäischen - 
Kampf um Marktanteile und Direktinvestitionen behaupten müssen. 
Schließlich erfasst ein dritter „Europäisierungs“-Mechanismus seit einiger 
Zeit verstärkt diejenigen Bereiche, die mit Blick auf die Funktionserforder- 
nisse der integrierten europäischen Ökonomie politisch koordiniert wer- 
den. Dies erfolgte zunächst im Rahmen der Wirtschafts- und Finanzpolitik 
sowie der Europäischen Beschäftigungsstrategie, bevor mit der Lissabon- 
Strategie der Koordinationsansatz gemäß der „offenen Methode der Koor- 
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dination“ auf eine Reihe anderer Politikfelder, so auch auf die Reform der 
sozialen Sicherungssysteme, ausgeweitet wurde (Hodson/Maher 2001). 
Konkret geht es hierbei einerseits darum, gestützt auf gemeinsame Leitlini- 
en und Benchmarks sowie die Identifikation sog. „best practices“, die Mo- 
dernisierung der wirtschafts-, sozial- und infrastrukturpolitischen Rahmen- 
bedingungen zu koordinieren, und andererseits - in Verbindung mit der 
Finanzpolitik - die WWU durch Kosteneinsparungen zugleich zu stabili- 
sieren (Dyson 2000). 


Die neue europäische Ökonomie und die aufgeführten „Europäisierungs“- 
Mechanismen begünstigen eine marktliberale Modernisierungsdynamik, infol- 
ge derer sich die koordinierten Marktökonomien in Kontinentaleuropa dem 
neo-amerikanischen Kapitalismusmodell annähern. Die soziale „Entbettung“ 
des kontinentaleuropäischen Kapitalismus ist dabei im wesentlichen das Er- 
gebnis einer asymmetrischen Regulierungsstruktur, die die wirtschaftliche Inte- 
gration und den durch sie geförderten Wettbewerb intensiviert und gleichzei- 
tig die Möglichkeiten einer markt-korrigierenden wirtschafts-, arbeits- und so- 
zialpolitischen Regulierung und Intervention beschneidet (Holman 2004). 
Dies gilt insbesondere für die WWU und die Initiativen der Finanzmarktinte- 
gration.° Durch die Funktionsweise der WWU - die restriktive Geldpolitik der 
Europäischen Zentralbank (EZB) und den Stabilitäts- und Wachstumspakt 
(SWP) - kumulieren sich makroökonomisch depressive Effekte, indessen 
durch die Finanzmarktintegration kurzfristig angelegte Strategien einer kosten- 
senkenden Unternehmensreorganisation gefördert werden. Zumindest in dieser 
Hinsicht orientieren sich die europäischen Eliten - die Europäische Kommis- 
sion, die nationalen Regierungen und auch die Wirtschaftsverbände - pro- 
grammatisch sehr stark am US-Modell: 


„Europe was to become ‘the cheapest and easiest place to do business in the world’. Not only 
financial reforms, but also labour market and social protection policies, liberalization and priva- 
tization of public services, the promotion of venture capital and other such measures were all 
put forward in a completely uncritical attempt to mimic the growth process of the US in the 


late’90s.“ (Grahl 2004: 293) 


4. Krise und Erosion des kontinentaleuropäischen Kapitalismus 


Die integrationspolitischen Weichenstellungen im Bereich der Währungs- und 
Finanzmarktintegration verdichten sich letztlich in einer zweiten Welle der 
„Amerikanisierung“ des kontinentaleuropäischen Kapitalismus. Im Unter- 
schied zur ersten Amerikanisierungswelle nach dem Zweiten Weltkrieg, d.h. 


5 Auch die EU-Osterweiterung verstärkt die asymmetrische Regulierungsstruktur. Durch sie 
kommt es im europäischen Wirtschaftsraum zu einem starken wirtschaftlichen und sozialpo- 
litischen Entwicklungsgefälle, das über die gemeinsamen Strukturfondsmittel nur schwach 
kompensiert wird und daher den ohnehin beträchtlichen Deregulierungsdruck auf der na- 
tionalen Ebene akzentuiert (Bohle 2003). 
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der Verallgemeinerung fordistischer Produktions- und Konsummuster, voll- 
zieht sich die aktuelle Amerikanisierung nun allerdings unter stark gewandel- 
ten Rahmenbedingungen. Hierauf verweist einerseits die nachlassende ökono- 
mische Wachstumsdynamik in den entwickelten OECD-Staaten, andererseits 
aber auch der veränderte Charakter des globalen Regimes der Währungs- und 
Finanzmarktregulierung. So hat sich nach dem Zusammenbruch des Bretton 
Woods Systems im Laufe der 1980er und 1990er Jahre ein globales „Dollar- 
Wall-Street-Regime“ (DWSR) (Gowan 1999) herausgebildet, im Rahmen dessen 
die Liberalisierung der Finanzmärkte erkennbar beschleunigt wurde (Helleiner 
1994; Lütz 2002). Die Europäische Union hat diesem Liberalisierungsdruck 
nicht nur nachgegeben, sondern ihn selbst im Laufe der 1990er Jahre aktiv 
voran getrieben, um zusätzliche Investitionen und Innovationen mit mutmaß- 
lich positiven wirtschaftlichen Wachstums- und Beschäftigungseffekten zu för- 
dern. Bislang sind diese Ziele jedoch nicht erreicht worden. Dies gilt nicht nur 
für die Investitionstätigkeit, die Ausgaben für Forschung und Entwicklung, das 
Wirtschaftswachstum und die Beschäftigung, sondern auch für die Entwick- 
lung der Arbeitsproduktivität, die ihrerseits als ein Indikator für arbeits- und 
produktionsorganisatorische Innovationen gelten kann. 


Tabelle 1: 
Wirtschaftswachstum, Arbeitsproduktivität und Arbeitslosigkeit (1961-2005) 
Eurozone | USA Großbritannien 
Wirtschaftswachstum 1961-1990 3,7 3,5 2,5 
1991-1995 1,6 2,5 1,7 
1996-2000 2,7 4,1 3,2 
2001-2005 1,2 2,6 2,3 
Arbeitsproduktivität 1961-1990 3,2 1,6 2,1 
1991-1995 1,8 1,4 2,0 
1996-2000 1,2 2,0 2,0 
2001-2005 0,6 2,0 1,5 
Arbeitslosenquote 1961-1990 5,3 6,1 5,4 
1991-1995 9,5 6,5 9,3 
1996-2000 9,8 4,6 6,4 
2001-2005 8,5 5,5 4,9 


Quelle: European Commission (2006) 


Die meisten Wirtschaftsverbände, einflussreiche Ökonomen und Journalisten 
und viele der politischen Entscheidungsträger sehen die Ursachen für die öko- 
nomische Stagnation in einer noch immer unzureichenden arbeitsmarkt- und 
sozialpolitischen Deregulierung und insgesamt zu hohen Produktionskosten. 
Entsprechend befürworten sie eine Modernisierungs- und Wettbewerbskonzep- 
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tion, die sich noch stärker als bisher am neo-amerikanischen Kapitalismusmo- 
dell orientiert. Auf den ersten Blick ist diese Position insofern nachvollzieh- 
bar, als die liberalen Marktökonomien - USA und Großbritannien - positivere 
makroökonomische Kennziffern aufweisen. Genauer betrachtet, wird die wirt- 
schaftliche Stagnation durch die marktliberale Ausgestaltung des europäischen 
„Finanzmarkt-Kapitalismus“ jedoch nicht überwunden, sondern vielmehr fort- 
geschrieben (Deutschmann 2005). 

Dies liegt vor allem daran, dass sich mit dem Übergang zu einem finanzge- 
triebenen Akkumulationsregime der Nexus zwischen den Finanz- und Produk- 
tionsbeziehungen derart verändert, dass die traditionellen Stärken des konti- 
nentaleuropäischen Kapitalismus erodieren. Diese bestanden bislang in erster 
Linie darin, dass im Rahmen kooperativer Beziehungen zwischen Banken, Un- 
ternehmen und Belegschaften langfristig orientierte Modernisierungsstrategien 
und inkrementelle Innovationsprozesse gefördert wurden (Hall/Soskice 2001: 
39ff; Amable 2003: 85ff). Gestützt auf relativ umfassende kooperative Arran- 
gements gelang es den westeuropäischen Ökonomien bis in die 1990er Jahre 
hinein, in zentralen Produktionssektoren - wie z.B. der Automobilindustrie, 
dem Maschinenbau, der Elektrotechnik sowie der chemischen und pharma- 
zeutischen Industrie oder zuletzt auch dem Bereich der erneuerbaren Energien 
- kontinuierliche Innovationen und Produktivitätssteigerungen zu mobilisie- 
ren. Genau diese Bedingungen verändern sich nun jedoch, da im Zuge der Fi- 
nanzmarktintegration und des wachsenden Einflusses von Finanzinvestoren 
die Banken, Großunternehmen und auch die Zulieferbetriebe ihre strategi- 
schen Prioritäten neu definieren. Mit dem Übergang von einer substanz- zur 
ertragswertorientierten Unternehmensbewertung gewinnen kurzfristige Kosten- 
senkungsstrategien an Bedeutung. Konkret läuft dies vor allem darauf hinaus, 
weniger profitable Unternehmensteile zu veräußern und die Lohn- und Ge- 
haltskosten zu reduzieren: unter anderem durch Entlassungen, Lohnsenkun- 
gen, atypische Beschäftigungsverhältnisse, unbezahlte Mehrarbeit etc. 
Gefördert werden diese Prozesse in dem Maße, wie nicht nur für die Finanz- 
unternehmen - Banken, Investmentbanken und institutionelle Anleger -, son- 
dern auch für die transnationalen Dienstleistungs- und Industrieunternehmen 
die Wertpapier- gegenüber den traditionellen Kreditmärkten an Bedeutung ge- 
winnen. Die beschleunigte Finanzialisierung des produktiven Kapitals und die 
wachsende Orientierung am Shareholder Value weisen darauf hin, dass sich 
viele transnationale Konzerne inzwischen auf die Spielregeln des finanzgetrie- 
benen Akkumulationsregimes eingestellt haben. Doch nicht nur für die an der 
Börse notierten Aktiengesellschaften und transnational operierenden Konzer- 


6 Hinzu kommen staatliche Reformschritte - steuerliche Vergünstigungen, Beseitigung admini- 
strativer Barrieren, eine größere Markttransparenz -, durch die die nationalen Wirtschafts- 
räume und die europäische Ökonomie insgesamt für internationale Finanzanleger attraktiver 
gemacht werden sollen. 


Implikationen der neuen europäischen Ökonomie 335 


ne, auch für viele mittlere und kleinere Unternehmen ergibt sich ein beträcht- 
licher finanzmarktinduzierter Anpassungsdruck: 

Erstens verschlechtern sich die komparativen Kreditvergabekonditionen der 
kleineren Geschäftsbanken, Genossenschaftsbanken und Sparkassen, die sich 
bislang primär im längerfristig angelegten, kooperativen Kreditgeschäft mit 
kleinen und mittleren Unternehmen engagierten. Schon jetzt ist absehbar, dass 
sie unter den veränderten Rahmenbedingungen des Basel II-Abkommens ihre 
Eigenkapitalrücklagen im Vergleich zu den global operierenden Banken erhö- 
hen müssen (King/Sinclair 2003). Ihre Schuldnerqualität und damit die Kon- 
ditionen der eigenen Liquiditätsversorgung und Kreditbeschaffung verschlech- 
tern sich vor allem aus zwei Gründen: Zum einen sind die an mittelständische 
Unternehmen vergebenen Kredite in der Regel risikoreicher, zum anderen 
werden - dies gilt zumindest für Deutschland - bisherige staatliche Garantien 
(Anstaltslast und Gewährträgerhaftung) für die Landesbanken und öffentlichen 
Sparkassen abgeschafft bzw. beschnitten (Lütz 2005). 

Zweitens spielen angesichts der Probleme der Kapitalbeschaffung für viele Un- 
ternehmen des gehobenen Mittelstands sog. Finanzinvestoren, die ihr Kapital 
von institutionellen Anlegern erhalten, eine zunehmend wichtigere Rolle. Die 
Finanzinvestoren, die ihrerseits Gewinnraten zwischen 15% und 40% anstre- 
ben, kaufen sich mit Hilfe von „Private Equity“ in die mittelständischen Un- 
ternehmen ein, um diese in einem Zeitraum von 3-5 Jahren so zu restrukturie- 
ren, dass sie danach zu einem wesentlich höheren Preis wieder verkauft oder 
aber an der Börse platziert werden können. In der Zwischenzeit werden die 
Produktionskosten durch Maßnahmen des Outsourcing, Entlassungen und/oder 
Lohnsenkungen deutlich nach unten gefahren (Rügemer 2005). 

Drittens schließlich verändern sich dadurch, dass sich die Managementstrate- 
gien vieler transnationaler Konzerne am Konzept des Shareholder Values ori- 
entieren, die Beziehungen in der Produktionskette. Um die angestrebte Profit- 
rate und die Erwartungen der Aktienmärkte zu erfüllen, erhöhen die Kern-Un- 
ternehmen den Druck auf die Zulieferbetriebe, die von diesen hergestellten 
Produktkomponenten kostengünstiger anzubieten. Langfristige Vertragsbezie- 
hungen und vertrauensvolle Kooperationsformen weichen hierdurch tendenzi- 
ell einem kostenorientierten Wettbewerbsverfahren mit wesentlich kürzeren 
Zeithorizonten (Dörre/Brinkmann 2005). 

Die aufgeführten Wirkungszusammenhänge sollten nun freilich nicht so inter- 
pretiert werden, dass sich die institutionellen Arrangements des kontinentaleu- 
ropäischen Kapitalismusmodells einfach auflösen. Die tradierten Organisati- 
onsmuster und Kooperationsbeziehungen haben durchaus eine gewisse Behar- 
rungskraft. Ungeachtet aller Kontinuitätsmomente fördert das finanzgetriebene 
Akkumulationsregime letztlich jedoch eine umfassende Vermarktlichung der 
Finanz-, Produktions- und Arbeitsbeziehungen. Die produktiven und innovati- 
ven Kapazitäten des kontinentaleuropäischen Kapitalismus werden hierdurch, 
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d.h. vor allem durch verkürzte strategische Zeithorizonte und einen verschärf- 
ten Kostensenkungswettbewerb, substanziell beeinträchtigt. Dies gilt zumin- 
dest dann, wenn man Innovationsprozesse nicht einfach nur auf die Leistung 
einzelner kreativer Unternehmer zurückführt, sondern sie als einen sozialen 
Prozess begreift, an dem viele Akteure - öffentliche Institutionen, Wissenschaft- 
ler und Ingenieure, aber auch Arbeiter und Angestellte - beteiligt sind (Amable 
2003: 85ff; Deutschmann 2002: 74ff). Damit diese ihre kreativen Ideen in die 
Entwicklung neuer Technologien und Produktionsabläufe, aber auch neuer 
Produkte und Vermarktungskonzepte einbringen, bedarf es eines spezifischen 
Umfelds. Auf Vertrauen und Kooperation beruhende Innovationsnetzwerke 
sind in diesem Sinne voraussetzungsreich (Lazonick 2003: 27ff): Sie entstehen 
in der Regel nur dann, wenn sie mit hinreichenden finanziellen Ressourcen 
ausgestattet werden (financial commitment), wenn die beteiligten Akteure über 
die ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen weitgehend autonom verfügen 
können, also von externen Interventionen und Unsicherheiten relativ ge- 
schützt sind (strategic control), und wenn den Akteuren gewisse Garantien 
gewährt werden (z.B. soziale Sicherheiten, Aufstiegsperspektiven etc.), an den 
Innovationseffekten auch partizipieren zu können (organizational integration). 

Durch das finanzgetriebene Akkumulationsregime werden alle drei Vorausset- 
zungen grundlegend in Frage gestellt (Deutschmann 2005): Die Vermarktli- 
chung der Finanzbeziehungen und die Aufwertung der Shareholder-Interessen 
wirkt darauf hin, dass die zur Verfügung stehenden Ressourcen für langfristige 
und relativ risikoreiche Innovationsprozesse reduziert werden; gleichzeitig wird 
durch die Anteilseigner der Druck auf das Management erhöht, kurzfristig die 
Unternehmensrendite zu steigern, die Autonomie und Kontrolle der Innovati- 
onsakteure also gegebenenfalls zu beschneiden; und schließlich sorgt auch die 
beschleunigte Unternehmensreorganisation dafür, dass sich die beruflichen 
Perspektiven für die Beschäftigten, so auch für die Ingeneure und Entwickler 
oft als sehr ungewiss und unsicher darstellen, ihre organisationspolitische Ein- 
bindung also geschwächt wird (Sennett 2005: 34ff). Die kurzfristig ausgerichte- 
ten Kredite, Investitionen und Profiterwartungen der Finanzmarktakteure tra- 
gen demzufolge dazu bei, dass die sozialen Grundlagen kooperativer Innova- 
tionsnetzwerke erodieren und - von ein paar neuen Produkten und Uhnter- 
nehmensgründungen einmal abgesehen - keine neue Innovationsdynamik ent- 
steht.” Mehr noch, das finanzmarktgetriebene Akkumulationsregime hat für 
die kontinentaleuropäischen Innovationssysteme offenbar den paradoxen Ef 


7 Für den neo-amerikanischen Kapitalismus und sein marktbasiertes Innovationssystem stellt 
sich die Situation etwas anders dar. Hier korrespondiert die Entwicklung der Finanzmärkte 
mit deregulierten Arbeits- und Produktmärkten sowie intellektuellen Eigentumsrechten und 
einem strikten Patent-System. All diese Aspekte begünstigen individualistisch-risikofreundli- 
che Innovationsstrategien, da einschneidende wissens- und technologieintensive Neuerungen 
besonders prämiert werden (Amable 2003: 86ff). 


Implikationen der neuen europäischen Ökonomie 337 


fekt, dass es entgegen aller Proklamationen bei den beteiligten Akteuren ein ri- 
siko-averses Verhalten hervor ruft. 


5. Ausblick: Deformation als Schicksal? 


Unter den Bedingungen der allgemeinen wirtschaftlichen Stagnation prägen 
sich diese Tendenzen natürlich besonders aus. Dies gilt umso mehr, als das 
makroökonomische Regime der WWU nur sehr begrenzt antizyklische Kor- 
rekturen ermöglicht. Die primär auf Inflationsbekämpfung ausgerichtete EZB- 
Politik begünstigt hohe Realzinsen, indessen die Vorgaben des Stabilitäts- und 
Wachstumspakts die haushaltspolitischen Spielräume einengen. Beides führt 
dazu, dass nicht genügend in Sach- und Humankapital investiert wird und die 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung stagnieren. Entsprechend drängt 
sich die Schlussfolgerung auf, dass die neue europäische Ökonomie bislang 
weniger die Vorteile, als vielmehr die Schwächen des kontinentaleuropäischen 
und neo-amerikanischen Kapitalismusmodells vereint. Nicht nur in Deutsch- 
land, auch in anderen Ländern der EU scheinen sich perspektivisch 


„die Nachteile beider Kapitalismusvarianten zu einem Horrorbild zusammenzufügen: ein ge- 
schrumpfter öffentlicher Sektor, der schlechte Leistungen bietet, eine deregulierte Privatwirtschaft 
mit schwacher Konkurrenz, schließlich eine Bevölkerung, die schlecht ausgebildet ist, und Be- 
schäftigte, die ihre Arbeitsmotivation verloren haben und sich nur widerwillig von gierigen, auf 
moderne Weise autoritären Managern und ihren Helfern herumkommandieren lassen.“ (Ganss- 
mann 2004) 

Letztlich ist ein solcher Entwicklungspfad jedoch keineswegs schicksalhaft 
vorgezeichnet. Was das Wirtschaftswachstum und die Beschäftigungsentwick- 
lung anbetrifft, haben sich einige Mitgliedstaaten der EU dem allgemeinen 
Trend zumindest partiell entziehen können (European Commission 2006). 
Dies gilt allerdings nur für einige kleinere Ökonomien, die mit unterschiedli- 
chen Akzentuierungen eine wettbewerbskorporatistische Modernisierungspoli- 
tik betrieben. Irland profitierte dabei von einem steuer-, lohn- und arbeitspoli- 
tisch begünstigten enormen Kapitalzufluss, während die Niederlande mit einer 
arbeitsmarktpolitischen Teilzeitoffensive in Verbindung mit einer sehr modera- 
ten Lohnpolitik und sozialpolitischen Reformen die Erwerbslosengquote redu- 
zierte. Die skandinavischen Staaten - Schweden, Finnland und Dänemark - 
konnten hingegen durch relativ hohe FuE-Ausgaben und eine aktivierende 
Arbeitsmarktpolitik etwas über dem EU-Durchschnitt liegende Produktivitäts- 
steigerungen und wirtschaftliche Wachstumsraten erzielen. 

Im Kontext des innereuropäischen benchmarkings und best practices Ver- 
gleichs wird häufig argumentiert, dass sich auch die anderen kontinentaleuro- 
päischen Ökonomien stärker an diesen Ländern orientieren sollten. Die mei- 
sten Vorschläge laufen darauf hinaus, durch eine weitere Absenkung der Un- 
ternehmenssteuern in Verbindung mit arbeits- und sozialpolitischen Deregulie- 
rungs- und Flexibilisierungsmaßnahmen, kurzum, durch eine Senkung der Pro- 
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duktionskosten die Wettbewerbsfähigkeit zu verbessern und ausländische In- 
vestitionen und den Export zu fördern. Das Problem besteht nun allerdings 
darin, dass sich eine kostensenkende Wettbewerbsstrategie, die auf Investiti- 
onszuflüsse und Leistungsbilanzüberschüsse zielt, im gemeinsamen Wirt- 
schaftsraum nicht verallgemeinern lässt. Wenn größere Länder wie z.B. 
Deutschland die interne Nachfrageschwäche durch eine Steigerung der Ex- 
portanstrengungen kompensieren, tragen sie sogar dazu bei, die depressive 
konjunkturelle Entwicklungskonstellation zu verstetigen. In der Konsequenz 
bedeutet dies, dass für die größeren kontinentaleuropäischen Ökonomien - 
und für die EU insgesamt - die qualitativ ausgerichtete Modernisierungs- und 
Innovationsstrategie der skandinavischen Länder nur dann erfolgreich sein 
kann, wenn zugleich die Binnennachfrage stimuliert wird. 

Letztlich ist ein solcher Kurswechsel jedoch nur dann zu bewerkstelligen, 
wenn sich die Funktionsweise der neuen europäischen Ökonomie insgesamt 
verändert und ihre marktliberal-monetaristische Ausgestaltung korrigiert wird. 
Um die kooperativen Arrangements und produktiven Potenziale des kontinen- 
taleuropäischen Kapitalismus nicht weiter zu schwächen und perspektivisch 
den Raum für weitergehende - demokratisch, sozial und ökologisch orientierte 
- Reformstrategien zu öffnen, wären in einem ersten Schritt mithin veränderte 
politisch-regulative und makroökonomische Rahmenbedingungen zu schaffen. 
Zwei Schwerpunkte sind dabei von besonderer Bedeutung: 

Der erste Schwerpunkt bestünde in einer umfassenderen regulativen Einbet- 
tung des europäischen Wirtschafts- und Finanzraums, durch die sich die 
Funktionsweise des europäischen Finanzmarktes nicht primär an den Rendite- 
erwartungen der internationalen Finanzanleger, sondern an wirtschaft-, sozial- 
und beschäftigungspolitischen Zielsetzungen orientieren würde (Huffschmid 
2002: 257ff). Dies könnte z.B. dadurch gewährleistet werden, dass riskante und 
hochspekulative Aktivitäten durch eine gestärkte Finanzaufsicht in Verbin- 
dung mit steuerpolitischen Instrumenten - einer Wertpapierumsatzsteuer und 
Devisentransaktionssteuer - administrativ diskriminiert werden. Durch eine 
Stärkung öffentlicher Kreditinstitutionen könnten industrie- und innovations- 
politische Projekte gefördert werden. Im Fall von Unternehmensübernahmen 
könnte ein Stakeholder-Modell in Anschlag gebracht werden, das den Beschäf- 
tigungsschutz und die Mitbestimmungsrechte der Beschäftigten gegenüber 
kurzfristigen Shareholder-Interessen aufwertet, und zugleich könnten Maß- 
nahmen ergriffen werden, die sozialen Sicherungsleistungen von den Risiken 
der Finanzmarktentwicklung zu entkoppeln. Unter makroökonomischen Ge- 
sichtspunkten wären die aufgeführten Maßnahmen insofern vorteilhaft, als 


8 Von Deutschland, Belgien und den Niederlanden einmal abgesehen, weisen die kontinental- 
europäischen Länder, vor allem die EU-Mitgliedstaaten in Süd-, Mittel- und Osteuropa eine 
negative, die skandinavischen Länder hingegen eine zum Teil sehr ausgeprägte positive Lei- 
stungsbilanz auf (Wirtschaftskammer Österreichs 2005). 
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hierdurch die sozialen Unsicherheiten des finanzgetriebenen Akkumulations- 
regimes reduziert, die Konsumneigung gefördert und langfristige Zukunftsinve- 
stitionen gefördert würden. 

Hierüber hinaus wäre als zweiter Schwerpunkt eine explizit expansive makro- 
ökonomische Strategie zu entwickeln. Im Prinzip sprechen nur die vertraglich 
vereinbarten Vorgaben, nicht aber ökonomische Imperative dagegen, dass die 
EZB ihre geldpolitischen Instrumente sehr viel stärker zur Förderung von 
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung nutzt. In Ergänzung hierzu wäre frei- 
lich eine neue haushaltspolitische Konzeption zu entwickeln, die jenseits der 
restriktiven Vorgaben des Stabilitäts- und Wachstumspaktes - z.B. durch einen 
größeren und stärker infrastruktur- und innovationspolitisch ausgerichteten 
EU Haushalt und eine engere Koordination der nationalen Finanzpolitik - die 
nationalen Regierungen dazu anhält, ihre öffentlichen Investitionsausgaben 
auszuweiten. 

Derart veränderte europäische Rahmenbedingungen weisen in Richtung einer 
neuen „mixed economy“, die nicht nur wachstums- und beschäftigungspoliti- 
sche, sondern zugleich auch erweiterte industrie- und innovationspolitische 
und perspektivisch auch größere sozial- und umweltpolitische Handlungsspiel- 
räume eröffnet. Ungeachtet der unbefriedigenden Ergebnisse der marktlibera- 
len Modernisierungs- und Wettbewerbskonzeption, sind die politischen Ent- 
scheidungsträger in der Europäischen Union jedoch weit davon entfernt, sich 
auf den skizzierten Kurswechsel einzulassen (Hochrangige Sachverständigen- 
gruppe 2004). Im Gegenteil, das wiederholte Einfordern sog. Strukturreformen 
ist eher ein Indiz dafür, dass die marktliberale Deregulierungs-, Flexibilisie- 
rungs- und Privatisierungspolitik fortgesetzt wird. Dass hierdurch eine neue 
europäische Wachstumskonstellation entsteht, ist mit Blick auf die inneren 
Widersprüche der nationalen Produktions- und Innovationssysteme jedoch 
eher unwahrscheinlich. 
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Dorothee Bohle 


„Race to the bottom”? Die Dynamik der 
Konkurrenzbeziehungen in der 
erweiterten Europäischen Union 


1. Einleitung 


Nach der Weltwirtschaftskrise der 1970er Jahre hat sich die europäische Inte- 
grationsweise tiefgreifend gewandelt. War ursprünglich die Rolle der europäi- 
schen Institutionen auf die Absicherung nationaler Entwicklungspfade be- 
grenzt, so hat sich mit dem Binnenmarktprojekt, der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und zuletzt der Lissabon Strategie eine neue, „wettbewerbsstaatliche“ 
Integrationsweise herausgebildet (Ziltener 1999). Hier übernehmen die europäi- 
schen Institutionen einerseits selber wichtige staatliche Funktionen. Andererseits 
fördert die EU über ihre Projekte den Umbau der Nationalstaaten, um diese auf 
das umfassende Ziel der Wettbewerbsfähigkeit hin auszurichten. 

Durch die neue Integrationsweise können transnationale Konzerne (TNKs;) ıh- 
ren Handlungsspielraum erheblich ausdehnen. Einerseits haben sie, im Gegen- 
satz zu vielen national ausgerichteten Unternehmen, Arbeitern und Gewerk- 
schaften, direkten Zugang sowohl zu den europäischen wie den nationalen In- 
stitutionen. Zweitens werden über die neue, wettbewerbsstaatliche Integrati- 
onsweise die Nationalstaaten miteinander in direkte Konkurrenz gesetzt, um 
den Unternehmen bessere Verwertungsbedingungen zu bieten. 

Die Osterweiterung der EU hat diesen Konkurrenzdruck verstärkt. Mit ihr 
sind eine Reihe von Staaten in die EU aufgenommen worden, die in wirt- 
schaftlicher und sozialer Hinsicht weit weniger entwickelt sind als die alten 
EU Staaten. Vielfach wird argumentiert, dass die neuen Mitglieder im innereu- 
ropäischen Wettbewerb um Marktanteile und ausländische Direktinvestitionen 
(ADI) gegenüber den alten Mitgliedsstaaten erhebliche Vorteile haben. Sie gel- 
ten aufgrund ihrer weniger regulierten industriellen Beziehungen, unterneh- 
mensfreundlicheren Besteuerung, niedrigeren Lohnkosten und zum Teil flexible- 
ren Arbeitsmärkte zunehmend als bevorzugte Standorte für TNKs, und damit als 
Auslöser eines verstärkten Deregulierungsdrucks auf die alten EU-Mitglieder. 
Dieser Artikel teilt prinzipiell die Annahme, dass die Osterweiterung den 
Spielraum transnationaler Konzerne noch einmal vergrößert hat, und damit 
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zugleich den Deregulierungsdruck innerhalb des europäischen Wirtschafts- 
raums verstärkt. Allerdings richtet sich der Artikel gegen eine allzu vereinfa- 
chende Sichtweise, der zufolge die europäischen Ökonomien in einem „race 
to the bottom“ eingetreten sind, in dem diejenigen Staaten, die am stärksten 
dem neoliberalen Idealbild entsprechen, den Sieg um Märkte und Direktinve- 
stitionen davontragen. Um die Dynamik, Grenzen und Widersprüche des zu- 
nehmenden Standortwettbewerbs im erweiterten Europa auszuloten, werde ich 
zunächst den gegenwärtigen europäischen Integrationspfad genauer charakteri- 
sieren (Teil 2), und anschließend darstellen, welche Kapitalismus-Modelle sich 
als Ergebnis der Transformation und europäischen Integration in Osteuropa 
entwickelt haben (Teil 3). Wie ich anschließend zeigen werde, sind es nicht 
die neoliberalen, baltischen Länder, die sich erfolgreich in der Konkurrenz um 
Direktinvestitionen und Märkte durchsetzten, sondern vielmehr die vier Vise- 
grad-Staaten (benannt nach dem ungarischen Ort, in dem sie 1991 ein Koope- 
rationsabkommen schlossen) Polen, Ungarn, die Tschechische Republik und 
die Slowakei mit ihren Subventions- und Industriepolitiken und ihren im ost- 
europäischen Vergleich durchaus großzügigen Sozialstaaten (Teil 4). 


2. \Wettbewerbsstaatliche Integrationsweise und eingebetteter 
Neoliberalismus als neue Regulation des europäischen Wirt- 
schaftsraumes 


In der kritischen sozialwissenschaftlichen Literatur wird seit langem darauf 
hingewiesen, dass die europäische Integration seit den 1980er Jahren einen 
qualitativen Wandel vollzogen hat. Ging vom Integrationsprozess in den 
Nachkriegsjahrzehnten nur ein begrenzter Impuls zur Öffnung der nationalen 
Wirtschaftsräume aus, und wurden indirekt sogar die nationalen, binnenwirt- 
schaftlich ausgerichteten Entwicklungsprozesse und wohlfahrtstaatlichen Insti- 
tutionen der EG Mitgliedsländer gestärkt, so änderte sich dies mit dem Inte- 
grationsschub, mit dem die EG auf die Krise des Fordismus reagierte. Die zen- 
tralen Integrationsprojekte der letzten zwei Dekaden - der Binnenmarkt, die 
Währungsunion sowie die Lissabon Strategie - zielen auf die Errichtung eines 
integrierten europäischen Wirtschaftsraumes, innerhalb dessen der Wettbe- 
werbs- und Reformdruck für die einzelnen Volkswirtschaften intensiviert, und 
in der Folge die internationale Wettbewerbsfähigkeit der gesamten europäi- 
schen Ökonomie verbessert wird. Über die Deregulierung nationaler Märkte 
und deren partielle Re-regulierung auf europäischer Ebene, die supranationale 
Institutionalisierung einer einseitig an makroökonomischer Stabilität ausge- 
richteten Wirtschafts- und Geldpolitik, die europäische Förderung von Inno- 
vations- und Industriepolitik sowie einer an „workfare“ statt „welfare“ (d.h. der 
Arbeitsfähigkeit von Individuen) ausgerichteten Sozialpolitik werden die EU- 
Mitgliedsstaaten zunehmend unter Druck gesetzt, ihre wirtschafts- und sozial- 
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politischen Systeme grundlegend marktförmig zu gestalten. Ziltener (1999) be- 
zeichnet diese neue Integrationsweise als „wettbewerbsstaatlich“. Mit diesem 
Begriff knüpft er an der Literatur zum „nationalen Wettbewerbsstaat“ an (siehe 
grundlegend Hirsch 1995, Altvater 1994). Kennzeichen des nationalen Wett- 
bewerbsstaates ist die Mobilisierung aller gesellschaftlichen Potentiale auf das 
Ziel des Überlebens in der internationalen Standortkonkurrenz. Der Wettbe- 
werbsstaat ist damit keinesfalls mit dem „schlanken“ Staat gleichzusetzen. 
Wettbewerbsfähigkeit muss vielmehr hergestellt werden, und dies geschieht 
über den Ausbau der weltmarktorientierten Industrie-, Forschungs-, Technolo- 
gie-, Infrastruktur- und Innovationspolitik zur Stärkung der einheimischen Un- 
ternehmen, über die großzügige Subvention von ausländischen Unternehmen, 
um diese zu Investitionen zu bewegen, und auch über aktivierende Sozialpoli- 
tiken und die Beteiligung der Gewerkschaften in der Standortkonkurrenz. 

Eine zentrale Schwäche des Konzeptes vom Wettbewerbsstaat ist jedoch sein 
nahezu ausschließlicher Fokus auf die nationale Ebene der neuen Staatlich- 
keit. Ziltener argumentiert darüber hinaus, dass die EU ein zentraler Bestand- 
teil der europäischen Staatlichkeit ist. Einerseits hat die europäische Ebene 
selber zunehmend staatliche Funktionen übernommen - man denke hier ins- 
besondere an die Währungsunion, aber auch an die Ausdehnung der Mitge- 
staltungs- und Entscheidungsbefugnisse der europäischen Ebene in einer im- 
mer größeren Anzahl von Politikfeldern. Anderseits übernimmt die europäi- 
sche Ebene als „zentrale Schnittstelle“ wichtige Funktionen zur Förderung der 
(nationalen) Wettbewerbsstaatlichkeit, entweder durch direkte politische Vor- 
gaben oder indirekt durch die Stärkung von Marktkräften und Regimekonkur- 
renz (Ziltener 1999, siehe auch Jessop 2005, Bieling/Deppe 2003). 

Der Strukturwandel von Staatlichkeit und europäischer Integrationsweise ist 
wesentlich der Versuch einer Antwort auf die tiefe sozio-ökonomischen Krise, 
die mit dem Ende des Fordismus ausbrach. (Mindestens) drei zentrale Ent- 
wicklungen trugen dazu bei, dass staatliche Akteure offener wurden für Rezep- 
te, in deren Zentrum Unternehmensinteressen standen: Erstens verringerte sich 
mit dem Ausbruch der Krise und der darauf folgenden langanhaltenden 
Wachstums- und Stagnationsschwäche die Bereitschaft staatlicher und gesell- 
schaftlicher Akteure, Unternehmen mit unliebsamen Entscheidungen zu kon- 
frontieren. Grob gesagt, spiegelt sich hierin die strukturelle Abhängigkeit kapi- 
talistischer Staaten von Unternehmen, die sich in Krisenzeiten stärker manife- 
stiert als in Zeiten wirtschaftlicher Prosperität, wider (siehe z.B. Palan 2006). 
Diese strukturelle Abhängigkeit hat sich zweitens durch die Internationalisie- 
rung des Kapitals, welches unter der Ägide der Pax Americana einen wesentli- 
chen Aufschwung genommen hat, noch einmal erhöht, da das Kapital nun ex- 
plizit mit „exit“ drohen, und dadurch Staaten gegeneinander ausspielen kann. 
Zugleich hat drittens die zunehmende Arbeitslosigkeit in fast allen europäischen 
Gesellschaften zu einer Umdeutung von Sozialpolitik und gesellschaftlicher So- 
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lidarität beigetragen. Nunmehr gelten Maßnahmen, die vermeintlich Arbeitsplät- 
ze schaffen, als sozial und solidarisch (Flassbeck zitiert in Brie 2005: 100). 

Nun ist die neue europäische Integrationsweise nicht generell unternehmens- 
freundlich, sondern es ist insbesondere das transnationale Kapital, welches 
sich als treibender Motor der europäischen Integration etablieren konnte, und 
welches von der Integrationsweise am stärksten profitiert. Wie in der kriti- 
schen Integrationsforschung vielfach belegt, haben transnationale Konzerne 
eine bedeutende Rolle in der Initiierung der zentralen europäischen Integrati- 
onsprojekte sowie des dominanten Diskurses der Wettbewerbsfähigkeit ge- 
spielt (van Apeldoorn 2000, Balanya et al 2001). Die neue Integrationsweise 
führt zudem zu einer kontinuierlichen Erweiterung des Handlungsspielraums 
dieser Akteure, erstens aufgrund der strategischen Selektivität der europäischen 
Staatlichkeit, d.h. der Tatsache, dass diese mit ihrem Mehrebenensystem für 
das transnationale Kapital eher zugänglich ist als für andere gesellschaftliche 
Kräfte (zur strategischen Selektivität siehe Jessop 1990: 149ff.). TNKs haben 
direkten Zugang sowohl zu den europäischen wie den nationalen Institutionen, 
und „profitieren von der Intransparenz der europäischen Entscheidungsverfah- 
ren, dem Fehlen einer europäischen Öffentlichkeit [und D.B.] von der Tatsache, 
dass Kommission und Ministerrat zu keinerlei Rechenschaft gegenüber den 
WählerInnen verpflichtet sind“ (Wissen 2005). Im Gegensatz hierzu haben viele 
national ausgerichtete Unternehmen sowie Arbeiter und Gewerkschaften zumeist 
nur über ihre nationalen Regierungen indirekten Zugang zu europäischen Insti- 
tutionen, und sind in ihren Interessen darüber hinaus entlang nationaler Spal- 
tungslinien fragmentiert. Zweitens werden über die neue, wettbewerbsstaatliche 
Integrationsweise die Nationalstaaten miteinander in direkte Konkurrenz gesetzt, 
um den Unternehmen bessere Verwertungsbedingungen zu bieten. 

Obwohl die neue europäische Integrationsweise deutlich neoliberale Züge 
trägt, wird die EU dennoch häufig als Gegenmodell zum entfesselten neolibe- 
ralen Kapitalismus wahrgenommen, der, von den USA ausgehend, wesentli- 
ches Merkmal der Globalisierung ist. Vertreter dieser Position verweisen insbe- 
sondere auf das europäische Kapitaliimusmodell, welches weniger auf markt- 
förmigen denn auf kooperativen und langfristigen Beziehungen zwischen Ban- 
ken, Unternehmen und Arbeitnehmern beruht; in dem Sozialstaaten stärker 
ausgebaut sind, und deshalb die soziale Ungleichheit geringer ist als in den 
USA (siehe z.B. Habermas/Derrida 2003, Rifkin 2004).' Auch die EU selber 
sieht in ihrem „sozialen Modell“ einen Faktor ihrer globalen Wettbewerbsfä- 
higkeit, womit Sozialpolitik allerdings zunehmend auf ihre produktive Funk- 
tion verengt wird (Urban 2003). 


1 Diesen Autoren zufolge ist es nicht allein die sozialere Variante des Kapitalismus, welches 
Europa von den USA unterscheidet, sondern ebenso die Außenpolitik: Während die USA 
zunehmend in Richtung kriegerischen Unilateralismus abdrifte, sei es das Kennzeichen eu- 
ropäischer Außenpolitik, am Multilateraliimus und am Verhandlungswege festzuhalten. 
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Die Sichtweise von der EU als Gegenmodell zur US dominierten neoliberalen 
Globalisierung ist verkürzt. Erstens ist die EU selber ein zentraler Akteur in 
der Globalisierung (Beckmann/Bieling 2005), und zweitens unterschätzt diese 
Sichtweise die Dynamik der anhaltenden neoliberale Restrukturierung des eu- 
ropäischen Kapitalismus (siehe z.B. den Artikel von Bieling in diesem Heft). 
Dennoch ist es nicht falsch, auf die Unterschiede zwischen dem ausgeprägte- 
ren neoliberalen Kapitalismus der USA und dem europäischen Kapitalismus- 
modell hinzuweisen.” Zumindest drei Argumente scheinen dafür zu sprechen, 
dass diese Unterschiede in absehbarer Zukunft relevant bleiben werden. Er- 
stens haben Arbeiten zur politischen Ökonomie des Wohlfahrtsstaatsabbaus 
gezeigt, dass dieser keiner linearen Logik folgt. Vielmehr erfährt der Sozialstaat 
in den Gesellschaften, in denen er in der Nachkriegszeit stark ausgebaut wur- 
de, deutliche Unterstützung von breiten gesellschaftlichen Kräften, die sich er- 
folgreich gegen seinen radikalen Abbau wenden. So sind es bislang die libera- 
len Marktwirtschaften (also Großbritannien oder die USA), die den radikalsten 
Sozialstaatsabbau durchgesetzt haben, und nicht die kontinentaleuropäischen 
oder skandinavischen Länder mit ihren weit großzügigeren Sozialstaaten (Pier- 
son 2002). Zweitens beruht der europäische Kapitalismus stärker auf solchen 
Sektoren, für deren Funktionieren längerfristige Beziehungen zwischen Unter- 
nehmen, Banken und Arbeitnehmern, sowie soziale Sicherungssysteme, die es 
Arbeitnehmern ermöglichen, firmen- und industriespezifische Fertigkeiten zu 
erlernen, funktionaler sind als kurzfristige marktförmige Beziehungen (zum 
grundlegenden Argument siehe Hall/Soskice 2001, Iversen 2005). Mit anderen 
Worten, für den europäischen Kapitalismus sind immer noch Industrien der 
„alten Ökonomie“ von sehr viel zentralerer Bedeutung als für die US-Ökono- 
mie.” Drittens wird der transnationale europäische Kapitalismus erst herge- 
stellt. In dieser Situation ist staatliche Unterstützung für nationale Unterneh- 
men, die sich im sich herausbildenden europäischen und globalen Markt neu 
positionieren, zentral. Ebenso sehen staatliche Akteure sich mit Anforderun- 
gen von Unternehmen konfrontiert, sie gegen zu aggressive ausländische Kon- 
kurrenz zu schützen, beispielsweise in Fällen von feindlichen Übernahmen. 
Schließlich suchen Staaten häufig auch, ihren Wirtschaftsraum so attraktiv wie 
möglich für transnationale Konzerne zu machen. Staatliche Akteure sehen 


2 Streng genommen ist es natürlich falsch, von einem europäischen Kapitalismusmodell zu 
sprechen, da die nationalen institutionellen Unterschiede nach wie vor sehr groß sind. Ich 
nutze diesen Begriff hier zur Kennzeichnung der Grundzüge des kontinentaleuropäischen 
Kapitalismus. 

3 Dies wird auch deutlich, wenn man sich die Zusammensetzung des European Roundtable of 
Industrialists (ERT) ansieht, der Interessensvertretung von TNKs in Europa, der gemeinhin 
am meisten Einfluss auf die europäische Politik nachgesagt wird. Ein Großteil der Mitglieder 
vertreten immer noch industrielle Konzerne (Automobil, Stahl, Lebensmittel u.a.) oder Kon- 
zerne, die Rohstoffverarbeitung betreiben. Nur langsam stoßen auch Konzerne der „neuen 
Ökonomie“ wie z.B. E.ON hinzu (http://www.ert.be/all_members_since_1983.htm). 
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sich damit insgesamt mit einer Reihe von widersprüchlichen Ansprüchen kon- 
frontiert, die nicht einfach mit dem neoliberalen Idealtyp eines schlanken 
Staates und einer kompetitiven Marktordnung einhergehen. Palan bringt dies 
auf den Punkt, wenn er schreibt: 


„Ihe new period of globalization displays market strength and confidence of capital and, yet, it 
is a period also characterized in business literature and magazines as extremely hazardous and 
difficult (...). Contrary to the belief, the ideology of neoliberalism and open markets is not nec- 
essarily an unadulterated business ideology, unless one accepts the proposition that ‘business 
likes competition’. It is far more appropriate to say that business likes competition when it suits 
- which is a rare occurrence indeed - business likes no doubt an efficient and flexible labor mar- 
ket, business does not mind at all competition among governments in the provision of sweeten- 
ers, subsidies and other incentives (...). But business, as a general proposition, does not like 
competition.“ (Palan 2006: 258). 

Meine Vermutung ist, dass innerhalb der EU der Druck, den unterschiedlichen 
Anforderungen von Unternehmen gerecht zu werden, größer ist und auch in 
höherer Staatsaktivität mündet als in den USA, da die USA einerseits seit langem 
einen integrierten Binnenmarkt haben, und da andererseits das europäische 
Mehrebenensystem erheblich mehr „veto-points“, d.h. mehr institutionelle Ein- 
spruchsmöglichkeiten aufweist als der US-amerikanische Föderalismus. 

Die Unterschiede zwischen dem US amerikanischen und europäischen Kapita- 
lismus sind jedoch nicht in Stein gemeißelt. Die Veränderung des europäi- 
schen Kapitalismus kann in Anlehnung an Polanyı (1977) als Doppelbewe- 
gung bezeichnet werden, d.h. einerseits als Bewegung hin zum Wirtschaftslibe- 
ralismus, die von bestimmten gesellschaftlichen Kräften unterstützt wird. Hier 
sind insbesondere die institutionellen Investoren und Investmentbanken zu 
nennen, die die finanzkapitalgetriebene Akkumulation entscheidend voran- 
treiben (siehe Bieling in diesem Heft). Die Bewegung hin zum Liberalismus 
löst jedoch Gegenbewegungen zum Schutz der Gesellschaft vor uneinge- 
schränkten Märkten aus. Polanyi argumentiert dabei, dass als Kräfte der Ge- 
genbewegung nicht nur die Arbeiter (und Feudalherren) fungieren, sondern 
sämtliche gesellschaftlichen Kräfte, die ihre Sicherheit und ihr Einkommen 
von der Einführung des freien Marktes gefährdet sehen. Damit sind Industriel- 
le und Unternehmen unter bestimmten Bedingungen ebenso Träger der Ge- 
genbewegung zum freien Markt wie Arbeiter oder Feudalherren (Polanyi 1977, 
186ff.). Anknüpfend an diese Gedanken kann die gegenwärtige Form des eu- 
ropäischen Kapitalismus als „eingebetteter Neoliberalismus“ bezeichnet wer- 
den (van Apeldoorn 2002). Der durch die Globalisierung ausgelöste Schub in 
Richtung Deregulierung, Liberalisierung und die Herstellung freier Märkte 
wird im europäischen Mehrebenensystem immer wieder durch die Gegenbe- 
wegung von unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen gebrochen. Die 
neue europäische Ordnung unterscheidet sich allerdings weitreichend von der 
Nachkriegsordnung des „eingebetteten Liberalismus“, in welchem detaillierte 
Regulierungen den Marktmechanismus in weiten Bereichen ökonomischer Ak- 
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tivitäten eng begrenzten, und so einer Vielzahl von gesellschaftlichen Gruppen 
Sicherheit gab (Ruggie 1982). Während ın der Nachkriegszeit die gesellschaft- 
liche Einbettung in der Tat ein Gegengewicht zur Liberalisierung geschaffen 
hat, ist die Einbettung des Neoliberalismus auf institutionelle Beharrungskräf- 
te und punktuellen Widerstand gegen die Liberalisierung begrenzt. Gleichzei- 
tig kommen wesentliche Einschränkungen des Marktmechanismus ganz über- 
wiegend den TNK zugute, und unterstützen diese bei ihrer Ausdehnung. 

Welche Rolle nimmt nun die Osterweiterung in der Doppelbewegung von Li- 
beralisierung und gesellschaftlicher Protektion ein? In der kritischen Literatur 
zur Österweiterung, aber auch in der öffentlichen Meinung wird diese als ein 
weiterer Hebel der Deregulierung und Liberalisierung des europäischen Kapi- 
talismusmodells gesehen. Vereinfacht skizziert, wird das westeuropäische Kapi- 
talismusmodell von zwei Seiten in die Zange genommen: einerseits erodieren 
institutionelle Investoren und Investmentbanken mit ihren shareholder values 
die traditionell kooperativen Beziehungen zwischen Unternehmen, Belegschaf- 
ten und Banken, anderseits initiieren die osteuropäischen Länder aufgrund ih- 
rer weniger regulierten industriellen Beziehungen, unternehmensfreundlicheren 
Besteuerung, niedrigeren Lohnkosten und zum Teil flexibleren Arbeitsmärkte 
einen Wettlauf um die niedrigsten Sozialstandards- und Steuersätze, durch den 
sie „die Administrationen der Alt-EU vor sich hertreiben“ (Hofbauer 2005: 
140). Während diese Sichtweise nicht ganz falsch ist, werde ich im folgenden 
jedoch zunächst genauer ausloten, was für Kapitalismen in Osteuropa ent- 
standen sind, um so besser bestimmen zu können, welche Auswirkungen die 
Osterweiterung für die Ordnung des eingebetteten Neoliberalismus hat. 


3. Neoliberalismus, eingebetteter Neoliberalismus und 
Neo-Korporatismus in Osteuropa’ 


Die Erweiterung hat es der EU erlaubt, die Kernelemente ihrer neuen Wirt- 
schaftsordung nach Osteuropa auszudehnen. Bereits frühzeitig wurden die 
Beitrittskandidaten gehalten, ihre Märkte und ihren Außenhandel zu liberali- 
sieren, und das Binnenmarktregime zu adoptieren. Während der Vorbereitung 
auf den Beitritt wurden makroökonomische Entwicklung, geld- und haus- 
haltspolitische Programme, Privatisierung und Fortschritte in Verwaltungs-, 
Regional- und Struktur- und Sozialversicherungsreformen der Kandidaten re- 
gelmäßig von der EU überprüft. Die osteuropäischen Länder wurden auch 
gehalten, sich auf die Einführung des Euro und die damit einhergehenden 
geld- und haushaltspolitischen Kriterien vorzubereiten. 

Drei Faktoren haben allerdings bislang dazu geführt, dass der Neoliberalismus 
in den neuen EU Mitgliedern insgesamt weniger eingebettet ist als in den mei- 


4 Das folgende ist eine Zusammenfassung von Bohle/Greskovits (2007). 
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sten alten Mitgliedsstaaten. Erstens hat die EU selber eine marktradikalere Va- 
riante der europäischen Ordnung nach Osteuropa exportiert, indem sie vor- 
rangig auf die Ausdehnung der Kernbereiche der ökonomischen Deregulierung 
achtete, und der Übernahme des sozialen oder innovationspolitischen acquis 
weniger Beachtung schenkte. Zweitens konnten die osteuropäischen Gesell- 
schaften dem Neoliberalismus zumindest in der ersten Dekade der Transfor- 
mation zumeist vergleichsweise wenig entgegensetzen. Dies ist vor allen Din- 
gen darauf zurückzuführen, dass der Neoliberalismus die radikalste Kritik am 
diskreditierten sozialistischen System darstellte und dass linke Parteien und 
Gewerkschaften geschwächt aus dem Systemwandel hervorgingen. Drittens 
sind die osteuropäischen Gesellschaften wesentlich abhängiger von Kapitalim- 
porten als die meisten westeuropäischen, eine Tatsache, die durch ihre Annä- 
herung and die EU verstärkt wurde (Bohle 2002a). 

Dennoch hat die Annäherung an die EU keineswegs zu einer Konvergenz un- 
ter den neuen Mitgliedern geführt. Sie weisen vielmehr erhebliche Unterschie- 
de in ihren Reformstrategien, institutionellen Konfigurationen, und ihren Ab- 
hängigkeitsstrukturen auf. So sind es die baltischen Staaten, d.h. Estland, Lett- 
land und Litauen, die ihre Ökonomien am radikalsten liberalisiert und deregu- 
liert haben (Feldmann 2001). Estland ist bekannt für die völlige Abschaffung 
seiner Außenhandelstarife, ein Schritt, der selbst der Welthandelsorganisation 
zu radıkal erschien. Gleichzeitig haben die Reformer ın den baltischen Staaten 
von Anfang an der makroökonomischen Stabilität höchste Priorität einge- 
räumt. Zwei der drei baltischen Staaten haben ein sogenanntes currency-board 
eingerichtet. Dieses institutionelle Arrangement unterbindet jeglichen politi- 
schen Spielraum in der Wechselkurspolitik. In Estland hat außerdem die 
Pflicht zu einem ausgeglichenen Haushalt Verfassungsrang. Neben Slowenien 
sind die baltischen Staaten auch diejenigen, die versuchen, sich möglichst 
frühzeitig für den Euro zu qualifizieren. 

Die Reformpolitik in den baltischen Staaten hat katastrophale soziale Auswir- 
kungen. Die soziale Ungleichheit ist in diesen Ländern stärker gestiegen als in 
den meisten anderen Ländern Mittelosteuropas (MOE). Die Löhne sind zu- 
nächst drastisch gefallen, und liegen trotz Lohnzuwächsen auch in 2002 noch 
weit unter dem Stand von 1989. Die Arbeitslosigkeit ist mit über 10% (2002- 
2005) hoch, ebenso wie ın den meisten anderen MOE. Im Gegensatz zu die- 
sen haben die baltischen Staaten jedoch nur sehr wenig Bereitschaft zur sozi- 
alstaatlichen Kompensation gezeigt. Die Sozialleistungsquote, die im EU 
Durchschnitt bei 28% liegt, beträgt in den baltischen Staaten gerade mal et- 
was über 13%. Ein Arbeitsloser in Estland bekommt für maximal 9 Monate 
7% des Durchschnittlohns als Arbeitslosengeld ausgezahlt (Riboud et al 2002: 
11, 37). Gewerkschaften sind so gut wie nicht existent. Die baltischen Staaten 
haben damit insgesamt unter den neuen EU Mitgliedsstaaten am konsequen- 
testen ein neoliberales Regime ohne Adjektiv durchgesetzt. Ihre institutionelle 
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Konfiguration entspricht am ehesten den Prinzipien des „neuen Konstitutio- 
nalismus“ (Gill 2000), in dem breite Teile der wirtschaftlich-sozialen Ordnung 
von politischen und demokratischen Einflüssen isoliert werden, und quasi als 
Sachzwänge auf die Gesellschaft einwirken. 

Auf der entgegengesetzten Seite des osteuropäischen Spektrums steht Sloweni- 
en, welches sich am weitesten neoliberalen Reformen jeglicher Couleur wider- 
setzt hat. Slowenien hat unter den osteuropäischsten Staaten den graduellsten 
Reformpfad eingeschlagen, und in vielfacher Hinsicht auf das sozialistische 
Erbe gebaut. Zwar wurden auch hier die Märkte dereguliert und liberalisiert, 
und eine stabilitätsorientierte makroökonomische Politik eingeleitet. Im Ge- 
gensatz zu den baltischen Staaten erfolgten die Reformen jedoch sehr graduell, 
und beruhten auf einem breiten gesellschaftlichen Konsens. In Slowenien 
wurden die Gewerkschaften, die nicht nur im osteuropäischen Vergleich nach 
wie vor sehr stark sind, fast von Anfang an in den Reformprozess mit einbe- 
zogen (Stanojevic 2003). Die sozialen Konsequenzen der Marktreformen wa- 
ren vergleichsweise gering: weder ist die Arbeitslosigkeit, Armut oder Un- 
gleichheit in Slowenien stark angestiegen, noch mussten die Arbeitnehmer 
nach 1990 zu starke Lohneinbussen hinnehmen. Auch in der Privatisierungs- 
politik wurde eine Linie gefahren, die interne Lösungen, einschließlich Über- 
nahmen durch die Belegschaft gegenüber ausländischen Investoren bevorzug- 
te. Slowenische Regierungen haben immer wieder auch während des Erweite- 
rungsprozesses die EU-Auflagen als zu neoliberal kritisiert, und sich insbesondere 
dem Drängen der EU auf Privatisierung ihrer strategischen Sektoren erfolgreich 
widersetzt (Lindstrom/Piroska 2002). Insgesamt entspricht Slowenien in vielfa- 
cher Hinsicht den westeuropäischen neo-korporatistischen Gesellschaften. 

Die vier Visegrad-Staaten nehmen eine mittlere Position zwischen dem balti- 
schen Marktradikalismus und dem slowenischen Neokorporatismus ein. Auch 
hier hat eine weitreichende Deregulierung und Liberalisierung der Märkte und 
der Außenwirtschaft stattgefunden, die allerdings weniger radikal war als ın 
den baltischen Staaten. Ein herausragendes Kennzeichen der Kapitalismusmo- 
delle in den Visegrad-Staaten ist die zentrale Bedeutung ausländischer Investo- 
ren. Ungarn war Vorreiter in dieser Entwicklung. Hier war die Privatisierung 
von den frühen 1990ern auf die Attraktion ausländischer Investoren hin aus- 
gerichtet. Im Gegensatz dazu versuchten Polen, die Slowakei und Tschechi- 
sche Republik anfangs, einen nationalen Kapitalismus aufzubauen. Dies schei- 
terte jedoch, und seit der 2. Hälfte der 1990er Jahre hat sich auch hier ein ab- 
hängiger Kapitalismus herausgebildet (Bohle 2002b, Drahokoupil 2006, siehe 
auch den Beitrag von Joachim Becker in diesem Heft). Alle vier Länder su- 
chen seitdem erfolgreich, mittels vielfältiger Investitionsanreize, ADI anzuzie- 
hen. Diese beinhalten Steuerbefreiungen, direkte Subventionen für einzelne 
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Investitionen oder Schutzzölle gegen konkurrierende Produkte’ ebenso wie In- 
frastrukturvorleistungen, die Beteiligung am Aufbau spezifischer Qualifizie- 
rungsmaßnahmen oder die Reform der Arbeitsgesetzgebung in eine flexiblere 
Richtung. 

Die auslandsinduzierte Akkumulation in den Visegradländern bringt eine Rei- 
he sozialer Folgen mit sich (zum folgenden vgl. Bohle/Greskovits 2006). Ei- 
nerseits zeichnet sich die Modernisierung und zunehmende Wettbewerbsfä- 
higkeit des industriellen Sektors der Visegrad-Staaten ab. Zumindest materiell 
profitieren hiervon auch die in diesen Industrien Beschäftigten: Insgesamt ist 
die Lohnentwicklung in den Visegrad-Staaten im osteuropäischen Vergleich 
sehr positiv, und es sind insbesondere Beschäftigte in TNKs, die überdurch- 
schnittlich verdienen. Gleichzeitig aber weisen die Visegrad-Staaten die flexi- 
belsten Arbeitsmärkte auf. Zugleich zeichnet sich insbesondere in Polen und 
der Slowakei ab, dass die Restrukturierung der Wirtschaft nur einen Teil der 
Gesellschaft positiv erfasst. Polen und die Slowakei haben die höchste Lang- 
zeitarbeitslosigkeitsrate in der gesamten EU, und auch ihre Arbeitslosigkeit ist 
mit um die 18% überdurchschnittlich hoch. Im Gegensatz zu den baltischen 
Staaten haben die Regierungen in den Visegrad-Staaten wiederholt versucht, 
die sozialen Konsequenzen der Transformation mit staatlichen Maßnahmen 
zu kompensieren (Orenstein/Haas 2002). So ist die Sozialleistungsquote im 
Vergleich mit den baltischen Staaten hoch. Auch wurden von unterschiedlichen 
Regierungen immer wieder Versuche unternommen, Gewerkschaften durch trip- 
artistische Arrangements an sozio-ökonomischen Entscheidungsprozessen zu be- 
teiligen. Diese Arrangements waren allerdings nie von Dauer (Ost 2000). 

Ein weiteres Merkmal der Ökonomien der Visegrad-Staaten ist schließlich ihre 
makroökonomische Instabilität. Im Gegensatz zu den anderen osteuropäi- 
schen Ländern ist es diesen bislang nicht gelungen, sich den Maastricht- 
Kriterien anzunähern. Dies führt zu heftigen politischen Konflikten zwischen 
Befürwortern eines schnellen EWU Beitrittes, die auf eine rasche Haushalts- 
konsolidierung drängen, und denjenigen politischen Kräften, für die der EWU 
Beitritt nicht an oberster Priorität steht. 

Insgesamt kann das sozio-ökonomische Regime, welches sich in den Visegrad- 
Staaten herausgebildet hat, als die osteuropäische Variante des eingebetteten 
Neoliberalismus gelten. So fügen sich die Visegrad-Staaten am ehesten in die 
wettbewerbsstaatliche Integrationsweise der EU ein. Im Gegensatz zu den mı- 
nimalistischen baltischen Staaten suchen diese Länder aktiv, ihre Standortbe- 
dingungen zu verbessern um ADI anzuziehen, und eröffnen damit transnatio- 
nalen Konzernen verbesserte Verwertungsbedingungen. Im Gegensatz zu den 
meisten westlichen Staaten sowie Slowenien sind die Aktivitäten der Visegrad- 


5 Da diese Maßnahmen größtenteils mit dem EU-Recht inkompatibel sind, sind die Staaten in 
letzter Zeit dazu übergegangen, insgesamt die Unternehmenssteuern zu senken. 
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Staaten allerdings kaum auf den Schutz der einheimischen Unternehmen und 
deren Positionierung im internationalen Wettbewerb gerichtet, sondern aus- 
schließlich auf die Attraktion ausländischer Unternehmen. Unter den Bedin- 
gungen des abhängigen Kapitalismus bedeutet industrielle Protektion die 
Notwendigkeit, produktive Investitionen anzuziehen, um damit die Bedingun- 
gen für internationale Wettbewerbsfähigkeit und zugleich die Schaffung von 
Arbeitsplätzen zu erzeugen. Zugleich konterkarieren die Visegrad-Staaten die 
Prinzipien des Marktes mit einem gewissen Maß sozialstaatlicher Protektion. 
Tabelle 1 fasst die Grundzüge der unterschiedlichen sozioökonomischen Re- 
gime, die sich in MOE als Ergebnis ihrer Transformation und „Europäisie- 
rung“ herausgebildet haben, zusammen. 


Tabelle 1: Kennzeichen der sozio-ökonomischen Regime der neuen EU-Mitglieder 


Liberalisierung und makroökono- Soziale- und Arbeitsmarktindikatoren 
mische Stabilität 
Liberali- |Infla- |Haushalts- [Öffentl. [Sozial- |Gini [Reallöhne |Arbeits- |[Arbeits- 
sierungs-|tion |defizit Verschul- |ausgaben | (2002) |(2002, losigkeit |marktfle- 
index |(2004) |(03/04, |dung |(% BIP 1989-100) |(2002:05) \xibilität 
(2006) % BIP) |(03/04) \2003) 
Neolibera- 2.1 2.7 -11 13.6 13.4 33 68 10.4 51 
lismus 
(Baltikum) 
Eingebetteter | 2.3 5.4 5.8 46.8 20.4 28 105 12.7 34 
Neolib. 
(Visegrad) 
Neokorpora- | 2.4 3.6 2.1 30.1 24.6 22 9%6 6.4 64 
tismus 
(Slowenien) 
Euro-12 21 |e&) | 6) (60) | 28sı |KA. | KA 86 51 
* Referenzwerte nach dem Wachstums- und Stabilitätspakt. 


Quellen: Bohle/Greskovits (2007). Spalte 1: Heritage Foundation (1 liberalisierteste Marktwirt- 
schaft, 5 regulierteste); Sp. 2-4: EZB Konvergenzreport 2004; Sp. 5: Eurostat; Sp. 6: European 
Commission Report on Social Inclusion; Sp. 7: Transmonee-Database; Sp. 8: Eurostat; Sp. 9: 
World Bank “Doing Business“ (0 vollständig flexibilisiert, 100 vollständig reguliert). 


4. Race to the bottom? 


Welches sind die Rückwirkungen der Erweiterung auf die europäische Ord- 
nung des eingebetteten Neoliberalismus? Ginge es nach den Vertretern der 
These des „race to the bottom“, so müssten es die baltischen Staaten sein, von 
denen der stärkste Regimewettbewerb ausgeht. Diese Staaten verzeichnen die 
niedrigsten Unternehmenssteuern, die niedrigsten Löhne, die geringsten Sozi- 
alausgaben und einen Staat, der die Kräfte des Marktes nicht großartig behin- 
dert. Von den einschlägigen Wirtschaftsforen wird dies entsprechend gewür- 
digt. Das World Economic Forum hat beispielsweise ein Ranking der neuen 
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Mitgliedsstaaten in Bezug auf ihre Erfüllung der Lissabonagenda vorgenom- 
men. Hier landet Estland an erster, Lettland an dritter und nur Litauen abge- 
schlagen an sechster Stelle der osteuropäischen EU-Mitglieder. Estland und 
Lettland liegen damit vor allen Visegrad-Staaten (World Economic Forum 
2004). Sieht man sich eine Reihe anderer Indikatoren an, so scheinen die bal- 
tischen Tiger jedoch eher zahnlos. Ihr BIP ist auch 2003 immer noch unter 
dem Niveau von 1989, sie sind keineswegs der bevorzugte Standort für Pro- 
duktionsverlagerungen in der Region und ihre Exporte basieren ganz vorrangig 
auf Rohmaterialien und traditionellen Industriegütern (Textil, Bekleidung, ein- 
fache Holzverarbeitung). 


Tabelle 2: Kennzeichen der Wettbewerbsfähigkeit der neuen EU-Mitglieder 


BIP (2004, |ADIY/Kopf (kumu- |ADIin komplexen |Komplexe Exporte* 
1989=100) |liert, 1989-2003, pro |verarbeitenden Indu- |(Anteil an gesamten 
Kopf) strien” (kumuliert, |Exporten der verarbei- 
pro Kopf) tenden Industrie, 2003) 
Baltikum 97 1641 77 26 
Visegrad-4 | 124 2581 744 53 
Slowenien | 126 1647 198 49 


*Komplexe Industrien sind SITC codes 5 (Chemie) und 7 (Maschinen und Ausrüstungsgüter). 
Quellen: Berechnet in Bohle/Greskovits (2007). Spalte 1: EBRD Transition Report, verschiedene 
Jahrgänge; Sp. 2: nach Angaben der Ausländischen Investitionsagenturen der einzelnen Länder; 
Sp. 3: Comtrade Database der UN. 


Dieses makroökonomische Bild wird von einer kürzlich erschienenen Studie 
des European Industrial Relations Observatory (EIRO) über Produktionsverla- 
gerungen zwischen West- und Osteuropa bestätigt. So bemerkt die litauische 
Berichterstatterin, dass von den im Zuge des EU-Beitritts angekündigten Inve- 
stitionen nur wenige realisiert worden sind. Gesicherte Erkenntnis habe sie nur 
über ein einziges Beispiel von Produktionsverlagerungen im Zuge des EU- 
Beitritts, ein Produzent von synthetischen Seilen (Blazienie 2006). 

Es gibt allerdings Unterschiede zwischen den baltischen Staaten, und gemein- 
hin gilt Estland als der wirkliche Tiger. In der Tat hat Estland erheblich mehr 
Direktinvestitionen angezogen als die anderen baltischen Länder. Ein Großteil 
dieser Investitionen scheint allerdings nach wie vor der Suche nach Marktkon- 
trolle und weniger der Produktionsverlagerung geschuldet zu sein. ADI fließen 
vorrangig in Dienstleistungen wie Banken, Versicherungen, Handel und Infra- 
struktur. Unter der verarbeitenden Industrie ist es allein der Elektroniksektor, 
der als moderner Sektor in relevanterem Maße ADI anzieht. Aber auch das 
bedeutet nicht, dass von Estland ein enormer Anpassungsdruck auf die west- 
europäischen Staaten ausgeübt wurde. Die Berichterstatter der oben erwähnten 
Studie kommen vielmehr zu dem Schluss, dass Estland eines der letzen Länder 
in der Verlagerungskette ist. ADI ın der verarbeitenden Industrie erreichen Est- 
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land erst, wenn andere Standorte in der Region zu teuer geworden sind (Ea- 
mets/Philips 2006). 

Es sind also insgesamt nicht die neoliberalen baltischen Staaten, sondern die 
Visegrad-Staaten, die mit ihren Subventions- und Industriepolitiken und ihren 
im osteuropäischen Vergleich durchaus großzügigen Sozialstaaten die meisten 
ADI, auch in der verarbeitenden Industrie, auf sich ziehen. Ihr ADI- 
induziertes Exportprofil gleicht zudem keinesfalls dem der traditionellen Peri- 
pherie: statt in Rohstoffen und arbeitsintensiven Sektoren liegt die Spezialisie- 
rung dieser Länder in komplexen Sektoren wie Elektronik, Automobil, Che- 
mie, Pharmazeutik etc., mithin Sektoren, wie sie auch für die westeuropäi- 
schen Länder und insbesondere Deutschland charakteristisch sind. Sind es al- 
so diese Länder, die die westeuropäischen Standorte in einer Spirale des Sozial- 
und Steuerdumpings nach unten ziehen? 

Diese Frage kann hier nicht endgültig beantwortet werden. Eine Reihe von 
Argumenten führen mich allerdings zu einer vorsichtigeren Einschätzung. 
Erstens lohnt es sich, einen genaueren Blick auf die Direktinvestitionen, die in 
den Visegrad-Ländern getätigt worden sind, zu werfen. Zumindest für die er- 
sten zwei Drittel der 1990er Jahre scheint zu gelten, dass vorrangig niederwer- 
tige Produktionssegmente in diese Region verlagert worden sind. Die europäi- 
schen Automobil-, Elektronik-, Chemie-, Pharmazieunternehmen verlagerten 
zunächst ihre arbeitsintensivsten Fertigungssegmente, die nur gering qualıfi- 
zierte Arbeitskräfte nutzten. Die osteuropäischen Standorte trugen damit dazu 
bei, die westeuropäischen Industrien insgesamt wettbewerbsfähiger zu machen, 
ohne dass ein starker Druck auf Unternehmenssteuern, Löhne und die Flexibi- 
lisierung der Arbeitsmärkte ausgeübt worden wäre (siehe z.B. Spatz/Nunnen- 
kamp 2004, Pavlinek 2004). 

Die Entwicklung der letzten Jahre deutet allerdings an, dass es langfristig nicht 
bei dieser komplementären Arbeitsteilung zwischen Ost und West bleiben 
wird. Insbesondere für Deutschland und in geringerem Maße auch für Frank- 
reich zeichnet sich ein zunehmend intensiverer Standortwettbewerb mit den 
Visegrad-Staaten ab. Es werden höherwertige Produktionssegmente verlagert, 
und es deutet sich an, dass Produktionskapazitäten stärker in Ost- als in West- 
europa ausgebaut werden. Unternehmen scheinen dabei die osteuropäischen 
Standorte bewusst zur „Flucht“ aus dem westeuropäischen Sozialmodell zu 
nutzen (Meardi/Toth 2005). Die Möglichkeit der Standortverlagerung wird 
von Unternehmen zudem genutzt, um die westlichen Belegschaften insbeson- 
dere in Fragen der Entlohnung und der Arbeitszeitflexibilisierung zu Zuge- 
ständnissen zu bringen (siehe die Dokumentation des EIRO 2006, insbeson- 
dere Stettes 2006). Damit deutet sich in der Tat in einigen Sektoren (insbe- 
sondere Automobil, Elektronik, Maschinenbau, Telekom) ein zunehmender 
Konkurrenzdruck auf westliche Standorte an, der im Abbau von sozialen 
Standards resultiert. Das Verlagerungspotential nach Osteuropa spielt auch 
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deshalb so eine zentrale Rolle, weil es mit Krisen und anhaltender Restruktu- 
rierung in diesen Sektoren zusammenfällt (Jürgens et al 2006). 

Die gängige Interpretation, der zufolge der Wettbewerbsdruck im erweiterten 
Europa vorwiegend zwischen Ost- und West verläuft, übersieht allerdings, dass 
es die einzelnen Visegrad-Staaten selber untereinander sind, die sich den härte- 
sten Standortwettbewerb liefern. So machte im Steuerwettbewerb Ungarn mit 
der Reduzierung der Steuerbelastung für Unternehmen Mitte der 1990er Jahre 
den Anfang. Die anderen Länder folgten dann, Polen mit einer Steuerreform 
1999, und Tschechien im Jahre 2000 (Bönker 2003: 532). Den im Visegrad- 
Kontext radıkalsten Schritt führte die Slowakei im Jahre 2004 mit ihrem Ein- 
heitssteuersatz von 19% für die Einkommens-, Körperschafts- und Umsatz- 
steuer durch. Damit senkte die Slowakei ihre Unternehmenssteuer drastisch 
und verzichtete auf eine progressive Einkommenssteuer ebenso wie auf einen 
reduzierten Steuersatz für die Güter des täglichen Bedarfs. Wie die Deutsche 
Bank Forschungseinheit (2003: 5) zutreffend formuliert, mutet die Slowakei 
„mit der steuerlichen Fokussierung auf den Konsum ihren Bürgern kurzfristig 
einiges zu |...|, um die internationale Wettbewerbsfähigkeit des Landes zu ver- 
bessern“. Zugleich führte die Slowakei einen weitreichenden Sozialabbau 
durch. Die Arbeitslosenunterstützung wurde halbiert und das Kindergeld dra- 
stisch gekürzt.° Schließlich geriet auch die Arbeitsgesetzgebung in das Visier 
der Reformer (EIRO 2003). Dieses Reformpaket katapultierte die Slowakei in- 
nerhalb kürzester Zeit von seinem Profil des eingebetteten Neoliberalismus hin 
zu dem des baltischen Neoliberalismus, allerdings mit einer Ausnahme: die Slo- 
wakei kombinierte die Kürzungen mit großzügigen Investitionsanreizen für aus- 
ländische Investoren, und es gelang ihr mehrfach, sich im Wettbewerb unter den 
Visegrad-Staaten um größere Direktinvestitionen erfolgreich durchzusetzen. 
TNKs können die Visegrad-Staaten deshalb so gut gegeneinander ausspielen, 
weil diese einerseits auf Kapitalimporte angewiesen sind und weil es anderer- 
seits für die TNKs kaum einen Unterschied macht, in welchem der vier Län- 
der sie sich tatsächlich ansiedeln. In der Tat haben sich transnationale indus- 
trielle Cluster herausgebildet, die den Südwesten Polens, die Tschechische Re- 
publik, den Westen der Slovakei sowie Ungarns umfassen. Ob Industrien dies- 
seits oder jenseits der jeweiligen nationalen Grenzen angesiedelt werden, spielt 
damit so gut wie keine Rolle. Wenn es also zu einem race to the bottom 
kommen sollte innerhalb der EU, wäre der Nährboden hier am günstigsten. 
Tatsächlich sind der „Baltisierung“ der Slowakei, und der Visegrad-Staaten ins- 
gesamt allerdings aus zwei Gründen Grenzen gesetzt. Erstens sind, im Gegen- 
satz zu den baltischen Staaten, in denen die Hegemonie rechts-liberaler Kräfte 
von den Gesellschaften nicht hinterfragt wurde, die Marktreformen in den Ge- 


6 Diese Maßnahmen richteten sich ganz vorwiegend gegen die Roma-Minderheit, die überpropor- 
tional von diesen Sozialleistungen abhängt. Die Kürzungen führten zu heftigen Revolten. 
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sellschaften der Visegrad-Staaten sehr viel härter umstritten.’ So sind die libera- 
len Parteien, die in den Anfangsjahren der Transformation eine zentrale Rolle 
gespielt haben, zumeist zu marginalen Kräften verkommen. Auch versuchen 
Regierungen unterschiedlicher Couleur immer wieder die Sozialversicherungs- 
systeme zu reformieren und die Leistungen zu kürzen. Ebenso regelmäßig 
werden diese Regierungen allerdings von den Wählern abgestraft, was zu 
Kehrtwendungen in der Sozialpolitik führt. Zunehmend wird der Protest ge- 
gen marktradikale Reformen von nationalistisch-populistische Kräften gebün- 
delt (siehe den Beitrag von Joachim Becker in diesem Heft). In Polen und der 
Slowakei, in der diese Kräfte in der Regierung sind, zeichnet sich die Rück- 
nahme einiger Elemente des Sozialabbaus ab, in der Slowakei wird darüber 
hinaus geplant, Elemente der Steuerreform rückgängig zu machen (Slovak 
Spectator, 7. August 2006). 

Zweitens sind die ADI, die diese Länder auf sich ziehen, keinesfalls so hyper- 
mobil, dass sie die Region umstandslos wieder verlassen könnten, sollten die 
sozialen Standards oder die Steuern zu hoch werden. Trotz der Transnationali- 
sierung der Produktion ist die Automobilindustrie beispielsweise immer noch 
auf wenige Länder dieser Welt beschränkt, und sie ist hochgradig regional 
konzentriert. Es ist kein Zufall, dass sich in Osteuropa nur wenige Länder als 
Standorte der Automobilproduktion etablieren konnten. Die Industrie ist vor- 
aussetzungsvoll in Bezug auf Infrastruktur und Arbeitskräfte, und setzt damit 
auch weitreichende staatliche Aktivitäten voraus. Vertreter des „Variety of Ca- 
pitaliim“ Ansatzes argumentieren darüber hinaus, dass für diese Sektoren ko- 
operative Beziehungen zwischen Unternehmen und Arbeitnehmern funktiona- 
ler sind als deregulierte industrielle Beziehungen. Sie sehen zudem die prinzi- 
pielle Bereitschaft von Unternehmen, höhere Löhne sowie den Ausbau des 
Sozialstaats und dabei insbesondere die Arbeitslosenversicherung zu unterstüt- 
zen, da dies die Bereitschaft der Arbeitnehmer, firmen- und industriespezifi- 
sche Fertigkeiten zu erlernen, erhöhe (Estevez Abe et al 2001, Iversen 2005). 
Dies bedeutet zunächst nicht mehr, als dass auch in den osteuropäischen 
Staaten das Potential zur Mobilisierung von Gegentendenzen zum Sozialab- 
bau und Steuerdumping größer ist, als es in dem Diskurs des race to the bot- 
tom angenommen wird. Aufgrund des engen Korsetts der wettbewerbstaatli- 
chen Integrationsweise scheint es in MOE derzeit ebenso wenig möglich, diese 


7 Litauen ist eine Ausnahme. Einen zentralen Grund, warum die neoliberalen Reformen in 
Lettland und Estland bislang nicht umstritten sind, liegt in dem Vorrang von Identitätspoli- 
tik gegenüber Klassenpolitik. Radikale Reformen in diesen Ländern waren zugleich ein Mit- 
tel der Dekolonialisierung, d.h. des weitestgehenden Zurückdrängens des russischen Einflus- 
ses. Diese Politik wird von vielen ethnischen Esten bzw. Letten nach wie vor unterstützt. 
Zugleich haben die restriktiven Staatsbürgerschaftsrechte dafür gesorgt, dass die ethnischen 
Russen, die von der Deindustrialisierung und den sozialen Konsequenzen der radikalen Re- 
formen am stärksten betroffen sind, ihren Protest nicht artikulieren können (siehe ausführli- 


cher Bohle/Greskovits 2007). 
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Gegentendenzen wirkungsvoll und langfristig gegen weiteren Liberalisierungs- 
druck zu mobilisieren wie in Westeuropa. 


5. Schluß 


Mit dem Binnenmarktprojekt, der Wirtschafts- und Währungsunion und zu- 
letzt der Lissabon Strategie hat sich eine wettbewerbsstaatliche Integrations- 
weise in der EU herausgebildet, aus der die Kräfte des Marktes wesentlich ge- 
stärkt hervorgehen. Drei Ursachen haben allerdings bislang dazu beigetragen, 
dass der europäische Kapitalismus im Vergleich zum von den USA ausgehen- 
den neoliberalen Kapitalismus eingebetteter erscheint: Die institutionellen Be- 
harrungskräfte des fordistischen Sozialmodells, das europäische Mehrebenen- 
system, welches Akteuren mehr institutionelle Einspruchsmöglichkeiten eröff- 
net als der US amerikanische Föderalismus, und die industrielle Grundlage des 
europäischen Kapitalismus, welcher stärker in der „alten Ökonomie“ verankert 
ist als der US amerikanische. Trotz des Konkurrenz- und Deregulierungs- 
drucks, welches von der Osterweiterung ausgeht, stellt diese meines Erachtens 
den eingebetteten Neoliberalismus nicht grundsätzlich in Frage. Erstens sind 
es nicht die kleinen, von den einschlägigen Wirtschaftsforen hochgelobten 
„baltischen Tiger“ mit ihren hochgradig liberalisierten und deregulierten Wirt- 
schaften, ihren minimalen Staaten, den kaum existierenden sozialen Netzen 
und Unternehmenssteuern, von denen der größte Wettbewerbsdruck in der 
erweiterten EU ausgeht, sondern vielmehr die Visegrad-Staaten, mit ihren Sub- 
ventions- und Industriepolitiken und ihren im osteuropäischen Vergleich 
durchaus großzügigen Sozialstaaten. Diese Staaten entsprechen einer abhängi- 
gen Variante des eingebetteten Neoliberalismus. Zweitens gibt es in den Vise- 
grad-Staaten Gegenbewegungen zum radikalen Steuer- und Sozialabbau. Poli- 
tisch manifestiert er sich in häufigen Regierungswechseln. In Polen und der 
Slowakei bündelt sich die gesellschaftliche Unzufriedenheit mit den Marktre- 
formen derzeit in national-populistischen Regierungen. Drittens sind auch die 
ökonomischen Strukturen der Visegrad-Staaten nicht einfach kompatibel mit 
einem radikalen Neoliberalismus. Wie in Kontinentaleuropa, so bilden auch 
in den Visegrad-Staaten die Industrien der „alten Ökonomie“ die wirtschaftli- 
che Grundlage. Im Gegensatz zu der Sichtweise von Osteuropa als „Trojani- 
sches Pferd der Amerikanisierung“ sehe ich deshalb die Visegrad-Staaten in 
ähnlicher Weise wie die kontinentaleuropäischen Staaten eingezwängt in das 
Korsett einer äußerst inkohärenten Regulationsweise, welche einseitig die Par- 
tikularinteressen transnationaler Konzerne fördert, während breitere gesell- 
schaftliche Interessen kaum mehr repräsentiert werden, und welche damit die 
gegebenen Produktionsregime eher desorganisiert denn reorganisiert (vgl. Bie- 
ling in diesem Heft). 
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Michael Heine, Hansjörg Herr 


Die Europäische Währungsunion im Treibsand 
Fehlende Lohnkoordination und fiskalische 
Schwächen gefährden das europäische Projekt 


Mitte der 1980er Jahre begann eine neue Welle der europäischen Integration, 
die später durch den Prozess der deutschen Vereinigung politisch verstärkt 
wurde, denn das vergrößerte Deutschland sollte fest in europäische Institutio- 
nen eingefügt werden. Im Jahre 1985 wurde vom damaligen Präsidenten der 
Europäischen Kommission, Jacques Delors, das Binnenmarktprojekt auf den 
Weg gebracht. Das Ziel dieses Projektes war es, die noch existierenden natio- 
nalen Märkte zu einem tatsächlichen Binnenmarkt zu verschmelzen. Der eu- 
ropäische Binnenmarkt stellt den freien Verkehr von Personen, Gütern, 
Dienstleistung und Kapital innerhalb der Europäischen Gemeinschaft sicher. 
Die Vereinbarungen des Binnenmarktes traten am 1. Januar 1993 in Kraft. 

Die Maastricht-Verträge wurden am 7. 2. 1992 unterzeichnet und traten am 
1. 11. 1993 in Kraft. Ziele waren die Schaffung der Grundlagen für die Vollen- 
dung der Wirtschafts- und Währungsunion, vor allem die Schaffung einer ge- 
meinsamen europäischen Währung, sowie weitere politische Integrationsschrit- 
te in Richtung einer gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik. Auch in den 
Bereichen Inneres und Justiz sollte die Integration in der EU vertieft werden. 
Die Verträge sahen somit ein politisches Projekt vor mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion und insbesondere mit dem Euro als Teilprojekt. Jedoch stellte 
sich im weiteren Verlauf der 1990er Jahre heraus, dass im Kern nur der öko- 
nomische Teil der Maastricht-Verträge Gestalt annahm, während die politi- 
schen Dimensionen der Verträge in den Hintergrund gedrängt wurden. 

Die Europäische Währungsunion (EWU) mit dem Euro als gemeinsamer 
Währung wurde am 1. Januar 1999 eingeführt. Außer Griechenland, das erst 
2001 beitrat, durften alle damaligen EU-Länder der EWU beitreten, Großbri- 
tannien, Dänemark und Schweden haben jedoch bis heute von diesem Recht 
keinen Gebrauch gemacht. Die EWU entsprach durchaus der Logik der euro- 
päischen Integration nach dem Zweiten Weltkrieg, die in der ökonomischen 
Integration immer ihren Vorläufer fand. Offensichtlich glaubten die europäi- 
schen Eliten, dass der Druck der ökonomischen Integrationsprozesse dann die 
politische Integration befördert oder gar erzwingt. Es ist jedoch Skepsis ange- 
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sagt: Die ökonomischen Probleme, die mit der Einführung des Euro verbun- 
den sind, haben seither nicht zu weiteren Integrationsschritten geführt. Viel- 
mehr hat sich in vielen Ländern eine Europaverdrossenheit festgesetzt. 

Bei der Debatte um die EWU fällt auf, dass die Währungsunion in erster Linie 
als ökonomisches Projekt diskutiert wird. Uns scheint diese Sichtweise falsch. 
Die EWU ist letztlich ein politisches Projekt. Die Aufgabe nationalen Geldes 
und die Schaffung einer Währungsunion bedeutet immer, dass ein wichtiger 
Teil staatlicher Souveränität an eine zentrale Ebene abgegeben wird. Im Falle 
der EWU wurde die Kompetenz der Geldpolitik zur Europäischen Zentral- 
bank (EZB) verlagert. Eine Zentralbank agiert nicht im luftleeren Raum. Sie 
bedarf zur Stabilisierung „ihrer“ Ökonomie Partner in der Form von Organi- 
sationen, Institutionen und vielfältigen staatlichen Politiken. Sie bedarf unter 
anderem einer funktionalen Lohn- und Fiskalpolitik. Außerdem benötigt sie 
eine zentrale Institution, die sich regionaler Probleme annimmt, da eine Zen- 
tralbank selbst keine Regionalpolitik betreiben kann. Denn die EZB kann bei 
ihrer Geldpolitik nur den Geldmarktzinssatz für den gesamten Währungsraum 
steuern. Seit der Einführung des Euro sind die Zinssätze in allen Regionen der 
EWU identisch. Ein großer Mangel bei der Schaffung der Währungsunion be- 
steht darin, dass sie nicht als politisches Projekt begriffen wird. Bisher ist es 
den EWU-Ländern nicht gelungen, außer im Bereich des Geldes eine Staat- 
lichkeit zu erlangen, die für einen stabilen Währungsraum notwendig ist. 


Wachstum und Beschäftigung in der EWU 


Entgegen vielfältigen Erwartungen ist die EWU nicht zu einem prosperieren- 
den Währungsraum geworden. In der ersten Hälfte der 1990er Jahre durchlie- 
fen sämtliche EWU-Länder einen wirtschaftlichen Abschwung, der, von Land 
zu Land zeitlich versetzt, bis zur Mitte der 1990er Jahre überwunden werden 
konnte. Danach betrug das jährliche Wirtschaftswachstum im Durchschnitt 
rund zwei Prozent. Damit entwickelte sich der Euroraum, wie die Tabelle 1 
zeigt, dynamischer als zum Beispiel Japan, blieb aber deutlich hinter den 
Wachstumsraten der USA zurück. Die Tabelle 1 zeigt, dass die Wachstumsra- 
ten des realen Bruttoinlandprodukts (BIP) innerhalb des Euroraums höchst 
unterschiedlich ausgefallen sind. Insbesondere Irland und Luxemburg, aber 
auch Finnland, Griechenland und Spanien erlebten eine dynamische Entwick- 
lung, während Deutschland mit einer jährlichen Zunahme des realen BIPs von 
rund einem Prozent deutlich das Schlusslicht bildet. 

Da die Entwicklung der Beschäftigung - unter der Bedingung gleichbleibender 
Arbeitszeiten - vom Verhältnis des Wirtschaftswachstums zu dem der Produk- 
tivität abhängt', ist es nicht überraschend, dass die USA auch die höchsten Zu- 


1 Ist AH die prozentuale Veränderung der Beschäftigung, AY die des Wirtschaftswachstums 
und All die der Produktivität, dann gilt näherungsweise AH = AY- All. 
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Tabelle 1: Index des realen BIPs für die EWU, Japan und die USA 1990-2004 


1990| 1991/1992) 1993| 1994| 1995|1996|1997|1998| 1999\2000|2001|2002|2003|2004 


Belgien 92,4 | 94,1 | 95,5 | 94,6 | 97,7 | 100 |101,2|104,7|106,8|110,2\114,5]115,3|116,4\117,8| 121,0 


Dtld - [95,0 | 97,1 | 96,0 | 98,3 | 100 |100,8| 102,2] 104,2) 106,3|109,3|110,3|110,3|1110,2|111,9 


Finnland |104,5| 97,9 | 94,1 | 93,0 | 96,6 | 100 |103,9|110,4\115,8| 119,7\125,9| 127,3\ 130,0 133,2|138,1 


Frankreich | 94,9 | 95,8 | 97,2 | 96,4 | 98,4 | 100 |101,1| 103,0| 106,5] 110,0|114,1|116,5\117,9| 118,5) 121,4 


Griechen! | 94,0 | 97,0 | 97,6 | 96,0 | 98,0 | 100 |102,4| 106,1|109,6|113,4|118,5|123,5| 128,2] 134,2| 139,8 


Irland 79,6 | 81,1 | 83,8 | 86,1 | 91,0 | 100 |108,2|119,8] 130,5] 145,0|159,4| 169,0] 179,4|185,9| 196,0 
Italien 93,9 | 95,2 | 95,9 | 95,1 | 97,2 | 100 |101,1\103,1[| 105,0] 106,7\110,0[111,9|112,3\112,6| 114,0 
Lux 82,4 | 89,6 | 91,1 | 95,0 | 98,6 | 100 |103,4|112,0| 119,7 | 129,0|140,7| 142,8] 146,4|150,6| 156,9 


INiederlan | 90,2 | 92,4 | 93,7 | 94,4 | 97,1 | 100 |103,0| 107,0\111,6|116,1\120,2| 121,9 122,6] 121,5\123,1 


Österreich | 89,9 | 93,1 | 95,3 | 95,6 | 98,1 | 100 | 102,61 104,5] 108,3| 111,9] 115,61 116,4| 117,8] 118,7] 121,1 


Portugal 92,0 | 95,9 | 97,0 | 95,0 | 95,9 | 100 | 103,6| 107,7| 112,6] 117,0) 120,8] 122,9| 123,41 122,0|123,3 


Spanien 92,8 | 95,2 | 96,0 | 95,0 | 97,3 | 100 |102,4|106,6|111,2| 115,9) 121,0] 124,4| 127,2\130,3| 133,8 


EWU - [95,0 | 96,3 | 95,5 | 97,8 | 100 |101,4| 103,8] 106,8) 109,8] 113,7|115,6| 116,61117,3| 119,6 
Japan 92,9 | 96,0 | 96,9 | 97,1 | 98,2 | 100 | 103,6| 105,4] 104,2 104,3|107,3| 107,7 107,3\110,2| 110,8 
USA 88,6 | 88,4 | 91,4 | 93,8 | 97,6 | 100 |103,7|108,4| 112,9 117,9|122,2[ 122,9] 125,5\129,5| 135,0 


Quelle: Ameco Datenbank der EU Kommission und IWF, International Financial Statistics 


Tabelle 2: Index der Beschäftigung in der EWU, Japan und den USA 1990-2004 


1990| 1991/1992) 1993| 1994| 1995| 1996| 1997|1998| 1999\2000|2001|2002|2003|2004 


Belgien 100,2|100,5|100,3| 99,7 | 99,3 |100,01100,3|101,3[103,1|104,5|106,5|108,1|107,7\107,8|108,6 


Dtld - [103,1/101,5\100,1| 99,9 |100,0| 99,7 | 99,5 |100,61101,8]103,6|104,1|103,5|102,5|102,9 


Finnland |120,6|113,8\105,8| 99,5 | 98,1 [100,0|101,3|104,7\106,8[109,5\111,9|113,6|114,7|114,7\114,8 


Frankreich |100,7[100,9|100,3| 99,0 | 99,1 [100,0|100,4|100,8|102,3|104,4|107,2|109,0| 109,7|109,9|109,9 


Griechen! | 97,3 | 95,0 | 96,4 | 97,3 | 99,1 [100,0| 99,5 | 97,3 |104,6]104,7\104,9|104,6|104,7|106,11109,4 


Irland 91,8 | 91,5 | 91,8 | 93,2 | 96,1 [100,0|103,6|109,4|118,8|126,2\132,0|136,0|138,4\141,2|145,4 
Italien 103,7|105,6| 105,3) 102,3] 100,5|100,01101,0|101,2[102,2|103,4|105,3[107,1|108,9|109,8|110,7 
Lux 96,6 | 97,9 | 98,3 | 98,1 | 99,0 [100,0] 100,8|102,0|104,3|106,9|110,0[112,9|114,7\115,7|118,5 


Niederl 93,9 | 95,7 | 96,9 | 97,2 | 97,8 |100,0|102,3|105,6|108,4|111,2\113,8|116,1|116,6\116,2|115,0 


Österreich | 98,9 |100,1|100,7|100,2|100,2100,0|100,3|101,2|102,5|104,4| 105,5] 106,1!106,0|106,1|107,2 


Portugal |102,8|105,7\103,9|101,8|100,8|100,0|101,6|103,2|106,0[107,9|109,8[111,7\112,2[111,7|111,9 


Spanien 101,2|102,8|101,2| 98,2 | 97,9 |100,0|101,2|104,2[108,2|112,0|115,8[118,6|120,4\122,6|125,2 


EWU -  [102,4|101,5| 99,8 | 99,4 |100,0|100,5|101,3|103,3/105,1|107,4[108,9|109,4|109,6|110,3 
Japan 96,3 | 98,3 | 99,4 | 99,8 | 99,9 [100,0|100,4|101,5[100,8| 99,9 | 99,8 | 99,8 | 97,8 | 97,5 | 97,7 
USA 95,1 | 94,2 | 94,2 | 95,8 | 97,9 [100,0|101,7\103,8|106,1|108,3\110,5|110,2|109,2\110,4|111,6 


Quelle: Ameco Datenbank der EU Kommission 
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wächse bei der Beschäftigung hatten, gefolgt von Euroland und Japan, wo die 
Beschäftigung nach 1997 sogar rückläufig war (vgl. Tabelle 2). Auch hier zei- 
gen sich deutliche Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern des Euro- 
raums. Erwartungsgemäß konnten die Länder mit den höchsten BIP-Zuwäch- 
sen die größten Beschäftigungserfolge erzielen, während Deutschland - wie bei 
den Wachstumsraten des BIPs - mit großem Abstand die „rote Laterne“ hält. 

Eine der größten Herausforderungen für die EWU besteht unseres Erachtens 
nach in den sich aufbauenden regionalen Unterschieden innerhalb der Wäh- 
rungsunion. Diese Unterschiede haben zur relativ geringen Wachstumsdyna- 
mik in der EWU beigetragen und können sich zukünftig verheerend auf die 
ökonomische Entwicklung in Europa auswirken. Eine wesentliche Ursache für 
die regionalen Probleme sehen wir in den unausgebauten oder nicht existie- 
renden europäischen Institutionen und in den ungenügenden Integrations- 
schritten im ökonomischen und politischen Bereich. Die EWU ist eine öko- 
nomische Einheit mit einem gefährlichen Regulationsvakuum. Im Vergleich zu 
den „normalen“ entwickelten Nationalstaaten gibt es in der EWU keinen 
funktionierenden Lohnbildungsmechanismus, keine europäische Fiskalpolitik, 
und Geldpolitik und Wechselkurs, als wichtige Instrumente nationaler Wirt- 
schaftspolitik, sind für einzelne Regionen innerhalb der Währungsunion nicht 
mehr verfügbar. Die Länder der EWU sind ökonomisch zu Regionen herabge- 
sunken, auch wenn dies politisch noch nicht in den Köpfen der Menschen 
angekommen ist. Zudem gibt es kein starkes europäisches politisches Zen- 
trum, das eine kohärente Wirtschaftspolitik für den gesamten Währungsraum 
durchsetzen könnte. Auf diese Probleme werden wir folgend näher eingehen. 


Lohnentwicklung und Regionalprobleme im Euroraum 


Die Entwicklung der regionalen Lohnstückkosten? ist von hoher Relevanz für 
die Wettbewerbsfähigkeit einer Region. Auseinanderlaufende Lohnstückkosten 
in einer Währungsunion führen zum Aufbau regionaler Probleme. Funktional 
ist in einer Währungsunion eine regionale Lohnentwicklung, die sich an den 
regionalen Produktivitätsentwicklungen orientiert. Im Idealfall muss die Struk- 
tur der Nominallohnerhöhungen der Struktur der Produktivitätserhöhungen 
entsprechen, wobei die Länder mit den höchsten Produktivitätserhöhungen 
die höchsten Lohnerhöhungen realisieren. 

Die EWU zeigt deutlich unterschiedliche Anstiege bei den Lohnstückkosten. 
In Deutschland war der Anstieg der Lohnstückkosten seit dem Beginn der 
EWU im Jahre 1999 äußerst gering, in einigen Jahren sanken die Lohnstück- 


2 Die Lohnstückkosten ergeben sich aus den nominalen Stundenlöhnen dividiert durch die 
Arbeitsproduktivität. Steigen die Nominallöhne mit der gleichen Rate wie die Produktivität, 
dann bleiben die Lohnstückkosten unverändert. Steigen die Nominallöhne stärker (schwä- 
cher) als die Produktivität, dann steigen (sinken) die Lohnstückkosten. 
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kosten sogar. Alle andere EWU-Länder verzeichnen einen stärkeren Anstieg ih- 
rer Lohnstückkosten (vgl. Tabelle 3), insbesondere die Mittelmeerländer Itali- 
en, Spanien, Griechenland und Portugal. 


Tabelle 3: Entwicklung der Lohnstückkosten in der EWU, Japan und den USA 19992005 


1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 


Deutschland 101 
Finland | »o0_ | 10 | sa [1057 [1050 | 1068 | is 
Gschenland 1160 
Ind | 906 | 1 | usa | 150 | ss | 127 | uı00 
Lusemburg 1168 
Niederlande 1146 


USA 96,1 101,9 102,7 104,1 105,7 108,6 
Quelle: Ameco, Datenbank der EU Kommission 


Die Differenzen bei der Veränderung der Lohnstückkosten sind innerhalb der 
EWU größer als innerhalb von etablierten Nationalstaaten. Denn in National- 
staaten gibt es üblicherweise einen eingespielten Mechanismus der Lohnbil- 
dung, der das Niveau der Löhne bestimmt und für eine mehr oder weniger 
ausgeglichene regionale Entwicklung sorgt.’ Innerhalb der EWU gibt es keinen 
auch nur halbwegs angepassten Lohnbildungsprozess. Es existieren und kon- 
kurrieren: 

- Zentral ausgerichtete Systeme mit starken Gewerkschaften und Arbeitge- 
berverbänden. Diese Systeme sind grundsätzlich in der Lage, makroökono- 
mische Rahmenbedingungen bei Tarifverhandlungen zu berücksichtigen. 

-  Betrieblich ausgerichtete Systeme mit schwachen Tarifparteien. Diese Sy- 
steme bieten geringe Anreize, makroökonomische Erwägungen bei der 
Lohnentwicklung zu internalisieren. Finden Tarifverhandlungen auf be- 
trieblicher Ebene statt, dann besteht die Gefahr, dass das mikroökonomi- 
sche Kalkül zu Lohnsenkungen in einzelnen Unternehmen und dann in 
der Gesamtökonomie führt. 


3 Vgl. zu unterschiedlichen Lohnbildungsmechanismen Sockise (1990). 
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- Systeme mit starken und konfliktbereiten Gewerkschaften, die weder ma- 
kroökonomische noch mikroökonomische Erwägungen heranziehen. In 
einigen EWU-Ländern gibt es Richtungsgewerkschaften, in anderen Ein- 
heitsgewerkschaften. 

- Systeme mit Gewerkschaften, die sich stark sozialpartnerschaftlich verhal- 
ten. Ist ein solches System gleichzeitig zentral organisiert und verfolgen die 
Eliten des Landes eine merkantilistische Strategie hoher Handelsbilanz- 
überschüsse, dann besteht die Gefahr, dass die Gewerkschaften eines sol- 
chen Landes sich in das merkantilistische Regime einordnen und Lohnzu- 
rückhaltung betreiben. 


Tarifverhandlungen auf EWU-Ebene finden nicht statt, da es weder nennens- 
werte europäischen Gewerkschaftsverbände gibt, noch europäische Unterneh- 
merverbände. Vielmehr ist von einer Konkurrenz nationaler Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände um hohe Beschäftigung und hohe Profite auszuge- 
hen. Aufgrund der unterschiedlichen Institutionalisierungen auf den Arbeits- 
märkten, den unterschiedlichen Zielvorstellungen von Akteuren auf diesen 
Märkten und fehlender EWU-weiter Institutionen divergieren die Lohnent- 
wicklungen von Region zu Region in der EWU in einem destabilisierenden 
Ausmaß. Gab es in Europa vor der EWU in jedem Land einen eingespielten 
Lohnbildungsmechanismus, der mit der Geldpolitik des jeweiligen Landes ein- 
schließlich der Wechselkurspolitik interagierte, so fiel die EWU 1999 in ein 
chaotisches Lohnbildungssystem mit keiner erkennbaren Koordination mit 
anderen Politikbereichen der EWU (vgl. Franzese/Hall 2000). 
Lohnstückkosten sind der wichtigste Faktor zur Bestimmung des Preisniveaus. 
Zwar wirken noch vielfältige andere Faktoren auf das Preisniveau ein wie bei- 
spielsweise Veränderungen der Rohstoffpreise, Veränderungen des Steuersy- 
stems, sich verändernde Importpreise aufgrund von Wechselkursveränderun- 
gen, Ungleichgewichte von Angebot und Nachfrage auf den Gütermärkten, 
jedoch lässt sich theoretisch und empirisch zeigen, dass es in allen Industrie- 
ländern einen engen Zusammenhang zwischen der Entwicklung der Lohn- 
stückkosten und der Preisniveauentwicklung gibt (vgl. Heine/Herr/Kaiser 
2006).' Es sollte somit auch nicht wundern, wenn es zwischen der regionalen 
Entwicklung der Lohnstückkosten und der regionalen Entwicklung des Preis- 
niveaus in der EWU einen engen Zusammenhang gibt. Tabelle 4 zeigt, dass 
Deutschland ab 1999 die geringste Inflationsrate in der EWU hat, während die 
Länder mit den stärksten Erhöhungen bei den Lohnstückkosten mit ver- 
gleichsweise hohen Inflationsraten konfrontiert waren. 


4 In einer geschlossenen Volkswirtschaft gibt es einen proportionalen positiven Zusammen- 
hang zwischen Veränderungen der Lohnstückkosten, den Stückkosten insgesamt und dem 
Preisniveau. Zum Zusammenhang zwischen Lohnstückkosten- und Preisniveauentwicklung 
sowie zu verschiednen Inflationstheorien vgl. Heine/Herr (2003: 420ff). 
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Tabelle 4: Inflationsindex in der EWU, Japan und den USA 1990-2004 


1990 | 1991 |1992|1993|1994|1995| 1996| 1997|1998|1999|2000|12001|2002|2003|2004 
Belgien 88,6 | 91,5 | 93,7 | 96,3 | 98,6 | 100 |102,1|103,7|104,7\105,9\108,6|111,31113,11115,11117,4 
Dtld 85,7 | 87,2 | 91,6 | 95,7 | 98,3 | 100 |101,41103,3|104,3|104,9|107,0|109,61111,01112,1\112,7 
Finnland | 89,8 | 93,5 | 95,9 | 98,0 | 99,0 | 100 |100,6|101,8|103,2!104,4|108,0|110,7|112,51112,3|113,0 
Frankreich | 89,6 | 92,5 | 94,7 | 96,7 | 98,3 | 100 |102,0|103,2|103,9|104,5|106,3|108,0[110,1[111,6|113,4 
Griechen! | 52,3 | 62,4 | 72,3 | 82,8 | 91,8 | 100 |108,2|114,2|119,6!122,8|126,6|130,9|135,6|139,1|142,5 


Irland 88,3 | 91,1 | 94,0 | 95,3 | 97,5 | 100 |101,7|103,2|105,7\107,4\113,4|118,9124,51126,1\129,2 
Italien 78,3 | 83,2 | 87,4 | 91,3 | 95,0 | 100 |104,0|106,1|108,2|110,0|112,8|115,91118,81121,7\124,4 
Lux 87,1 | 89,9 | 92,7 | 96,0 | 98,1 | 100 |101,41102,8|103,8|104,8|108,1|111,01113,3/115,9|118,1 


Niederl 87,4 | 90,2 | 93,0 | 95,4 | 98,1 | 100 |102,0|104,2|106,3|108,6|111,41116,41120,5|123,5|124,5 
Österreich | 85,3 | 88,1 | 91,7 | 95,0 | 97,8 | 100 |101,8|103,2|104,1!104,7\107,2|110,0|112,0|113,8|115,8 
Portugal 70,9 | 78,7 | 85,7 | 91,3 | 96,0. | 100 |103,11105,41108,2|110,7|113,9|118,9|123,1[125,4|127,9 
Spanien 77,8 | 82,4 [87,2 | 91,2 | 95,5 | 100 |103,6|105,6|107,5|110,0|113,8|117,9|121,5[125,5|129,9 


EWU 81,8 | 85,9 | 90,0 | 93,7 | 97,0 | 100 |102,7|104,7|106,6|108,2\111,41115,01118,01120,0|121,9 
Japan 93,5 | 96,5 | 98,2 | 99,4 |100,1| 100 [100,1|101,91102,5|102,2\101,5|100,8| 99,8 | 98,4 | 97,2 
USA 85,7 | 89,4 | 92,1 | 94,8 | 97,3 | 100 |102,9|105,3|107,0|109,3|113,0|116,2\118,0/119,8|122,1 


Quelle: Ameco, Datenbank der EU Kommission 


Unterschiedliche Lohnstückkosten- bzw. Inflationsratenentwicklungen sind für 
Regionen innerhalb einer Währungsunion ein zweischneidiges Schwert, denn 
sie erzeugen gleichzeitig expansıve und kontraktive Effekte. Nehmen wir zur 
Analyse eine Region mit einer überdurchschnittlich hohen Inflationsrate. 
Zunächst führt die relativ hohe Inflationsrate zu relativ niedrigen Realzinssät- 
zen.’ Niedrige Realzinssätze stimulieren die aggregierte Nachfrage auf den Gü- 
termärkten in der entsprechenden Region, da sie die Einnahme-Ausgabe- 
Situation der Schuldner entlasten und zusätzlich die zinsabhängige Investiti- 
onsnachfrage und Konsumnachfrage anregen. Für Länder mit höheren Inflati- 
onsraten in einer Währungsunion und damit relativ niedrigen Realzinssätzen 
kann somit aufgrund des beschriebenen Effektes ein höheres Wachstum erwar- 
tet werden. Es ist sogar ein kumulativer Prozess möglich: Das höhere Wach- 
stum in der Region erhöht die Inflationsrate aufgrund sinkender Arbeitslosig- 
keit und hoher Nachfrage auf den Gütermärkten weiter, senkt dadurch erneut 
die Realzinssätze und regt folglich das Wachstum zusätzlich an. 

Dem expansiven Effekt steht ein kontraktiver gegenüber. Länder mit relativ 
starken Erhöhungen der Lohnstückkosten und des Preisniveaus zerstören ihre 
preisliche regionale Wettbewerbsfähigkeit. Dies führt in diesen Ländern zum 


5 Der Realzinssatz ist definiert als nomineller Zinssatz minus Inflationsrate. Der reale Zinssatz 
drückt die tatsächliche laufende Zinsbelastung eines Schuldners aus. 
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Aufbau von Leistungsbilanzdefiziten (bzw. zum Abbau von Leistungsbilanz- 
überschüssen).‘ Dieser Effekt wirkt dämpfend auf die Ökonomie. Den Defizi- 
ten in den Ländern mit relativ hoher Inflationsrate stehen die Leistungsbi- 
lanzüberschüsse der Länder mit den relativ niedrigen Inflationsraten gegen- 
über. Zudem läuft der Leistungsbilanzeffekt nicht nur über die preisliche Ebe- 
ne. Solange die Länder mit den niedrigeren Realzinssätzen ein höheres Wach- 
stum haben, wird der Importsog aufgrund des höheren Wachstums die Defizi- 
te in den Leistungsbilanzen dieser Länder weiter erhöhen. 

Es muss beachtet werden, dass ein gegebenes Inflationsratendifferential zwi- 
schen zwei Ländern die Differenz bei den Realzinssätzen unverändert lässt, 
während gleichzeitig die preisliche Wettbewerbsfähigkeit des Landes mit der 
höheren Inflationsrate beständig abnimmt. Gehen wir beim Überschuss- und 
Defizitland von zwei etwa gleichgroßen Ländern aus, muss in der beschriebe- 
nen Konstellation früher oder später der Leistungsbilanzeffekt dominieren, so 
dass das höhere Wachstum im Land mit der höheren Inflationsrate und den 
niedrigeren Realzinssätzen abgewürgt wird. Letztlich wird das Land mit der ge- 
ringeren Wachstumsrate die Entwicklung im anderen Land dominieren. 
Länder mit aufgebauten regionalen Leistungsbilanzdefiziten werden in einer 
Währungsunion früher oder später zu chronischen Krisenregionen mit langfri- 
stig niedrigem Wachstum aufgrund geringer preislicher Wettbewerbsfähigkeit. 
Letztlich kann sich eine solche Region nur durch eine kräftige Absenkung ih- 
rer Lohnstückkosten aus ihrer Stagnation befreien, denn Wechselkursanpas- 
sungen sind, wie gesagt, nicht möglich. Da die Produktivität nicht schnell ge- 
steigert werden kann, bleibt ohne staatliche Einflussnahme nur die Senkung 
der Nominallöhne als Ausweg. 

Betrachten wir nun die Situation in der EWU etwas genauer. Deutschland hat 
als das Land mit den niedrigsten Lohnstückkosten- und Preisniveauerhöhun- 
gen erwartungsgemäß einen gigantischen Leistungsbilanzüberschuss aufgebaut 
(vgl. Tabelle 5). In der Tat waren im Jahre 2005 die Leistungsbilanz- und 
Handelsbilanzüberschüsse Deutschlands die größten der Welt und lagen vor 
denen von China und Japan. Länder mit relativ hohen Lohnstückkosten- und 
Preisniveauerhöhungen haben dagegen sehr hohe Leistungsbilanzdefizite, ins- 
besondere Spanien, Portugal und Italien. Die Tabelle 6 zeigt die bilateralen 
Exporte und Importe Deutschlands mit den EU-Ländern im Jahre 2005. Da- 
bei wird deutlich, dass etwa 75 Prozent der deutschen Überschüsse aus dem 
Handel mit anderen EU-Ländern stammen. Die Strategie niedriger Kosten hat 


6 Die Leistungsbilanz umfasst die Handelsbilanz (Warenexporte und -importe), die Dienstlei- 
stungsbilanz (Exporte und Importe von Tourismusleistungen, Transportleistungen, Patenten 
etc.) die Einkommensbilanz (grenzüberschreitende Profit-, Zins- und Lohnzahlungen) und 
Transfers (Überweisungen von Gastarbeitern, Zahlungen von Regierungen an internationale 
Organisationen etc.). Leistungsbilanzüberschüsse regen die inländische Nachfrage und Pro- 
duktion an, Leistungsbilanzdefizite senken sie. 
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Tabelle 5: Leistungsbilanzsaldo der EWU-Länder in Mrd. US-Dollar 1990-2004 


1999 2000 2001 2002 2003 2004 
Belgien 12,9 9,0 8,9 14,1 13,3 14,9 
Deutschland -24,0 -25,7 1,6 43,1 51,8 96,4 
Finnland 7,8 92 8,6 89 6,8 8,4 
Frankreich 42,0 18,0 21,5 14,5 5,0 -5,4 
Griechenland 4,8 -7,8 7,7 -9,7 -10,8 -8,4 
Irland 0,6 -0,1 -0,6 -1,5 2,2 -2,7 
Italien 81 -5,8 -0,7 -6,7 -21,9 -24,8 
Luxemburg 2,7 3,0 2,3 2,4 2,6 2,3 
Niederlande 15,6 7,3 9,8 12,8 15,1 19,4 
Österreich -6,8 -5,0 3,7 0,3 2,3 2,0 
Portugal -9,8 -11,1 -10,4 -8,9 -8,0 -13,3 
Spanien -14,0 -19,4 -16,4 -15,9 -23,6 49,2 


Quelle: IWF, International Financial Statistics 


Deutschland, zusammen mit einigen kleineren Ländern in der EU, in eine deut- 
liche Überschussposition gebracht. Mit wenigen Ausnahmen macht Deutschland 
als ökonomisch größtes Land die restlichen EU-Länder im internationalen 
Handel platt. Und die Länder innerhalb der EWU haben nur den äußerst 
steinigen Weg der Lohnsenkung, um sich vor der deutschen Exportdampfwal- 
ze zu schützen. Es ist geradezu grotesk und eine Pervertierung der tatsächlı- 
chen Lage, angesichts der Rolle Deutschlands in der EU von einer fehlenden 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands zu schwadronieren, die durch weitere 
Lohnzurückhaltung, Kostensenkungen und weiterer Flexibilisierung bekämpft 
werden müsse. 

Bisher hat für die EWU-Länder mit vergleichsweise hohen Lohnstückkosten- 
und Preisniveauerhöhungen der negative Leistungsbilanzeffekt noch nicht 
durchgeschlagen. Die niedrigen Realzinssätze zusammen mit optimistischeren 
Erwartungen der Wirtschaftssubjekte in den stärker wachsenden Regionen ha- 
ben das Wachstum in diesen Regionen hochgehalten. Es benötigt jedoch we- 
nig analytische Kraft, um zu prognostizieren, dass bei einer unveränderten 
wirtschaftspolitischen Ausrichtung der Überschussländer und insbesondere 
Deutschlands der negative Leistungsbilanzeffekt in unmittelbarer Zukunft zu 
einem Einbruch des Wachstums in den bisher stark wachsenden Ländern der 
EWU führen wird. Die Entwicklung in den bisher relativ gut wachsenden Re- 
gionen der EWU wird dann aufgrund der geringeren Exportchancen auf die 
Überschussländer negativ zurückwirken und in allen Regionen der EWU das 
Wachstum absenken. Je stärker die Überschussländer und dann vermutlich 
auch die Defizitländer in der EWU versuchen, ihre Situation über Kostensen- 
kungen und Flexibilisierungen zu verbessern, desto größer wird die Gefahr 
weiterer Wachstumseinbußen und eines deflationären Absturzes der EWU. 
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Tabelle 6: Exporte und Importe Deutschlands mit EU-Ländern 
und dem Rest der Welt im Jahre 2005 in Mrd. Euro 


Exporte Importe Saldo 
Frankreich 79,9 54,6 25,3 
Niederlande 47,8 53,4 -5,6 
Italien 54,4 35,6 18,8 
Großbritannien 61,7 39,4 22,3 
Belgien 43,9 31,1 12,8 
Österreich 42,5 25,3 17,2 
Spanien 40,4 18 22,4 
Tschechische Republik 18,8 17,7 1,1 
Polen 21,9 16,1 5,8 
Irland 4,7 15,4 -10,7 
Ungarn 13,6 14,3 -0,7 
Schweden 17,2 11,3 5,9 
Dänemark 12,3 9,6 2,7 
Estland 0,9 0,3 0,6 
Finnland 82 7,5 0,7 
Luxemburg 3,8 2,6 1,2 
Lettland 0,9 0,4 0,5 
Litauen 1,5 0,6 0,9 
[Malta 0,3 0,2 0,1 
Portugal 7,4 4,1 3,3 
Slowakische Republik 5,9 7,1 -1,2 
Slowenien 2,9 2,5 0,4 
[Zypern 0,7 0,1 0,6 
Griechenland 1,6 6,5 4,9 
IEU Handel 493,2 373,7 119,5 
Rest der Welt 292,9 251,6 41,3 
Gesamt 786,1 625,3 160,8 


Quelle: Statistisches Bundesamt, www.destatis.de 


Ein Bündel von Faktoren bestehend aus der Schwäche der deutschen Gewerk- 
schaften und Arbeitgeberverbände, der merkantilistischen Orientierung von 
vielen Entscheidungsträgern und auch von Teilen der Gewerkschaften, Dere- 
gulierungen des Arbeitsmarktes und der Dominanz neoliberaler Konzepte zur 
Erhöhung der Beschäftigung hat dazu geführt, dass die Lohnerhöhungen in 
Deutschland äußerst gering waren und die Lohnstückkosten kaum anstiegen. 
Der geringe Anstieg der Lohnstückkosten in Deutschland liegt nicht nur an 
niedrigen Tarifabschlüssen, sondern auch am Abbau übertariflicher Zahlungen 
und den schrumpfenden Mitgliedern in den Arbeitgeberverbänden, die dann 
nur noch für eine kleinere Zahl von Unternehmen überhaupt Tarifabschlüsse 
aushandeln können. Deutschland steht damit aufgrund seiner Lohnentwick- 
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lung am Rande einer Deflation. Denn sollten die Lohnstückkosten anfangen 
deutlich zu sinken, dann ist der Damm gegen eine deflationäre Entwicklung 
gebrochen (vgl. Herr 2004 und 2004a). Ein instruktives abschreckendes Bei- 
spiel für die deflationären Effekte sinkender Lohnstückkosten ist Japan. In Ja- 
pan existieren Betriebsgewerkschaften, die nach der Krise in der ersten Hälfte 
der 1990er Jahre ihr Heil in Lohnzugeständnissen zur Stärkung der betriebli- 
chen und internationalen Wettbewerbsfähigkeit gesucht haben. Das Resultat 
sinkender Kosten war kein Anstieg der Beschäftigung, sondern ein Abgleiten 
in die Deflation. Sinkende Preise haben dann die Schuldenlast von verschul- 
deten Unternehmen und Haushalten erhöht und zur stagnativen Entwicklung 
der Investitionstätigkeit und der Konsumnachfrage beigetragen (vgl. Heine/ 
Herr/Kaiser 2006). In Deutschland wurden die deflationären Gefahren der 
letzten Jahre durch Erhöhungen der Rohstoffpreise, Steuererhöhungen und 
ähnliche Faktoren überdeckt. Fallen diese Sonderfaktoren weg, dann wird die 
Deflationsgefahr in Deutschland beim nächsten konjunkturellen Einbruch 
wieder virulent werden. Schon 2003 hat der Internationale Währungsfonds, 
der nicht gerade als Institution mit düsteren Wirtschaftsprognosen gilt, 
Deutschland als eines von vier deflationsgefährdeten Ländern der Welt her- 
ausgefiltert (vgl. IMF 2003). 

Funktional wäre eine Erhöhung der Nominallöhne entsprechend der Erhö- 
hung der Produktivität plus der Zielinflationsrate der Zentralbank. Die Pro- 
duktivität stieg in Deutschland in den letzten Jahre jeweils um knapp zwei 
Prozent; die EZB strebt eine Zielinflationsrate von etwas unter zwei Prozent 
an. Um von der Lohnseite eine Inflationsrate in Deutschland von etwas unter 
zwei Prozent zu erzielen, müssten die Löhne jährlich um etwas unter vier Pro- 
zent ansteigen. In den letzten Jahren taten sie das jedoch nie. Zum Ausgleich 
des Abbaus übertariflicher Zahlungen müssten die Tariflöhne sogar noch star- 
ker ansteigen. 

Die Lohnentwicklung in Deutschland ist schon an sich ein Problem, da sie in 
Deutschland die Gefahr einer Deflation erzeugt. Sie wird jedoch zu einer Ka- 
tastrophe, wenn sie im Zusammenhang mit den regionalen Entwicklungen in 
der EWU gesehen wird. Denn das Problem für die regionale Entwicklung in 
der EWU besteht darin, dass Deutschland als größtes Land der EWU und 
gleichzeitig als Land mit den niedrigsten Lohnstückostenerhöhungen den 
Standard für die Kostenerhöhungen der anderen Regionen der EWU setzt. 
Sollten die Lohnerhöhungen in Deutschland in den nächsten Jahren ebenso 
dysfunktional niedrig sein, dann können jene Regionen, die ihre regionale 
Wettbewerbsfähigkeit verloren haben, nur durch massive Nominallohnsen- 
kungen ihre Wettbewerbsfähigkeit wieder erlangen. Angesichts dieser Sachlage 
ergeben sich zwei nicht gerade optimistisch stimmende Szenarien. 


Das Szenario der Deflation. Gelingt es etwa Spanien, Portugal oder Italien 
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Lohnsenkungen von 15 bis 20 Prozent zu realisieren - was zur Wiedererlan- 
gung der regionalen Wettbewerbsfähigkeit notwendig wäre -, dann wird es in 
diesen Ländern deflationäre Entwicklungen geben. Zusammen mit den niedri- 
gen Lohnerhöhungen in Deutschland würde das für die EWU ein Abrutschen 
in eine Deflation bedeuten. Möglicherweise würde es in Deutschland bei 
Lohnsenkungen in anderen EWU-Ländern ebenfalls zu drastischen Lohnsen- 
kungen kommen. Für die EWU wäre damit der Weg in eine rasante Deflation 
geebnet (vgl. Hein/Schulten/Truger 2004). Im Bereich der Steuer- und Sozial- 
politik gelten ähnliche Mechanismen wie bei der Lohnpolitik. Denn auch in 
diesen Bereichen stehen Kostensenkungs-, Privatisierungs- und Flexibilisie- 
rungsstrategien auf der Tagesordnung, die Lohndumping ersetzen oder ver- 
stärken können. In diesem Bereichen besteht die Gefahr, dass es zu einem 
Wettlauf des Sozialabbaus kommt, der nicht nur für die behauptete Wettbe- 
werbsfähigkeit unnötig und unsozial ist, sondern die deflationären Gefahren in 
der EWU noch verstärkt. 


Das Szenario eskalierender Regionalprobleme. Es lässt sich bisher schwer vor- 
stellen, dass ganze Länder bereit und in der Lage sind, die Nominallöhne mas- 
siv zu senken. Finden keine Lohnsenkungen statt oder steigen die Lohnstück- 
kosten in diesen Ländern auch zukünftig schneller als in Deutschland und ei- 
nigen kleineren EWU-Ländern, dann werden die Regionalprobleme in der 
EWU eskalieren. Fatal ist, dass der Wachstumseinbruch der Regionen, die ihre 
Wettbewerbsfähigkeit eingebüßt haben, nicht nur kurzfristig konjunktureller 
Natur sein wird, sondern mittel- bis langfristig. Denn es ist empirisch gut be- 
legt, dass Regionen mit Wachstumsschwächen und hoher Arbeitslosigkeit sich 
nur sehr schwer aus einer solchen Konstellation befreien können. In diesem 
Szenario würde Deutschland wieder zu einem der am stärksten wachsenden 
Ökonomien in der EWU werden, allerdings auf sehr niedrigem Niveau. Denn 
die sinkenden Importe der Krisenregionen in der EWU würden das Wachstum 
in Deutschland schwächen. 


Die skizzierten Szenarien oder auch eine Mischung aus beiden dürfte die 
EWU vor ernsthafte politische Probleme stellen. Wenn sich ganze Länder als 
Verlierer der EWU sehen, können sich Stimmen verstärken, wie schon in der 
Vergangenheit beispielsweise in Italien, die das Projekt der EWU insgesamt 
angreifen und einen Ausstieg des Landes aus der Währungsunion verlangen. 
Wie ein Ausstieg eines Landes aus der EWU aussehen kann, ist offen. Denn 
darüber gibt es keine vertraglichen Regelungen. 


Die öffentlichen Haushalte im Euroraum 


Prägend für die Fiskalpolitik in Euroland seit den 1990er Jahren ist der Stabili- 
täts- und Wachstumspakt. Auf Initiative des damaligen deutschen Finanzmini- 
sters Theo Waigel wurde auf dem EG-Gipfel 1996 in Dublin fiskalische Diszi- 
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plin auch über den Euro-Eintritt hinaus festgeschrieben. Der dort beschlosse- 
ne Stabilitäts- und Wachstumspakt fordert von den Euroländern, dass deren 
Neuverschuldung permanent drei Prozent des BIP nicht übersteigen darf. Falls 
die Neuverschuldung diese Marke zu überschreiten droht, kann die EG- 
Kommission einen „Blauen Brief“ schreiben. Kommt es trotzdem zur Über- 
schreitung, startet die EU-Kommission ein „Verfahren wegen übermäßigen De- 
fizits“. In einer ersten Stufe müssen die betroffenen Länder einen Plan vorle- 
gen, wie sie das Defizit abzubauen gedenken. Halten sie diesen Plan nicht ein, 
kann ein Strafverfahren eingeleitet werden. Es können unter anderem Geldstra- 
fen von 0,2 bis zu 0,7 Prozent des BIP des betroffenen Landes verhängt wer- 
den (0,2 Prozent Sockelbetrag und bis zu 0,5 Prozent je nach Schwere des 
Vergehens zusätzlich). Der EG-Ministerrat kann zudem verlangen, dass die zu 
expansiv agierenden Staaten eine unverzinsliche Einlage in „angemessener 
Höhe“ in Brüssel hinterlegen, bis das übermäßige Defizit korrigiert ist. Aus- 
nahmen sieht der Stabilitätspakt nur vor, wenn ein außergewöhnliches Freig- 
nis auftritt (z.B. eine Naturkatastrophe) oder sich das betroffene Land in einer 
schweren Wirtschaftskrise befindet (was der Stabilitätspakt als einen Rückgang 
des BIP um mindestens zwei Prozent pro Jahr definiert). Die Sanktionen kön- 
nen allerdings nicht von der Europäischen Kommission durchgesetzt werden. 
Die Entscheidung muss letztlich vom Ministerrat mit 2/3-Mehrheit gebilligt 
werden, wobei das betroffene Land kein Stimmrecht hat. 

Mittlerweile wurde deutlich, dass der Stabilitäts- und Wachstumspakt geschei- 
tert ist. Er wurde über Jahre von führenden Ländern der EWU wie beispiels- 
weise Deutschland, Frankreich oder Italien verletzt (vgl. Tabelle 7). Das „wei- 
che“ und diskretionäre Sanktionsverfahren, das im Pakt festgeschrieben ist, hat 
dazu geführt, dass es bei einer Verletzung des Paktes sehr schwierig ist, Sank- 
tionen durchzusetzen. Eine Reihe von Ländern hat gegen die Regeln des Pak- 
tes verstoßen, ohne dass es zu Strafmaßnahmen gekommen wäre. Politisch hat 
der Pakt aus diesem Grunde in Europa an Glaubwürdigkeit verloren. Inzwi- 
schen kam es zu zaghaften Reformen am Stabilitäts- und Wachstumspakt, die 
darauf hinauslaufen, dass der Konjunkturzyklus stärker bei der Beurteilung der 
Budgetdefizite berücksichtigt wird.’ 

Die Probleme der Fiskalpolitik in Europa liegen allerdings tiefer; daher ist es 
nicht mit der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspaktes getan. Die EWU 
nimmt bezüglich der Fiskalpolitik eine eigentümliche Position ein. Während 
in vielen Bereichen akribisch versucht wird, jede Kleinigkeit zu regeln und zu 
normieren, scheinen Übereinkünfte über eine gemeinsam zu verfolgende Fis- 
kalpolitik unnötig zu sein. Zwar wurde 1999 in Köln ein „makroökonomi- 
scher Dialog“ vereinbart (vgl. Koll 2005), aber faktisch ist dieser Dialog bisher 


7 Zur Diskussion der Rolle der Fiskalpolitik und insbesondere des Stabilität und Wach- 
stumspaktes vgl. Hein/Heise/Truger (2004). 
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Tabelle 7: Staatliche Nettoneuverschuldung in Prozent am BIP 
in der EWU, Japan und den USA 1999-2004 


1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | 2003 | 2004 
Belgien -0,8 -0,5 0,1 0,6 0,0 0,1 0,0 
Deutschland -2,2 -1,5 1,3 2,9 -3,7 4,0 3,7 
Finnland 1,6 22 7,0 5,2 42 2,5 2,1 
Frankreich 2,7 -1,7 -1,3 -1,5 -3,2 4,0 3,7 
Griechenland 4,2 3,3 4,0 -6,0 | 4,9 -5,7 -6,5 
Irland 2,3 25 4,4 0,8 -0,4 0,2 1,3 
Italien -2,7 -1,7 -0,8 3,2 -2,7 -3,2 -3,2 
Luxemburg 3,2 3,5 6,0 6,5 2,1 0,2 -1,1 
Niederlande -0,7 0,6 2,1 -0,2 -2,0 3,2 -2,1 
Österreich 2,2 2,2 -1,5 0,1 -0,4 -1,1 -1,0 
Portugal 3,0 -2,7 -2,9 42 | 27 -2,9 3,0 
Spanien -3,0 -1,1 -0,9 -0,5 -0,3 0,0 -0,1 
EWU 2,2 -1,3 0,1 -1,8 -2,5 -3,0 -2,7 
Japan -10,8 | -7,2 -7,5 -6,0 -7,9 -7,7 -7,0 
USA 0,4 0,9 1,6 -0,4 -3,7 -5,0 4,7 
Das + Zeichen steht für einen Überschuss, das - Zeichen für ein Defizit 


Quelle: Ameco, Datenbank der EU Kommission 


ohne große Bedeutung. Eine in irgendeiner Form abgestimmte europäische 
Fiskalpolitik ist bislang aus den Dialogen nicht entsprungen, und es ist nicht 
erkennbar, dass sich hieran etwas ändern könnte. Dies ist auch deshalb ver- 
wunderlich, weil die EWU mit der Einführung einer gemeinsamen Währung 
ökonomisch eine Binnenökonomie darstellt. Daher sollte es selbstverständlich 
sein, dass die fiskalpolitischen Entscheidungsträger an einem Strang ziehen. 
Eine verbindliche Koordination ist auch deshalb bedeutsam, weil so „Iritt- 
brettfahrerei“ ausgeschlossen werden kann. Bislang können einige Staaten dar- 
auf hoffen, dass andere die Funktion der Konjunkturlokomotive übernehmen 
und sie selber, gleichsam ohne Kosten, davon profitieren. Fin solches Verhal- 
ten ist insbesondere für kleinere Ökonomien plausibel, weil ihr eigener Beitrag 
zur Konjunkturstabilisierung eher bedeutungslos erscheint. Betrachtet man die 
Budgetsalden der verschiedenen EWU-Länder (vgl. Tabelle 7), dann sieht man 
unmittelbar, dass der Budgetsaldo in den verschiedenen Ländern deutlich un- 
terschiedliche Werte annimmt. In der Regel sind es die größeren Länder und 
eine kleine Gruppe der kleineren EWU-Länder, die überdurchschnittliche 
Budgetdefizite aufweisen, während eine Anzahl der kleineren EWU-Länder ge- 
ringere Budgetdefizite oder gar Überschüsse aufweist. 

In einem großen Währungsraum wie der EWU sind beı der Politik der öffent- 
lichen Haushalte zwei Aspekte zu berücksichtigen. Erstens kann es im Wäh- 
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rungsraum zu regionalen Problemen kommen. Geld- und Wechselkurspolitik 
stehen als wirtschaftspolitische Instrumente in Regionen nicht mehr zur Ver- 
fügung. Nun könnte Fiskalpolitik regionalpolitisch stabilisierend eingesetzt 
werden. Partiell ist dies möglich, jedoch dürften Regionen bei sich zuspitzen- 
den regionalen Problemen fiskalpolitisch überfordert sein. Einerseits sind die 
Sickereffekte von Fiskalpolitik bei Regionen hoch, und andererseits kann sich 
eine Region in eine Konstellation hoher öffentlicher Schulden manövrieren. 
Zu lösen ist dieses Problem nur durch ein ausgebautes System finanzieller 
Transfers im Rahmen eines regionalen Finanzausgleichs. Die finanzielle Potenz 
der Zentralebene in der EWU ist verglichen mit nationalen Währungsräumen 
minimal. Für die EU gilt derzeit eine Obergrenze für das EU-Budget am BIP 
von wenig mehr als ein Prozent. Der Haushalt der Europäischen Kommission 
für die gesamte EU entspricht in etwa dem eines größeren deutschen Bundes- 
landes. Das ist, verglichen mit Staaten wie etwa den USA, sehr wenig (vgl. Ei- 
chengreen 1990). Berücksichtigt man, dass der größte Teil des Budgets für 
administrative Kosten und Subventionen der Landwirtschaft verwendet wird, 
dann wird deutlich, dass in der EWU Regionalpolitik in äußerst beschränktem 
Umfang betrieben werden kann. Auch direkte Transfers zwischen Regionen, 
wie beispielsweise in Deutschland beim interregionalen Finanzausgleich, gibt 
es in der EU nicht. Angesichts der regionalen Herausforderungen, die in der 
EWU zu erwarten sind, sind die Mittel der Zentralebene lächerlich gering. 
Von fiskalischer Seite kann daher keine Milderung der Regionalprobleme er- 
wartet werden. 

Zweitens bedarf ein Währungsraum einer abgestimmten antizyklischen Fiskal- 
politik für den gesamten Währungsraum. Eine funktionale Fiskalpolitik stabi- 
lisiert die konjunkturelle Entwicklung und erhöht dadurch langfristig das 
Wachstum eines Währungsraumes. Sie ist ein wichtiger Teil der makroöko- 
nomischen Steuerung von Ökonomien.? Am ehesten wird die Fiskalpolitik 
dem antizyklischen Funktionalitätsgebot gerecht, indem sie die nicht konjunk- 
turbedingten Ausgaben zyklusübergreifend stabilisiert. Das schließt selbstver- 
ständlich nicht aus, dass unter den Bedingungen einer hartnäckigen Krise 
auch diskretionär agiert wird, indem spezifische Konjunktur- und Beschäfti- 
gungsprogramme aufgelegt werden. 

Den Bedingungen funktionaler Fiskalpolitik wird die Ausgestaltung des Stabi- 
litäts- und Wachstumspaktes nicht gerecht. Eine Nettokreditaufnahme in Hö- 
he von maximal drei Prozent am BIP kann während einer Krise deutlich zu 
niedrig sein. Der Pakt legt den Ländern Fesseln an, die zu prozyklischem 
Handeln führen und die Krise verschärfen. So kann der konjunkturbedingte 


8 Wir unterstellen, dass sich der langfristige Wachstumstrend einer Ökonomie aus kurzfristigen 
konjunkturellen Phasen zusammensetzt und es keinen Trend unabhängig von konjunkturel- 
len Prozessen gibt. 
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Einbruch der Steuereinnahmen und Anstieg der Ausgaben das Budgetdefizit 
schnell über drei Prozent treiben. Steuererhöhungen und Ausgabensenkungen 
verschärfen dann den konjunkturellen Einbruch. In konjunkturellen Auf- 
schwungsphasen sprudeln die Steuereinnahmen dagegen reichlich. Der Stabili- 
täts- und Wachstumspakt setzt in einer solchen Situation keinen Anreiz, die 
hohen Steuereinnahmen zum Aufbau von Budgetüberschüssen zu nutzen. Das 
Problem der Fiskalpolitik in Europa seit den 1970er Jahren besteht darin, dass 
in Krisenphasen zwar Budgetdefizite hingenommen wurden, in Aufschwungs- 
phasen dagegen nicht ausreichend konsolidiert wurde. Als Resultat erhöhte 
sich in nahezu allen Ländern die Staatschuld als Anteil am BIP. Eine solche 
Entwicklung ist langfristig nicht akzeptabel, da laufende Staatsausgaben über- 
zyklisch über Steuern finanziert werden sollten. Welche öffentlichen Ausgaben 
sich eine Gesellschaft leisten möchte und welche Steuereinnahmen daher not- 
wendig sind, muss politisch entschieden werden. Das schließt nicht aus, dass 
öffentliche Investitionen, die auch realiter Einnahmen generieren, kreditfinan- 
ziert werden. Allerdings sollte bedacht werden, dass eine Kreditfinanzierung 
nur dann angebracht ist, wenn die Einnahmen verlässlich zu erwarten sind. 
Dies ist beispielsweise beim Bau einer Brücke und der Erhebung einer Benut- 
zungsgebühr der Fall. Ausgaben im Bereich der Technologieförderung oder 
der Ausbildung können zwar auch öffentliche Investitionen umfassen, jedoch 
sind in diesen Fällen die erwarteten höheren Einnahmen nicht zu kalkulieren. 
Der Stabilitäts- und Wachstumspakt hat an der längerfristig unbefriedigenden 
Fiskalpolitik in Europa nichts geändert. 

Üblicherweise übernehmen Bundesstaaten, also die Zentralregierungen, die 
Aufgabe antizyklischer Fiskalpolitik, da eine Abstimmung der regionalen Re- 
gierungen Zeit kostet und/oder nicht funktioniert. Perspektivisch sollte die 
EWU den Fakt anerkennen, dass man mit der Euroeinführung eine Binnen- 
ökonomie etabliert hat. Für Binnenökonomien ist es an sich selbstverständ- 
lich, dass eine Zentrale die Macht und damit die finanziellen Möglichkeiten 
hat, (nicht nur) fiskalpolitische Weichen zu stellen. Es ist kein Zufall, dass 
sich entsprechende Strukturen in allen funktionierenden Ländern der Welt 
herausgebildet haben, auch wenn die Dominanz der Zentralmacht von Land 
zu Land unterschiedlich stark ausgeprägt ist. Denn eine erfolgversprechende 
fiskalische Stabilisierungspolitik setzt voraus, dass ein Akteur hinreichend 
stark ist, um die Nachfrage auch auf der gesamtwirtschaftlichen Ebene zu be- 
einflussen. Viele dezentrale Einheiten, die zudem nicht koordiniert agieren, 
sind hierzu keinesfalls in der Lage. Eine solche Entwicklungsperspektive setzt 
voraus, dass die EWU-Zentrale über eigene Einnahmen verfügt, also ein Teil 
des Steueraufkommens zentralisiert wird, und auch eine eigenständige Ver- 
schuldungspolitik bei Bedarf betreiben kann. In einem solchen Rahmen 
macht dann die Begrenzung der Verschuldung von untergeordneten öffentli- 
chen Haushalten Sinn. 
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Schlussfolgerungen 


Im Unterschied zu den neoklassisch geprägten Analysen über die unbefriedi- 
genden ökonomischen Entwicklungen in der EWU sehen wir die Schwäche 
Europas nicht in einer ungenügenden Effizienz bei der Allokation der Res- 
sourcen, rigiden und verkrusteten Arbeitsmärkten oder einem ausufernden So- 
zialstaat. Deshalb sehen wir die Strategie zur Erhöhung der Beschäftigung 
auch nicht in einer Entfesselung der Marktkräfte insbesondere auf dem Ar- 
beitsmarkt oder einem Zurückschneiden sozialer Sicherungssysteme. Sicherlich 
können soziale Sicherungssysteme und Arbeitsmärkte reformiert werden - was 
primär eine politische Entscheidung impliziert -, jedoch sollte man von sol- 
chen Reformen keine eindeutigen Beschäftigungseffekte erwarten. So gibt es 
z.B. zwischen der Lockerung des Kündigungsrechts von Unternehmen und der 
ökonomischen Dynamik eines Landes weder theoretisch noch empirisch eine 
klare Beziehung. 

Statt dessen sehen wir in dem unzureichenden Zusammenspiel zwischen Geld- 
Fiskal- und Lohnpolitik einerseits und den eskalierenden regionalen Proble- 
men andererseits die zentralen Ursachen für die in vielen Ländern unbefriedi- 
gende Entwicklung in Europa. Diese Probleme werden institutionell verur- 
sacht durch unausgebaute oder nicht existierende europäische Institutionen 
sowie durch ungenügende Integrationsschritte im ökonomischen und politi- 
schen Bereich. Die EWU ist eine ökonomische Einheit mit einem gefährlichen 
Regulationsvakuum. Politisch existiert keine Kraft, die eine funktionale Politik 
für den Euroraum insgesamt durchsetzen könnte. Im Vergleich zu National- 
staaten gibt es in der EWU keinen funktionierenden Mechanismus der Lohn- 
bildung und keine übergeordnete Fiskalpolitik. Gleichzeitig ist die finanzielle 
Kraft des Zentrums zur Bekämpfung von Regionalproblemen in der EWU 
denkbar schwach. Lediglich auf dem Gebiet der Geldpolitik existiert mit der 
EZB eine Institution, die effektiv auf die ökonomische Entwicklung einwirken 
könnte. Allerdings deutet alles darauf hin, dass selbst die EZB, getrieben von 
einem zweifelhaften geldpolitischen Konzept, ihre wachstums- und beschäfti- 
gungspolitische Rolle nicht einzunehmen gedenkt und sich statt dessen allein 
auf stabilitätspolitische Aufgabenstellungen einlässt.’ 

Bezogen auf die hier zu bearbeitende Thematik wäre es notwendig, dass die 
Lohnpolitik unabhängig von konjunkturellen Entwicklungen die Nominal- 
löhne entsprechend der spezifischen regionalen Produktivitätsentwicklung plus 
der Zielinflationsrate der EZB erhöht (vgl. Kromphardt 2004). Zum Abbau 
der regionalen Verwerfungen müssten sich die Löhne in den Ländern mit re- 
gionalen Leistungsbilanzüberschüssen temporär stärker als im Durchschnitt 
erhöhen. In Deutschland müssten demnach über eine mittelfristige Periode 
die Löhne stärker als von der obigen Lohnnorm vorgegeben steigen. Günstig 


9 Hier ist nicht der Platz, die Geldpolitik der EZB zu kritisieren (vgl. dazu Heine/Herr 2006). 
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wäre auch eine höhere Zielinflationsrate der EZB. Denn dann könnten regio- 
nal funktionale Lohnanpassungen ohne deflationäre Effekte in einzelnen Re- 
gionen stattfinden. 

Die Fiskalpolitik in den einzelnen Ländern (Regionen) müsste konjunkturbe- 
dingte Defizite akzeptieren und die öffentlichen Investitionen stabilisieren. 
Dazu muss der Stabilitäts- und Wachstumspakt abgeschafft werden, der eine 
solche Orientierung nicht ermöglicht. Sofern die Länder ihr Trendwachstum 
erreichen, sollte das Budget im Wesentlichen ausgeglichen sein. Dazu ist eine 
ausreichende Steuerbasis durchzusetzen, die auch sozial- und umweltpolitische 
Aufgabenstellungen ins Kalkül einbezieht. Mit Steuersenkungen oder gar Steu- 
ersenkungswettläufen lassen sich solche Zielstellungen nicht realisieren. In 
schweren Krisen können zudem Konjunktur- und Beschäftigungsprogramme 
implementiert werden. 

Geldpolitik sollte an der expansiven Grenze betrieben würde. Das setzt voraus, 
dass die EZB erst dann zum Mittel der Zinssatzerhöhung greift, wenn sich In- 
flationsprozesse ergeben. In Abschwungphasen sollten die Zinssätze schnell 
und drastisch sinken. Die Zentralbank der USA verfolgte während der letzten 
15 Jahre eine weitaus funktionalere Geldpolitik als die EZB (vgl. Heine/Herr/ 
Kaiser 2006). 

Geld-, Lohn- und Fiskalpolitik sollten eng zusammenarbeiten, wie es durch 
den Kölner Dialog im Prinzip auch möglich ist. Eine enge Zusammenarbeit 
bedeutet, dass die drei Bereiche an einem Strang ziehen, indem beispielsweise 
die Geldpolitik eine funktionale Lohnpolitik im Euroraum durch eine expan- 
sive Ausrichtung belohnt. 

Schließlich müssen die politischen Zentren der EU längerfristig institutionell 
und finanziell so gestärkt werden, dass sie eine erfolgversprechende Konjunk- 
tur- und Regionalpolitik betreiben können. Institutionelle Weiterentwicklun- 
gen und kooperatives Handeln auf allen Feldern der Wirtschaftspolitik (Lohn-, 
Steuer-, Umwelt- oder z.B. Ordnungspolitik) sind unabdingbar, wenn dysfunk- 
tionale Kostensenkungswettläufe und „Beggar-My-Neighbour-Politiken“ ver- 
mieden werden sollen. Da solche Prozesse der Staatenbildung für die gesamte 
EU äußerst schwierig sind, sollten die Länder der EWU allein schon aufgrund 
ökonomischer Notwendigkeiten den europäischen Prozess der Staatenbildung 
gegebenenfalls alleine vorantreiben. Europa bedarf ein unterschiedliches Inte- 
grationstempo, denn es ist zweifelhaft, ob alle Länder in der EU an einer weit- 
reichenden Staatenbildung teilnehmen wollen. 

Dem Leser mögen solche Vorschläge in der gegenwärtigen Situation in Europa 
als illusorisch erscheinen. Dem können wir nicht widersprechen. Jedoch sollte 
bedacht werden, dass die gegenwärtige Konstellation in der EWU auf lange 
Zeit kein prosperierendes und soziales Europa erwarten lässt und eine offene 
Debatte über die Zukunft Europas überfällig ist. Letztlich sind es nur Ideen 
und Visionen, welche die Welt verändern können. Dies gilt auch für Europa. 
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Guglielmo Carchedi 
Der militärische Arm der Europäischen Union’ 


1. Einführung 


Wenn Imperialismus die systematische Aneignung von Wert auf internationa- 
ler Ebene ist, dann ist der klassische Imperialismus - unglücklicherweise - ge- 
sund und munter. Kapitalkonzentration und -export, eine starke Stellung des 
Finanzkapitals, internationale Monopole wie auch die Aufteilung der Welt un- 
ter den dominanten Mächten sind kennzeichnende Merkmale des 21. wie des 
20. Jahrhunderts. Die Methoden dieser internationalen Aneignung von Wert 
sind noch immer dieselben: vom einfachen Raub bis zu ungleichem Tausch, 
von der Repatriierung von Zinsen und Profiten aus ausländischen Investitio- 
nen bis zur Seignorage - letzteres gilt allerdings nur für die imperialistische 
Hegemonialmacht (Carchedi 1991, 2001, 2004). Kennzeichnend für die aktu- 
elle, sich schnell wandelnde Situation ist jedoch die Bildung neuer, antagoni- 
stischer ökonomischer Blöcke.' Von besonderer Bedeutung ist der Zusam- 
menprall der bereits konsolidierten imperialistischen Allianzen, die sich einer- 
seits um die USA herum gebildet haben, andererseits um die wenigen aufstre- 
benden imperialistischen Zentren in ihren unterschiedlichen Stufen von Ent- 
wicklung und Durchsetzungskraft. Zwar stellt bislang noch keine der neuen, 
aufstrebenden Allianzen derzeit eine konkrete militärische Herausforderung 
für die Vereinigten Staaten dar.” Doch sind einige mehr als andere dazu in der 
Lage, der US-Hegemonie Paroli zu bieten. 

Zwar spielen Nationalstaaten noch immer eine zentrale ökonomische, politi- 
sche, ideologische und militärische Rolle für die Firmen in den dominanten 


* Dieser Artikel wurde zuerst auf Englisch in Rethinking Marxism, Vol. 18:2, April 2006 veröffent- 
licht. Der Abdruck der Übersetzung erfolgt mit freundlicher Genehmigung des Verlags Taylor 
and Francis, 2&4 Park Square, Milton Park, Abingdon, OX14 4RN (http;//www.journalsonline. 
tandf.co.uk/(yrofj245caldsnaxfcOqwv45)/app/home/issue.asp?referrer"parent&backto=journal,2,9; 
linkingpublicationresults,1:110868,1). Copyright 2006 Association for Economic and Social 
Analysıs. 

1 „Die Freihandelsglobalisierung wird ersetzt durch zunehmend schärfere, bilaterale Kämpfe 
und aufstrebende Block-Allianzen. Dies wird deutlich anhand von Energieabkommen zwi- 
schen China und Indien, südamerikanischen Handelsverträgen, anhand der EU-Erweiterung 
sowie den chaotischen Kämpfen um die Kontrolle von Gebieten, die ehemals unter sowjeti- 
schem Einfluss standen.“ (Wolff 2005). 

2 Die Macht von Ländern wie China, Indien, Russland oder Japan wird dadurch gemindert, 
dass sie - einzeln oder in verschiedenen Kombinationen - potenzielle Konkurrenten sind. 
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Ländern bei der globalen Aneignung von Mehrwert. Ohne die imperialisti- 
schen Beziehungen zwischen Nationalstaaten wäre diese Aneignung unmög- 
lich.” Doch werden die imperialistischen Beziehungen zwischen den Staaten 
einzelner Machtblöcke wie auch zwischen den Staaten innerhalb eines 
Machtblocks in der gegenwärtigen Phase wiederum bestimmt durch das Ver- 
hältnis der Blöcke untereinander. 

Die Europäische Union ist derzeit der ernsthafteste ökonomische Konkurrent 
der USA. Die imperialistische Natur der EU (Carchedi 2001) wird von den 
Apologeten des EU-Imperialismus natürlich bestritten - aber nicht nur von 
ihnen. Auch viele Linke bestreiten - fälschlicherweise - aus unterschiedlich- 
sten Gründen den offensiven Charakter der Union, viele sehen in den USA 
auf Grund ihrer unangefochtenen Militärmacht die einzige imperalistische 
Kraft des Globus. Diese Sicht erkennt zwar richtigerweise die unbestrittene mi- 
litärische Überlegenheit der USA. Doch ist diese Sicht verkürzt, wenn nicht 
falsch. Denn sie ignoriert erstens bestimmende Aspekte imperialistischer Be- 
ziehungen: die ökonomischen und finanziellen und damit die internen wie 
auch externen imperialistischen Beziehungen der EU. Zweitens ignoriert sie 
den sich vollziehenden Wandel der Machtbeziehungen - inklusive der militä- 
rischen Beziehungen - zwischen den Blöcken, in dem sich die internen Wider- 
sprüche des Weltimperialismus derzeit widerspiegeln. 

Die EU ist bereits zu einem mächtigen ökonomischen wie finanziellen Rivalen 
der USA geworden. Meine These ist, dass die EU daher eine eigene militäri- 
sche Schlagkraft aufbauen wird, die mit ihrem ökonomischen Gewicht kom- 
patibel ist.‘ Dieser Weg wird sich schrittweise vollziehen und ist voller Hin- 
dernisse und Gefahren. Die EU hat ihn jedoch bereits begonnen, und der 
Prozess ist unumkehrbar. 


2. Ein Blick zurück 


Die imperialistische und militaristische Natur der EU war schon früh sichtbar. 
Sie war bereits in der ökonomischen Realität angelegt, aus der 1958 die Euro- 
päische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) entstand. Bereits 1948, zehn Jahre vor 
Gründung der EWG, entstand aus dem ersten europäischen Vertrag die West- 
europäische Union (WEU), mit der fünf europäische Staaten eine gemeinsame 
„Verteidigung“ vereinbarten. Die WEU entstand als eine Säule und eine Erwei- 
terung der Nato, und ihre strategische wie auch militärische Bedeutung blieb mar- 


3  Zumeist sind es nicht die Staaten selber, die in anderen Staaten den Wert aneignen, sondern 
die Unternehmen. Die Staaten eignen sich dann einen Teil dieses Wertes durch Steuern, Zöl- 
le oder Abgaben an. 

4 Es gibt derzeit keine weiteren Herausforderer, weder für die US-Militärmacht noch für die 
kommende EU-Armee: „Mit 180 Milliarden Euro hat die EU-25 weltweit das zweitgrößte 
Verteidigungs-Budget. Es ist so groß wie das der sechs folgenden Militärmächte zusammen 
(China, Russland, Japan, Saudi Arabien, Indien, Südkorea)“ (Biscop 2004, 515). 
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Tabelle 1: Gesamte Militärausgaben (MA), 1999-2003, in Mrd. US-Dollar 
(Kaufkraft des Jahres 2000), Militärimporte (MI) und -Exporte (ME) und Ab- 
hängigkeits-Index (Anteil der MI an den MA in Prozent) 


USA UK Dtld. Frankreich | Italien Niederlande | Spanien 
MA 1.655 181,1 139,3 171,1 108,9 30,4 35,4 
MI 1,3 3,3 0,5 0,3 1,3 1,0 11 
ME 25,6 6,4 5,2 6,4 1,6 1,2 0,3 
AI 0,08 1,8 0,4 0,2 1,2 3,3 3,1 


Quelle: Stockholm International Peace Research Institute 2004, Tabellen10A.3, 12A.1, 12A.2 


ginal. Dafür gab es zwei Gründe: Erstens die totale militärische Überlegenheit 
der USA, die bis heute fortbesteht, wie die folgende Tabelle der Militärausga- 
ben deutlich macht. 

Auf Grund dieser Überlegenheit sowie der sowjetischen „Bedrohung“ konnte 
jede militärische Organisation Europas nichts weiter sein als ein Anhängsel 
der Nato und damit eine Unterabteilung des US-Militärs. Erst mit der Auflö- 
sung des Ostblocks wurde die Formation eines eigenen militärischen Arms der 
EU zur realen Möglichkeit. Dennoch blieb die WEU auch nach 1991 unter 
der Ägide der USA. Einerseits stellten die WEU-Mitgliedstaaten ihr Bündnis 
auf ihrem Treffen in Maastricht 1991 zwar als Verteidigungskomponente der 
EU dar, und auch ihre Petersberg-Erklärung erweiterte die Aufgaben der WEU 
auf Bereiche wie Krisenmanagement und Friedenserhaltung in der ganzen Welt 
(wobei die imperialistische Aggression hinter der Fassade humanitärer und 
friedenserhaltender Interventionen verborgen wurde). Doch die Maastricht- 
Erklärung unterstrich abermals die Rolle der WEU als europäischer Pfeiler der 
Nato, wie es bereits der Artikel 4 des ursprünglichen WEU-Vertrags vorsah. 
Insofern geriet ihre Transformation in ein eigenständiges, Nato-unabhängiges 
Gebilde in Konflikt mit dem Ursprungsgedanken der WEU. Daher wird die 
WEU nun abgewickelt und - wie wir später sehen werden - durch eine andere, 
eigenständigere Militärinstitution ersetzt. 

Der zweite Grund für die Schwäche der WEU lag (und liegt noch, wenn auch 
weniger ausgeprägt) in der Uneinigkeit zwischen den einzelnen EU-Staaten. 
Die bei weitem größte Kluft bestand stets zwischen Frankreich und Deutsch- 
land auf der einen und Großbritannien auf der anderen Seite, wobei Großbri- 
tannien stets eher als „Bremser“ auftrat. Der britische Euro-Skeptizismus hat 
drei solide, sozio-ökonomische Gründe: erstens die Furcht des kleinen Kapi- 
tals vor der übermächtigen Konkurrenz vom Kontinent im Zuge des Abbaus 
von Zöllen und Handelsbarrieren; zweitens die Sorge des Finanzkapitals, die 
ökonomische Integration Europas könnte zu einer gemeinsamen Währung 


5 Das US-Rüstungsbudget schrumpfte zwischen 1994 und 2001. Die Anschläge des 11. Sep- 
tember 2001 boten die Gelegenheit, diesen Trend umzudrehen. 
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führen, die weniger gemäß britischer Interessen als vielmehr nach deutschen 
Interessen gemanagt wird; und drittens der militärisch-industrielle Sektor, der 
seine Importe vor allem aus den USA bezieht.‘ Rüstungsaufträge einer von der 
Nato unabhängigen europäischen Armee würden weniger in die Vereinigten 
Staaten gehen, sondern eher nach Frankreich und Deutschland, wo die tech- 
nologisch fortgeschrittensten Produzenten auf diesem Feld zu Hause sind. 
Deutlich macht dies der Abhängigkeits-Index (AI, Tabelle 1, unterste Reihe). 
Er zeigt den Anteil der Rüstungsimporte an den gesamten Rüstungsausgaben 
und damit den Grad der Abhängigkeit eines Landes von ausländischen Waf 
fenproduzenten. Auch hier zeigt sich die militärische Überlegenheit der Verei- 
nigten Staaten - die USA haben bei weitem den geringsten Al-Wert. Gemäß 
der Tabelle sind unter den wichtigsten europäischen Rüstungsproduzenten 
Frankreich und Deutschland am wenigsten abhängig von ausländischen Im- 
porten. Dies zeigt an, dass in diesen beiden Ländern modernere Militärtechno- 
logie hergestellt wird. Eine Ablösung der EU-Militärorganisation von der Nato 
und den USA würde bedeuten, dass amerikanische Rüstungstechnologie ten- 
denziell durch französische und deutsche ersetzt würde. Frankreich und 
Deutschland wären also die größten Profiteure einer weiteren Militarisierung 
der EU, weswegen sie auch die Antreiber dieses Prozesses sind.’ Verlierer wäre 
Großbritannien: Seine geringere Bedeutung als Rüstungsmarkt für die USA 
würde nicht nur die soliden Verbindungen zwischen den militärischen Sekto- 
ren beider Staaten unterminieren, sondern auch die ökonomische Basıs der 
amerikanisch-britischen „special relation“, mithilfe derer Großbritannien seine 
Rolle als Vermittler zwischen den Vereinigten Staaten und Europa spielen 
kann und so seinen Einfluss innerhalb der EU geltend macht. 

Das Vereinigte Königreich behielt in den ganzen neunziger Jahren daher seine 
widerspenstige Haltung bei. Als Folge bestätigten noch 1997 die Amsterdamer 
Verträge das Drei-Säulen-System der EU, das heißt die Trennung von Europäi- 
scher Kommission, der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) 
und den Bereichen Justiz- und Innenpolitik. Die WEU wurde der britischen 
Politik folgend nicht in die GASP integriert, entgegen den Wünschen aus Paris 
und Berlin. Der Grund für die britische Haltung war, dass eine von der GASP 
getrennte WEU unter dem direkten Einfluss der Nato bliebe und so nicht 
zum Aufbau einer wirklich unabhängigen europäischen Militärmacht beitra- 
gen würde. Doch 1998 änderte sich die Situation: In einer gemeinsamen Er- 


6 Großbritanniens Rüstungsimporte belaufen sich auf 3,3 Mrd US-Dollar, davon kommen 
nicht weniger als 2,7 Milliarden Dollar - also 82 Prozent - aus den USA. (SIPRI 2004, Ta- 
belle 21.1 und 10 A.3.) 

7 Mit einigem Erfolg: Der Eurofighter Typhoon wird bereits in einigen Jahren stationiert wer- 
den; strategische Luftbrücken sollen Ende dieses Jahrzehnts durch die europäische Luftlan- 
detruppe Airborne Common European Force und das Transportflugzeug Airbus A440M 
möglich sein; neue Satellitensysteme, neue optische Geräten und neue Radarsysteme (Helios 
II, SAR Lupe und Cosmos Skymed) ermöglichen Hightech-Spionage und -Aufklärung. 
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klärung einigten sich beim französisch-britischen Gipfel die Staatsoberhäupter 
Jacques Chirac und Anthony Blair: „Um auf internationale Krisen zu reagie- 
ren, benötigt die Union die Kapazität für autonome Einsätze, gestützt auf 
glaubhafte militärische Macht, auf den Mitteln, über den Einsatz dieser Macht 
zu entscheiden und auf der Bereitschaft zu solchen Einsätzen“ (Franco-British 
Summit 1998, siehe auch Henke 2004). Nur ein Jahr später beschloss die EU 
auf ihrem Gipfeltreffen in Köln die gemeinsame Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) als Teil der GASP und als erster Schritt zu einer 
Militärmacht als Alternative zur Nato wie auch zur WEU. 

Es scheint, als hätte Großbritannien seine traditionell feindliche Position ge- 
genüber einer unabhängigen europäischen Streitmacht verlassen. Tatsächlich 
aber hat die britische Regierung gemerkt, dass Frankreich und Deutschland 
einen unumkehrbaren Prozess eingeleitet haben. Gemäß seiner bewährten Po- 
litik hat Großbritannien sich daher entschieden, sich an dem Prozess zu betei- 
ligen, um ihn zu lenken, da es ihn nicht verhindern kann. Sein den Wünschen 
der USA entsprechendes Ziel ist es, dass die EU die Kosten für ihre eigene Si- 
cherheit in stärkerem Maße selber trägt, ihr militärisches Potenzial effizienter 
nutzt und dabei gleichzeitig die Abhängigkeit von Nato und USA bestehen 
bleibt.” Zudem ist die Bedeutung Großbritanniens für die USA wesentlich grö- 
ßer, wenn es sich an der ESVP beteiligt, anstatt außen vor zu bleiben. Auch der 
Widerstand des britischen Finanzsektors gegen eine stärkere Integration des Lan- 
des in die EU schwindet, da das Pfund Sterling gegenüber dem Euro an Bedeu- 
tung verliert. Der einzige Sektor, der sich noch immer gegen eine originär euro- 
päische Streitmacht wehrt, ist der militärisch-industrielle auf Grund seiner engen 
Bindungen zu den US-amerikanischen Rüstungsproduzenten. Doch wie wichtig 
auch immer dieser Sektor sein mag - die objektive Tendenz geht in die Richtung 
einer militärischen Integration, die sowohl eine Folge wie auch eine Bedingung 
für die weitere ökonomische Integration der EU ist. 

Mit der ESVP ist die militärische Konkurrenz zwischen der EU und den USA 
offiziell eröffnet. Dies ist bereits sichtbar. Nehmen wir zwei der jüngsten Bei- 
spiele. Erstens: Die EU-Erweiterung auf 25 Mitgliedstaaten wäre nicht nötig 
gewesen, nur um sich billige Rohstoffe und billige Arbeitskräfte zu sichern. 
Ökonomischer Imperialismus funktioniert zumeist auch ohne politische An- 
nexion. Viel wichtiger war es für die EU, dass die neuen Mitgliedstaaten die 


8  Vorangetrieben wurde der Beschluss der EU zur Militarisierung durch den Krieg im Kosovo. 
„Obwohl die EU-Mitgliedstaaten gemeinsam über fast zwei Millionen Soldaten verfügen, 
hatte die Union Schwierigkeiten, im Kosovo eine Truppe von 40.000 bis 50.000 Soldaten zu 
stationieren.“ (Biscop 2002: 475) 

9 Schließlich belasten „friedenserhaltende“, „friedenschaffende“ wie auch „Krisen“-Interventio- 
nen - also die Zunahme internationaler Konflikte im Gefolge imperialistischer Politik - die 
finanziellen Ressourcen auch der potentesten Nation der Welt, der USA. Washington hat 
bereits mehrfach klargestellt, dass es zu Interventionen nicht bereit ist, wenn nur europäische 
und nicht amerikanische Interessen gefährdet sind. 
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GASP und dadurch auch die ESVP übernahmen. Beides schwächt den Einfluss 
der Nato und stärkt die europäische Verteidigungspolitik.'” Zudem eröffnete 
die Erweiterung den Weg für die Expansion des Euro, der damit an Gewicht 
gegenüber dem US-Dollar gewinnt. Wie wir sehen werden, hat dies wichtige 
militärische Konsequenzen. 

Das zweite Beispiel ist die Schnelle Eingreiftruppe Rapid Reaction Force 
(RRF). Sie besteht aus 60.000 Soldaten, die innerhalb von 60 Tagen für „frie- 
denschaffende“ und „-erhaltende“ Operationen von einem Jahr Dauer mobili- 
sierbar sind.'' Diese Operationen können die Truppe unabhängig von der Na- 
to und damit von den USA durchführen. Sie ist damit der Embryo einer veri- 
tablen Europa-Armee. Für noch schnellere Reaktionen wurde 2004 zudem die 
Schaffung so genannter „Battle Groups“ beschlossen, die 2007 einsatzfähig 
sein sollen. Ihre Stationierung ist bereits innerhalb von 15 Tagen möglich. 
Daher befinden sie sich in permanentem Alarmzustand. Jede „Battle Group“ 
ist 1.500 Mann stark, insgesamt können 20.000 Soldaten entsendet werden. 
Zunächst rekrutieren sie sich aus französischen, italienischen, britischen und 
spanischen Truppen (BBC 2004). Bemerkenswert ist einmal mehr das Timing: 
Im selben Jahr wurde die „Response Force“ der Nato einsatzfähig, eine 17.000 
Mann starke Truppe, die bis 2006 auf 21.000 Soldaten anwachsen soll und die 
innerhalb von fünf bis sieben Tagen am Einsatzort stationiert werden kann 
(Nato 2004). Hier stellt Deutschland das bedeutendste Kontingent. 

Die „Battle Groups“ haben vier spezifische Merkmale: Erstens sind sie zwar 
nicht formal, aber faktisch eine stehende Armee auf Grund ihres permanenten 
Alarmzustands. Zweitens entscheidet die EU - wie bei den RRF- autonom über 
ihren Einsatz, der bis zu 5.000 Kilometer von Brüssel entfernt stattfinden 
kann." Ihre Hauptquartiere sind getrennt von den Hauptquartieren der Nato 
- etwas, wogegen sich die USA und die Nato vehement gewehrt haben. Drit- 
tens operieren die „Battle Groups“ auf Augenhöhe mit den Nato-Truppen, 
denn sie können deren Response Forces unterstützen und umgekehrt. Viertens 
- und am wichtigsten - können einzelne EU-Staaten nach eigenem Ermessen 
„Battle Groups“ mit anderen EU-Mitgliedern bilden - das ist die so genannte 
„Partnership of the Willing“. Das Konsensprinzip ist aufgehoben, für den Ein- 
satz ist nicht die Zustimmung aller 25 EU-Staaten nötig. Mit all diesen 
Merkmalen sind RRF und „Battle Groups“ die ersten wirklichen Manifestatio- 
nen einer Europa-Armee, wenn auch eine quantitativ kleine. 


10 Man beachte die Koinzidenz: Am 29. März 2004 wurden Bulgarien, Estland, Litauen, Lett- 
land, Rumänien, Slowenien und die Slowakei Mitglieder der Nato. Einen Monat später, am 
1. Mai 2004, erweiterte sich die EU um Zypern, Tschechien, Estland, Ungarn, Lettland, Li- 
tauen, Malta, Polen, Slowenien und die Slowakei. 

11 Da die Truppen nach dem Rotationsprinzip ausgewechselt werden müssen, wird insgesamt 
ein Pool von 180.000 Soldaten benötigt. 

12 Diese Entfernung deutet darauf hin, dass die EU für militärische Einsätze derzeit ihre Peri- 
pherie ins Auge fasst, vor allem Russland, den Balkan und den Mittelmeerraum. 
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Die USA sind nicht per se gegen eine Europa-Armee. Sie sind bereit, dem eu- 
ropäischen Militär eine größere Rolle zuzubilligen, jedoch unter der Bedin- 
gung, dass diese Armee unter der Kontrolle der USA bleibt und dass sie zur 
Schlagkraft der westlichen Welt unter US-Hegemonie beträgt - so wie es bei 
der WEU der Fall war. Doch sowohl die USA wie die EU wissen, dass mit den 
RRF eine neue Phase begonnen hat. Die US-Regierung hat darauf reagiert: 
2002 kündigte Präsident Bush an, sein Land werde militärisch gegen jedes 
Land vorgehen, dass „eine Aufrüstung betreibt in der Hoffnung, die Macht der 
USA zu übertreffen oder zu erreichen“ (National Security Strategy of the Uni- 
ted States, September 2002, zit. in: Du Boff 2003). Die EU ist also gewarnt. 


3. Welche Perspektiven? 


Die Tabelle 1 dokumentiert die unangefochtene militärische Übermacht der 
Vereinigten Staaten. Doch ist dies nur die eine Seite der Medaille. Auf der 
anderen Seite ist offensichtlich, dass sich die Militärmacht der USA nicht 
mehr wie direkt nach dem Zweiten Weltkrieg auf eine unangreifbare ökono- 
mische und finanzielle Vorherrschaft gründet. Stattdessen kämpft die amerika- 
nische Wirtschaft mit einer graduellen Verschlechterung ihrer internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit und wachsenden finanziellen Verwundbarkeiten. 

Die Fakten sind allseits bekannt. 1950 erwirtschafteten die USA noch die 
Hälfte des Welt-Bruttosozialprodukts, 2003 waren es nur noch 21 Prozent. 
1950 kamen 60 Prozent der globalen Industrieproduktion aus den USA, 1999 
nur noch 25 Prozent. Während 1960 noch 47 Prozent der weltweiten auslän- 
dischen Direktinvestitionen aus den USA kamen, waren es 2001 nur noch 21 
Prozent (Du Boff 2003). Die Verschlechterung der Finanzposition ist sogar 
noch dramatischer. Die Dimensionen des „Doppeldefizits“ (in Leistungsbilanz 
und Staatshaushalt) sind zu bekannt, um hier noch einmal wiederholt zu wer- 
den. Die Frage ist allerdings, ob die USA diese Defizite aufrechterhalten kön- 
nen. Diese Frage ist nicht einfach zu verneinen. Denn einerseits sind zwar die 
gesamten Schulden der Zentralregierung mit 7,5 Billionen Dollar (2004) gigan- 
tisch. Im Verhältnis zur Wirtschaftsleistung jedoch liegen die USA mit einer 
Schuldenquote von 75 Prozent des BSP besser als viele andere Staaten wie Ita- 
lien, Belgien oder Japan. Selbst wenn man berücksichtigt, dass der „Krieg ge- 
gen den Terrorismus“ über Buchhaltungstricks aus dem Budget ausgelagert 
wird, scheint es, dass die USA ihren Schuldenstand aufrechterhalten oder so- 
gar erhöhen könnten.' Die zentrale Frage ist allerdings vielmehr, auf welche 


13 Kurz- und mittelfristig hängt alles von der künftigen Politik der Bush-Regierung ab. Schät- 
zungen des aggregierten Defizits 2004 bis 2013 reichen von 1.400 Mrd. Dollar (Congres- 
sional Budget Office, CBO zitiert in SIPRI 2004: 319) über 3.000 Mrd. Dollar (SIPRI 2004: 
319) bis zu 6.350 Mrd. Dollar (Roubini 2004). Die finanzielle Situation könnte sich zudem 
weiter verschlechtern, wenn die Bush-Regierung fortfährt, Steuern zu senken oder das Rentensy- 
stem der Social Security zu privatisieren - ein Vorhaben, an dem Bush bislang gescheitert ist. 
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Weise die USA ihre Militärausgaben finanzieren. 

Die Netto-Auslandsvermögensstatus (Net International Investment Position, 
NIIP) der USA ist der Bestand an Auslandsaktiva (Forderungen von privaten 
oder öffentlichen Händen der USA an das Ausland) minus den Auslandspas- 
siva der USA (Forderungen an die privaten und öffentlichen Hände der USA). 
Für die USA ist dieser Wert negativ. Gemessen am Bruttoinlandsprodukt 
schoss die NIIP zwischen 1997 und 2003 von 5 Prozent auf 24 Prozent in die 
Höhe und hat sich seitdem weiter erhöht. Gleichzeitig befinden sich die US- 
Exporte auf dem absteigenden Ast, so dass das Verhältnis von NIIP zu Expor- 
ten 280 Prozent erreicht hat - damit sind die USA nicht weit entfernt von der 
Situation Argentiniens kurz vor dem finanziellen Kollaps des Landes. Die bei 
weitem wichtigste Ursache für die Verschlechterung der NIIP ist die Diskre- 
panz zwischen Ex- und Importen. Seit 1971 führen die USA mehr ein als sie 
ausführen. Im Jahr 2004 erreichte das Leistungsbilanzdefizit 600 Milliarden 
Dollar und ist im Folgejahr sogar weiter gestiegen. Das bedeutet: Seit mehr als 
drei Jahrzehnten gleichen die Exporteinnahmen die Importausgaben nicht 
mehr aus, der Zufluss von realem Wert (Güter und Dienstleistungen) wird 
nicht mehr durch einen Abfluss von realem Wert ausgeglichen, sondern nur 
durch einen Abfluss von wertlosem Papiergeld. Möglich macht dies der Status 
des US-Dollar als internationale Reservewährung und als bevorzugtes Zah- 
lungsmittel im internationalen Geschäftsverkehr. Die Dollar, mit denen die 
USA ihre Importe bezahlen, werden im Ausland nicht alle zum Kauf von US- 
Waren verwendet. Stattdessen werden die Dollar als Devisenreserve gehortet, 
oder mit ihnen werden US-Staatsanleihen gekauft - in jüngster Zeit vor allem 
von China und Japan. Dieser Zufluss von importierten Waren und Dienstlei- 
stungen, der auf Grund der dominanten Stellung des US-Dollar nicht mehr 
durch einen Abfluss in Form von US-Exporten ausgeglichen wird, ist die Sei- 
gnorage des Dollar. Ihr Ausmaß belegt die Tatsache, dass 68 Prozent der 
weltweit gehaltenen Devisenreserven in Höhe von 3.400 Milliarden Dollar aus 
amerikanischen Noten oder Staatsanleihen bestehen. Militärisch ist dies inso- 
fern von Bedeutung, als dass es die Seignorage der US-Regierung ermöglicht, 
Rüstungsgüter in Auftrag zu geben. Das heißt: Die Dollar, die Ausländer für 
den Kauf von US-Staatspapieren ausgeben und die so in die USA zurückflie- 
ßen, werden vom Staat für die Beschaffung militärischer Güter verwand.' 

Die Bereitschaft des Auslands, Dollar oder auf Dollar lautende Wertpapiere 
als Reserve zu halten, ist abhängig von der Stärke der Dollar. In den vergan- 
genen fünf Jahren hat der Dollar gegenüber dem Euro fast 40 Prozent verlo- 
ren, und der Euro ist zur zweitwichtigsten internationalen Reservewährung auf- 
gestiegen (Europäische Zentralbank 2005: 8, 9, 28, 52). Im Zuge dieses Wert- 


14 Halten Ausländer als Reserve Dollar, profitieren die amerikanischen Konsumenten, halten 
sie als Reserve US-Staatsanleihen profitiert die Regierung und indirekt die Rüstungsindustrie. 
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verlustes wird der Dollar still und leise durch den Euro als Reservewährung er- 
setzt. Zudem versuchen die ölproduzierenden Länder vermehrt, ihren Ölhan- 
del in Euro statt in Dollar abzurechnen. Sollte sich dieser Trend fortsetzen, so 
würde sich die internationale Nachfrage nach Dollar weiter abschwächen und 
die amerikanische Devise würde weiter geschwächt werden." Eine Refinanzie- 
rungskrise der USA ist somit eine sehr reale Möglichkeit. Vor dem Hinter- 
grund der enormen inländischen und ausländischen Verschuldung der Verei- 
nigten Staaten würde diese Krise fast sicher in eine weltweite ökonomische 
Krise gigantischen Ausmaßes münden. Diese Krise würde zu einer Machtver- 
schiebung zwischen den beiden Blöcken führen und zu einem gravierenden 
Verlust an Seignorage des Dollar zu Gunsten des Euro.' Und es ist genau die 
Seignorage, über die ein großer Teil des US-Rüstungsbudgets finanziert wird.” 
Wie könnten die USA auf eine solche Schädigung ihrer Finanzkraft reagieren? 
Konfrontiert mit schrumpfenden Ressourcen könnten sie weiter den Lebensstan- 
dard des ärmeren Teils ihrer Bevölkerung senken'* und durch diese Einsparungen 
Mittel freisetzen. Dies würde allerdings die Frage nach der sozialen und politi- 
schen Stabilität auf die Tagesordnung setzen.” Daneben existieren hier auch 
ökonomische Hürden. Eine Wirtschaft, die zunehmend auf den militärischen 
Sektor zum Nachteil des sozialen Sektors setzt, vernachlässigt grundlegende Be- 
reiche wie Infrastruktur, Bildung, Gesundheit - alles die Faktoren, die direkt und 
indirekt die Produktivität erhöhen. Damit sinkt längerfristig ihre Wettbewerbsfä- 
higkeit. Dieser Effekt wird noch verstärkt durch die unproduktive Natur von Rü- 
stungsgütern. Denn Rüstungsgüter werden entweder nicht eingesetzt, dann sind 
sie eine Verschwendung von Ressourcen; wenn sie jedoch eingesetzt werden, 
dann zerstören sie Werte. Diese negativen Effekte sind wohl unbestritten. 
Uneinigkeit besteht allerdings in der Frage, ob Rüstungsproduktion auch posi- 
tive ökonomische Effekte zeitigt. Aus marxistischer Perspektive ist zwar auch 


15 Präsident Bushs „Krieg gegen den Terror“ hat nicht bloß die Beherrschung der Ölquellen 
und -routen oder die weitere Einkreisung Russlands zum Ziel. Auch sollen so die ölexpor- 
tierenden Länder davon abgehalten werden, Euro statt Dollar zu verlangen. Genau das war ja 
Saddam Husseins Intention. Der Krieg gegen den Irak war insofern auch ein Krieg gegen 
den Euro. Nichtsdestoweniger setzen die Zentralbanken die Ersetzung von Dollar durch Eu- 
ro fort (Mosnews.com 2004; Mitchell 2005). Nach Angaben der Bank für Internationalen 
Zahlungsausgleich (BIS 2004: 26) haben die OPEC-Staaten 2001 damit begonnen, ihre Petro- 
Dollars in auf Euro lautenden Wertpapieren statt in Dollar-Papieren anzulegen. Der Anteil 
der Dollar-Papiere ist daher von 75 Prozent auf 61,5 Prozent gefallen, der Anteil der Euro- 
Papiere hat von 12 Prozent auf 20 Prozent zugelegt. 

16 Ökonomen verschiedener Schulen erwarten diese Krise und hoffen auf eine „weiche Landung“ 
des Dollar. Doch selbst eine „weiche Landung“ könnte den Wertverlust der Währung nicht 
verhindern und würde dem Dollar zunehmend die Möglichkeit der Seignorage nehmen. 

17 Ebenso wie Amerikas Militärinterventionen den Dollar stärken und so eine Gefahr für den 
Euro darstellen, ist der Euro eine Gefahr für die dauerhafte Fähigkeit der USA zu militäri- 
schen Interventionen. 

18 Bereits heute sind 45 Millionen Amerikaner nicht krankenversichert. 

19 Bushs Krieg ist damit auch ein Krieg gegen die amerikanische Arbeiterklasse. 
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die Rüstungsproduktion eine Produktion von Mehrwert, da hier Gebrauchs- 
wert unter kapitalistischen Produktionsverhältnissen transformiert wird. Da je- 
doch in dieser Industrie die organische Zusammensetzung des Kapitals sehr 
hoch und über dem Durchschnitt liegt, reduziert ihr Wachstum die durch- 
schnittliche Profitrate eher als dass es sie erhöht - besonders wenn das Wach- 
stum der Rüstungsproduktion andere Wirtschaftssektoren mit niedrigerer or- 
ganischer Zusammensetzung verdrängt. Die ökonomische Bedeutung des Rü- 
stungssektors liegt dann also weniger in der Produktions- als vielmehr in der 
Realisationssphäre. Erstens garantiert der Staat die Realisation des Warenwertes 
durch sein militärisches Bestellungswesen. Dies wirkt den Problemen bei der 
Realisation entgegen. Zweitens: Wenn Rüstungsgüter zu einem Preis exportiert 
werden, der um die Durchschnittsprofitrate schwankt, wird wesentlich mehr 
Mehrwert angeeignet als in ihnen eigentlich enthalten ist. Genau auf Grund 
dieser Aneignung (und weniger auf Grund der Produktion von Mehrwert) 
kann die Durchschnittsprofitrate im Rüstungsgüter produzierenden und ex- 
portierenden Land steigen, und die Rüstungskonzerne können gigantische 
Profite realisieren. Der zentrale Faktor ist also die Aneignung von Wert auf in- 
ternationaler Ebene per Rüstungsexport. Doch wie Tabelle 1 zeigt, erreicht der 
Gesamtexport der fünf größten EU-Waffenproduzenten bereits fast das Niveau 
des US-Exports. Für die USA bedeutet dies nicht nur eine Gefahr für ihre Mi- 
litärindustrie, sondern auch eine Gefahr für die durchschnittliche Profitabilität 
und damit für Stabilität und Nachhaltigkeit des aktuellen Ausmaßes der mili- 
tärischen Beschaffung. 

Diese Überlegungen legen die Wurzeln des amerikanischen Unilateralismus 
frei. Der derzeit gängigen Sichtweise folgend können die USA unilateral han- 
deln (wie in Afghanistan oder Irak) einerseits auf Grund ihrer militärischen 
Überlegenheit, andererseits weil gemäß der aktuellen US-Ideologie die 
Nachteile der schwerfälligen Entscheidungsfindung innerhalb der Nato nicht 
ausgeglichen werden durch Europas militärischen Beitrag. Tatsächlich jedoch 
ist der amerikanische Unilateralismus paradoxerweise ein Ausdruck amerikani- 
scher Schwäche. Er spiegelt den Niedergang ihrer Hegemonie wider und zeigt 
den auf dem Land lastenden Druck, sich auf internationaler Ebene Wert an- 
zueignen, ohne die Beute (heute Öl, morgen Wasser) mit den „Verbündeten“ 
zu teilen. Indem Washington aber diesem Druck nachgibt und unilateral han- 
delt, schwächt es die atlantische „Natur“ der Nato und treibt die „Verbünde- 
ten“ dazu, sich als militärischer Konkurrent zu positionieren.” 


20 Die Apologeten des US-Imperialismus glorifizieren den Unilateralismus. Kagan (2002) zum 
Beispiel wirft den Europäern vor, die Anwendung militärischer Gewalt als Instrument inter- 
nationaler Beziehungen abzulehnen, obwohl Gewalt in der real existierenden Weltlage not- 
wendig sei. Daher bliebe den USA nichts anderes übrig als allein zu handeln und damit den 
menschlichen Fortschritt zu befördern. Hier erübrigt sich jeder Kommentar. 
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4. Europas Beschluss zur Militarisierung 


Um dem US-Unilateralismus zu begegnen, muss Europa seine militärische Po- 
tenz erhöhen. Dabei ist die Größe der addierten nationalen Rüstungsbudgets 
nicht das Problem: „Würden die Mittel besser ausgegeben, sollten die existie- 
renden Budgets ausreichen, um all die militärischen Fähigkeiten aufzubauen 
die nötig sind, damit die EU ihre Ziele erreicht. Laut Schätzungen müsste die 
EU etwa 42 Milliarden Euro ausgeben, um die größten Lücken zu den USA 
zu schließen; verteilt man diese Summe über einen Zeitraum von zehn Jahren, 
so würde dies bedeuten: die EU-Staaten müssten die Beschaffung in ihren Rü- 
stungsbudgets lediglich um zehn Prozent erhöhen“ (Biscop 2004: 527). Das 
Problem ist vielmehr, dass Europas Militärsektor trotz Schnellen Einsatztrup- 
pen und „Battle Groups“ noch immer in nationale Armeen fragmentiert ist. 
Ihre effektive militärische Schlagkraft erreicht daher nur einen Bruchteil der 
amerikanischen, obwohl die addierten Verteidigungshaushalte die Hälfte des 
US-Rüstungsbudgets erreichen. Eine wirkliche Erhöhung der Militärausgaben 
mit dem Ziel einer echten mächtigen Europa-Armee setzt einen institutionel- 
len Rahmen voraus, der diese Fragmentierung aufhebt und die Ausgaben ra- 
tionalisiert und effektiviert.”! Dies war genau einer der Aspekte der geplanten 
neuen Europäischen Verfassung. 

In diesem Zusammenhang lehrreich ist ein Dokument von Javier Solana, dem 
Hohen Vertreter der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik, genannt 
„Mister GASP“?. Solana verfasste es 2003, kurz vor der Unterzeichnung der 
EU-Verfassung (Council of the European Union 2003). Ausgehend von der 
Überlegung, dass „Sicherheit eine Voraussetzung für Entwicklung ist“ ($. 2), dass 
also militärische Macht eine Voraussetzung für die Verteidigung und Durch- 
setzung ökonomischer Interessen ist, legt die Schrift ihr Weltbild offen: „Ener- 
gieabhängigkeit ist für Europa von besonderem Belang. Europa ist der weltgröß- 
te Importeur von Öl und Gas. Diese Importe machen etwa 50 Prozent des 
heutigen Energieverbrauchs aus. Dieser Betrag wird bis 2030 auf 70 Prozent 
steigen. Der größte Anteil der Importe kommt heute aus der Golfregion, Russ- 
land und Nordafrika“ (S. 3), das heißt aus Europas Peripherie. Es ist daher 
kein Zufall, dass laut Solana „die Lösung des arabisch-israelischen Konflikts 
für Europa eine strategische Priorität hat“ (S. 8). Die Konkurrenz um natürli- 
che Ressourcen (inklusive Wasser) wird weitere politische Turbulenzen und 
Migrationsbewegungen nach sich ziehen. „Es ist im europäischen Interesse, 
dass die Länder an unseren Grenzen gut regiert werden“ (S. 8), das heißt, dass 
Europa seine Grenzen öffnet und schließt gemäß seinen eigenen Interessen 
und nicht zum Wohle der Opfer des Imperialismus. Vor dem Hintergrund 


21 Nur aus dieser Perspektive macht ein Pooling der einzelnen nationalen Rüstungsausgaben Sinn. 
22 Am 29. Juni 2004 wurde Solana vom Rat der EU für das Amt des Europäischen Außenmini- 
sters vorgeschlagen. Dieses war im Vertrag über eine Verfassung für Europa vorgesehen. 
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neuer Gefahren wie zum Beispiel Terrorismus (damit meint Solana offensicht- 
lich nicht Europas Terrorismus), Massenvernichtungswaffen (offensichtlich 
nicht die Europas), organisierter Kriminalität (abermals offensichtlich nicht 
die Europas), dem Zusammenbruch von Staaten (jene, die von strategischem 
Interesse der EU sind) und so weiter „wird die vorderste Verteidigungslinie“ 
der EU „oftmals im Ausland liegen“ (S. 6). Kurz: Europa muss sich bereit ma- 
chen für „präventive“ Kriege und imperialistische Invasionen.” 

Wie nun berücksichtigt die Europäische Verfassung die Erreichung dieser Zie- 
le? Artikel 40.1 des Vertragsentwurfs (European Convention 2003) betont er- 
neut die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP), dessen 
operationelle Fähigkeiten auf „Missionen außerhalb der Union“ eingesetzt 
werden können. Konkrete Ziele solcher Operationen können sein: „gemein- 
same Entwaffnungsaktionen, humanitäre und Rettungsaufgaben, Konfliktprä- 
vention und Aufgaben der Friedenserhaltung, Krisenmanagement inklusive 
Friedensschaffung und die Stabilisierung nach Ende des Konflikts“ (Artikel 
210.1). Durchgeführt sollen diese Operationen der ESVP „mit Hilfe der Res- 
sourcen der Mitgliedstaaten“, also nicht mit Hilfe der Nato. Dies sanktioniert 
die operative Unabhängigkeit vom Nordatlantikpakt (Artikel 40.1). 

Die ESVP „wird zu einer gemeinsamen Verteidigung führen“ (40.2), deren ein- 
zige Pflicht gegenüber der Nato ist, mit deren Kräften „kompatibel“ zu sein. 
Die Mitgliedstaaten verpflichten sich zudem dazu, ihre Militärausgaben „pro- 
gressiv“ zu erhöhen (40.3). Artikel 40.4 sieht zudem die Einrichtung des Po- 
stens eines Außenministers vor, der für die Außenpolitik der Union verant- 
wortlich ist. Von besonderer Bedeutung ist Artikel 40.6: „Jene Mitgliedstaaten, 
deren militärische Fähigkeiten höheren Kriterien genügen und die mit anderen 
Mitgliedstaaten auf diesem Feld engere Verpflichtungen hinsichtlich der an- 
spruchsvollsten Missionen eingegangen sind, können innerhalb des EU-Rahmens 
strukturierte Kooperationen eingehen.“ Im Klartext: Die Hardcore-Imperia- 
listen unter den EU-Staaten werden frei sein, im Ausland zu intervenieren und 
die Bildung einer EU-Armee voranzutreiben, ohne von den anderen Mitglie- 
dern gehindert zu werden. Dies gilt besonders für Frankreich und Deutsch- 
land, die einander bevorzugte Partner in der Sicherheitspolitik sind (Stahl et 
al. 2004: 423). Das Europäische Parlament bleibt ohne Einfluss auf die Außen- 
und Sicherheitspolitik. Es wird lediglich „regelmäßig konsultiert bezüglich der 
wichtigsten Aspekte und grundlegenden Wahlmöglichkeiten der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik und wird informiert über den Stand ihrer 
Entwicklung“ (I-40.8). Das Demokratiedefizit wird noch größer. 


23 Man beachte die Ähnlichkeit zur US-Propaganda. Solanas Dokument beansprucht eine gleich- 
berechtigte Stellung Europas zu den USA, das heißt Europa muss in der Lage sein, seine Inter- 
essen gegen den Rest der Welt zu verteidigen - wann immer möglich gemeinsam mit den USA 
(„the West against the rest“ (Wagner 2004)), wann immer nötig aber auch gegen die USA. Der 
Begriff des „gemeinsamen Imperialismus“ übersieht diesen fundamentalen Antagonismus. 
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Artikel 40.3 schließlich sieht die Etablierung einer Furopäischen Rüstungs- 
und Forschungsagentur (European Defence Agency, EDA) vor, die am 12. Juli 
2004 gegründet wurde. Diese Agentur „wird beitragen zur Implementation“ 
der gemeinsamen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik (Artikel 5). Ihr 
Ziel ist es, „Verteidigungskapazitäten auf dem Gebiet des Krisenmanagements 
zu entwickeln, die europäische Rüstungskooperation zu fördern und zu ver- 
bessern, die Basis der europäischen Rüstungsindustrie und -technologie zu 
stärken und einen wettbewerbsfähigen europäischen Markt für Rüstungsgüter 
zu schaffen“. Zudem soll die Agentur „jene Forschung fördern, die auf Führer- 
schaft in strategischen Sicherheits- und Verteidigungs-Technologien zielt und 
dadurch Europas industrielles Potenzial auf diesem Gebiet stärken“ (Artikel 3). 
Von einer strategisch-militärischen Perspektive her ist festzuhalten, dass die 
Verfassung erstens die Mitgliedstaaten verpflichtet, ihre Militärausgaben zu 
erhöhen. Zweitens unterstützt sie die Schaffung einer europäischen Armee, die 
unabhängig einerseits von der Nato (und damit von den USA) ist, andererseits 
von anderen EU-Staaten, die der Militarisierung weniger enthusiastisch gege- 
nüberstehen. Drittens legitimiert die Verfassung die Organisation von Kriegen 
(durch Militärberater und andere unterstützende Aufgaben), das Führen von 
Kriegen und die Okkupation ausländischer Territorien durch „stabilisierende 
Operationen“.” Schließlich fördert sie durch die Europäische Rüstungsagentur 
eine autonome militär-industrielle Basis und Technologie als grundsätzliche 
Voraussetzung einer autonomen europäischen Armee, und stärkt dadurch 
gleichzeitig die Stellung Deutschlands und Frankreichs.” Kurz gesagt: Die EU- 
Verfassung schafft ein „Rahmenwerk“, innerhalb dessen die Militarisierung der 
EU „strategisch gedacht“ wird (Institute for Security Studies 2004: 28). Sie ist 
ein weiterer Schritt in Richtung zerstörerischer internationaler Konflikte. 


5. Schlussfolgerungen 


Ich möchte mit einem aufschlussreichen Vergleich schließen. Als die Europe- 
an Currency Unit Ecu 1978 geschaffen wurde, da war sie lediglich ein inner- 
europäisches Verrechnungsgeld, virtuelles Geld. Die Ecu wurde geboren im 
Schatten des US-Dollar: Die Währung jedes Mitgliedslandes erhielt einen be- 
stimmten Anteil am Ecu, gemäß seinen Dollar-Reserven und seinen in Dollar 
bewerteten Goldreserven. Ziel war es jedoch nicht nur, eine gemeinsame Wäh- 
rung zu schaffen, sondern eine starke Währung. Wäre es nur darum gegangen, 


24 Dies schließt übrigens den Einsatz von Atomwaffen nicht aus. Wie der EU-Think-Tank für 
militärische Fragen, dass Institute for Security Studies, schreibt: „In Fällen, in denen der 
Gegner über Massenvernichtungspotenzial verfügt, hat der Konflikt per definitionem eine 
Massenvernichtungs-Dimension“. (Institute for Security Studies 2004: 69) 

25 Zum Verhältnis von Bundeswehr und EU-Militarisierung siehe Henke (2004). In diesem Zusammen- 
hang bemerkenswert ist zudem, dass die Bundeswehr zwischen 2006 und 2010 radikal umgestal- 
tet werden soll und dass Deutschland das größte Kontingent der Rapid Reaction Force stellt. 
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eine gemeinsame Verrechnungseinheit für grenzüberschreitende Transaktionen 
zwischen Zentralbanken zu kreieren, hätte es die Ecu nicht gebraucht, denn 
dies war bereits die Funktion des Dollar. Ziel war vielmehr die Schaffung einer 
gemeinsamen, starken europäischen Währung, wenn auch zu Beginn nur einer 
virtuellen. Ihr Wert wurde im Wesentlichen durch das Verhältnis zwischen der 
(starken) D-Mark und der US-Devise bestimmt und weniger durch das Ver- 
hältnis der anderen (schwächeren) Währungen zum Dollar”, weswegen die 
Ecu auch mehr zur Auf als zur Abwertung neigte. Ihre Stärke erbte später der 
Euro, der sie im Verhältnis eins zu eins ersetzte. Die Ersetzung des Ecu durch 
den Euro, der Aufstieg des Euro zum Rivalen des Dollar und damit zu einer 
realen Gefahr für die Seignorage der USA dauerte ein Vierteljahrhundert. Vor 
dem Hintergrund der Übermacht des Dollar war dies zur Geburt der Ecu im 
Jahr 1978 nur eine sehr vage Möglichkeit - aber immerhin eine Möglichkeit. 

Das Projekt der Europäischen Armee stellt sich heute ähnlich dar. Verglichen 
mit der amerikanischen Potenz ist auch sie eher eine virtuelle Streitmacht. 
Aber auch sie wächst in Richtung einer realen Bedrohung für die militärische 
Übermacht der USA. Denn zum einen schafft der amerikanische Unilateralis- 
mus immer neue Konflikte, schwächt die Nato und fördert damit den 
Wunsch der EU, sich zu militarisieren. Zum anderen wird die Fähigkeit der 
USA zur nachhaltigen Finanzierung ihres Militärbudgets zunehmend in Frage 
gestellt, und auch der EU-Skeptizismus Großbritanniens wird sich abschwä- 
chen. Es ist also nur eine Frage der Zeit, bis Europa sich selbst mit einem 
machtvollen militärischen Arm ausstatten wird, der in der Lage ist, seine In- 
teressen durchzusetzen und zu verteidigen, im Bedarfsfall auch gegen die USA. 
Zu diesem Zweck ist die EU allerdings nicht gezwungen, die US-Militärmacht 
zu kopieren und mit ihr gleichzuziehen. Sie muss „nur“ eine Abschreckungs- 
macht aufbauen. Und das tut sie. Wer also angesichts der überlegenen US- 
Militärmacht lediglich den amerikanischen Super-Imperialismus kritisiert, der 
ignoriert nicht nur die nicht-militärischen Aspekte des imperialistischen 
Kampfes (also die bestimmenden Aspekte, nämlich die finanziellen und öko- 
nomischen), sondern ignoriert auch das veränderte und sich verändernde mili- 
tärische Verhältnis zwischen den beiden Blöcken. Entgegen den Illusionen vie- 
ler europäischer Linker wird eine der europäischen Wirtschaftsmacht adäquate 
EU-Armee nicht den Frieden gegen Amerikas Imperialismus verteidigen. Im 
Gegenteil, mit ihr entsteht eine weitere Bedrohung für den Frieden auf der 
Welt. Statt einer friedlichen Balance der Mächte ist Multilateralismus die 
Doktrin der aufstrebenden, aber noch relativ schwachen Blöcke.” Es gibt je- 


26 Gleichzeitig wurde die Ecu mehr gemäß den Interessen Deutschlands konzipiert als den Interes- 
sen der anderen europäischen Länder. Detaillierter ist dies beschrieben in: Carchedi (2001). 

27 Daher auch die wohlwollende Haltung Russlands zur ESVP, von der es sich ein Gegenge- 
wicht zum Nato-Zentrismus in Europa verspricht. Die Militärkooperation bleibt jedoch 
noch stark begrenzt (Forsberg 2004: 254). 
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doch keinen Grund zur Annahme, dass eine multipolare imperialistische 
Weltordnung ein friedlicherer Ort für die Menschen sein wird als eine Welt, 
die von nur einer militärischen Supermacht dominiert wird. 

Aus dem Englischen übersetzt von Stephan Kaufmann 
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Joachim Becker 


Transformation, soziale Unsicherheit und der 
Aufstieg der Nationalkonservativen 
Kontrastfälle aus Zentralosteuropa 


Nach den letzten Wahlen hielten nationalkonservative, teils auch rechtsextre- 
me Parteien Einzug in die Regierungen Polens und der Slowakei. Die gegen- 
wärtige polnische Regierung lässt sich insgesamt als nationalkonservativ be- 
zeichnen. Zentrale Kennzeichen des aktuellen Nationalkonservatismus sind die 
Verbindung liberaler wirtschaftspolitischer Vorstellungen mit der Betonung 
von Nation und patriarchaler Familie als hierarchisch aufgefassten Solidarge- 
meinschaften. In der Slowakei bezeichnet sich die Hauptregierungspartei, 
Smer, zwar als sozialdemokratisch, doch ist sie ein Bündnis mit der zwischen 
Nationalkonservatismus und Nationalliberaliismus schwankenden HZDS 
(Hnutie za demokraticke Slovensko) und der rechtsextremen SNS (Slovenskä 
närodnä strana) eingegangen und hat in ihren Law and Order-Vorstellungen 
durchaus Affinitäten zu ihren Regierungspartnern. 

Die Regierungswechsel zeigen die abnehmende Bindungskraft des liberalen 
Lagers an. Dieses sucht vor allem die aktive Unterstützung der Mittelklasse 
(Holubec 2006: 18). Eine gewisse Bindung der subalternen Klassen an das li- 
berale Modell schaffen Konsumversprechen. Die aktive politische Unterstüt- 
zung dieser Klassen wird aber nicht gesucht. Eher geht es darum, sie in die Re- 
signation zu drängen. Die hohe Arbeitslosigkeit und die Kommerzialisierung 
der Sozialversicherung wirken über die Schaffung von Unsicherheit disziplinie- 
rend. Doch macht die Unsicherheit nicht Halt bei den subalternen Klassen, 
sie betrifft auch große Teile der Mittelklasse. In einem Aufsatzwettbwerb zum 
Großstadtleben der polnischen Zeitschrift Krytyka polityczna für StudentIn- 
nen und junge HochschulabsolventInnen, die aus der Provinz nach Warschau 
gezogen waren, wurde das Unbehagen über die gesellschaftliche Unsicherheit 
sehr deutlich. „Es liegt ihnen vor allem an Sicherheit und ruhigem Leben“, re- 
sümiert Adam Leszczyhski (2005: 77) den Tenor der Beiträge. Mittelklasseäng- 
ste vor Unsicherheit griffen die nationalkonservativen Parteien und Smer im 
Wahlkampf auf (MaruSiak 2006). Die polnische Prawo ı Sprawiedliwosc (PiS) 
- auf Deutsch Recht und Gerechtigkeit - führte das „solidarische“ gegen das 
„liberale“ Polen ins Feld. Das Versprechen von Sicherheit - gegen die Unord- 
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nung der Transformationsperiode, gegen die Korruption, gegen die drohende 
Auflösung der „traditionellen“ Familien, gegen die Bedrohung durch Minder- 
heiten - war der Hauptwahlkampfschlager des nationalkonservativen Lagers 
und - mit Einschränkungen - auch von Smer. Die Arbeiterschaft und die 
marginalisierten Bevölkerungsgruppen spielten im Wahlkampf kaum eine Rol- 
le - es sei denn als Schreckgespenst der Unordnung, wie im Fall der Roma in 
der Slowakei. „Linke“ Themen wie soziale Gerechtigkeit wurden von der Rech- 
ten besetzt. 

Allerdings gilt das nicht für das gesamte Zentralosteuropa. Der tschechische 
Fall stellt sich anders dar. In den Wahlen kam es zu einem Patt zwischen 
rechten und linken Parteien (Sozialdemokratie und KommunistInnen). Natio- 
nalkonservative Kräfte spielen dort keine nennenswerte Rolle. Soziale Un- 
gleichheit und Unsicherheit sind weit geringer ausgeprägt. 

Der vorliegende Beitrag will der Frage nachgehen, wie diese Unterschiede im 
Hinblick auf die aktuelle politische und gesellschaftliche Konstellation in Po- 
len und der Slowakei einerseits und der Tschechischen Republik andererseits 
zu erklären sind. Warum im polnischen und slowakischen Fall nationalkonser- 
vative Kräfte das Erbe der explizit liberalen Kräfte antreten, während in der 
Tschechischen Republik die Linke mit den explizit liberalen Kräften konkurriert. 
Zur Beantwortung dieser Frage sind einerseits die Transformationsstrategien in 
diesen Ländern und das von ihnen produzierte Maß an Ungleichheit und Unsi- 
cherheit und andererseits die Rolle sich als progressiv verstehender politischer 
Kräfte in dem Transformationsprozess zu untersuchen. 


1. Erste Phase der Transformation: 
abhängiger versus nationaler Kapitalismus 


Polen 


Abhängig von der Art der internationalen Einbindung und der inneren Kräf- 
tekonstellation bildeten sich in der ersten Phase der Transformation (bis ca. 
1997/98) unterschiedliche Entwicklungsmodelle heraus. Das polnische Modell 
lässt sich in Anlehnung an Cardoso und Faletto (1976) als Form abhängiger 
Entwicklung bezeichnen. Es setzte von Beginn auf Auslandskapital als die zen- 
trale Kraft der Akkumulation, wenngleich mit einer Abschwächung dieser 
Tendenz in den Jahren 1993-1997 (Bohle 2002: 150ff.). Auch Elemente einer 
strukturellen Heterogenität lassen sich ın Polen erkennen, wenngleich nicht so 
ausgeprägt wie in Lateinamerika in den 1960er Jahren. In der Tschechoslowa- 
kei - und später in der Tschechischen Republik und der Slowakei - wurde 
hingegen versucht, ein „nationales“ Kapital zu etablieren (Mertlik 1999, Poläk 
2004). Die Entwicklung war auch hier außenorientiert, aber mit einem Kern 
inländischen Kapitals. Ziel war es, eine „innere Bourgeoisie“* im Sinne Pou- 
lantzas (1977: 37ff.) zu schaffen. 
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Die polnische Entwicklung wurde ungleich stärker von außen konditioniert 
als die tschechoslowakische. Infolge der staatssozialistischen Verschuldungspo- 
litik der Gierek-Ara in den 70er Jahren war Polen zu Beginn der 90er Jahre 
hoch im Ausland verschuldet. Dies ermöglichte dem Internationalen Wäh- 
rungsfonds und den westlichen Gläubigern einen direkten Einfluss auf die 
Transformationspolitik zu nehmen (Bohle 2002: 117ff.). Gleichzeitig hatte die 
neue liberale Regierungsgarnitur einen großen Vertrauensvorschuss. Sie rekru- 
tierte sich zu einem erheblichen Teil aus früheren Solidarnosc-Beratern. Diese 
hatten sich - mit einigen Ausnahmen wie Bugaj, Modzelewski oder Kowalik - 
entsprechend der veränderten internationalen Konjunktur von ihren früher 
auch wirtschaftlich eher linken Anschauungen ab- und liberalen Positionen 
zugewandt (Skörzynski 2005: 129ff., 241ff., Ost 2005: 55ff.). Den liberalen Po- 
litikerInnen gelang es, die Solidarnosc-Gewerkschaften auf ihre wirtschaftspoli- 
tische Linie zu verpflichten. Angesichts der großen sozialen Härten, welche 
die extrem restriktive Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik mit sich brachte, beruhig- 
te Solidarnose unzufriedene Belegschaften. Sie suchte die Unzufriedenheit auf 
„rote Bosse“ abzulenken. Fines ihrer zentralen Anliegen war, Privatisierungen 
zugunsten der früheren Nomenklatura und der bisherigen Manager zu verhin- 
dern. Das gelang ihr zumindest teilweise (Ost 2005: Kap. 3). Nicht die liberale 
Wirtschafts- und Sozialpolitik war im Lager der Post-Solidarnosc-Parteien um- 
stritten, sondern der ursprüngliche Kompromiss mit der damaligen Staatspar- 
tei Polska Zjedonoczona Partia Robotniczna (PZPR) am Runden Tisch und 
das Verhältnis zur aus der PZPR hervorgehenden SLD (Sojusz Lewicy Demo- 
kratycznej). Der eher nationalkonservative Teil der Post-Solidarnosc-Lagers 
stand dem Kompromiss mit der angeblich vaterlandsfeindlichen PZPR zumin- 
dest skeptisch gegenüber (Ost 2005: 106ff., Spiewak 2005: 32, Krasnodebski 
2005: 232ff.). Die nationalkonservativen Kräfte hatten die vergleichsweise en- 
geren Verbindungen zu den Solidarnosc-Gewerkschaften. Die liberalen Intel- 
lektuellen, die in den 80er Jahren Solidarnosc beraten hatten, sahen hingegen 
in unzufriedenen Arbeitern und plebejischen Massen eine potentielle gesell- 
schaftliche Bedrohung ihrer radikal-liberalen Transformationspolitik und in 
den nationalen Kräften eine politisch-ideologische Gefahr für ihr EU- 
orientiertes Staatsprojekt (Michnik 2005: 238ff., Spiewak 2005: 50, 65, Kras- 
nodebski 2005: 61). 

Angesichts der Feindseligkeit des Post-Solidarnosc-Lagers wandte sich ein Teil 
des Managements aus staatssozialistischen Tagen der postkommunistischen 
SLD zu, die sich einen sozialdemokratischen Zuschnitt zu geben versuchte. 
Die SLD versuchte den Spagat zwischen den Anliegen der ehemals „roten“ 
Manager und der Schaffung bzw. Bewahrung einer sozialen Basis unter den 
Lohnabhängigen. Einen ähnlichen Spagat machten die meisten transformier- 
ten Staatsparteien (Hlousek/Kropecek 2002). Dies implizierte eine sozial- und 
wirtschaftspolitische Ambivalenz. In ihrer Kritik am Transformationskurs wa- 
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ren die postkommunistischen Parteien außerdem auch deswegen zurückhal- 
tend, weil sie Akzeptanz bei den politisch maßgeblichen Kräften in Westeuro- 
pa und den USA, welche die liberale Transformationspolitik - wenn auch mit 
unterschiedlichen Nuancierungen - guthießen, gewinnen wollten (Kylousek 
2005: 220f.). Trotz ihrer Ambivalenz und der Last ihrer Vergangenheit konnte 
die SLD aus der Unzufriedenheit mit den Post-Solidarnosc-Parteien und vor 
allem deren Zersplitterung soweit Nutzen ziehen, dass sie 1993 mit einem 
Wahlergebnis von 20,4% zusammen mit der bäuerlichen PSL (Polskie Stron- 
nictwo Ludowe) die Regierung bilden konnte. In dieser ersten Amtszeit gelang 
der SLD der Spagat zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Kräften 
noch recht gut. Die ehemals „roten Manager“ wurden durch eine Politik be- 
dient, welche auf den Aufbau einer einheimischen Bourgeoisie speziell um die 
staatlichen Banken herum zielte (Bohle 2002: 150ff.). In dieser Hinsicht 
schwächte die SLD-geführte Regierung die einseitige Orientierung auf das Aus- 
landskapital ab. Den Lohnabhängigen kam sie durch eine gewerkschafts- 
freundlichere Politik entgegen, um ihre Legitimität in der Bevölkerung zu 
stärken (Ost 2005: 78ff.). Man könnte die Regierungspraxis der SLD in den 
Jahren 1993-97 als sozialliberal kennzeichnen. Gegen Ende der Amtszeit wurde 
die liberale Akzentuierung deutlicher. Bereits die SLD-Regierung leitete die 
Kommerzialisierung der Alterssicherung ein (Rymsza 2002: 254). 


Tschechische Republik und Slowakei 


In der Tschechoslowakei war die äußere und innere politische Konstellation 
spiegelverkehrt. Die CSSR hatte sich nicht im Ausland hoch verschuldet, von 
daher spielten westliche Finanzinstitutionen in der Transformation zunächst 
keine maßgebliche Rolle. Hingegen war die soziale Verankerung der neuen po- 
litischen Kräfte schwächer. Hier hatte es keine der Solidarnosc vergleichbare 
regimekritische Volksbewegung gegeben. Die DissidentInnen waren kleine, 
eher isolierte Gruppen gewesen. In den tschechischen Landesteilen hatten sie 
ein breites politisches Spektrum abgedeckt, in der Slowakei rekrutierten sie 
sich weitgehend aus dem politischen Katholizismus (Blazek 2005). Nur sehr 
wenigen DissidentInnen gelang es, sich dauerhaft politisch - meist im libera- 
len Lager - zu etablieren. Aber auch die reformsozialistischen ProtagonistIn- 
nen des „Prager Frühlings“ kamen nicht wirklich zum Zuge (Mechyr 1999: 7). 
Vielfach rekrutierte sich das neue politische Führungspersonal aus jenen, die 
sich mit den Verhältnissen der „Normalisierung“ nach 1969 arrangiert hatten. 
Sie erklärten nun, sie hätten schon 1968/69 verstanden, dass der Sozialismus 
nicht reformierbar sei und sich daher auch nicht weiter für Reformen engagiert. 

Aus den breiten Bündnissen nach dem Umsturz kristallisierten sich Anfang 
der Mer Jahre die Obcanskä demokratickä strana (ODS) im tschechischen 
Landesteil und die HZDS in der Slowakei als die dominanten Parteien heraus. 
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Die ODS gab sich eher nationalliberal, die HZDS eher nationalkonservativ. 
Beiden ging es um den Aufbau eines nationalen Kapitals. Beide Parteien führ- 
ten letztlich die Spaltung der Tschechoslowakei herbei (Srb/Vesely 2004). Die- 
se erfolgte vor dem Hintergrund einer wirtschaftlich und sozial auseinander- 
laufenden Entwicklung. Die liberale Politik der Prager Regierung zeitigte in 
der Slowakei wirtschaftlich und sozial deutlich größere Härten als im tsche- 
chischen Landesteil (Dedek et al. 1997). Dies verstärkte autonomistische Be- 
strebungen in der Slowakei. Im tschechischen Landesteil wurde die Slowakei 
zum Teil als wirtschaftliche Last empfunden. Sowohl die ODS als auch die 
HZDS waren am unmittelbaren Zugriff auf den Prozess der ursprünglichen 
Akkumulation interessiert. Nach der Trennung verfolgten sie, wenn auch auf 
unterschiedlichen Wegen, das Ziel der Stärkung eines nationalen Kapitals. In 
der Slowakei verkauften die HZDS-geführten Regierungen Unternehmen direkt 
und günstig an Parteifreunde, während in der Tschechischen Republik die 
immer noch staatlichen Banken das nationale Kapital fördern sollten (Ziak 
1998: Kap. 3, Mertlik 1999: 205ff.). In beiden Ländern suchten die rechtsori- 
entierten Regierungen einen eher breiten, materiell abgestützten sozialen Kon- 
sens (Machonin et al. 1996). Die sozialen Folgen der liberalen Transformation 
wurden in der Tschechischen Republik durch eine Vollbeschäftigungspolitik, 
in der Slowakei durch billige Dienstleistungen und in beiden Fällen durch 
Maßnahmen der Sozialpolitik abgefedert. Auch politisch gab es Formen der 
sozialen Konzertierung. 

Die sich progressiv verstehenden Parteien standen in beiden Ländern zunächst 
am Rande. Allerdings verlief die Entwicklung der politischen Linken in beiden 
Ländern sehr unterschiedlich. In der Slowakei, in der die Normalisierung nach 
1969 etwas weniger drastisch als in den tschechischen Landesteilen durchge- 
setzt worden war, transformierte sich die vormalige Staatspartei KSS (Komuni- 
stickä strana Slovenska) ähnlich wie die polnische PZPR in eine sozialliberale 
Formation, die SDL (Strana demokratickej l!’avice). Sie war allerdings weniger 
eng mit den Managern der staatlichen Betriebe verbunden, die sich eher auf 
die HZDS orientierten (Ziak 1998: 186). Außerdem ließ ihr die HZDS durch 
die soziale Abfederung ihrer Politik weit geringeren Spielraum als die Post- 
Solidarnosc-Parteien der SLD in Polen (Poläk 2004: 73£.). Neben der SDL 
wurde die KSS aus dem harten Kern der Normalisierungskader neugegründet. 
Sie war jedoch im ersten Jahrzehnt der slowakischen Unabhängigkeit bedeu- 
tungslos. Die Kommunistische Partei des tschechischen Landesteiles wurde 
hingegen nicht umgegründet. Zwar gab es auch hier reformistische Bestrebun- 
gen, doch blieb die Partei weit stärker in orthodoxen Begrifflichkeiten verhaf- 
tet. Die Parteibasis setzte durch, dass das K für kommunistisch im Parteina- 
men erhalten blieb (Fiala et al. 1999: 106ff., Mare$ 2005: 131f.). Politisch ver- 
band die KSCM (Komunistickä strana Cech a Moravy) soziale Positionen mit 
einer eher nationalistischen Politik der Abgrenzung gegenüber der BRD und 
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der EU. Einen Teil der mit der Transformation Unzufriedenen vermochte die 
KSCM an sich zu binden. Sie wurde vor allem von Personen mittleren Alters 
mit Hauptschulabschluss oder mittlerer Bildung und unterdurchschnittlichem 
Einkommen gewählt (Fiala et al. 1999: 189) - mit diesem eher eindeutigen 
Klassenprofil unterschied sich die KSCM sowohl von der slowakischen SDL 
wie auch der polnischen SLD. Neben der KSCM wurde 1989 die CSSD 
(Ceskä strana sociäln demokratickä) aus der sozialdemokratischen Tradition 
der Zwischenkriegszeit heraus wieder gegründet. Ein Teil ihrer Gründungsmit- 
glieder kam aus Dissidentenkreisen, zu ihnen stießen reformsozialistische An- 
hänger des Prager Frühlings, die nach 1968 aus der Kommunistischen Partei 
ausgeschlossen worden waren (Mares 2002: 132). Im Gegensatz zu den sozial- 
liberal transformierten Staatsparteien konnte die CSSD nicht auf einen einge- 
spielten Parteiapparat zurückgreifen. Sie schaffte 1992 nur mit Mühe den Ein- 
zug ins Parlament. In den nächsten vier Jahren vermochte sie sich jedoch ge- 
gen die orthodox ausgerichtete KSCM als zweite linke Kraft zu profilieren. 
Einige prominente AnhängerInnen des eher reformistischen KSCM-Flügels 
traten zur Sozialdemokratie über. Allerdings konnte sich auch die KSCM, die 
sich auf eine starke Verankerung in den tschechisch-mährischen Ländern stüt- 
zen kann (Rupnik 2002), konsolidieren. Damit ist die Tschechische Republik 
das einzige osteuropäische Land, in dem zwei linke Parteien miteinander kon- 
kurrieren. Dies sollte der liberalen Transformation der tschechischen Sozial- 
demokratie Grenzen setzen. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass in der ersten Phase der Transfor- 
mation signifikante Unterschiede in der Transformationsstrategie und den 
Handlungsmöglichkeiten der sich als progressiv verstehenden Parteien festzu- 
stellen sind. In Polen erfolgte im Kontext eines starken Einflusses internatio- 
naler Finanzinstitutionen und einer Regierung mit hoher Legitimität eine radi- 
kale Strategie wirtschaftlicher Transformation. Deren sozialen Folgen, aber 
auch die starke Zersplitterung der Rechtsparteien ermöglichten der postkom- 
munistischen SLD schon 1993 eine dominante Regierungsbeteiligung, welche 
eine leichte Verschiebung der wirtschafts- und sozialpolitischen Akzente nach 
sich zog. In der Tschechoslowakei und ihren Nachfolgestaaten waren hingegen 
die äußeren Handlungsspielräume deutlich größer, die soziale Verankerung der 
Träger der neuen Regierung hingegen schwächer als in Polen. Hier setzten die 
Rechtsparteien auf den Aufbau einer nationalen Bourgeoisie und suchten ei- 
nen sozialen Konsens für ihre Transformationspolitik. Dies ließ den sich pro- 
gressiv verstehenden Parteien zunächst nur geringe Spielräume. Das gilt spezi- 
ell für die Slowakei mit ihrer eher schwachen sozialdemokratischen Tradition, 
wo die HZDS ärmere Bevölkerungsgruppen recht eng an sich binden konnte. 
In der Tschechischen Republik etablierten sich hingegen zwei Linksparteien, 
die in Konkurrenz zu einander traten, was ein ausgeprägteres linkes Profil die- 
ser Parteien nach sich zog. 
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2. Zweite Phase der Transformation: 
Euro-Liberalismus und abhängige Entwicklung 


Eine erste Annäherung der osteuropäischen Staaten an die EU erfolgte bereits 
Anfang der 90er Jahre. Bei der Aushandlung von Abkommen mit der EU 
mussten osteuropäische Regierungen die Erfahrung machen, dass die EU in 
den Handelsabkommen eine asymmetrische Öffnung zu ihren Gunsten durch- 
setzte. Daraufhin orientierten sie sich zunehmend auf eine Vollmitgliedschaft 
in der EU (Vachudova 2005: 85ff.). In der EU gab es im Hinblick auf eine 
Osterweiterung zunächst erhebliche Vorbehalte. Mit der Zeit setzten sich je- 
doch die Parteigänger einer Integration der osteuropäischen Länder durch. Die 
Aufnahme von Beitrittsverhandlungen gab der EU starke Hebel in die Hand, 
um eine weitere Gestaltung der Transformation in ihrem Sinne durchzusetzen 
(ibid.: Kap. 7). Vorrangiges Ziel der EU-Kommission war die rückhaltlose Öff 
nung Osteuropas für westeuropäisches Kapital. Auch auf die institutionelle 
Ausgestaltung künftiger Regulierungen nahm sie maßgeblichen Einfluss. Im 
Gegensatz zur Süderweiterung in den 80er Jahren waren großzügige Über- 
gangsregelungen, die eine Anpassung an den Acquis Communitaire erleichtern 
würden, nicht vorgesehen. Damit wurden die osteuropäischen Staaten auf ei- 
nen Weg abhängiger Entwicklung gedrängt, bei welcher das transnationale - 
speziell westeuropäische - Kapital der Motor sein sollte (Becker 2004: 9ff.). Es 
gab relevante wirtschaftliche und politische Kräfte in Osteuropa, die sich auf 
eine solche Lösung einlassen wollten; primär war dies eine entstehende abhän- 
gige Bourgeoisie. In ihrer Orientierung auf eine Westintegration konnte sie je- 
doch auf die Unterstützung relativ breiter Bevölkerungskreise bauen, die mit 
der EU ein Prosperitätsversprechen verbanden. Die Unterstützung der EU gab 
ihnen außerdem innenpolitisch Schützenhilfe gegen diejenigen, die eine na- 
tionale Bourgeoisie schaffen wollten. 

In eine ähnliche Richtung wie die EU wirkten internationale Organisationen 
wie die Weltbank oder die OECD. Sie bearbeiteten auch Felder, in denen die 
EU nicht sehr stark initiativ wurde, wie die Kommerzialisierung der Sozialpo- 
litik. Zunehmende Bedeutung gewannen zudem liberale Think-Tanks. Da die 
Sozialstruktur und die politischen Strategien in Osteuropa ziemlich im Fluss 
waren und zum Zeitpunkt der Systemwende oftmals keine ausgearbeiteten 
strategischen Konzepte vorlagen, konnten kleine, strategisch agierende Grup- 
pen einen maßgeblichen politischen Einfluss gewinnen. In bestimmten Kon- 
stellationen waren dies NGOs, die sowohl auf die veröffentlichte Meinung als 
auch auf die staatliche Politik Einfluss nehmen konnten. Sie wurden meist aus 
ausländischen Quellen (US-Stiftungen, bundesdeutschen Parteistiftungen, der 
EU) gespeist. Der westliche Einfluss war nicht auf die Finanzierung be- 
schränkt. So konstatiert der tschechische Analytiker Jiri Schneider (2003: 43): 
„Die bestehenden Think-Tanks in Osteuropa sind eher Instrumente zur insti- 
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tutionellen Unterstützung der Übertragung öffentlicher Politiken (policy trans- 
fer) und des sich entwickelnden Regierungssystems als autonome Elemente 
verschiedener Phasen des Politikzyklus. Krastev spricht daher wörtlich von 
Imitierung (politics of imitation).“ Die Vorbilder waren und sind liberal, 
wenngleich mit unterschiedlichen Schattierungen. Während US-Stiftungen die 
angelsächsische Variante des Kapitals propagierten, befürworteten bundesdeut- 
sche Stiftungen eher einen wettbewerbsorientierten Neo-Korporatismus, wobei 
die US-Variante häufig dominierte. Besonders stark war der Einfluss US- 
finanzierter, liberaler Think-Tanks nach 1998 in der Slowakei. Außenfinanzierte 
NGOs spielten eine wichtige Rolle bei der Mobilisierung gegen die HZDS 
Vladimir Meciars. Nach dem Regierungswechsel rückten VertreterlInnen der 
Think-Tanks direkt in höchste Regierungsämter auf (Schneider 2003: 68). 
Auch hier gilt, dass die Think-Tanks nicht nur im Interesse des Auslandskapi- 
tals, sondern ebenso einheimischer Kapitalgruppen wirkten. So schalteten sich 
mit den neuen liberalen Regierungsparteien liierte slowakische Finanzgruppen 
(vor allem Penta und J&T) in den von den Think-Tanks propagierten und 
vorbereiteten Privatisierungsprozess ein. Bei großen Infrastrukturprojekten boten 
sie im Konsortium mit ausländischen Interessenten, bei der Kommerzialisie- 
rung des Gesundheitswesen eigneten sie sich eigenständig dessen Filetstücke an. 
In der Tschechischen Republik und der Slowakei gewann die äußere ökono- 
mische Beschränkung 1997/98 an Bedeutung. Das Leistungsbilanzdefizit stieg 
in Folge der Außenöffnung und tendenziell überbewerteter Wechselkurse stark 
an - in der Slowakei auf um die 10% des BIP zwischen 1996 und 1998, auf 
gut 7% des BIP in der Tschechischen Republik 1996/97 (Morvay et al. 2005: 
Abb. 1.11). In der Tschechischen Republik wackelte in dieser Zeit auch der 
Finanzsektor, so dass es zu einer kleineren Finanzkrise kam. Danach konnten 
die Banken nicht mehr als Zentrum einer Strategie zur Förderung des nationa- 
len Kapitals dienen. In der Slowakei erfolgte eine Abwertung und eine restrik- 
tive Wirtschaftspolitik noch vor einer offenen Wechselkurskrise. In beiden Fäl- 
len war jedoch das hohe Leistungsbilanzdefizit die offene Flanke bei der na- 
tionalkapitalistischen Strategie. 

Alle diese Faktoren engten die Spielräume für eine relativ eigenständige Trans- 
formationsstrategie ein. Tatsächlich kann man in allen drei Ländern ab 1998 
ein Umschwenken auf eine Transformations- und Wachstumsstrategie feststel- 
len, welche im Auslandskapital den Wachstumsmotor sah. Allerdings gab es 
im Detail durchaus relevante Unterschiede und Nuancierungen. Diese hingen 
von den jeweiligen Kräfteverhältnissen und politischen Strategien ab. 


Polen 


Die polnische Rechte zog aus ihrer Wahlniederlage im Jahr 1993 Konsequen- 
zen und trat 1997 - nicht zuletzt auf Initiative der Solidarnosc-Gewerkschaf- 
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ten - als ein breites Bündnis, genannt Akcja Wyborza Solidarnosc (AWS), an. 
Gemeinsam mit der liberalen Unia Wolnosci (UW), der intellektuell dominan- 
ten Kraft der ersten Transformationsjahre, bildete sie 1997 die Regierung. De- 
ren Regierungszeit „war“, so Kosmicki (2006: 36, vgl. auch Bohle 2002: 
Kap. 7), „durch die Übergabe der wichtigsten Gruppen und Unternehmen des 
polnischen Staatskapitalismus in private, meist ausländische Hände gekenn- 
zeichnet.“ Der Privatisierungsplan umfasste 1.800 Unternehmen mit etwa 35% 
der Beschäftigten (Kosmicki 2006: 37). Bestehende staatliche Infrastrukturmo- 
nopole wurden zerlegt und verkauft. Ermutigt von Weltbank und OECD trieb 
die Regierung auch die Privatisierung und Kommerzialisierung der Rentenver- 
sicherung voran, die privaten Finanzgruppen ein neues Betätigungsfeld eröff- 
nete (Rymsza 2002). Besonders negativ wurde in der Bevölkerung die Um- 
strukturierung des Gesundheitswesens aufgenommen. Außenpolitisch genossen 
NATO- und EU-Beitritt höchste Priorität. Wenngleich AWS und UW mit den 
liberalen Transformationsvorstellungen der EU-Kommission grundsätzlich 
konform gingen, so gab es bei der AWS doch Skepsis ın Bezug auf die supra- 
nationalen Elemente des europäischen Integrationsprozesses und den Verlust 
an Souveränität (Madera 2003). Insofern war die Haltung der AWS zu euro- 
päischen Integrationsprozess nicht frei von Ambivalenzen. 

Die liberalen Gegenreformen erwiesen sich nicht als populär. Angesichts ab- 
nehmenden Rückhalts in der Bevölkerung zeichneten sich im Regierungslager 
Auflösungserscheinungen ab. Bei den Wahlen im Jahr 2001 schafften die UW 
und der Restbestand der AWS nicht mehr den Sprung ins Parlament. Hinge- 
gen gelangten Abspaltungen aus diesen Gruppierungen, die nationalliberalen 
Platforma Obywatelska (PO) und die eher nationalkonservative Prawo i Spra- 
wiedliwose (PiS) ins Parlament. Schutz vor Unsicherheit versprach auch die 
ultrakatholische und nationalistische Liga Polskich Rodzin (LPR). Einerseits 
trat die LPR äußerst aggressiv für den Schutz der „traditionellen“, d.h. patriar- 
chalischen, Familie ein und gewann dabei überdurchschnittlich viele Stimmen 
von Frauen (2001 ein Stimmenanteil von 8,5% bei den Frauen und nur 4,7% 
bei den Männern, Raciborski 2003: 227, Tab. 6), andererseits vertrat die LPR 
eine nationalistische und etatistische Wirtschaftspolitik zum Nutzen des klei- 
nen und mittleren Kapitals (Dancak 2002: 302, Raciborski 2003: 217). Sie ge- 
wann vor allem in kleineren Städten Stimmen. Daneben schaffte auch die Sa- 
moobrana, die aus der bäuerlichen Protestbewegung hervorgegangen war, 2001 
den Sprung ins Parlament. Sie trat für eine stärkere Unterstützung der polni- 
schen Landwirtschaft, allgemein eine aktivere staatliche Wirtschaftspolitik und 
eine stärkere soziale Absicherung ein (Raciborski 2003: 219f.). Sie wurde eher 
von den etablierteren denn von den marginalisierten Bauern als wirksame In- 
teressenvertretung wahrgenommen (Gorlach 2004: 70f.). Die Wahlen gewann 
2001 jedoch die SLD (in einer Koalition mit der kleinen Unia Pracy) mit 41% 
der Stimmen. 
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Die Erwartung der SLD-WählerInnen dürfte eine gemäßigt liberale Regie- 
rungspolitik wie in den Jahren 1993-97 gewesen sein. Diese Erwartung sollte 
sich so nicht erfüllen. Die Durchdringung durch äußeres Kapital und der 
Druck der EU waren deutlich stärker, der Zwang, Legitimität in der Bevölke- 
rung aufzubauen, schien der SLD-Führung geringer als 1993. Sie setzte daher 
die Wirtschafts- und Sozialpolitik ihrer Vorgängerregierung praktisch unverän- 
dert fort (Kosmicki 2006: 38). Auch in der Außenpolitik war die Kontinuität 
vorherrschend. Die SLD-UP/PSL-Regierung gehörte im Irak-Krieg zu den eng- 
sten Verbündeten der US-Regierung und sie vollzog den EU-Beitritt. In der 
Debatte um den EU-Verfassungsvertrag übernahm sie die Lesart der national- 
liberalen Kräfte. Diese wurde auf die Kurzformel „Nizza oder Tod“ gebracht. 
Die polnische Regierung versuchte - letztlich erfolglos - die Stimmengewichte 
des Nizza-Vertrages zu erhalten. Darüber hinaus ging es den Regierungen an 
der EU-Peripherie, als deren Sprachrohr die polnische Regierung auftrat, aber 
auch um die Bewahrung nationalstaatlicher Spielräume in der Fiskal- und So- 
zialpolitik, um über die Absenkung von Standards bei der Konkurrenz um 
ausländisches Kapital und in der Preiskonkurrenz besser mithalten zu können. 
In dieser Hinsicht waren sie erfolgreich (Gazeta Wyborcza 21.6.2004: 1, 5). 
Eine solche Haltung stand in voller Übereinstimmung mit der Strategie ab- 
hängiger Entwicklung. 

Trotz zeitweilig hoher Wachstumsraten des BIP bewegte sich die Arbeits- 
losenrate während der zweiten SLD-Regierungszeit konstant um 19% (UNECE 
2005: 68, Tab. A.10). Nur ein geringer Teil der Arbeitslosen hatte Anspruch 
auf Arbeitslosengeld (Gilejko 2005: 195). Auf dem Land bestand und besteht 
eine beträchtliche verdeckte Arbeitslosigkeit, ein Teil der landwirtschaftlichen 
Betriebe dient primär der Subsistenz (ibid. 200). Die sozialpolitischen Prioritä- 
ten der Lohnabhängigen spielten für die SLD keine Rolle. Stattdessen machte 
sie primär durch Affären von sich reden, die von den Massenmedien entspre- 
chend ausgeschlachtet wurden. Sie verlor an Unterstützung in der Bevölke- 
rung. Wie vier Jahre zuvor bei den Rechtsparteien führte der rapide Populari- 
tätsverlust nun bei der SLD zu Abspaltungserscheinungen. 

Ein erheblicher Teil der Bevölkerung sah und sieht sich offenbar politisch 
nicht mehr repräsentiert. Trotz intensiver Propaganda erreichte die Beteiligung 
am Referendum über den EU-Beitritt nur mit Mühe 59% (Vachudova 2005: 
239, Tab. 8.4.). An den Wahlen zum Europa-Parlament beteiligten sich im 
Jahr 2004 gerade einmal 20,8% der Wahlberechtigten (Gazeta Wyborcza 
15.6.2004). Vor allem Personen mit niedrigem Ausbildungsstand, Arbeitslose 
und Frauen blieben bei den Wahlen zu Hause (Przybysz 2004: 217). Damit 
standen die ärmeren Klassen - und die Frauen - eher am Rande des parteipoli- 
tischen Geschehens. Die Gewerkschaften sind sehr geschwächt. Nur einzelne 
Berufsgruppen, beispielsweise Bergarbeiter, sind in der Lage, ernsthaften Druck 
zu entfalten Offener politischer Protest war nicht sehr stark und artikulierte 
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sich vor allem bei Angehörigen der Mittelklasse - gegen frauenfeindlichen katho- 
lischen Integralismus oder auch gegen das polnische Engagement im Irak-Krieg. 


Slowakei 


In der Slowakei kam es 1998 zu einer erfolgreichen Mobilisierung gegen die 
HZDS-geführte Regierung. Die Mobilisierung wurde stark von - extern finan- 
zierten - NGOs getragen (Vachudova 2005: 173). Das autoritäre Gehabe des 
HZDS-Führers Vladimir Meciar stieß jedoch große Bevölkerungsgruppen ab. 
Die EU schloss die nationalistisch regierte und dem Auslandskapital wenig 
aufgeschlossene Slowakei aus der ersten Runde der Erweiterungskandidaten 
aus und zog stattdessen das zwar ärmere, aber wirtschaftspolitisch modellhaft 
liberale Estland vor (Vachudova 2005: 172ff., 139, 156ff.). Die drohende Mar- 
ginalisierung im Integrationsprozess spielte im Wahlkampf eine maßgebliche 
Rolle. Westorientierte Rechtsparteien und die aus der ehemaligen Staatspartei 
hervorgegangene SDL gingen 1998 wie schon kurzzeitig 1994 eine gegen die 
HZDS gerichtete Koalition ein. Ihr vorrangiges Ziel war die Aufnahme von 
Beitrittsgesprächen mit der EU. Dies war auch der gemeinsame Nenner der 
heterogenen Regierung. In der Wirtschafts- und Sozialpolitik gab es jedoch 
durchaus auch Dissens zwischen den Rechtsparteien auf der einen und der 
SDL auf der anderen Seite. Erstere drängten auf eine ultraliberale Privatisie- 
rungs- und Sozialpolitik. Hierbei suchten sie über die EU hinaus auch weitere 
externe Akteure, wie die Internationalen Finanzinstitutionen, ins Spiel zu 
bringen (Mihalik 2003: 373). Die SDL spielte dabei primär die Rolle des 
Bremsers. Eine aktiv gestaltende Rolle nahm sie kaum ein, denn es mangelte 
ihr an einem strategischen Konzept (Novosäd 2004: 168f.). Die negativen so- 
zialen Folgen der restriktiven Wirtschaftspolitik wurden daher auch ihr zuge- 
schrieben. Sie verlor stark an Rück- und Zusammenhalt. Ein Spitzenpolitiker 
der SDL, Robert Fico, hatte die kommende Misere bereits früh gesehen und 
die SDL verlassen. Er gründete eine eigene Partei, Smer. Smer heißt Richtung. 
Doch die Ausrichtung der Partei war nicht sehr klar. In ihren Gründungsthe- 
sen erklärte Smer 1999 als ihr grundlegendes Ziel, „Ordnung, Gerechtigkeit 
und Stabilität“ zu schaffen (zit. n. Marusiak 2005: 165). Der Staat wurde als 
„ein bedeutsames Instrument bei der Verfolgung ... nationaler Interessen“ (zit. 
n. ibid.: 166) definiert. Zwei Jahre später wurde der „dritte Weg“ Blairs und 
Schröders als Vorbild genannt. Als akzentuiert progressive Kraft präsentierte 
sich Smer nicht gerade. 

Doch vermochte sie anscheinend einen Teil früherer HZDS-WählerInnen an 
sich zu binden. Im Gegensatz zur SDL schaffte Smer 2002 mit 13,5% der 
Stimmen den Sprung ins Parlament (Meseznikov 2003: 258). Dieser gelang 
knapp erstmals auch der Kommunistischen Partei KSS. Ab 2002 verfügte die 
liberale Rechte jedoch über eine Parlamentsmehrheit. Aufgrund von Abspal- 
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tungen, die ihren Grund primär in ökonomischen Revierkämpfen zu haben 
scheinen, ging diese zwar formal verloren, doch stimmte ein Teil der „unab- 
hängigen“ Abgeordneten oft mit der Regierung. Die Gewinnung der „unab- 
hängigen“ Abgeordneten erfolgte dem regierungsnahen Politikwissenschaftler 
Grergorij Meseznikov (2006: 16) zufolge auf „nicht immer ausreichend klare“ 
Weise. Es gibt sogar stichhaltige Hinweise für den „Kauf“ von Abgeordneten 
(Sme 10.11.2005: 1). Trotz instabiler Mehrheitsverhältnisse war die neue slo- 
wakische Regierung in der Lage, nun eine radikal liberale Wirtschafts- und So- 
zialpolitik zu verfolgen und den Privatisierungsprozess zu beschleunigen. Ent- 
sprechend den lateinamerikanischen Vorbildern wurden sowohl die Rentenver- 
sicherung als auch das Gesundheitswesen kommerzialisiert. Die meisten Fir- 
men gingen an ausländische Bieter, die zum Teil Konsortien mit einheimi- 
schen Finanzgruppen bildeten, die eng mit der Regierung verbunden waren. Es 
wurde mit einem einheitlichen Einkommens- und Mehrwertsteuersatz von 
19% eines der regressivsten Steuersysteme in Europa etabliert und gleichzeitig 
die Sozialhilfe radikal zusammengestrichen. Während Gewerkschaften und 
etablierte Verbände politisch marginalisiert wurden, kamen mit der Regierung 
eng verbundene Firmengruppen und Think-Tanks voll zum Zuge. Die Politik- 
Konzepte wurden meist von jungen, ultraliberalen MitarbeiterInnen von (ex- 
tern-finanzierten) Think-Tanks entworfen. Auch Internationale Finanzinstitu- 
tionen spielten eine wichtige Rolle bei der Konzipierung der Politiken (Miha- 
lik 2003: 373). In vielen Fällen wurden die Politiken ohne große Debatte 
durchgepeitscht. Die Medien unterstützten im Regelfall - z.T. sogar kampag- 
nenartig - die ultraliberalen Reformen. 

Die Folgen der Politik waren jedoch nicht populär. Die Arbeitslosigkeit fiel - 
ähnlich wie in Polen - kaum. Sie bewegte sich zwischen 2001 und 2004 um 
17-18% (UNECE 2005: 68, Tab. A.10) und ging auch 2005 nur auf 16,2% zu- 
rück. Die regionalen Unterschiede waren enorm. Betrug die Arbeitslosigkeit in 
der prosperierenden Hauptstadt Bratislava nur 5,2%, so waren es im Kreis Ko$i- 
ce 24,7% (Okälı et al. 2006: 25f.). In einer Meinungsumfrage vom November 
2003 erklärten 87% der Befragten, dass sich die Regierung nicht „um Probleme 
von Leuten wie mir kümmert“ (Velsic 2004: 145, Abb. 8). 65% konstatierten ei- 
nen Fall des Lebensstandards in den letzten drei Jahren, 69% eine Verschlechte- 
rung der Gesundheitsdienste im selben Zeitraum (ibid.: 146, Abb. 9). 

Weder die sich nun stärker sozialdemokratisch gebende Smer (Marusiak 2005: 
168ff.) noch die kommunistische KSS vermochten der sozialen Unzufrieden- 
heit aber einen politisch nachhaltigen Ausdruck zu verleihen. Ähnlich wie in 
Polen drückte sich die Krise der Repräsentanz in sehr niedriger Wahlbeteili- 
gung aus. Auch in der Slowakei nahmen nur 52% am Referendum über den 
EU-Beitritt teil (Vachudova 2005: 238, Tab. 8.4). An den Wahlen zum Euro- 
paparlament beteiligten sich im Jahr 2004 nur 17% der Wahlberechtigten, was 
europäischer Negativrekord war (Pravda, 15.4.2006). Ähnlich sah es bei den 
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Regionalwahlen im Jahr 2005 aus. In der ersten Runde beteiligten sich 18%, in 
der zweiten 11,1% (Krivy 2005: 140, Tab. 25). Besonders niedrig war die Betei- 
ligung in den früheren HZDS-Hochburgen, in denen so die HZDS für ihre 
Annäherung an die Regierung abgestraft wurde. 

Punktuell drückte sich die Unzufriedenheit in offenem Protest aus. Im Febru- 
ar 2004 löste die rabiate Kürzung der Sozialhilfeausgaben Proteste und verein- 
zelt auch Plünderungen seitens der verarmten Roma aus. Die Regierung schickte 
das Militär in die betroffene Region. Es kam auch zu vereinzelten Streiks - bei 
der Bahn, im Gesundheitswesen - , auf welche die Regierung ziemlich repres- 
siv reagierte. Selbst die Polizei ging wegen ihrer materiellen Lage auf die Stra- 
ße. Nachdem sich das Bildungsministerium unfähig zeigte, einen regulären 
Ablauf der Abiturprüfung zu gewährleisten, demonstrierten SchülerInnen im 
ganzen Land. Doch fehlte diesen Protesten ein politischer Resonanzboden. 


Tschechische Republik 


In der Tschechischen Republik war die Finanzkrise von 1997 ein Wende- 
punkt. Sie legte die Schwäche des staatlichen Bankensektors offen. Dieser 
konnte nicht weiter - in der bisherigen Form - als zentrale Stütze für die För- 
derung des einheimischen Kapitals dienen. Damit verlor die Wirtschaftsstrate- 
gie der nationalliberalen ODS einen zentralen Pfeiler. Zudem war die Finanz- 
krise mit einer Rezession verbunden. Dies hatte Konsequenzen für das Wahl- 
verhalten. Bereits 1996 erhielten die liberalen Rechtsparteien nicht mehr genug 
Stimmen, um eine Regierung mit parlamentarischer Mehrheit zu bilden. Die 
Regierung hielt keine zwei Jahre. 1998 ging die sozialdemokratisch orientierte 
CSSD mit 32,3% erstmals als stärkste Partei aus den Wahlen hervor (Mare$ 
2002: 133). Da die Kommunistische Partei mit ihren 11,3% der Stimmen (ibid.: 
131) von den anderen Parteien als nicht koalitionswürdig angesehen wurde, 
war die Regierungsbildung erneut sehr kompliziert. Letztlich wurde - auf Basis 
eines sogenannten „Oppositionsabkommens“ - eine CSSD-Minderheitsregie- 
rung von der ODS toleriert. Diese Tolerierung kostete sowohl die CSSD als 
auch die ODS bei den Wahlen von 2002 einige Prozentpunkte. Deutlich ge- 
stärkt ging die Kommunistische Partei mit 18,5% aus diesen Wahlen hervor 
(ibid.: 131), die offensichtlich ein Protestpotential an sich binden konnte. 
2002 bildete die CSSD die Regierung mit zwei kleineren liberalen bzw. kon- 
servativen Gruppierungen. 

Die Regierungszeit der Sozialdemokratie war durch zwei Prioritäten gekenn- 
zeichnet: den EU-Beitritt und die Erhaltung des Sozialversicherungssystems. 
Die Vorbereitung auf den EU-Beitritt implizierte auch in der Tschechischen 
Republik eine Beschleunigung der Privatisierung. Der Versuch, über den staat- 
lichen Bankensektor systematisch das einheimische Kapital zu fördern, wurde 
aufgegeben. Waren 1993 4,7% und 1997 23,7% der Bankaktiva in der Hand 
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von Banken mit ausländischer Mehrheitsbeteiligung, so stieg dieser Anteil bis 
zum Jahr 2000 auf 66,5% (Keren/Ofer 2003: 258, Tab. 11.1). Damit wurde ein 
Kernelement staatlicher Lenkungspolitik aus der Hand gegeben. Für die Sozi- 
aldemokratie war ironischerweise die Privatisierung der Banken sogar einfacher 
als es für die ODS gewesen wäre, da es nicht um ihre ökonomische Klientel 
ging. Auslandskapital wurde auch in der Tschechischen Republik zunehmend 
zum Kern des produktiven Gewerbes, wenngleich im Kontext einer relativ dı- 
versifizierten Wirtschaftsstruktur und mit einem relevanten Niveau eigener 
Forschungs- und Entwicklungsaktivitäten. 

Im Gegensatz zur Tendenz in Polen und der Slowakei stärkten die CSSD- 
Regierungen die gesamtwirtschaftliche Konzertierung mit Gewerkschaften und 
Unternehmerverbänden (Mansfeldova 2005: 111, 115). Man könnte von eı- 
nem informellen Wettbewerbsneokorporatismus sprechen. Den Sozialstaat 
stellte die Sozialdemokratie - angesichts der Konkurrenz der Kom- 
munistischen Partei - nicht zur Disposition. Nachdem sie durch die undurch- 
sichtigen privaten Geschäftsbeziehungen ihres damaligen Vorsitzenden Stanis- 
lav Gross ins Trudeln geraten war, stärkte die CSSD gegen Ende ihrer zweiten 
Amtszeit unter ihrem neuen Vorsitzenden Jiti Paroubek ihre Verbindungen zu 
den Gewerkschaften und ihr sozialpolitisches Profil. Hierbei öffnete sie sich 
ein Stück weit zur Kommunistischen Partei, die so den Status eines möglichen 
künftigen Partners erhielt. „Im schroffen Gegensatz zum Trend beinahe aller 
Reformstaaten Mittelosteuropas hat die CSSD für Tschechien ein verschärftes 
Arbeitsrecht (zugunsten der Beschäftigten, JB) durchgesetzt, gegen die Stim- 
men der bürgerlichen Parteien, aber mit denen der Kommunisten“, hebt Lei- 
denfrost (2006: 2) hervor. Damit hat die CSSD den Gegensatz zwischen links 
und rechts zur zentralen politischen Konfliktlinie gemacht. 

Auf diesem Terrain suchte sie auch die Auseinandersetzung mit der ODS als 
Hauptoppositionskraft, die ein explizit wirtschaftsliberales Programm vertritt. 
Die nationalistische Komponente ist bei der ODS nicht verschwunden, hat 
aber eine neue Wendung erhalten. Die ODS ist zur intellektuellen Hauptkraft 
des „euroskeptischen“ oder, wie sie in ihrer eigenen Einschätzung meint, „eu- 
rorealistischen“ Lagers geworden. Zunächst einmal kritisiert sie die suprana- 
tionalen Elemente der europäischen Integration. Nur im Fall einer intergou- 
vernementalen Ordnung und unter Wahrung der nationalen Souveränität sieht 
sie klare, demokratisch legitimierte Verantwortlichkeiten gewahrt (Zahradil et 
al. 2001). Sie greift damit die Demokratiedefizite der EU auf, gibt dieser Kritik 
aber eine nationale Wendung. Mit der Ablehnung des partiell supranationalen 
Charakters der EU lehnt die ODS auch die Vorstellung eines gegenüber den 
USA autonomen Projektes ab. Folgerichtig ist eine starke Affinität zu den 
USA und ihrem Gesellschaftsmodell erkennbar; von Theoretikern in diesem 
Umfeld wird die Bildung einer euro-nordamerikanischen Freihandelszone be- 
fürwortet (Bednäf 2003: 147ff.). Nationale Autonomie wünscht die ODS vor 
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allem bei Steuern und Sozialabgaben (Petrik 2003: 20), damit die nationale 
Wettbewerbsgemeinschaft im preislichen Wettbewerb bestehen kann. Damit 
ist der Nationalismus nicht auf die Bildung einer „inneren Bourgeoisie“, son- 
dern auf die Stärkung „nationaler“ Wettbewerbsfähigkeit bestimmter Kapital- 
gruppen ausgerichtet. 


In allen drei Ländern ist in der zweiten Transformationsphase unter verstärk- 
tem Einfluss der EU eine Vertiefung der wirtschaftlichen Außenabhängigkeit 
festzustellen. Während die Regierungen in Polen und der Slowakei allein auf 
eine Stärkung der preislichen Wettbewerbsfähigkeit setzten, suchten die sozi- 
aldemokratisch geführten Regierungen in der Tschechischen Republik nach 
wie vor eine politische Konzertierung und eine gesellschaftliche Akzeptanz bei 
den Lohnabhängigen. Im Gegensatz zu den Regierungen Polens und der Slo- 
wakei kommerzialisierten sie die Sozialversicherung nicht im großen Maßstab. 
Dies schlug sich auch in der sozialen Lage nieder. Im Jahr 2003 wies laut Eu- 
rostat die Tschechische Republik in der EU mit 8% die niedrigste Armutsge- 
fährdungsrate auf, die Slowakei mit 21% hingegen die höchste. In Polen lag 
sie bei 17% (Guio 2005: 2, 4). Auch die regionale Ungleichheit und Arbeitslo- 
sigkeit waren in Polen und der Slowakei ungleich höher als in der Tschechi- 
schen Republik. Soziale Unsicherheit war damit in der Slowakei und Polen 
ungleich stärker ausgeprägt. In beiden Ländern hatten die postkommunisti- 
schen Partei mehr oder weniger starken Anteil an der radikalen Transformati- 
onsstrategie und diskreditierten sich in den Augen der subalternen Klassen. 
Während in Polen parteipolitisch keine Alternative zur SLD auf der Linken 
entstand, bildete sich in der Slowakei mit Smer eine Partei heraus, die zwar 
Anleihen bei der Sozialdemokratie machte, um WählerInnen aber primär mit 
der früher nationalkonservativen, nunmehr aber eher nationalliberalen HZDS 
konkurrierte. Hierbei begab sie sich auch ein ganzes Stück auf nationalkonser- 
vatives Terrain. Sowohl in der Slowakei als auch in Polen gab es deutliche 
Hinweise auf eine politische Resignation großer Segmente der subalternen 
Klassen. In der Tschechischen Republik musste die CSSD hingegen mit der 
KSCM konkurrieren und setzte hierbei auf die sozialpolitische Karte. Damit 
blieben hier zwei wichtige Parlamentsparteien explizit auf die Lohnabhängigen 
ausgerichtet und es entstand eine politische Polarisierung zwischen Links und 
Rechts. 


3. Regierungsbildung nach dem EU-Beitritt 


Nach dem EU-Beitritt waren die zentralosteuropäischen Staaten zwar in den 
wirtschaftspolitisch konditionierenden Rahmen der EU-Verträge eingebunden, 
gleichzeitig schwand jedoch der EU-Einfluss auf die Regierungsbildung. Konn- 
te die EU die Slowakei 1997 noch aus der ersten Kandidatenrunde wegen po- 
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litischer Missliebigkeit der HZDS-geführten Regierung ausschließen, so hat sie 
nach dem Beitritt wenig Handhabe gegen unerwünschte Regierungsparteien 
auf nationalstaatlicher Ebene. Die improvisierten Sanktionen gegen die FPÖ- 
Regierungsbeteiligung in Österreich und deren recht baldige Aufhebung, zeig- 
ten die Grenzen der EU bei den Regierungsbildungen auf. 

Dies öffnete das Feld der möglichen Regierungspartner - und zwar vor allem 
nach rechts, wie sich in Polen und der Slowakei zeigen sollte. In Polen hatte 
sich die SLD soweit diskreditiert, dass sie im Wahlkampf keine große Rolle 
mehr spielte. Ihr Präsidentschaftskandidat Wlodzimierz Cimoszewicz warf an- 
gesichts des aggressiven und skandalisierenden Wahlkampfs der Rechten vor- 
zeitig das Handtuch. Damit spitzte sich die Wahlauseinandersetzung auf das 
Duell der nationalliberalen PO und der nationalkonservativen PiS sowie ihrer 
Präsidentschaftskandidaten Donald Tusk und Lech Kaczyhski zu. PiS führte 
das „solidarische“ gegen das „liberale“ Polen ins Feld. Als Symbol des libera- 
len Polen attackierte PiS den bei weiten Bevölkerungskreisen höchst unpopu- 
lären Architekten der Schocktherapie zu Beginn der Transformation und heu- 
tigen Zentralbankpräsidenten Leszek Balcerowicz. Die Idee eines „solidari- 
schen“ Polen blieb vage. So erklärte Lech Kaczynski in einem Interview mit 
der Polityka vom 29.10.2005, „dass der Staat bestimmte Verpflichtungen ge- 
genüber den Bürgern hat. Er ist verpflichtet, die gesellschaftliche Solidarität zu 
organisieren, was Privatinitiative nicht ausschließt“ (Kaczynski 2005: 24). Dies 
ist eher ein republikanischer denn ein liberaler Diskurs. Im selben Interview 
befürwortete Kaczyfhiski (2005: 24ff.) eine aktivierende staatliche Wirtschaftspo- 
litik. Der Glauben der Liberalen, dass die Investitionen wüchsen, wenn nur die 
Steuern gesenkt würden, seı nicht ganz zutreffend. Damit grenzte er sich von 
der Vorstellung von Steuersenkungen und einem einheitlichen Einkommens- 
steuersatz, dem Wahlkampfschlager der liberalen PO, ab. Auch eine Begren- 
zung der „Unabhängigkeit“ der Zentralbank hielt er für notwendig (Graczyk 
2005: 5). Des weiteren plädierte die PiS für eine moralische Erneuerung in 
Form einer „IV. Republik“, die sich von den Kompromissen des „Runden Ti- 
sches“ löst, eine rigorose anti-kommunistische Durchleuchtung der Gesell- 
schaft vornimmt und Recht und Ordnung in den Vordergrund stellt. Zu den 
tragenden Pfeilern der Gesellschaft zählt PiS die „traditionelle“, d.h. patriar- 
chalische Familie. Diese sieht sie u.a. durch Homosexualität bedroht. Öffent- 
liche Manifestationen von Homosexuellen wurden durch Lech Kaczynski in 
seiner Zeit als Bürgermeister von Warschau verboten (Graczyk 2005: 5). Der 
Staat, so die PiS-Rhetorik, solle stark nach innen und nach außen sein. Einige 
dieser Themen fanden sich auch bei der katholisch-integralistischen Liga 
Polskich Rodzin (LPR) und - mit stärkerem Akzent auf sozialpolitischen Fra- 
gen - bei der Samoobrana wieder. 

Mit dieser Ausrichtung vermochte PiS gegen die liberale PO zu punkten. Bei 
den Parlamentswahlen im September 2005 gewann sie 27% der Stimmen, ge- 
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genüber 24% für PO. 11,4% stimmten für die Samoobrana, 11,3% für die 
SLD, 7,8% für die LPR und 7% für die bäuerliche PSL (Gazeta Wyborcza, 
29.9.2005). Auch in den Präsidentschaftswahlen setzte sich der PiS-Kandidat 
Lech Kaczyfiski mit 54% der Stimmen gegen den liberalen Kandidaten Tusk 
durch. Die Wahlbeteiligung betrug nur 51% (Gazeta Wyborcza 25.10.2005). 
Bei den Parlamentswahlen lag sie sogar bei nur 40,2% (Ciesla/Rybak 2005: 4). 
Zu den Wahlen gingen auch diesmal am ehesten besser gebildete und wohl- 
habendere Personen und dies vor allem in Gegenden mit relativ stärkeren zi- 
vilgesellschaftlichen Traditionen (Mateja 2005: 5). Dieses Muster begünstigte 
sogar eher die liberale PO. Doch reicht das Unbehagen mit den Folgen der 
Transformation und die soziale Unsicherheit bis weit ın die Mittelklasse. Die 
SLD hatte selbst eine liberale Wirtschaftspolitik betrieben und konnte daher 
das Unbehagen nicht thematisieren. Kleine linke Parteien, wie die Polska Par- 
tia Pracy, vermochten es nicht, sich Gehör zu verschaffen (Janicki/Wladyka 
2005: 7). Das bis in die Mittelklasse reichende Unbehagen griffen von den 
größeren Parteien allein PiS und die Samoobrana mit einem konservativ ge- 
prägtem Diskurs auf und erreichten ein recht gutes Wahlergebnis. Die PiS 
schnitt speziell in ländlich geprägten Gegenden und im ärmeren Osten des 
Landes gut ab (Gazeta Wyborcza 29.9.2005 & 24.10.2005). 

Entgegen den Erwartungen ging PiS keine Koalition mit der PO ein, sondern 
bildete zunächst eine Minderheitsregierung, suchte dann ein Tolerierungsab- 
kommen mit den kleineren Parteien und formierte schließlich eine Koalitions- 
regierung mit Samoobrana und LPR, mit denen sie eine ähnliche soziale Basis 
teilt. Bislang sind nur Teilelemente einer wirtschaftspolitischen Konzeption 
erkennbar. So versucht die Regierung in Teilbereichen einen direkteren Zugriff 
auf wirtschaftspolitische Entscheidungsinstanzen, vor allem in der Geldpolitik, 
zu erlangen. Der Zentralbank soll die Bankenaufsicht entzogen werden, was 
heftige Proteste der EZB auslöste (FAZ 13.3.2006: 13). Auch die Vorstellungen 
von Samoobrana, die Zentralbank nicht nur auf Geldwertstabilität, sondern 
auch auf das Wirtschaftswachstum zu verpflichten, entspricht nicht dem EU- 
Trend (Rzeczpospolita, 4.-5.3.2006: 3). Die programmatische Ausrichtung auf 
eine stärkere Förderung der einheimischen Wirtschaft, Beibehaltung staatli- 
chen Eigentums an strategischen Unternehmen (sofern es noch existiert) und 
kritischere Haltung gegenüber dem Auslandskapital könnte zu Reibungspunk- 
ten mit der EU führen. Insgesamt ist aber die Veränderung der wirtschaftspoliti- 
schen Ausrichtung bestenfalls als graduell anzusehen. Deutlich ist die national- 
katholische Handschrift hingegen beim Geschlechterverhältnis zu sehen. Institu- 
tionell werden die ohnehin nicht starken Bemühungen zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern zurückgeschraubt. Regierungsmitglieder manifestieren of 
fen ihre Homophobie. Das gilt speziell für den neuen Bildungsminister Roman 
Giertych von der LPR, gegen den es im ganzen Land SchülerInnendemonstra- 
tionen gab. Die parteipolitische Opposition von PO und SLD zeigt sich hilflos. 
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In der Slowakei war der Wahlkampf durch die Auseinandersetzung um die ul- 
traliberale Wirtschafts- und Sozialpolitik geprägt. Die SDKÜ von Premier 
Miklulas Dzurinda vertrat diese im Regierungslager auch im Wahlkampf am 
offensivsten und stellte die Slowakei als Musterland der Reformen dar. Smer 
als Oppositionspartei kritisierte den unsozialen Charakter der Reformen und 
verwies auf die sozialdemokratisch geprägte Politik in der benachbarten Tsche- 
chischen Republik als Alternative. Bei der Frage, inwieweit Maßnahmen der 
Regierung zurückgenommen würden, war die Antwort verhalten. Die Rhetorik 
von Recht und Ordnung der Anfangsjahre von Smer wurde zwar abgeschwächt, 
war den WählerInnen aber durchaus noch in Erinnerung. Nur in Bezug zu den 
weit rechts stehenden Regierungsparteien konnte Smer, so Michal Poläk (2006), 
als „links“ bezeichnet werden. Um unzufriedene WählerInnen konkurrierte Smer 
in erster Linie mit der ursprünglich nationalkonservativen HZDS, die sich in den 
letzten Jahren an das Regierungslager angenähert hatte und nunmehr primär An- 
liegen kleiner und mittlerer Unternehmer transportierte. 

Tatsächlich wurde Smer bei den Wahlen im Juni 2006 mit 29,1% der Stim- 
men die stärkste Partei und beerbte die HZDS, die auf nurmehr 8,8% der 
Stimmen abstürzte. Die rechtsextreme, gegen die ungarische Minderheit agitie- 
rende SNS kehrte nach Überwindung ihrer Spaltung mit 11,7% der Stimmen 
ins Parlament zurück, während die Kommunistische Partei nach wenig inspi- 
rierender Parlamentstätigkeit und Abspaltungen den Sprung ins Parlament 
nicht schaffte. Damit ist Smer die am wenigsten rechts stehende Parlaments- 
partei. Ähnlich wie PiS in Polen verdankte Smer den Wahlerfolg den hohen 
Stimmenanteilen in den ärmeren Regionen des Landes. Die SDKU, die lan- 
desweit auf 18,4% der Stimmen kam, punktete vor allem im prosperierenden 
Bratislava (Pravda, 19.6.2006). Ein wesentlicher Teil der Bevölkerung sieht sich 
allerdings offenbar von keiner der Parteien vertreten. Die Wahlbeteiligung ging 
von 70,1% auf 54,7% zurück (Pravda, 19.6.2006). 

Smer sprach zwar nach den Wahlen auch mit bisherigen Regierungsparteien, 
ging dann aber recht schnell eine Koalition mit HZDS und SNS ein. In den 
eher „nationalkonservativen“ Elementen des Smer-Diskurses, die mal stärker 
und mal schwächer akzentuiert waren, bestand die Brücke zu den beiden 
Rechtsparteien. Bezugspunkt der Koalition ist eher die verunsicherte Mittel- 
klasse als die Lohnabhängigen (Marusiak 2006: 5). Die Korrekturen bei der 
Wirtschafts- und Sozialpolitik dürften nach den ersten Ankündigungen eher 
bescheiden ausfallen. Deutlicher ist die Veränderung in der Außenpolitik: Die 
slowakischen Soldaten werden aus dem Irak abgezogen. 

In der Tschechischen Republik war die Wahlkampf von einer klaren Polarisie- 
rung zwischen rechts und links bestimmt. Die politische Polarisierung führte - 
im Gegensatz zu Polen und der Slowakei - zu einer von 58% auf 64% stei- 
genden Wahlbeteiligung (Pecinka 2006: 10). Die Sozialdemokratie stellte - 
glaubhaft - die Verteidigung des Sozialstaates in den Vordergrund ihrer Kam- 
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pagne und vermochte so auch neue WählerInnen zu mobilisieren (ibid: 11), 
so dass sie auf 32,3% der Stimmen kam. Ein Teil ihrer WählerInnen kam von 
der Kommunistischen Partei, die an Stimmen einbüßte und nurmehr einen 
Stimmanteil von 12,8% (MF Dnes, 5.6.2006: 1) erreichte. Der zweite Ausein- 
andersetzungspunkt waren politische Affären, welche die ODS zu einem wich- 
tigen Wahlkampfschlager zu machen versuchte. Zum Teil profitierten die 
Grünen von der Affären-Belastung der Sozialdemokratie. Diese heterogene 
Formation zog erstmals ins Parlament ein und schlug sich dort auf die Seite 
der liberalen Rechten. Beide Blöcke erzielten ähnlich viele Stimmen und ge- 
wannen die selbe Zahl an Parlamentssitzen, so dass es derzeit ein Patt gibt. 

Ob C'SSD und KSCM in der Tschechischen Republik einen Abbau der Sozi- 
alstaatlichkeit und ein regressiveres Steuersystem werden verhindern können, 
ist noch nicht absehbar. Immerhin hat die Konkurrenz unter den beiden lin- 
ken Parteien in der Tschechischen Republik dazu geführt, dass zumindest ge- 
werkschaftliche und sozialpolitische Interessen der Lohnabhängigen eine poli- 
tische Berücksichtigung durch die CSSD geführten Regierungen gefunden ha- 
ben und die soziale Unsicherheit auf einem relativ geringen Niveau gehalten 
wurde. In Polen und der Slowakei haben sich die postkommunistischen Par- 
teien in der heißen Beitrittsvorbereitungsphase stark in die liberale Transfor- 
mationspolitik einbinden lassen und dadurch an Rückhalt unter den Lohnab- 
hängigen eingebüßt. Ohne ernsthafte linke Konkurrenz ist die Unzufrieden- 
heit mit der sozialen Lage in Polen und der Slowakei primär von nationalkon- 
servativen oder zumindest sozial konservativ und nationalistisch geprägten 
Kräften aufgegriffen worden. Ihre Korrekturen an der liberalen Wirtschafts- 
und Sozialpolitik sind begrenzt. Insofern befinden sie sich - bei aller verbalen 
Abgrenzung vom Liberalismus - auf liberalem Terrain. Sie stehen dem Klein- 
und Mittelkapital etwas näher als die bisherigen Regierungen. In Polen hat die 
PiS Vorstellungen von einem aktivierenden Entwicklungsstaat. Eine grundle- 
gende Korrektur der sozialen Lage und Unsicherheit ist von ihnen nicht zu 
erwarten. Eher dürften sie Unsicherheit mit repressiven Methoden und norma- 
lisierendem Druck auf - sexuelle oder ethnische - Minderheiten begegnen. 
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Plädoyer für eine zukunftsoffene 
Verfasstheit Europas’ 


Im Juni 2003 hat der Konvent zur Zukunft der Europäischen Union unter der 
Leitung von Giscard d’Estaing einen Entwurf für eine europäische Verfassung 
vorgelegt. Noch bevor dieser Entwurf gedruckt war, erklärten Vertreter der 
deutschen Parteien - mit Ausnahme der Linkspartei - unisono, dass der Ent- 
wurf als Paket akzeptiert und ein Aufschnüren verhindert werden müsse. Auf 
diese Weise sollte eine deutsche Diskussion zum Verfassungsentwurf vermie- 
den werden. Dass sie dennoch stattfand, verdanken wir der französischen De- 
batte im Vorfeld der dortigen Volksabstimmung. Nach dem niederländischen 
„Nee“ und französischen „Non“ wurde der Verfassungsvertrag vorerst auf Eis 
gelegt - was die gute Möglichkeit eröffnet, weiter- und tiefergehend über An- 
forderungen an eine gute Verfassung sowie konkrete inhaltliche Alternativen 
zu diskutieren. 

Oft wird argumentiert, die Ablehnung habe dazu geführt, dass gerade die kriti- 
sierten Regelungen des „alten“ EG-Vertrages in Kraft blieben und selbst kleine 
Fortschritte verhindert wurden. Dieses Argument verkennt jedoch den Re- 
formdruck, der auf den europäischen Institutionen liegt. Für die Verfassung 
gab es vor allem eine technokratische Begründung: Der Prozess der Verfas- 
sungsgebung wurde initiiert, weil die Regierungschefs in Nizza mit dem Ver- 
such gescheitert waren, die Abstimmungsregeln im Rat zu ändern und die Po- 
litikfelder zu reduzieren, in denen einstimmige Beschlüsse erforderlich sind. 
Die Gemeinschaft der 25 kann nicht mit den gleichen Regeln arbeiten, wie die 
Gemeinschaft von sechs oder 12 Staaten. Der Verfassungsprozess war somit 
eine Folge der Osterweiterung. Deshalb ist die Argumentation durch das Nein 
bliebe alles beim „schlechteren“ Alten scheinheilig. Das ist die Argumentation 
derjenigen, die die Unterbrechung nur nutzen wollen und werden, um darüber 
nachzudenken, wie man die Verfassung besser verkaufen, nicht wie man sie 
besser gestalten kann. In diese Richtung weisen Äußerungen des deutschen 
Außenministers, die Inhalte des abgelehnten Verfassungsentwurfs vollständig 


1 Der Artikel beruht auf einem Diskussionspapier einer Arbeitsgruppe des wissenschaftlichen 
Beirats von Attac Deutschland. Wir danken Elmar Altvater, Heide Gerstenberger, Jörg 
Huffschmid und Birgit Mahnkopf für hilfreiche Kommentare. 
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beizubehalten. Fine erneute Abstimmung in Frankreich soll dadurch möglich 
werden, dass man dem Kind einen anderen Namen gibt, wobei er auf das 
Grundgesetz verwiesen hat. Den Titel „Verfassung“ machten Steinmeier und 
mit ihm andere EU-Außenminister verantwortlich für das Abstimmungsverhal- 
ten der Franzosen. Steinmeier und die österreichische Außenministerin Ursula 
Plassnik warnten vor einem Aufschnüren der Verfassung. Es wäre keine Lö- 
sung, wenn man versuchte, den Text zu zerschneiden (o.V. 2006a). 

Wenn die Auseinandersetzung um das französische und niederländische Nein 
nicht nur zu einer veränderten Verkaufsstrategie führen soll, bedarf es einer 
kritischen Konzeption für Anforderungen an eine neue EU-Verfassung, die 
ehrgeiziger ist, als der verworfene Entwurf, sowie konkreter inhaltlicher Alter- 
nativvorschläge. 


1. Maßstäbe für eine andere Verfassung 


Alternative Verfassungsvorschläge verlangen Maßstäbe oder rationale Begrün- 
dungen und Rechtfertigungen. Hier können nicht alle möglichen Begrün- 
dungsvarianten - insbesondere alle staatsphilosophische Überlegungen - be- 
rücksichtigt werden. Einige Kriterien sind dennoch zu nennen. 


1.1 Nationale Verfassungen als Vorbild 


Grundlegend ist davon auszugehen, dass die Europäische Union sich an den 
verfassungsrechtlichen Kriterien und Maßstäben messen lassen muss, die bis- 
her an die Nationalstaaten angelegt wurden. Es gibt eine weit verbreitete Mei- 
nung (insbesondere unter Juristen), die bestreitet, dass die EU ein Staat ist, so 
dass die verfassungsrechtlichen Anforderungen, die an einen Staat gestellt wer- 
den, für die EU kein Maßstab sind. Dies kann hier nicht ausführlich diskutiert 
werden, aber: Staat ist bekanntlich keine feststehende und abgrenzbare mate- 
riale Entität, sondern allenfalls eine Ansammlung solcher Entitäten, denen 
dann die Bezeichnung Staat zugeschrieben wird. Kurz: Staat ist eine gesell- 
schaftliche - vor allem juristische - Konstruktion, über die Grenzlinien gezo- 
gen werden: die Grenze zwischen innen und außen, zwischen Öffentlichem 
und Privatem oder zwischen vorhandener und nicht vorhandener Entschei- 
dungsbefugnis. Diese Grenzen verschieben sich beständig und haben sich 
auch innerhalb der europäischen Nationalstaaten beständig verschoben - seit 
der Gründung der Europäischen Gemeinschaft, indem Staatsfunktionen auf 
diese übertragen wurden. Die - auch in der Rechtswissenschaft unbestrittene - 
Akkumulation von Staatsfunktionen rechtfertigt es, die Institution, die diese 
Funktionen angehäuft hat, als Staat zu bezeichnen. 

Überdies haben die Mitgliedstaaten und die EU selbst mit der Vorlage des 
Verfassungsentwurfes, bzw. mit der Wahl des Titels „Verfassung für Europa“ 
den Schritt von der Staatengemeinschaft, vom Staatenbund, zu einem Staat 


Plädoyer für eine zukunftsoffene Verfasstheit Europas 421 


überschritten. Verfassungen sind historisch üblicherweise den Staaten abge- 
rungen worden, um staatliche Macht zu begrenzen. Der Einwand, eine irrtüm- 
liche Bezeichnung schaffe noch keinen Staat, wenn dessen Voraussetzungen 
nicht vorliegen, überzeugt nicht. 

Damit können an eine Verfassung dieses Staates - mindestens - die Maßstäbe 
angelegt werden, die in sozialen Kämpfen gegenüber den alten Nationalstaaten 
formuliert und durchgesetzt wurden. Zu diesen Errungenschaften gehören vor 
allem die Prinzipien des Rechtsstaates einschließlich garantierter individueller 
Grundrechte, Demokratie und Sozialstaat, in Deutschland außerdem die Frie- 
denspflicht. 


1.2 Verfassung als Gesellschaftsvertrag 


Verfassungen werden verstanden als Gesellschaftsvertrag, wobei sich eine indi- 
viduelle und eine eher pluralistisch-kollektive Konzeption unterscheiden las- 
sen. Nach der individuellen Konzeption schließen die einzelnen Bürger einen 
Vertrag über die Grundlagen des Zusammenlebens. Aus dieser Position müs- 
sen Verfassungen für die Einzelnen zustimmungsfähig sein, da ansonsten eine 
Einwilligung in den Gewaltverzicht, der implizit in der Verfassung enthalten 
ist, nicht unterstellt werden kann. Individuelle Zustimmungsfähigkeit setzt 
nach modernem Verständnis voraus, dass die Verfassung Optionen eröffnet, 
seine individuellen Interessen, Wertvorstellungen und Präferenzen in der Ge- 
sellschaft zu verwirklichen und folglich in diesem Sinne auf die Gesellschaft 
Einfluss nehmen zu können. Das schließt es aus, durch die Verfassung struk- 
turelle Minderheiten zu schaffen, indem etwa Privilegien oder Rechte in An- 
knüpfung an Stand, Religion, Ethnie oder Geschlecht gewährt oder verweigert 
werden. Strukturelle Minderheiten können aber auch durch politische Festle- 
gungen der Verfassung entstehen, die es unmöglich machen, die individuellen 
Interessen, Wertvorstellungen und Präferenzen in der so konstituierten Gesell- 
schaft mit der Chance einzubringen, sie zu verwirklichen. In diesem Fall ver- 
engt Verfassung den Rahmen politischer Optionen so stark, legt sich mit Blick 
auf eine Werteordnung so fest, dass für Teile der Gesellschaft der Verfassungs- 
entwurf nicht mehr zustimmungsfähig ist. Dies war ein zentraler Kritikpunkt 
an dem vorgelegten Verfassungsentwurf für Europa. Er ist nicht zukunftsoffen 
in dem Sinne, dass auf seiner Grundlage unterschiedliche politische Konzep- 
tionen eine Mehrheit finden und verwirklicht werden können. 

Daraus folgt als Kriterium für Anforderungen an eine Verfassung, dass diese 
individuell für eine große Mehrheit der Gesellschaft zustimmungsfähig sein 
muss, was eine weitgehende Enthaltung bei politischen Festlegungen für die 
zukünftige Politik notwendig macht. Kurz: die Verfassung muss aus dieser Per- 
spektive die Spielregeln für Politik bestimmen, den Rahmen der politischen 
Auseinandersetzungen festlegen, nicht aber Vorentscheidungen für die wesent- 
lichen Politikbereiche selbst treffen, d.h. sie muss zukunftsoffen sein. 
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Noch klarer wird diese Schlussfolgerung, wenn man Verfassung als Gesell- 
schaftsvertrag in einem pluralistisch-kollektiven Sinn begreift. Die Verfassung 
erscheint aus diesem Blickwinkel als Kompromisslinie zwischen pluralistischen 
Interessenkonflikten, als Klassenkompromiss oder Waffenstillstandslinie in den 
sozialen Auseinandersetzungen. Das impliziert erstens, dass die Parteien des 
Kompromisses sich eben auf einen Waffenstillstand verständigt haben, d.h. auf 
den Einsatz von Gewalt verzichten und ihre Interessensgegensätze oder Kon- 
flikte innerhalb des legalen Rahmens der Verfassung austragen. Das heißt aber 
zweitens, dass die Verfassung einen Raum für solche Konflikte offen halten 
muss, einen Raum, unterschiedliche Vorstellungen von Gesellschaft, unter- 
schiedliche politische Konzeptionen zu verfolgen, mit der Chance, sie poli- 
tisch umzusetzen. Auch dies lässt sich als Zukunftsoffenheit zusammenfassen. 
Für das deutsche Grundgesetz wurde der Kompromisscharakter vor allem dar- 
in gesehen, dass es wirtschaftspolitisch neutral ist, wie das Bundesverfassungs- 
gericht mehrfach bestätigte. Ein zentraler Kritikpunkt an dem vorgelegten Ver- 
fassungsentwurf für Europa ist, dass er nicht zukunftsoffen ist in dem Sinne, 
dass auf seiner Grundlage unterschiedliche wirtschaftspolitische Konzeptionen 
eine Mehrheit finden und verwirklicht werden können. Der vorgelegte Entwurf 
trägt den neoliberalen Stempel der europäischen Verträge und war deshalb 
auch aus einem pluralistischen Blickwinkel nicht zustimmungsfähig. Die Öff: 
nung für unterschiedliche wirtschaftspolitische Konzeptionen umfasst aus die- 
sem Blickwinkel insbesondere die Möglichkeit der Vergesellschaftung und 
demokratischen Kontrolle wichtiger Bereiche der Wirtschaft. 

Auf der Grundlage dieser Maßstäbe - Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Sozial- 
staatlichkeit, Friedenspflicht und Zukunftsoffenheit - lassen sich Anforderun- 
gen an eine zustimmungsfähige Verfassung der Europäischen Union formulie- 
ren. Um die Anschlussfähigkeit an den vorliegenden Entwurf der Verfassung 
herzustellen, ist dieser - mit den vorgeschlagenen Institutionen - Grundlage 
der hier formulierten normativen Anforderungen. Dabei wird zwischen Mini- 
malforderungen und weiter gehenden Forderungen unterschieden. 


2. Minimalanforderungen 


Der dritte Teil des vorliegenden Verfassungsentwurfs ist ersatzlos zu streichen.’ 
Dies impliziert vor allem einen Verzicht auf eine eindeutig neoliberale Aus- 
richtung der Politik der Union. Die zum Teil sehr detaillierten Politikziele 
und Vorgaben werden durch klare Kompetenz- und Verfahrensregeln ersetzt, 
die unterschiedliche Politiken ermöglichen. 

Der dritte Teil der Verfassung ist ein zentraler Gegenstand der Kritik. Er ent- 
hält eine detaillistische Bestimmung der Ziele und z.T. Mittel in verschiedenen 


2 Die Verfassung ersetzt dennoch die bestehenden Verträge (EG-Vertrag und EU-Vertrag). 
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Politikbereichen. So ist in den Art. III 177, 178 und 185 beispielsweise die 
Verpflichtung auf den Grundsatz der „offenen Marktwirtschaft mit freiem 
Wettbewerb“, d.h. eine klare neoliberale Verpflichtung in der Wirtschaftspoli- 
tik, festgeschrieben. Ziele und Mittel der Politik sollen aber - zukunftsoffen - 
Gegenstand des politischen Wettbewerbs sein, der durch die Verfassung nicht 
übermäßig eingeschränkt werden darf, will sie nicht ihren Charakter als Verfas- 
sung verlieren. Anstelle von Politikzielen sollen nur Zuständigkeitsregeln for- 
muliert werden, wie dies im ersten Teil bereits geschehen ist (Art. 13 ff). Diese 
Regeln benennen nur den Bereich der Zuständigkeit, ohne der Politik inhaltli- 
che Vorgaben zu machen. 

Streicht man den Teil II, hat dies zwingend zur Folge, dass die unabdingba- 
ren Regelungen in den Teil I aufgenommen werden müssen. Zu diesen Rege- 
lungen gehört die Ausgestaltung der Verfahren, vor allem des Gesetzgebungs- 
verfahrens, und die Zuweisung einzelner Zuständigkeiten zu einem Gesetzge- 
bungsverfahren. Zu konkretisieren sind somit auch die Kompetenzen und 
Funktionen der einzelnen Organe, die sich z.T. verstreut im ersten und dritten 
Teil befinden, und (auch deshalb) unpräzise sind mit der Folge, dass die Or- 
gane sich ihre Kompetenzen suchen können, bzw. die Kompetenzkonkretisie- 
rung dem Europäischen Gerichtshof übertragen wird. Die Verfassung muss 
hier klare und eindeutige Regelungen enthalten. 


Bei den Kompetenzregeln in Teil I sollte eine eindeutige Rahmenkompetenz 
der Union im Bereich des gesamten Steuerrechts und der gesamten Sozialge- 
setzgebung vorgesehen werden. Die Steuerpolitik ist bisher im EG-Vertrag und 
im Verfassungsentwurf (jedenfalls was die explizite Regelung betrifft‘) auf die 
indirekten Steuern beschränkt, diese Beschränkung muss aufgehoben werden. 
Auch für die Sozialpolitik sind die bisherigen Einschränkungen aus dem drit- 
ten Teil, die bestimmte Bereiche dieser Politik aus der Regelungskompetenz 
ausnehmen, aufzuheben. Für beide Bereiche muss das Einstimmigkeitsprinzip, 
das bisher eine effektive Gesetzgebung verhindert hat, durchgehend durch das 
Verfahren der „normalen Mitentscheidung“, d.h. Mehrheitsentscheidungen er- 
setzt werden. Diese Minimalforderung ist die Voraussetzung dafür, den race to 
the bottom in beiden Bereichen zu stoppen, d.h. den Wettbewerb der euro- 
päischen Nationalstaaten um die „günstigsten Standortbedingungen“ und in 


3 Art. III 171 erlaubt „Maßnahmen zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften über die Um- 
satzsteuern, die Verbrauchsabgaben und sonstige indirekte Steuern festgelegt, soweit diese 
Harmonisierung für die Verwirklichung oder das Funktionieren des Binnenmarkts und die 
Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen notwendig ist.“ Hier ist eine explizite Kompe- 
tenz. Aus Art. III 172 Abs. 2 „Absatz 1 gilt nicht für die Bestimmungen über die Steuern, 
die Bestimmungen über die Freizügigkeit und die Bestimmungen über die Rechte und Inter- 
essen der Arbeitnehmer“ kann gefolgert werden, dass zum Zwecke der Verwirklichung des 
Binnenmarktes auch sonstige Steuern reguliert werden können, hier nur andere 
Verfahrensvorschriften gelten. Zwingend ist dies aber nicht. 
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Folge ihre vollständige Degeneration zu Wettbewerbsstaaten zu beenden. Bei 
einer Kompetenz zur Gesetzgebung in diesen Bereichen kann zumindest eine 
Umverteilung von unten nach oben nicht mehr mit dem Verweis auf die 
günstigeren Bedingungen der Nachbarstaaten gerechtfertigt werden, da es nun 
möglich wird, dem Sozialabbau über eine europäische Politik Grenzen zu setzen. 


Artikel 141 „Besondere Bestimmungen über die Gemeinsame Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik“ ist vollständig zu streichen. Dieser Artikel verpflichtet 
die Mitgliedstaaten dazu, „ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu ver- 
bessern“, enthält also ein vergleichsweise deutliches Aufrüstungsgebot. An sei- 
ner Stelle sollte die Verfassung ein klares Verbot von Angriffskriegen fest- 
schreiben und militärische Auslandeinsätze nur zulassen, wenn diese vom UN 
Sicherheitsrat mandatiert sind. 

Das Verbot des Angriffskrieges ist im deutschen Grundgesetz festgeschrieben 
und Teil der UN-Charta, die für die Mitgliedstaaten verbindlich ist. Umstrit- 
ten ist bekanntlich, ob Auslandseinsätze überhaupt zu legitimieren sind, ob 
also ein UN-Mandat für Auslandseinsätze ausreichend ist. Solange aber Aus- 
landseinsätze neben den geschriebenen Grundsätzen der UNO als humanitäre 
Einsätze oder eine quası Nothilfe gerechtfertigt werden, ist es eine erforderli- 
che Sicherung des Status quo, die EU durch eindeutige Bestimmungen der 
Verfassung auf die Regeln der UN-Charta zu verpflichten, oder diese in der 
Verfassung zu bestätigen. Bezugspunkt müssen die Regeln der Charta sein, 
nicht ihre interpretationsbedürftigen Grundsätze, wie es bisher im Verfas- 
sungsentwurf steht, da dies den Spielraum öffnet, als „humanitäre Interventio- 
nen“ mehr schlecht als recht legitimierte Angriffskriege zuzulassen. 


3. Weitergehende Anforderungen 


Die genannten Minimalanforderungen führen nicht dazu, die EU-Verfassung 
auf das erreichte Niveau der demokratischen Teilhabe und des rechtlichen 
Schutzes in den Nationalstaaten zu heben. Um ein solches Niveau zu errei- 
chen, sind weitere grundsätzliche Änderungen der Verfassung erforderlich. Die 
folgenden Bemerkungen beziehen sich auf solche grundsätzlichen Änderungen, 
nicht auf die vielen kleinen Details, die ebenfalls berechtigt zu kritisieren sind. 


3.1 Demokratische Teilhabe 


Die Institutionen der Union und das Rechtsetzungsverfahren entsprechen - 
das ist fast ein Allgemeinplatz - nicht dem historisch erreichten Niveau de- 
mokratischer Teilhabe. Wenn die Mitgliedstaaten über einen Vertrag eine Ver- 
fassung einführen und nicht nur einen neuen multilateralen Vertrag schließen 
wollen, ist dieses Niveau der Maßstab. 
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Das Verhältnis zwischen Parlament und Rat beim Gesetzgebungsverfahren ist 
umzukehren. Das zentrale Gesetzgebungsorgan der Union ist laut EG-Vertrag 
und dem vorliegenden Verfassungsentwurf nach wie vor der Rat und nicht das 
Parlament.’ Die Europäische Gemeinschaft hat aber längst das Stadium verlas- 
sen, bei dem über Regierungsabsprachen die politischen Ziele vorgegeben und 
in Rechtsakte umgesetzt werden können. Die Regierungen vertreten notwendig 
nationale Sonderinteressen, so dass politische Einigungen im Rat immer den 
Charakter eines Kompromisses zwischen nationalen Sonderinteressen darstel- 
len. Die Konzeption der demokratischen Vertretung geht jedoch - mit unter- 
schiedlichen Nuancen - davon aus, dass die Bündelung unterschiedlicher In- 
teressen im Parlament zumindest die Chance eröffnet, in einem Diskurs in- 
nerhalb des Parlaments und zwischen Bevölkerung und Parlament Aspekte des 
allgemeinen Wohls in Politik und Gesetzgebung zu formulieren. Das macht es 
notwendig, in einer europäischen Verfassung die zentrale Gesetzgebungskom- 
petenz vom Rat - als Vertreter nationaler Sonderinteressen - zum Parlament - 
als hypothetische Vertretung europäischer Allgemeininteressen - zu verlagern. 
Die Umkehrung der vorhandenen Verfahren erscheint das probate Mittel: 
Grundsätzlich entscheidet das Parlament über die Gesetze und zwar mit einfa- 
cher Mehrheit. Dem Rat sollte nur ein Einspruchsrecht zustehen (umgekehrtes 
Verfahren der Zusammenarbeit). In ausdrücklich benannten Fällen ist eine Zu- 
stimmung des Rates erforderlich (umgekehrtes Verfahren der Mitentschei- 
dung). Dabei wird es natürlich im Detail darauf ankommen, welche Gegen- 
stände der Politik eine Zustimmung des Rates - mit welcher Mehrheit - be- 
dürfen und welche nicht, dies kann hier aber nicht diskutiert werden. 

Weiterhin setzt eine demokratische Repräsentation das Prinzip der Stimmen- 
gleichheit voraus. Anders ausgedrückt es gilt: „one (wo)man, one vote“, jede 
Stimme hat das gleiche Gewicht. Dies ist gegenwärtig im Parlament nicht der 
Fall, weil ansonsten die kleineren Staaten mit sehr wenigen oder keinen eige- 
nen Abgeordneten vertreten sein würden.’ Beim Stand der gegenwärtigen Eini- 
gung kann jedoch diese degressiv proportionale Vertretung mit Rücksicht auf 
die kleineren Staaten nicht geändert werden. In die Verfassung muss deshalb 
eine Überprüfungsregel eingebaut werden, also eine Pflicht, in etwa zehn Jah- 


4 Art. 134 VerfE sieht zunächst vor, dass europäische Gesetze vom Parlament und vom Rat 
gemeinsam erlassen werden. Im zweiten Absatz folgt dann jedoch die Ausnahme, bestimmte 
Gesetze können auch vom Rat mit Beteiligung des Parlaments oder vom Parlament mit Be- 
teiligung des Rates erlassen werden. Im Teil III wird das in der Weise konkretisiert, dass der 
Rat die Gesetze beschließt und in einigen Fällen auf die Zustimmung des Parlaments ange- 
wiesen ist (Art. 251 EGV, Verfahren der Mitentscheidung). In anderen Fällen kann das Parla- 
ment gegen Gesetzgebungsakte des Rates Einspruch einlegen, der Rat kann sich darüber jedoch 
- einstimmig - hinwegsetzen (Art. 252 EGV, Verfahren der Zusammenarbeit). Daneben gibt es 
nach wie vor einzelne Politikbereiche, bei denen das Parlament nur angehört wird. 

5 In Art. 20 Abs. 2 EGV heißt es darum: „Die Bürgerinnen und Bürger sind im europäischen 
Parlament degressiv proportional, mindestens jedoch mit sechs Mitgliedern je Mitgliedstaat 
vertreten. Kein Mitgliedstaat erhält mehr als 96 Sitze.“ 
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ren mit einfacher Mehrheit die Repräsentation in Richtung Stimmengleichheit 
zu ändern. Möglicherweise ist dann die regionale Integration so weit voran ge- 
schritten werden, dass der nationale Proporz in den Hintergrund treten kann. 
Die unterschiedlichen Abstimmungsverfahren im Rat können - vereinfacht - 
beibehalten werden. 


Das Europäische Parlament und der Rat erhalten wie die Kommission das In- 
itiativrecht für die Gesetzgebung. Es ist eine Selbstverständlichkeit demokrati- 
scher Teilhabe, dass die gewählte Volksvertretung Gesetze auch gegen den Wil- 
len der Regierung verabschieden kann oder die Opposition eigene Gesetzes- 
vorschläge einbringen kann, um abweichende Positionen deutlich zu machen. 
Nur das ermöglicht die Herstellung einer demokratischen, europäischen Öf 
fentlichkeit, die auch über die Opposition die Arbeit der Mehrheit und der 
Exekutive kontrolliert und deren Entscheidungen diskutiert. Die zur Zeit be- 
stehende ausschließliche Zuständigkeit der Exekutive, d.h. der Kommission, 
für Gesetzesinitiativen (Art. I 34) räumt dieser gleichsam ein Veto-Recht ge- 
genüber dem gewählten Gesetzgeber ein, das nicht gerechtfertigt werden kann. 


Das Parlament wählt alle Kommissare‘ (nicht nur den Präsidenten) und kann 
sie auch einzeln wieder abwählen. Dem Rat kann allenfalls ein Veto-Recht 
vorbehalten werden. Auch dies ist eine demokratische Umkehrung der gegen- 
wärtigen Verhältnisse. Der vorgelegte Verfassungsentwurf erkennt in Art. I 26 
ausdrücklich an, dass die Kommission als Exekutive fungiert.’ Die Exekutive hat 
jenseits aller ausdrücklichen Kompetenzen zentralen Einfluss darauf, ob und ın 
welcher Form Gesetze umgesetzt werden.’ Die personelle Legitimation ist des- 
halb in allen Verfassungen der Nationalstaaten Teil der demokratischen Teilhabe. 
Die Kommission fungiert zur Zeit als verlängerter Arm der Nationalstaaten, 
auch wenn die Zahl der Kommissare reduziert wird und nicht mehr alle Mit- 
gliedstaaten gleichzeitig einen Kommissar bestellen. Sie agiert abgekoppelt 
vom Parlament und in größtmöglicher Entfernung von der politischen Wil- 


6 Der Konvent hatte vorgeschlagen, dass das Parlament den unter Berücksichtigung der Mehr- 
heitsverhältnisse im Parlament vom Rat vorgeschlagenen Kommissionspräsidenten bestätigen 
muss. Der Präsident sollte dann die Kommissionsmitglieder aus Dreierlisten der Mitglied- 
staaten auswählen können. So hätte man sich bei der Bestellung der Spitze der Exekutive ei- 
ner politischen Richtungsentscheidung genähert. Den Regierungen der Mitgliedstaaten ging 
das schon zu weit. Die Dreierlisten wurden wieder aus der Verfassung gestrichen, so dass die 
Kommissionsmitglieder weiter von den Mitgliedstaaten bestimmt werden. Neu ist nur die 
Rotation der Kommissare (Art. 27). 

7 Dies wurde in der juristischen Literatur z.T. bestritten bzw. es wird ein Kompetenzmix der 
Kommission angenommen, mit der Folge, dass die demokratische Kontrolle und Verant- 
wortlichkeit zurückgestellt wird. 

8 Das folgt aus dem Opportunitätsprinzip, ausdrücklichen Abwägungs- und Ermessensent- 
scheidungen und der Vielzahl unbestimmter Rechtsbegriffe, die der Exekutive Entschei- 
dungsspielräume einräumen, so dass Vollzugsakte nicht durch die Gesetze determiniert wer- 
den, sich eben nicht als Gesetzesanwendung darstellen. 
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lensbildung in der europäischen Bevölkerung. Das hat System. Demokratische 
Teilhabe verlangt die Verantwortlichkeit der Exekutive gegenüber dem demo- 
kratischen Souverän und kann für die Union nur bedeuten, dass alle Kommis- 
sare vom Parlament gewählt werden. 


Das in der Verfassung vorgesehene Volksbegehren wird um den Volksent- 
scheid erweitert. Die meisten Staatsverfassungen der europäischen Mitglied- 
staaten enthalten die Möglichkeit der Volksgesetzgebung. Die Volksgesetzge- 
bung besteht regelmäßig aus einem Volksbegehren, das zunächst nur eine Be- 
fassungs- und Entscheidungspflicht des Parlaments begründet. Im Volksent- 
scheid nimmt das Volk durch Abstimmung eine Gesetzesvorlage oder eine 
sonstige Beschlussvorlage an. Ein Volksbegehren ohne Volksentscheid ist eine 
amputierte Form der Volksgesetzgebung, die deren Sinn, nämlich ein Korrek- 
tiv zur Gesetzgebung durch Vertretungsorgane zu sein, wo diese sich von den 
Mehrheitsauffassungen des Volkes entfernt, untergräbt. Demokratische Teilha- 
be durch Volksgesetzgebung braucht zwingend die Möglichkeit, durch Volks- 
entscheid Parlamentsentscheidungen zu ersetzen. Dabei muss der Volksent- 
scheid sich auf alle Gegenstände beziehen, die Gegenstand parlamentarischer 
Beschlüsse sind, also z.B. auch auf Gesetze, die haushaltswirksam sind. 


Verfassungsänderungen sind auf Initiative des Rates oder des Parlaments zu- 
rückzuführen. Sie sind durch Volksentscheid der Unionsbürger in Kraft zu 
setzen.” Zur Zukunftsoffenheit einer Verfassung gehört, dass sie einen Ände- 
rungsmechanismus enthält und hinsichtlich der Änderung nicht auf außer ihr 
liegende Institutionen verweist: Ohne Änderungsmechanismus ist die Verfas- 
sung eine Diktatur der gegenwärtigen über die zukünftige Generation. Verfas- 
sungsänderungen sind in einigen Verfassungen mit qualifizierten Mehrheiten 
möglich, wobei sich die genaue Zahl unterscheidet. Andere Verfassungen 
knüpfen an die Ursprünge des Gesellschaftsvertrages an und lassen Verfas- 
sungsänderungen nur durch Volksentscheid zu. Diese demokratische Tradition 


9 Der Verfassungsentwurf für die Europäische Union enthält Änderungsvorschriften in den 

Art. IV 443 und 444. Dabei normiert Art. 443 das ordentliche Änderungsverfahren: Verfas- 
sungsänderungen sollen danach grundsätzlich von einem Konvent vorbereitet werden und 
anschließend von jedem Mitgliedsstaat ratifiziert werden. Etwas einfacher soll es nach Art. IV 
444 sein, die erforderlichen Mehrheiten und Gesetzgebungsverfahren in den einzelnen Poli- 
tikbereichen zu ändern. Hier soll zunächst der Europäische Rat beschließen; der Beschluss 
wird Verfassung, wenn kein nationales Parlament widerspricht. Diese Erleichterung ist nur 
eine scheinbare, weil sie nur interessant wird, wenn ein nationales Parlament eine andere 
Haltung einnimmt als seine Regierung. 
In Art. 18 findet sich die sog. Flexibilitätsklausel. Mit Zustimmung des Parlaments kann da- 
nach der Ministerrat einstimmig die Kompetenzen für weitere Politikbereiche schaffen. An- 
sonsten enthält der Entwurf keine Vorschriften über Änderungsverfahren. Das ist gegenüber 
den bestehenden Verträgen keine nennenswerte Änderung, so dass die Mitgliedstaaten, selbst 
oder vertreten durch den Europäischen Rat, die Letztentscheidungsbefugnis über die Verfas- 
sung nicht verloren haben. 
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sollte die Union aufnehmen. 


3.2 Das Prinzip der Rechtsstaatlichkeit in der Union 


Das Prinzip des Rechtsstaats umfasst nicht nur die Grundrechte, sondern auch 
die Rechtsetzung in Form allgemeiner Gesetze und die Kontrolle der Exekuti- 
ve durch die Justiz. Der Rechtsstaat als Grundsatz findet sich bei den Werten 
der Union (Art. I 2). Grundrechte wurden neu in Teil II des Verfassungsent- 
wurfes aufgenommen. Der Katalog der Grundrechte im vorliegenden Entwurf 
entspricht weitgehend den nationalstaatlichen Katalogen. Er enthält über das 
deutsche Grundgesetz hinausgehende soziale Grundrechte; zu nennen ist ins- 
besondere das Recht auf Bildung (Art. II 74). Einige Verbesserungen sind den- 
noch einzufordern: 

Die Grundrechte einschließlich der Menschenwürde werden in Art. II 112 
Abs. 2 VerfE allgemein beschränkt, wobei diese Schranke das Verhältnismä- 
Rigkeitsgebot darstellt. Die Menschenwürde (Art. II-61) ist jedoch unbe- 
schränkt zu gewährleisten. Diese Forderung ist vielleicht nur vor dem Hinter- 
grund der deutschen Geschichte zu verstehen, gerade dieser Hintergrund 
macht es aber erforderlich, sie unbeschränkt zu gewährleisten. Über die 
Uneinschränkbarkeit der Menschenwürde wird in der BRD das Folterverbot 
begründet. Der Verfassungsentwurf sieht ein ausdrückliches Folterverbot in 
Art. II 64 vor. Die Diskussion um die Relativierung des Folterverbotes, die 
nicht nur in Deutschland geführt wird, macht aber deutlich, welche Bedeu- 
tung es hat, dass auch die Menschenwürde unbeschränkt gewährleistet wird. 
Einige Grundrechte sind in ihrem Text unbeschränkt normiert (etwa Mei- 
nungsäußerung), andere werden nicht als Rechte formuliert, sondern als Ach- 
tung oder Anerkennung bestehender Strukturen - soweit sie bestehen - durch 
die EU. An diesen Stellen sind klare Rechte zu formulieren. Die klare Formu- 
lierung von Rechten ist selbst ein Gebot der Rechtsstaatlichkeit, da es anson- 
sten den Gerichten überlassen wird, Rechte weit oder eng auszulegen und da- 
mit die Macht des demokratischen Gesetzgebers zu usurpieren. 

Der Hinweis in Art. II 112 Abs. 7, dass bei der Auslegung der Grundrechte 
die vom Konventspräsidium entworfenen Erläuterungen heranzuziehen sind, 
ist als überflüssig zu streichen. Man könnte zwar sagen, dass diese Regel nur 
die allgemein übliche, sog. genetische, Auslegung festschreibt, was insofern 
unproblematisch wäre. Durch den ausdrücklichen Hinweis in der Verfassung 
wird aber der Wille des Konventspräsidiums gegenüber der allgemeinen Dis- 
kussion des Grundrechtekonvents besonders herausgehoben, was nicht zu 
rechtfertigen ist. Auch hat die Methodik in der Verfassung nichts zu suchen. 
Das Recht auf Wohnung ist als wichtiges soziales Recht zusätzlich aufzuneh- 
men. Das Recht zu arbeiten (Art. 75 II Abs. 1), sollte zusammen mit der un- 
ternehmerischen Freiheit (Art 76 II) gestrichen und durch das Recht auf Ar- 
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beit ersetzt werden. Weiterhin ist die Gewährleistung des Eigentums zu ergän- 
zen um die Möglichkeit, Grund und Boden, Naturschätze und Produktions- 
mittel zu vergesellschaften. Einige Landesverfassungen beinhalten ein Recht 
auf Wohnung und Arbeit und sie schränken ebenso wie Art. 15 GG die Eigen- 
tumsfreiheit durch die explizite Möglichkeit ein, die genannten Güter zu verge- 
sellschaften. Diese Vorschriften haben geringe praktische Relevanz, sind aber 
Grundlage für die Feststellung, dass das Grundgesetz und die Landesverfassungen 
wirtschaftspolitisch neutral sind. Sie werden also für die Auslegung der wirt- 
schaftspolitischen relevanten Vorschriften im Gesamtgefüge der Verfassung he- 
rangezogen. Die Festschreibung der unternehmerischen Freiheit weist in die ent- 
gegen gesetzte Richtung. Wenn sie eine über die - in der Verfassung enthaltene - 
Berufsfreiheit hinausgehende Bedeutung haben soll, dann markiert sie eine Gren- 
ze der wirtschaftspolitischen Regulation. Zustimmungsfähig ist eine Verfassung 
nur, wenn sie im zentralen Bereich der Wirtschaftspolitik Spielräume für unter- 
schiedliche politische Ausrichtungen offen hält. Um diese wirtschaftspolitische 
Offenheit herzustellen, sind die genannten Änderungen vorzunehmen. 


3.3 Sozial-, Wirtschafts- und Umweltpolitik der Union 


Der Sozialstaat ist neben Demokratie und Rechtsstaat als Grundwert und 
Zielbestimmung der Union aufzunehmen. Der Sozialstaat gehört ebenso wie 
Rechtsstaat und Demokratie zu den zentralen Errungenschaften, die durch so- 
ziale Auseinandersetzungen und Kompromisse durchgesetzt wurden und muss 
deshalb gleichberechtigt neben diesen als Grundwert aufgenommen werden. 
Teil I des Verfassungsentwurfes enthält Hinweise auf soziale Gerechtigkeit und 
sozialen Fortschritt, macht sie aber nicht zu einem Grundprinzip des Staates. 
Man kann einwenden, dass das Prinzip der Sozialstaatlichkeit abgesehen von 
der rechtlichen Sicherung eines (bescheidenen) Existenzminimums für das 
Rechtssystem der Bundesrepublik wenig Konsequenzen hatte und deshalb in 
einer europäischen Verfassung entbehrlich ist. Die staatliche Garantie eines 
Existenzminimums ist jedoch nicht zwingend Teil des Strebens nach sozialer 
Gerechtigkeit, wie sie im Verfassungsentwurf festgeschrieben wird. Außerdem 
lässt sich das Sozialstaatsprinzip auch mit weiteren Folgerungen versehen und 
im Sinne einer integrierten Wirtschafts- und Sozialpolitik interpretieren, womit 
es damit zu einem weiteren Eckpfeiler der wirtschaftspolitischen Neutralität 
der Verfassung wird. 

Zur Verwirklichung des Sozialstaates bleibt den Mitgliedstaaten ein öffentli- 
cher Sektor als eigenständige Organisationsform der Wirtschaft unter politi- 
scher Kontrolle, der von den Grundfreiheiten (d.h. den Wettbewerbsregeln) 
ausgenommen ist. Der öffentliche Sektor, der zentral die Daseinsvorsorge or- 
ganisiert, ist ein wichtiges Instrument, um sozialstaatliche Anforderungen auch 
regional umzusetzen. Die Gemeinschaft hat in diesem Bereich in der Vergan- 
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genheit eine Politik der Liberalisierung betrieben, die für die Bürgerinnen und 
Bürger allenfalls sehr wenige positive Effekte hatte, sozialstaatliche Errungen- 
schaften gingen verloren. Das macht es erforderlich, dem öffentlichen Sektor 
als Teil des Sozialstaates eine eigenständige Existenzgarantie einzuräumen. Für 
das Konzept einer integrierten Wirtschafts- und Sozialpolitik kann der öffent- 
liche Sektor weiter gehende Funktionen übernehmen. 

Der Haushalt der Union wird nicht vom Rat, sondern vom Parlament be- 
schlossen. Überdies wird die verfassungsrechtliche Begrenzung der Ausgaben 
auf die Eigenmittel, wie sie in Art. 153 f VerfE vorgesehen ist, gestrichen. 
Stattdessen wird die Haushaltsführung auf ein gesamtwirtschaftliches Gleich- 
gewicht verpflichtet. 

Das Budgetrecht des Parlaments ist eines seiner wichtigsten und ältesten Rechte. 
Das Parlament verfügt damit - jedenfalls in groben Zügen - neben dem Steue- 
rungsmittel Recht auch über das Steuerungsmittel Geld, das bekanntlich für die 
Gestaltung der Gesellschaft einen zentralen Stellenwert hat. Der Verfassungsent- 
wurf begrenzt die Haushaltsführung auf die Verwendung der Eigenmittel. Auch 
Rechtsakte sollen gemäß Art. 153 Abs. 5 nur erlassen werden, wenn die mit ih- 
nen verbundenen Ausgaben im Rahmen der Eigenmittel der Union finanziert 
werden können. Die Bedeutung dieser Vorschrift ist einfach: Die Union kann ih- 
re Ausgaben nicht über einen Kredit finanzieren. Das ist eine wirtschaftspoliti- 
sche Festlegung, die es in Zukunft verbieten würde, mit einem aufgestockten 
Haushalt eine antizyklische Politik etwa im Sinne von Keynes zu betreiben. Die 
Verpflichtung auf ein gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht ermöglicht dagegen 
eine Kreditaufnahme, um europäische Konjunkturprogramme zu betreiben. 

Das Statut der Europäischen Zentralbank, ihre Unabhängigkeit und einseitige 
Verpflichtung auf die Preisstabilität sind aus der Verfassung ersatzlos zu strei- 
chen. Die Zentralbank findet sich nicht nur im Teil III des Verfassungsent- 
wurfs (der - wie oben gesagt - vollständig zu streichen ist), sondern auch in 
Art. I 30. Hier werden als Grundlage der EZB ihre Unabhängigkeit und die 
Verpflichtung auf die Preisstabilität festgeschrieben. Die Unabhängigkeit einer 
Bank ist aus dem Gesichtspunkt demokratischer Teilhabe nicht zu rechtferti- 
gen. Über die Geldpolitik kann die Bank zentral Einfluss auf die Entwicklung 
der Gesellschaft ausüben und im Zweifel die Wirtschaftspolitik einer Regie- 
rung konterkarieren. Dies alles kann sie ohne demokratische Kontrolle und 
Verantwortung und ohne an den Willen des demokratischen Souveräns rück- 
gekoppelt zu sein. Mit einer halbwegs funktionierenden Demokratie ist eine 
niemandem verantwortliche Zentralbank nicht zu vereinbaren." 


10 Das Grundgesetz verlangt in Art. 88 die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank. Die- 
se Vorschrift wurde in den 1990er Jahren mit Blick auf die Schaffung der Währungsunion 
geschaffen und sollte den Verhandlungsspielraum der deutschen Regierung begrenzen, bzw. 
diese hat sich selbst die Grundlage geschaffen, um in Verhandlungen die Unabhängigkeit der 
EZB als zwingend durchzusetzen. Von selbst angelegten Fesseln kann man sich wieder be- 
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Abschaffung des EURATOM-Vertrages. Als einziger europäischer Vertrag wur- 
de der EURATOM-Vertrag, der seit 1957 die Entwicklung der Atomenergie in 
Europa fördert, nicht mit dem Verfassungsvertrag verschmolzen. Dies ist je- 
doch nicht ausreichend, er muss aufgelöst und abgeschafft werden. Die Förde- 
rung der Atomenergie mit ihren bekannten Risiken und der ungelösten Endla- 
gerungsproblematik durch Forschungsmittel und Kredite ist nicht nachvoll- 
ziehbar - erst recht nicht deren Festlegung in einer Verfassung. 


4. Perspektiven der europäischen Verfassungsdiskussion 


Der institutionelle Reformdruck muss über kurz oder lang zu einem neuen 
Anlauf führen, eine Verfassung zu verabschieden. Angela Merkel und Jacques 
Chirac haben sich bei ihrem Treffen Anfang Juni 2006 darauf verständigt, dass 
die nächste Initiative zur EU-Verfassung erst nach den Wahlen in Frankreich 
gestartet wird; unter der deutschen EU-Präsidentschaft werden Vorschläge zum 
weiteren Vorgehen gesammelt, die mit der französischen Präsidentschaft 2008 
in einen neuen Verfassungsprozess einmünden sollen (0.V. 2006b). Diese In- 
itiativen sollten von einer breiten Diskussion der europäischen Gesellschaft 
begleitet werden. Vordringlichste Aufgabe ist es, eine solche Diskussion (wie- 
der) in Gang zu bringen. 

Grundsätzlich ist dabei zu beachten, dass die Kritik an der Verfassung einen 
Januskopf hat. Neben der linken, anti-neoliberalen Kritik gibt es eine neona- 
tionalistische Anti-Europahaltung, die in den Mitgliedstaaten in unterschiedli- 
cher Weise von der extremen Rechten bis in die sog. bürgerliche Mitte reicht. 
Die linke Kritik muss sich deutlich hiervon abheben, die Kritik an der Verfas- 
sung sollte mit einem Ja zur europäischen Integration einhergehen. Denn die 
Gemeinschaft ist nicht nur ein Projekt der Marktöffnung, sondern auch ein 
fortschrittliches Projekt. Zu nennen ist hier zum einen der - mittlerweile fast 
selbstverständlich gewordene - über 50 Jahre währende Frieden zwischen den 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft. Zum anderen eröffnet die EU Perspektiven, 
auf europäischer Ebene zu neuen Formen der ökonomischen Regulation zu 
kommen, die jedenfalls den kleineren Staaten durch die Einbindung in globale 
Märkte verbaut ist. 

Neben dem Ja zur europäischen Integration sollte die linke Kritik Kompro- 
misslinien jenseits des verworfenen Entwurfs aufzeigen - jenseits der Fest- 
schreibung eines neoliberalen Politikkonzepts. Die Chancen hierfür stehen 
sowohl auf deutscher wie auf europäischer Ebene nicht schlecht: 

In Deutschland wurde die Verfassung von der friedens- wie globalisierungskri- 


freien. Sie können keine überzeugende Begründung dafür liefern, der Union verfassungs- 
rechtliche Normen zu diktieren. Es erscheint auch zweifelhaft, ob die Vorschrift nicht verfas- 
sungswidriges Verfassungsrecht enthält, weil sie gegen das Demokratieprinzip verstößt, das 
durch die Ewigkeitsgarantie des Grundgesetzes besonders geschützt ist. 
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tischen Bewegung (Attac u.a.) deutlich abgelehnt. Aber auch gesellschaftliche 
Verbände wie der DGB und die Kirchen, welche die Verfassung zunächst be- 
grüßten, äußerten keineswegs einhellige, unkritische Zustimmung. Vielmehr 
wurden auch hier noch Verbesserungswünsche in Richtung einer weniger neo- 
liberalen und friedlicheren Gemeinschaft geäußert (vgl. bspw. DGB 2003). 
Dies sind wichtige Bündnispartner für die nationale Diskussion. 

Auf europäischer Ebene mehren sich ebenfalls die Stimmen, welche nicht 
mehr auf einer unveränderten Verabschiedung des Verfassungsentwurfes behar- 
ren. Der belgische Premierminister Verhofstadt hat Ende November 2005 ein 
Plädoyer für die „Vereinigten Staaten von Europa“ abgegeben. Den Grund für 
die gegenwärtige Krise sieht er in der Meinungsverschiedenheit zwischen den 
reinen Markteuropäern und den politischen Europäern. Er fragt: „Entscheiden 
wir uns für eine bloße Freihandelszone oder für ein wahrhaft politisches Eu- 
ropa? Entscheiden wir uns für einen rein zwischenstaatlichen Ansatz oder für 
eine gemeinschaftliche Vorgehensweise? Die Geschichte zeigt uns allerdings 
eine sonnenklare Richtung auf. Die Zukunft Europas beruht auf dem Aufbau 
eines politischen Europas auf einer gemeinschaftlichen oder föderalen Grund- 
lage“ (Verhofstadt 2005). Verhofstadt, Merkel und der Luxemburgische Pre- 
mier Juncker haben den Vorschlag unterbreitet, der Verfassung eine Sozial- 
charta voranzustellen (Heinemann et al. 2006). Romano Prodi hat als italieni- 
scher Regierungschef vorgeschlagen, die Verfassung radikal zu vereinfachen, 
was wohl darauf hinaus laufen würde, dass die politischen Festlegungen aus 
dem Text herausgenommen würden (0.V. 2006c). Chirac wiederum hat ein 
Europa der zwei Geschwindigkeiten vorgeschlagen, auch das würde bedeuten, 
dass zumindest ein Teil der Gemeinschaft - als „Pioniergruppe“ - um soziale 
und demokratische Dimensionen erweitert wird, deren Inhalt allerdings näher 
zu bestimmen ist (0.V. 2006d). 

Um es noch einmal zu unterstreichen: unserer Meinung nach sollte es nicht 
Ziel der Verfassungsdiskussion sein, eine „linke“ Verfassung zu entwerfen, die 
eine keynesianische oder gar sozialistische Wirtschaftsform für die EU fest- 
schreibt. Wie wünschenswert dies auch sein mag, es widerspricht dem Prinzip 
der Zukunftsoffenheit, welches für eine Verfassung zentral ist. Eine zukunftsof- 
fene europäische Verfassung sollte demnach - neben den oben genannten 
Werten von Rechtsstaatlichkeit, Demokratie, Sozialstaatlichkeit und Friedens- 
pflicht - nur einige grundsätzliche Ziele wie Frieden, soziale Sicherheit, Voll- 
beschäftigung und nachhaltige Entwicklung, die Grundrechte, die Kompeten- 
zen sowie das institutionelle Gefüge und die Verfahren festschreiben. Auf die- 
ser Grundlage könnte dann der politische Kampf um die Ausrichtung der 
Gemeinschaft geführt werden. Noch ist die Sache nicht entschieden und es 
dürfte wenige politische Auseinandersetzungen geben, die für die zukünftige 
Entwicklung Europas und der Nationalstaaten so relevant ist, wie die Festle- 
gungen einer europäischen Verfassung. 
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Anne Koch 


Hizbullah, Libanon und Israel 


Durch die jüngste Eskalation im Nahostkonflikt und die israelischen Angriffe 
auf den Libanon, ist neben den Golanhöhen und den israelischen Siedlungen 
in den Palästinensischen Gebieten ein weiterer strittiger Grenzraum in den 
Mittelpunkt des Nahostkonflikts gerückt. Eng mit dem Konflikt um diesen 
Raum verbunden ist die Entstehungsgeschichte der Hizbullah. Kaum eine an- 
dere militant-islamistische Organisation steht momentan so stark im Interesse 
der Weltöffentlichkeit. Dabei werden in der Berichterstattung um die jüngsten 
kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen Israel und Hizbullah allerdings 
zwei für die derzeitige Situation wichtige Punkte weitgehend vernachlässigt: 
die Mehrdimensionalität der Hizbullah und die Ursachen des Grenzkonfliktes. 


Bewaffneter Widerstand und politische Partei 


Schon eine oberflächliche Betrachtung der Hizbullah zeigt die Sonderrolle 
und Widersprüchlichkeit der Organisation. Sie ist eine erfolgreiche politische 
Partei, sie übernimmt in Teilen des Libanon große Teile der staatlichen Wohl- 
fahrtsaufgaben, sie ist islamistisch-schiitische Bewegung, sieht sich aber auch 
als Vertreterin des gesamtlibanesischen „Bewaffneten Widerstands“ gegen Israel 
und genießt mit ihren militärischen Handlungen eine (wenn auch umstrittene) 
Legitimität im Libanon. Andererseits ist sie seit dem Ende des libanesischen 
Bürgerkrieges (1975-1990) als islamistische Organisation einen beispiellosen 
Weg der Integration und Transformation gegangen. In der Innenpolitik setzt 
sie sich für zweckrationale Lösungen für die Probleme des Landes ein und be- 
treibt eine interessengeleitete Politik. Damit widerspricht sie dem Klischee von 
einer islamistischen Organisation als Sammlung fundamentaler und rückwärts- 
gewandter Fanatiker (Palmer-Harik 2004: 52). Diese höchst ambivalente Rolle 
der Hizbullah ist eng mit dem regionalen Kontext und der politischen Ent- 
wicklungen im Libanon seit den 1960er Jahren verbunden. 

Der Libanon ist einer der kleinsten Staaten ım arabischen Raum und nımmt 
in vielfacher Hinsicht eine Sonderrolle ein: er ist seit alters her Schnittstelle 
zwischen Orient und Okzident, ein Vielvölkerstaat (in dem heute offiziell 18 
Religionsgemeinschaften anerkannt sind) und die einzige Demokratie. Auf 
grund eines „historischen Kompromisses“ zwischen den wichtigsten Religions- 
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gemeinschaften kam es 1943 zur Verabschiedung des Nationalpaktes und zur 
Staatsgründung. Dieser Nationalpakt bedeutet ein grundsätzliches Bekenntnis 
zur „Konkordanz“ (einem Arrangement zwischen den religiösen Gruppen) als 
Regierungssystem und einem Proporz als Grundlage für die Ressourcenvertei- 
lung zwischen den Konfessionen (Perthes 1993: 25). Der Proporzschlüssel ori- 
entiert sich an den demographischen Zahlen einer Volkszählung aus dem Jah- 
re 1932. 

Die einzigartige geokulturelle Lage zwischen Orient und Okzident, zwischen 
Europa und Nahem Osten, zwischen Christentum und Islam begründete eine 
spezifische Position des Landes im Weltmarkt und prädestinierte den Libanon 
zur Drehscheibe für Handel und Dienstleistungen (Rosiny 1996: 48). Im Zuge 
eines beachtlichen Wirtschaftwachstums in den 1950 und 1960er Jahren ent- 
wickelte sich Beirut als boomendes Zentrum, aber die Unterentwicklung der 
peripheren Gebiete wurde von der staatlichen Politik bis 1958 in keiner Weise 
ausgeglichen.” In den 1960er Jahren kam es zu einigen staatlichen Reformbe- 
mühungen, die jedoch nicht vorhergesehene Konsequenzen zur Folge hatten. 
Der Entwicklung der Infrastruktur folgten keine Investitionen und Arbeits- 
plätze für die mobilisierten Bevölkerungsgruppen aus den Randgebieten. Vor 
allem die Schiiten spürten die Auswirkungen als eine „Krise der Partizipation“. 
Beispielsweise wurden im Südlibanon, dem traditionellen Wohnraum der 
Schiiten, in dem 20 Prozent der Gesamtbevölkerung lebten, 1974 gerade ein- 
mal 0,7 Prozent des Staatsbudgets verwendet (Rieck 1989: 132). 

Ebenfalls ungenügend war die Beteiligung der palästinensischen Bevölkerung. 
Seit der ersten Flüchtlingswelle als Folge des ersten arabisch-israelischen Krie- 
ges 1948 lebten Hunderttausende von Palästinensern in Flüchtlingslagern im 
Süden Beiruts und im Südlibanon. 

Beide Gruppen erlebten in den 1960er Jahren eine Politisierung und Radikali- 
sierung. Die Gründung des Obersten Schiitischen Rates 1967, als erstes politi- 
sches Organ, dass die schittische Klientel auf nationaler Ebene vertrat’, trug 
entscheidend zu deren politischer Mobilisierung bei. 


1 Seit 1932 hat es im Libanon, aus politischen Gründen, keine Volkszählung mehr gegeben 
(Perthes 1993: 21). Sehr ausführlich beschreibt Hanf (1990) die Entstehung der libanesischen 
Nation und die Funktionsweise des Konkordanzprinzips. 

2 1960 waren von 450 schiitischen Dörfern 300 noch nicht an das Straßennetz angeschlossen 
und 350 noch nicht elektrifiziert. 

3 Das klientelistische System des Libanon ist durch politische Patrone (Zu’ama, Singular 
Za’im) geprägt, die in vertikaler Hierarchie vernetzt sind. Nach unten verteilt der Za’im le- 
benswichtige Leistungen, welche sich nach den Bedürfnissen und der sozialen Stellung seiner 
Klienten richten. Dagegen werden Klienten mit höherem Status Geschäftsbeziehungen und 
Kredite vermittelt oder auch politische Unterstützung gewährt. Die an höchster Stelle ste- 
henden Zu’ama oder ihre Verbindungsmänner, also Parlamentarier, Minister oder der Staats- 
präsident, besitzen den direkten Zugriff auf staatliche Ressourcen. Im Libanon sind die 
klientelistischen Verteilungsstrukturen konfessionell ausgerichtet (vgl. dazu Hottinger 1966, 
Khalaf 1977, Rieger 2002). 
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Die Radikalisierung der Palästinenser, die sich verstärkt nach dem Sechs-Tage- 
Krieg 1967 politisch und militärisch im Libanon engagierten und für einen 
nationalen palästinensischen Einzelstaat kämpften, diente zugleich als Kataly- 
sator für die Verschärfung der innerlibanesischen Konflikte (Rosiny 1996: 54). 
In der Folge kam es zu einer Entfremdung zwischen Palästinensern und Liba- 
nesen, die während des Bürgerkrieges in blutigen Auseinandersetzungen zwi- 
schen palästinensischen und schütischen Milizen gipfelte (Rosiny 1996: 58). 
Durch die zunehmende Radikalisierung und Bewaffnung der Palästinenser in 
den libanesischen Flüchtlingslagern und deren Forderungen nach Bürgerrech- 
ten (Grunderwerb, Hausbau, selbständige Arbeit) wurde das Land zunehmend 
zum Austragungsort des Nahostkonflikts. Die Lager, vor allem im Süden des 
Landes, entwickelten sich zu quasi-staatlichen Territorien. PLO-Gruppen üb- 
ten Polizei- und Ordnungsfunktionen aus und der Süden des Landes wurde 
zur Basis für PLO-Kämpfer gegen nordisraelische Siedlungen. Die gegenseiti- 
gen Abschreckungs- und Vergeltungsschläge eskalierten in den israelischen In- 
vasionen von 1978 und 1982 (Rosiny 1996: 58f.). 

Erstmalig besetzte Israel das Gebiet bis zum Litani-Fluss in der 1978 in der 
„Operation Litani“. 1168 Todesopfer, 285.000 Menschen ohne Obdach und 
die UNO Resolution 425 waren die Folge. Die UNIFIL-Truppen wurden dar- 
aufhin im Südlibanon an der israelischen Grenze als Puffer stationiert. Die 
Hauptbetroffenen dieser Militäraktionen waren die schiitischen Bewohner, die 
in der Folge auch am meisten unter der Isolation der Grenzregion zu leiden 
hatten (Rosiny 1996: 59). Israel verfehlte jedoch sein Ziel, palästinensische An- 
schläge auf israelisches Gebiet zu unterbinden. 

In der Invasion von 1982 „Frieden für Galiläa“ marschierte die israelische Ar- 
mee bis Westbeirut. Die Angriffe auf die Stadt wurden erst eingestellt, als die 
palästinensischen Kampfgruppen Beirut verließen. Zum Schutz der zurückge- 
bliebenen palästinensischen Bevölkerung wurden multinationale Streitkräfte 
(MNF) in Beirut stationiert. Die Kriegsschäden der Invasion waren verheerend: 


4 Der Sechs-Tage-Krieg stellt in sofern einen Wendepunkt dar, da mit der verheerenden Nie- 
derlage der arabischen Staaten und den Gebietsverlusten die Hoffnung der Palästinenser 
schwand, durch konventionelle Kriege, besetztes Land zurückzubekommen. Von da an wähl- 
ten die bewaffneten Palästinenser eine andere Form des Kampfes: eine Hybridform von 
Guerilla und konventionellem Krieg - Kommandoaktionen von Basen in den Nachbarlän- 
dern (vgl. Hanf 1990: 195f.). 

5 Es wird noch immer darüber gestritten, ob eher externe oder interne Gründe für den Aus- 
bruch des Krieges verantwortlich sind. Als eine der schwerwiegendsten internen Ursachen 
gilt die ungleiche Machtverteilung zwischen den religiösen Gemeinschaften, die Dominanz 
der Maroniten, obwohl deren proportionales Übergewicht in Staatsämtern und Verwaltung 
vor Ausbruch des Krieges nicht mehr durch die Bevölkerungsanteile legitimiert war. Typisch 
für den Bürgerkrieg war ein ständiger Wechsel der Allianzen zwischen externen und internen 
Konfliktparteien, in manchen Phasen des Krieges überwog die Funktion eines Stellvertreter- 
krieges, vgl. zu den Ursachen des Krieges Hanf (1990). 
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17-18.000 Palästinenser und Libanesen waren getötet worden°, 30.000 verletzt, 
eine halbe Millionen Menschen befanden sich auf der Flucht, zwischen 5.000 
und 10 000 kamen in Gefangenschaft. Von Seiten Israels wurden wie auch 
schon 1978, Waffensysteme gezielt gegen die Zivilbevölkerung eingesetzt.’ 


Die Gründung der Hizbullah als direkte Folge 
der israelischen Invasionen in den Libanon 


Die schütische Radikalisierung setzte unmittelbar nach der israelischen Invası- 
on 1982 ein. Die Hizbullah wurde 1982 als ein Zusammenschluss verschiede- 
ner Geistlicher und Milizionäre, die verschiedenen islamistischen Gruppierun- 
gen vorstanden, gegründet. Die ersten Parteikader wurden von iranischen Re- 
volutionswächtern militärisch und ideologisch ausgebildet. Ziel war die Be- 
freiung des libanesischen Territoriums, sowie die Errichtung einer islamischen 
Republik nach iranischem Vorbild (Rosiny 1996: 120ff.) Die Organisation un- 
terliegt einer hierarchischen Ordnung, an deren Spitze die Oberste Schura 
(Rats-)versammlung steht. Alle legislativen, exekutiven, judikativen, politischen 
und militärischen Angelegenheiten werden von diesem Komitee beraten. Aus 
seiner Mitte wird das Amt des Generalsekretärs besetzt. Als oberste Schieds- 
authorität galt der iranische Ayatollah Khomeini (bis 1989), jetzt Ayatollah 
Khamenei. Ranghöchster schiitischer Geistlicher im Libanon ist gegenwärtig 
Mohammed Fadlallah. Die wichtigsten Entscheidungen werden zwischen 
Oberster Schura Versammlung, dem Generalsekretär und Fadlallah als „spiri- 
tuellem Mentor“ (Rosiny 1996: 131) erarbeitet. Als oberste Verwaltungsbehör- 
de fungiert das 15-köpfige Politbüro. Ihm obliegen die Führungen mehrerer 
Unterorgane, darunter den Massenmedien sowie technischer Organe, die sich 
um Gesundheits, Wasser- und Energieversorgung, den Wiederaufbau, der Fi- 
nanzhilfe etc. kümmern (Hamzeh 1993: 326). 

Die militärische Kriegsführung gegen Israel unterliegt einer weiteren Unteror- 
ganisation, dem „Islamischen Widerstand“. Dieser untersteht ausschließlich 
der Obersten Schura Versammlung, seine organisatorischen Strukturen liegen 
im Dunkeln. Die Hizbullah ist für zahlreiche Entführungen und Geiselnah- 
men verantwortlich. Allerdings muss diese Art der Kriegsführung im Zusam- 
menhang mit den Kriegsereignissen im Libanon gesehen werden. Kidnapping 
war neben dem Drogen- und Waffenhandel für alle Bürgerkriegsmilizen zu ei- 
ner lukrativen Einnahmequelle geworden (Kneissl 2002: 38). 


6 Davon allein 1500 Tote bei den Massakern von Sabra und Chatila, welches Mitglieder der 
christliche Phalange-Miliz in der Zeit vom 16. bis 18.9.1982 unter der Deckung der israeli- 
schen Armee verübten. Die Bewohner blieben schutzlos, obwohl es zu den Verpflichtungen 
der MNF gehörte, für ihre Sicherheit zu sorgen (vgl. Genet 1983 und Tisdall 1983). 

7  Clusterbomben, Weißer Phosphor und nach Augenzeugenberichten auch „booby traps“ 
(Spielzeuge, Kugelschreiber und Feuerzeuge mit eingebauten Sprengsätzen, die aus Hub- 
schraubern abgeworfen wurden und bei Benutzung explodierten), vgl. Rosiny (1996: 60). 
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Die „Innovation“ der Hizbullah bestand darın, Autobomben mit Kamikaze- 
kämpfern zu kombinieren (Davis 2006: 28). Diese neue Form organisierter 
Selbstmordattentate richtete sich während des Krieges vor allem gegen US- 
amerikanische Einrichtungen. 

Von Beginn ihrer Gründung an betrieb die Hizbullah eine große Anzahl karita- 
tiver Einrichtungen. Sie unterhält Behindertenheime, Kranken- und Waisenhäu- 
ser, Schulen und Universitäten. In Apotheken werden verbilligte Medikamente 
verkauft. Angehörige der im „Islamischen Widerstand“ Getöteten werden von 
zahlreichen religiösen Stiftungen und „Märtyrer“-Organisationen versorgt. Dar- 
über hinaus übernimmt die Hizbullah in weiten Teilen des Südlibanon staatliche 
Versorgungsfunktionen. Während des Bürgerkrieges profitierten die Organisatio- 
nen der Hizbullah von großzügigen Zahlungen Irans. Über die Höhe gibt es 
sehr unterschiedliche Angaben, in seriösen Quellen wird von 50-90 Mio. US $ 
pro Jahr ausgegangen (Perthes 1993: 130). Diese Zahlungen sind allerdings nach 
Kriegsende drastisch zurückgegangen (nach Hamzeh 1993: 328 um 90 Prozent). 
Nach 15 Jahren Bürgerkrieg (1975-1990) bemühten sich verschiedene, vor al- 
lem externe Akteure um den Abschluss eines Friedensabkommens zwischen 
den verfeindeten Lagern. Kernpunkt des Friedensabkommens von Ta’if war ein 
Neuarrangement des grundlegenden Proporzschlüssels von 1943. Die innenpo- 
litischen Reformbeschlüsse bedeuten eine formale und reale Umstrukturierung 
der Machtverhältnisse (El-Husseini 2002: 139) und einen bedeutenden Macht- 
zuwachs für die sunnitischen und schiitischen Gemeinschaften. Umfangreiche 
Amnestiegesetze ermöglichten allen ehemaligen Warlords den Zugang zur politi- 
schen Bühne im Nachkriegslibanon. Diese Strategie zur Stärkung des nationalen 
Konsenses (Perthes 1993: 57) hatte zur Folge, dass ın der ersten Nachkriegsregie- 
rung sechs ehemalige Milizführer vertreten waren (El-Husseini 2002: 241). 
Durch die neue Ordnungsmacht Syrien, bekam die Hizbullah eine Sonder- 
rolle im Nachkriegslibanon zugewiesen. Im Ta’if-Abkommen wurde fest- 
gehalten, dass alle „notwendigen Maßnahmen“ zu ergreifen seien, um den 
Libanon von der israelischen Besatzung zu befreien. Diese Entwicklung legi- 
timierte die Hizbullah als politische Partei und erhob den Kampf gegen Israel 
zum nationalen Widerstand (Palmer Harik 2004: 43). 


8 Die US-amerikanische Botschaft war im April 1983 erstmalig Ziel eines Selbstmordanschla- 
ges der Hizbullah, dabei starben der ranghöchste CIA-Offizier für den Nahen Osten und 
sechs weitere Mitarbeiter. Daraufhin mussten die USA teilweise auf Informationen anderer 
nachrichtendienstlicher Quellen zurückgreifen. Im Oktober 1983 starben infolge eines 
Sprengstoffattentates auf ein Gebäude der US-amerikanischen Marine 241 Soldaten (vgl. Da- 
vis 2006: 28). 

9 Ehemalige Milizführer haben auch in der aktuellen politischen Situation im Libanon hohe 
politische Ämter, beispielsweise führte der Vorsitzende der drusischen Partei PSP Walid 
Jumblatt im Bürgerkrieg eine eigene Miliz, der Milizführer der Amal, Nabih Berri, hat das 
höchste politische Amt eines Schiiten, das Amt des Parlamentspräsidenten, inne (vgl. Perthes 
1993: 57 und 83). 
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Transformation der Hizbullah 
Terroristische Organisation oder Partei? 


Die Entscheidung der Hizbullah, an den ersten libanesischen Parlamentswah- 
len nach dem Bürgerkrieg 1992 teilzunehmen, ist in jeder Hinsicht bemer- 
kenswert. Sie löste sich damit von dem rein islamischen Grundsatz, eine 
„Umma Islamiya“, eine Gemeinschaft der Gläubigen, also einen islamischen 
Staat zu schaffen. Indirekt erkannte sie damit auch das konfessionelle Pro- 
porzwesen des politischen Systems an, dass sie bis dahin kritisiert und be- 
kämpft hatte (Kneissl 2002: 53). Sie konnte ihre politische Macht sukzessive 
seit 1992 ausbauen, gewann in den letzten Wahlen 2005 mit ihrer Wahlliste 
27 von 108 Sitzen und ist damit stärkste Kraft im Südlibanon; in der jetzigen 
Regierung stellt sie zwei Minister. 

In erster Linie setzt sich ihre Wählerschaft aus der verarmten schiitischen Be- 
völkerung zusammen. In den letzten Jahren hat sich jedoch ein neuer schiiti- 
scher Mittelstand gebildet, der von den zahlreichen sozialen Aktivitäten der 
Hizbullah profitierte. Ein weiterer Teil der Wählerschaft stammt aus dem 
ehemaligen Lager der Kommunistischen Partei des Libanon. Die Hizbullah 
verknüpft geschickt ihre Ideologie, die Vorstellung eines Pan-Arabismus mit 
der Verteidigung der Unterdrückten und nationalen libanesischen Fragen. Je- 
doch teilen nicht alle Anhänger das Ziel einer Fortsetzung des Kampfes gegen 
Israel und gegen die westliche Welt und ihre Werte. 

Seit der UN-Resolution 1559 im September 2004, die eine Entwaffnung aller 
libanesischen und nicht-libanesischen Milizen fordert, ist die öffentliche De- 
batte vor allem im Libanon um die Entwaffnung der Hizbullah entfacht 
(Avraham 2005: 4). In der Mehrheit christliche Mitglieder der Opposition 
sprechen sich für eine Entwaffnung der Hizbullah aus. Allgemein anerkannt 
ist der Beitrag, den die Hizbullah für die „Befreiung des Südlibanon“ geleistet 
hat, allerdings wird verlangt, dass die Frage über Frieden oder Krieg in den 
Händen der libanesischen Regierung und nicht in der Hand der Hizbullah 
liegen sollte. Die libanesische Regierung, insbesondere Präsident Lahoud ar- 
gumentiert dagegen, dass Hizbullah den Libanon gegen israelische Aggressio- 
nen verteidigt und der „Widerstand“ solange aufrecht erhalten werden sollte, 
solange die Befreiung des Landes nicht vollständig sei (Perthes 2004: 284). Der 
Führer der Progressiven Sozialistischen Partei (PSP) Walid Jumblatt betonte, 
dass eine Entwaffnung nur im Dialog mit der Hizbullah umgesetzt werden 
könne. Allerdings brauche man erst darüber diskutieren, wenn sich Israel von 
den Shebaa-Farmen!° zurückgezogen habe (Avraham 2005: 5). 


10 Die Shebaa-Farmen sind ein 25 Quadratkilometer großes Grenzgebiet, dass Israel 1967 zusam- 
men mit den Golanhöhen okkupierte. Die Besitzverhältnisse sind international umstritten. Li- 
banon reklamiert das Gebiet für sich. Israel besteht darauf, dass ein Abzug aus dem Gebiet nur 
im Rahmen von Friedensverhandlungen mit Syrien in Frage kommt (vgl. Kaufman 2002). 
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Die Hizbullah selbst steckt seit dem Rückzug Israels im Jahre 2000 in einer 
Krise (Kneissl 2004: 2). Einerseits konnte sie den Rückzug als Sieg verbuchen 
und erntete dafür Anerkennung aus allen arabischen Staaten. Andererseits ver- 
lor der bewaffnete Arm der Organisation die ursprüngliche Rechtfertigung sei- 
ner Existenz. Hizbullah hätte ihren militärischen Arm demobilisieren und sei- 
ne Transformation zu einer politisch-sozialen Bewegung und politischen Partei 
vollenden können. Allerdings haben sowohl Syrien als auch Teile der Hizbul- 
lah ein Interesse daran, eine Grundspannung an der Grenze zu Israel aufrecht- 
zuerhalten. Diese Einstellung basiert einerseits auf einer strategischen Kalkula- 
tion, nach der es Israel nicht einfach gemacht werden soll, an seiner Nord- 
grenze zu existieren, andererseits aus der islamistischen Ideologie heraus, Isra- 
els Existenz nicht anzuerkennen. Die Hizbullah hat nach Ansicht amerikani- 
scher Sicherheitsexperten in den letzten Jahren sehr stark aufgerüstet. Sie be- 
sitzt angeblich 10-12.000 Raketen, davon 7000-8000 107mm und 122mm Kat- 
juschas und Langstreckenraketen mit denen auch Ziele in südlicheren Teilen 
Israels erreicht werden können (Devenny 2006). Damit vermag die Hizbullah 
zwar Angst und Schrecken zu verbreiten, doch verfügt sie über keinerlei Of 
fensivwaffen, wie Panzer oder eine Luftwaffe, die für einen Eroberungskrieg 
notwendig wären (Rosiny 2006: 4). 

Im Kampf um die umstrittenen Gebiete der Shebaa-Farmen fand die Hizbul- 
lah eine Ersatzfront und die Möglichkeit, den bewaffneten Kampf bzw. Wider- 
stand aufrechtzuerhalten. 


Die Entwaffnung der Hizbullah 
als Ziel der jüngsten israelischen Invasion? 


Israel proklamierte als Ziel seiner am 12. Juli begonnenen Milıtäraktion die 
Befreiung der von der Hizbullah entführten israelischen Soldaten, die Ent- 
waffnung, bzw. Schwächung der Hizbullah und die Bildung einer Sicherheits- 
zone im Süden des Libanon, um Israel künftig vor Raketenbeschuss zu sichern 
(Asseburg 2006: 1). 

Israel erreichte mit der militärischen Invasion in den Libanon allerdings keine 
Entwaffnung oder Schwächung der Hizbullah. Stattdessen wird der militäri- 
sche Arm der Organisation momentan beispiellos gestärkt und selbst gemä- 
Rigte Stimmen aus allen libanesischen politischen Lagern stehen angesichts 
der neuerlichen Invasion Israels (relativ) geschlossen hinter der Hizbullah. Ihr 
Generalsekretär Nasrallah proklamierte kurz nach dem Waffenstillstand, dass 
eine Entwaffnung der Hizbullah zum derzeitigen Zeitpunkt, angesichts einer 
neuen Okkupation libanesischen Gebiets durch Israel auf weiteres nicht zur 
Disposition stehen kann.'! Angesichts dieser deutlichen und durchaus auch 


11 In einer Fernsehansprache im Hizbullah eigenen TV-Sender Al-Manhar am 14. August 2006, 
vgl. http://www.memri.org/bin/opener_latest.cgi?ID=SD125206 . 
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vorhersehbaren Entwicklungen stellt sich die Frage nach der Ernsthaftigkeit 
dieses von Israel proklamierten Ziels. Allerdings gibt es auch noch andere is- 
raelische Interessen in dieser Region. 

Der einseitige Abzug der israelischen Streitkräfte aus dem Libanon im Jahr 
2000 ließ viele Fragen offen, die vertraglich geregelt werden müssten. Die zwi- 
schen Libanon und Israel ungeklärten Fragen reichen von der genauen Grenz- 
ziehung (Shebaa-Farmen), über Sicherheitsvereinbarungen, der Rückgabe von 
libanesischen Gefangenen bis hin zur vertraglichen Klärung der Wasserpro- 
blematik (International Crisis Group 2002). 

Die israelisch-libanesische Grenze ist die einzige arabisch-israelische Grenz- 
front, an der seit den 1960er Jahren kontinuierlich militärische Aktionen statt- 
finden. Dabei stellt die Region des Südlibanon ein „Frontier-Gebiet“ dar, d.h. 
einen von rivalisierenden Besitzansprüchen geprägten Raum (Kneissl 2002: 
20). Im Gegensatz dazu entspricht eine „border“ oder „boundary“ einer ab- 
strakten Grenzlinie, an der alle Eigentumsrechte definitiv geklärt sind. Mit den 
Angriffen palästinensischer Kämpfer von libanesischen Gebiet aus auf Nordis- 
rael im Jahre 1968 begann eine Spirale der Gewalt und Gegengewalt. Die 
israelischen Invasionen 1978 und 1982 hatten die Vertreibung der PLO aus 
dem Libanon und die Errichtung einer Sicherheitszone zum Ziel. Damit 
entstand im Südlibanon ein weiterer umstrittener Grenzraum neben den 
besetzten palästinensischen Gebieten und den Golanhöhen. Um eine 
Transformation des Frontier-Gebietes in einen sicheren Grenzraum, der ein 
Friedensabkommen zulassen könnte, zu ermöglichen, bedarf es jedoch der 
Lösung einiger Kernprobleme. 

Israel hatte schon seit der Staatsgründung ein Interesse an der Etablierung ei- 
nes Israel-freundlichen Staates an seiner nördlichen Grenze. Ben Gurion, der 
erste israelische Premierminister, schrieb 1948 in sein Tagebuch, dass der mul- 
tireligiöse libanesische Staat überwunden und ein christlicher Staat aufgebaut 
werden sollte, mit dem Litani als südlichste Grenze. Auch Moshe Sharett, der 
erste israelische Außenminister und 1954 Nachfolger Ben Gurions, schrieb in 
seinen Aufzeichnungen, „[...| the Israeli army will enter Lebanon, occupy the 
necessary territory and create a Christian regime that will ally itself with Israel. 
The territory from the Litani southwards will be totally annexed to Israel“ (in 
Tisdall 1983: 14). 

Israel hat historisch gesehen nicht nur ein Interesse an der Befriedung des 
Südlibanon und der Unterstützung einer Israel-freundlichen Regierung. In der 
wasserarmen Region spielen Verfügungsrechte über Wasser eine zentrale Rolle. 
So entspringt der Hasbani, einer der drei Quellflüsse des Jordan auf libanesi- 
schem Gebiet. Ebenfalls interessant für Israel ist der Litani, der zwar vollstän- 
dig auf libanesischem Territorium fließt, aber dank seines Wasserreichtums ei- 
ne Zusatzversorgung für Israel darstellen kann. Tatsächlich beweisen schon 
frühe zionistische Pläne eine Einbeziehung der libanesischen Wasservorkom- 
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men in ein zukünftiges Staatsgebiet.'” Seit dem Sechs-Tage-Krieg 1967 und 
dem Yom-Kippur-Krieg 1973 kontrolliert Israel die Jordanquellflüsse Dan und 
Banias und den Yarmukzufluss, der in den Golanhöhen entspringt. Seit der 
Invasion in den Libanon 1982 hat Israel auch den dritten Quellfluss des Jor- 
dan, den Hasbanı, vollständig unter Kontrolle, sowie den wasserreichen Litani- 
Fluss. Vor allem arabische Quellen werfen Israel vor, während der Besetzung, 
den Litani umgeleitet zu haben." 

Da ein Großteil der von Israel genutzten Wasserreserven außerhalb der Gren- 
zen von 1948 liegen,'* und Israel nicht bereit sein wird, auf diese zu verzich- 
ten, ist ein umfassender Vertrag über die Nutzungsrechte des Wassers für die 
Lösung des Konflikts im Grenzraum notwendig. Von israelischer Seite existie- 
ren Pläne, den Litani zur Entlastung der israelischen Wasserversorgung heran- 
zuziehen, allerdings stellt der Fluss die größte Ressource zur Wasserversorgung 
und für die Energiegewinnung im Libanon dar. Nach Aussagen libanesischer 
Politiker steht der Litani nicht zur Disposition. Israel wird allerdings in Frie- 
densverhandlungen mit dem Libanon auf der Option an einer Teilhabe des 
Litaniwassers bestehen (Moosbauer 1997: 53, Perthes 1993: 103). Eine mögli- 
che Lösung bestünde in vertraglichen Vereinbarungen, Wasser gegen Elektrizi- 
tät auszutauschen oder eine entgeltliche Lieferung libanesischen Wassers nach 
Israel anzustreben. Eine Minimalforderung Israels wird eine gemeinsame Kon- 
trolle des Hasbanı sein, bzw. eine Garantie dessen ungehinderten Zuflusses 
nach Israel. 


Schlussfolgerung 


Der mit der jüngsten Invasion Israels eingeschlagene Weg führt weder zu der 
von Israel proklamierten Entwaffnung oder Schwächung der Hizbullah, noch 
zur Befriedung des Frontier-Gebietes an der israelisch-libanesischen Grenze. 
Erstens birgt eine militärische Konfliktregulierung immer die Gefahr einer re- 
gionalen Eskalation. Zweitens setzen die militärischen Handlungen Israels die 
libanesische Regierung nicht nur unter Druck, um eine Entwaffnung der Hiz- 
bullah herbeizuführen, sondern sie schwächt auch diejenigen im Libanon, die 
sich für eine Entwaffnung eingesetzt haben. Drittens kann eine Entwaffnung 
weder von Israel noch von einer internationalen Truppe militärisch durchge- 
setzt werden, dafür bedarf es eines politischen Prozesses. Denn die Hizbullah 
ist nicht irgendeine Terrororganisation, für die sie Israel und die USA erklä- 


12 So schrieb 1919 der Präsident der Zionistischen Weltorganisation, Weizmann, einen Brief an 
den damaligen britischen Premierminister George, in dem er für einen zukünftigen jüdischen 
Staat den Unterlauf des Litani und die Quellwasser des Jordan forderte (vgl. Kahhaleh 1981: 47). 

13  Bewiesen ist nur, dass Israel weitflächig Brunnenbohrungen untersagte (vgl. Moosbauer 1997: 53). 

14 Arabische Quellen geben an, dass 67% des israelischen Wasserverbrauchs aus außerisraeli- 
schen Quellen stammen würden, andere Quellen sprechen von 45% (vgl. Hottinger 1992: 


154; Schiffler 1993: 13). 
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ren”, sondern umfasst eine in Teilen der libanesischen Bevölkerung verwurzel- 
te soziale Bewegung und einen politischen Arm, der sich seit 14 Jahren aktiv 
am politischen Prozess beteiligt (Asseburg 2006: 3). Die Hizbullah ist zwar 
mittlerweile eine modern-rational organisierte Partei, sie kann sich aber nur 
schrittweise von ihrem Gründungsmythos (der israelischen Invasion 1982) 
emanzipieren. Deshalb hält sie an militärischen Kampfhandlungen gegen Isra- 
el und antiisraelischer Propaganda fest. Dabei bieten ihr gerade die noch un- 
geklärten Grenzfragen Argumente für die Weiterführung des bewaffneten 
Kampfes. 

Um eine wirkliche Entspannung zu erreichen, müsste Israel bereit sein, die 
okkupierten Shebaa-Farmen und die Golanhöhen an Syrien und Libanon zu- 
rückzugeben. Zur Wasserfrage müsste eine vertragliche Lösung angestrebt wer- 
den. Gemäß dem libanesischen politischen System kann die Entwaffnung der 
Hizbullah nur durch eine nationale Konsensentscheidung herbeigeführt wer- 
den (Perthes 2004:284). Dieser Konsens kann sich allerdings erst dann bilden, 
wenn alle umstrittenen Kernfragen geklärt sind und der innerlibanesische 
Druck auf die Hizbullah stark genug wird, um die Organisation zu einer Ent- 
waffnung zu bringen. Mit der Rückgabe der Golanhöhen würde die Hizbullah 
ebenfalls mit Syrien einen wichtigen Förderer verlieren. Die Stationierung ei- 
ner internationalen Truppe ın einer Sicherheitszone im Südlibanon reicht für 
eine dauerhafte Befriedung nicht aus. Um diese zu erreichen, müsste die inter- 
nationale Gemeinschaft einhergehend mit einem Waffenstillstandabkommen 
die Klärung der genannten Konfliktpunkte forcieren und auf eine Lösung des 
Nahostkonflikts drängen. 
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Links und frei 
Eine Antwort auf Alex Demirovie 


Es ist ein Glück für einen Autor, wenn ei- 
ner seiner Beiträge eine Erwiderung findet, 
die ihn zu neuerlichem Nachdenken und 
auch zu Klarstellungen anhält. Alex Demi- 
roviC hat mir dazu Gelegenheit gegeben, 
wofür ich ihm dankbar bin. Manches, was 
er schreibt, berührt wunde Punkte meiner 
Konzeption. Anderes beruht auf Missver- 
ständnissen, die der kritisierte Autor sich 
selbst zuschreiben sollte: Offenbar hat er 
sich nicht so klar ausgedrückt, dass ein 
scharfsinniger Leser wie Demirovic ihn 
nicht missverstehen konnte. Leider bleibt 
Demirovic seinerseits unscharf, wo er eine 
grundlegende Alternative zu meiner Auf 
nahme liberalen Gedankengutes andeutet. 
Er zitiert Marx, wo eigene klärende Erläu- 
terungen nötig gewesen wären. Bei allem 
Respekt vor dem Altmeister: Dieser war, 
wenn es um Alternativen zur bürgerlichen 
Gesellschaftsordnung, ihrem Wirtschafts- 
system, ihrem Rechts- und ihrem Demo- 
kratieverständnis ging, alles andere als 
genau. Solche Ungenauigkeiten sollten 
wir uns, nach so vielen niederschmet- 
ternden Erfahrungen mit „marxistischer“ 
Politik, nicht mehr leisten. Ohnehin geht 
Demirovic allzu leichtfertig mit dem Ver- 
dacht um, der Marxismus habe sich in 
den despotischen Systemen, die in 
seinem Namen errichtet wurden, nicht 
allein zur Unkenntlichkeit, sondern auch 
zur Kenntlichkeit verändert (um Ernst 
Bloch zu paraphrasieren). Dazu jeweils 
knappe Hinweise. 

Demirovic beginnt mit dem soziallibera- 
len Projekt von Brandt und Scheel, in 
dessen gedanklichen Spuren er mich 
wähnt. Das ist ein konkretistischer Fehl- 
schluss von einem Wort (sozial-liberal) 
auf ein politisches Bündnis zweiter Par- 
teien. Dagegen hatte ich in meinem er- 
sten Text das Wort „sozial-liberal“ aus- 


drücklich „frei von allen parteipoliti- 
schen Anklängen“ gebraucht. Was ich 
meinte, war etwas abstrakteres. Das linke 
Gleichheitsdenken sollte seinen materia- 
listischen Biss bewahren, jedoch auf der 
Grundlage eines starken Verständnisses 
von Menschen- und Grundrechten. Da- 
mit wende ich mich gegen alle kollektivi- 
stischen Neigungen in der linken Traditi- 
on: gegen die Überhöhung sozialer Kate- 
gorien wie „Klassen“ und „Völker“ zu 
Subjekten im Großformat und ebenso ge- 
gen die Versuchung, ganze Generationen 
im Namen _ geschichtsphilosophischer 
„Gewissheiten“ einem künftigen Mensch- 
heitsglück zu opfern. Liberale betonen, 
dass jeder Mensch nur ein Leben hat und 
dass nicht erst der künftige, sondern be- 
reits jeder einzelne heute lebende Mensch 
ein grundsätzliches Recht auf die Bedin- 
gungen eines für ihn guten Lebens hat. 

Dies in einer linken Zeitschrift zu 
schreiben, ist nicht überflüssig, weil Lin- 
ke einen Hang zum Konsequentialismus 
haben: Sie bewerten Weltzustände. Ein 
Weltzustand, in dem einhunderttausend 
Menschen vermeidbar vorzeitig sterben, 
ist für sich betrachtet schlechter als ei- 
ner, in dem „nur“ eintausend vermeidbar 
vorzeitig sterben.‘ So weit, so wahr. Nun 


1 Die Bewertung schließt eine Analyse von 
Kausalmechanismen nicht aus, sondern ein. 
DemiroviC hat daher recht, wenn er meint, 
dass Linke durchaus auch auf Kausalitäten 
achten. Zu jeder Kritischen Theorie gehört ei- 
ne Strukturtheorie von Interdependenzen, die 
in handlungstheoretisch nicht zureichend er- 
klärbarer Weise für Unfreiheit, Ungleichheit 
und Elend verantwortlich zeichnen. Was ich 
in meinem ersten Text sagen wollte, war, dass 
Linke eine normative Zuständigkeit sehen, 
wann immer ein schlechter Zustand grund- 
sätzlich vermeidbar oder kompensierbar wäre. 
Anders als Demirovic meine ich allerdings 
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stellen wir uns vor, die Ermordung von 
tausend Unschuldigen erhöhte die Wahr- 
scheinlichkeit, den Hungertod der ein- 
hunderttausend abzuwenden. Vielleicht 
reichte es auch schon, die Bevölkerung 
eines mittelgroßen Landes aller politi- 
schen Mitwirkungsrechte zu berauben. 
Ich erinnere mich an eine Äußerung 
Franz Josef Degenhardts, der seine Par- 
teinahme für die DDR nachträglich mit 
dem Argument rechtfertigte, die DDR sei 
eine wichtige Bastion im antiimperialisti- 
schen Kampf gewesen, weshalb ihn die 
politische Unfreiheit in diesem Land gar 
nicht interessiert habe. Also: Das biss- 
chen Mauer und Berufsverbot, das biss- 
chen Schikane, Entwürdigung und Zer- 
brechung von Menschen kann doch kein 
zu hoher Preis sein, wenn man dafür im 
Kampf gegen den Welthunger substanti- 
elle Fortschritte macht. (Die empirische 
Fragwürdigkeit der Annahme, die Exi- 
stenz der DDR habe solche Fortschritte 
ermöglicht, sei nur erwähnt.) 

Liberale Linke können nicht so noncha- 
lant über das Unrecht hinweggehen, das 
noch so wenige einzelne erleiden. Jeder 
einzelne zählt, und er zählt als ein Glei- 
cher. Er ist schlechterdings unvertretbar 
in seinem Leiden und Sterben. Nicht die 
Klasse, oder das Volk oder gar die 
Menschheit darbt oder macht einen 
Schritt in die Freiheit, sondern immer 
Individuen. Individuen sind gewiss we- 
sentlich und ursprünglich Gemein- 
schaftswesen. Sie gedeihen nicht abseits 
menschlicher Zuwendung, Fürsorge und 
Anerkennung. Kein Liberaler muss leug- 
nen, dass Menschen nur in und durch 


nicht, dass schlechthin alles, was geschieht, 
auf der Grundlage freien Handelns geschieht. 
Das Fortschreiten einer Knochenmarkserkran- 
kung mag ganz natürliche Ursachen haben, 
aber soweit wir die medizinischen Möglichkei- 
ten haben, ihr zu begegnen, sollten wir sie 
nutzen - egal, ob der Patient arm oder reich 
ist. Linke wollen Endzustände optimieren, was 
auch immer die Ursachen sind. Aber um sie 
zu optimieren, müssen sie über die Ursachen 
ebenso Bescheid wissen wie über Möglichkei- 
ten der Verbesserung. 
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Gemeinschaft zu selbstbewussten Ein- 
zelwesen werden. Aber sie sind als Ein- 
zelne immer auch nichtidentisch, diffe- 
rent, potentiell eigensinnig. Eine gute 
Gesellschaft wäre eine, in der alle Ein- 
zelnen ohne Angst verschieden sein 
könnten, weil sie wüssten, sie gelten in 
all ihrer Verschiedenheit als Gleiche. 

Das ist der normativ unaufgebbare 
Grund für Menschenrechte, den ich in 
deren Ideologiekritik durch Marx ver- 
misse. Der Mensch der Menschenrechte, 
so Marx, sei der egoistische Mensch, wie 
ihn die bürgerliche Gesellschaft tatsäch- 
lich hervorbringe. Menschenrechte seien 
funktional für eine atomistische Welt 
von Privateigentümern. Mit Blick auf die 
seinerzeit besonders einflussreiche besitz- 
individualistische Deutung der men- 
schenrechtlichen Idee war dies ein nahe 
liegender Einwand. Aber Menschenrech- 
te sind nicht nur mögliche Instanzen der 
Rechtfertigung, sondern ebenso der Kri- 
tik des Besitzindividualismus. 

Erstens setzt ihre Verwirklichung vielfach 
kollektives Handeln voraus (worauf 
Marx zu Recht hingewiesen hat). Auch 
sind sie keine Mitgift „der Natur“, son- 
dern ganz und gar von dieser Welt sozia- 
ler Beziehungen (Demirovics „Imma- 
nenzprinzip“): Menschenrechte gibt es 
nur, soweit wir sie kraft moralischer Ein- 
sicht einander zuschreiben und handelnd 
für sie einstehen. 

Zweitens ermöglichen Menschenrechte 
nicht nur einsames, sondern ebenso ge- 
meinsames Handeln. Sie ermöglichen es 
im strikten Sinne: Indem sie die Men- 
schen vom Zwang zur Gemeinschaft be- 
freien, machen sie aus ihr eine Option, 
die Menschen aus guten Gründen ergrei- 
fen können. Ohnehin haben manche 
Menschenrechte einen genuin gemein- 
schaftlichen Sinn: so die Rechte, eine 
Sprache zu sprechen, einer Kultur anzu- 
gehören oder mit anderen eine Bewe- 
gung zu bilden. Namentlich die politi- 
schen Rechte sind nicht dazu da, Indivi- 
duen Zugang zu privat genießbaren Gü- 
tern zu geben, sondern ihnen die gleich- 
berechtigte Teilnahme am öffentlichen 
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Leben zu ermöglichen. Indem sie Men- 
schen als Bürgerinnen und Bürger zur 
Mitwirkung ermächtigen, stellen sie sie 
von einer Pflicht zu ihr frei. Um mit 
Demirovic zu sprechen: keine freie Asso- 
ziation ohne das Recht, ihr anzugehören. 
Das allerdings schließt Rechte auf Fern- 
bleiben und auf Austritt ein. Darüber 
darf das Wort „Gattungswesen“, von 
dem der junge Marx einen ebenso sugge- 
stiven wie unklaren Gebrauch macht, 
nicht hinwegtäuschen. Niemand muss 
sich einreden lassen, er trage, wenn er 
sich auf sein Eigenrecht als Individuum 
beruft, zu einem Riss im Gattungswesen 
bei. Zu diesem gehört eine Vielfalt von 
Stimmen und Standpunkten, die auch in 
einer sozialistischen Ordnung, wie im- 
mer sie aussähe, des institutionellen 
Schutzes bedürften. 

Drittens ist das altliberale Verständnis 
von Menschenrechten als Abwehrrechten 
gegen den Staat unzulänglich. Zu jedem 
Menschenrecht gehören drei Arten von 
Pflichten: Pflichten der Unterlassung von 
Verletzungen, Pflichten, den Opfern von 
Rechtsverletzungen zu helfen, sowie 
Pflichten der Erfüllung, damit alle Men- 
schen ihre Rechtsgüter tatsächlich wahr- 
nehmen, das heißt erkennen und auch 
handhaben können. Menschenrechtlich 
gelten alle als Gleiche, das heißt nicht 
nur: So steht es auf dem Papier. Son- 
dern: So können sie es täglich erleben. 
Es ist daher ein merkwürdiges Missver- 
ständnis, wenn Demirovic meint, meine 
normative Lesart von Gleichheit stehe 
im Gegensatz zu deren Materialisierung. 
Wiederholt habe ich das genaue Gegen- 
teil geschrieben: Rechte müssen, sollen 
sie nicht bloße Versprechen bleiben, ei- 
nen Gebrauchswert haben. Sie müssen 
für die Menschen nutzbar sein. Wer 
nicht lesen kann, hat weniger vom Wahl- 
recht als einer, der sich über die Alterna- 
tiven in der Zeitung oder im Internet in- 
formieren kann. Wer kein Geld hat, des- 
sen politische Rechte sind jedenfalls in 
einem Wahlsystem wie dem US-amerika- 
nischen, in dem Präsidentschaftskandida- 
ten die Unterstützung von Milliardären 
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brauchen, weniger wert als die der Rei- 
chen - und die politischen Ergebnisse 
sind oft entsprechend. In diesem Sinne 
verlangt die Grundnorm der Gleichheit 
nach Verwirklichung. 

Was ich mit der Unterscheidung eines 
normativen von einem empirischen 
Gleichheitsverständnis sagen wollte, war 
etwas völlig anders, als Demirovic mir 
unterstellt: Um für Gleichheit zu sein, 
müssen wir nicht das Weltbild eines 
Trotzki teilen, dem zufolge in jedem von 
uns, wenn er nur entsprechend gefördert 
wird, ein Goethe steckt. Wir sollten un- 
sere Parteinahme nicht auf einen derart 
dünnen empirischen Boden stellen. Die 
Menschen sind empirisch in vielen Hin- 
sichten nicht gleich, und doch gelten sie 
moralisch gesehen als Gleiche. Die Frei- 
heit und das Wohl des einen zählen 
ebenso viel wie die eines beliebigen an- 
deren. Ein geistig erheblich behinderter 
Mensch hat nicht darum weniger Recht 
auf Berücksichtigung, weil aus ihm nie 
ein Goethe werden kann. Die Moral der 
gleichen Achtung und Rücksicht ist kei- 
ne Einrichtung von Starken für Starke. 
Sie verlangt von uns, die Verteilung fak- 
tischer Vorteile als moralisch unerheb- 
lich anzusehen. Sie verlangt von uns, da- 
von abzusehen, wie stark oder schwach 
wir ın diesen oder jenen Hinsichten je- 
weils sind. Unterschiede zwischen uns 
werden nur in jenem Rahmen der 
Gleichheit relevant, den das moralische 
Rechtfertigungsprinzip aufspannt. Ge- 
wiss, sind Bedürfnisse und Fähigkeiten 
ungleich, so sollten es auch die Arten der 
Achtung und Berücksichtigung sein. Man 
achtet eine Schwangere und einen Bauar- 
beiter nicht gleich, indem man beide in al- 
len Belangen strikt gleich behandelt. Un- 
gleiche Behandlung kann geboten sein, 
nicht obwohl, sondern weil alle als Glei- 
che zählen. Ihre Gebotenheit aber muss 
ein Beliebiger einsehen können. 

Mit all dem haben Demirovics geistrei- 
che Ausführungen über Äquivalenten- 
tausch und die Bildung von Durch- 
schnitten nichts für mich Erkennbares zu 
tun. Gewiss, die Tauschabstraktion war 
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historisch eine wichtige Inspirationsquel- 
le für Liberale. Entqualifizierung bedeu- 
tete auch, dass der Silbertaler des Bauern 
das gleiche zählte wie der des Adligen. 
Richtig ist ebenso, dass manche Libera- 
len - bis hin zu Rawls - im Tausch zum 
gegenseitigen Vorteil ein wichtiges Mo- 
dell für politische Gleichheit gesehen 
haben. Noch die immanente Kritik von 
Marxisten am Tauschprinzip, wenn wir 
sie denn als normative lesen, setzt hier 
an: Die Leistung der Arbeitenden findet 
kein wahrhaft äquivalentes Entgelt, weil 
die Kapitalisten die Notlage der anson- 
sten Besitzlosen ausnützen und sich das 
Mehrprodukt einseitig aneignen können. 
Diese Kritik an Ausbeutung ist nicht et- 
wa besonders radikal. Sie ist nicht radikal 
genug, weil sie voraussetzt, dass die 
Übervorteilten am Leistungstausch über- 
haupt teilnehmen können, mehr noch: 
dass eigentlich sie die wahrhaft Lei- 
stungsfähigen sind, auf deren Anstren- 
gungen das gesamte soziale Leben be- 
ruht: „Alle Räder stehen still, wenn dein 
starker Arm es will“. Das ist kein geeig- 
neter Ausgangspunkt für eine egalitaristi- 
sche Kritik. Denn „alle“ schließt digjeni- 
gen ein, die noch nicht, nicht mehr oder 
prinzipiell nicht am Leistungsaustausch 
teilnehmen können (das ist einer derjeni- 
gen Punkte, an denen auch ein radikali- 
siertes Verständnis von Chancengleichheit 
an Grenzen stößt; dazu unten mehr). 

Nun kann DemiroviC darauf hinweisen, 
dass das ja auch nicht Marx’ letztes 
Wort gewesen sei. „Jeder nach seinen 
Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürf- 
nissen“, dieser Grundsatz rechnet aus- 
drücklich mit der faktischen Ungleich- 
heit der Menschen. Er geht darum über 
alle gewaltsamen Abstraktionen hinaus, 
die dem Gleichheitsdenken notwendig 
anhaften. Leider geht er auch über jede 
mögliche Gerechtigkeit hinaus. Er setzt 
voraus, dass in einer kommunistischen 
Gesellschaft keine Gerechtigkeitsproble- 
me mehr existierten. Warum nicht? Weil 
sie kein Knappheitsproblem mehr hätte. 
Entweder sie wäre so reich, dass die 
Menschen in einem wahren Schlaraffen- 
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land lebten; oder die Menschen wären 
derart solidarisch, dass sie von vornher- 
ein nur haben wollten, was mit einer 
proportionalen Berücksichtigung der Be- 
dürfnisse aller anderen vereinbar wäre. 
Was die erste Deutung angeht, verweise 
ich auf den Club of Rome und Elmar 
Altvater: Sie ignorierte die Begrenztheit 
der natürlichen Lebensgrundlagen. Was 
die zweite Deutung angeht, so mag sich 
jeder selbst überlegen, welches Maß an 
Selbstzwang sie uns abverlangte. Die 
Vermutung liegt nahe, dass eine solche 
Gesellschaft eher tugendterroristisch als 
freiheitlich genannt zu werden verdiente. 
Die Alternative ist ein gerechter Umgang 
mit möglicher Knappheit. Das schließt 
Abstraktionen und die Bildung von 
Durchschnitten ein, aber nicht, weil die 
Logik des Warentausches dies verlangt, 
sondern weil eine Politik der Gerechtig- 
keit unmöglich jedem einzelnen in jeder 
Hinsicht gerecht werden könnte. Sie 
könnte es nicht, und sie sollte auch es 
nicht, wenn wir Foucaults Kritik an 
wohlfahrtsstaatlicher Individualisierung 
ernst nehmen. Gewiss hat darum Demi- 
rovics Zeuge Derrida recht, wenn er das 
Moment von Ungerechtigkeit in jeder Ge- 
rechtigkeit hervorhebt. Aber das Problem 
ist eines der Endlichkeit unserer Bemü- 
hungen in einer endlichen Welt, in der 
auch kein allmächtiger und allwissender 
Umverteilungsagent am Werk sein sollte. 

Noch einmal zum Kommunismus: Der 
von Marx anvisierte Kommunismus wäre 
ın der Tat, wie Demirovic schreibt, kein 
primitiver sondern ein äußerst moderner. 
Er würde auf einer weiter gehenden Frei- 
setzung der Produktivkräfte der großen 
Industrie beruhen, als selbst dem Kapita- 
lismus erreichbar. Marx stellte sich den 
Kommunismus nach einer Logik der 
Steigerung vor: Der Kapitalismus lässt 
die Schlote rauchen, bis die Schwierig- 
keiten der Verwertung von Wert un- 
überwindlich werden; der Kommunismus 
beseitigt die Schwierigkeiten durch wi- 
derspruchsfreie Entfaltung des im Kapi- 
talismus selbst angelegten Tendenzen zu 
Konzentration und gesamtrationaler Pla- 
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nung. Darauf werden die Schlote unent- 
wegt rauchen, und da sie nun allen ge- 
hören, werden mit den Privilegien die zu 
deren Sicherung erforderlichen Gewalten 
wegfallen; und da keine Knappheit mehr 
zu bewältigen ist, wird auch das Geld 
entbehrlich; und da die Menschen nicht 
mehr im Kampf ums Dasein gegenein- 
ander stehen, bedarf es keines positiven 
Rechtes mehr, ihre Beziehungen zu re- 
geln. Kurz, wir erhalten, auf der höch- 
sten Stufe der Produktivkraftentfaltung, 
einen modernen Unmittelbarkeitskom- 
munismus. Ich gestehe, dass ich darin 
nur eine inkonsistente Verbindung aus 
politischer Romantik und Machbar- 
keitswahn erkennen kann. 

Demirovics Formulierungen bestätigen 
diesen Eindruck. Ihm schwebt zunächst, 
ganz orthodox, ein Kooperationsniveau 
vor, „dessen Grundlagen in kapitalisti- 
schen Produktionsformen schon angelegt 
sind“. Das erinnert mich an Marx’ Über- 
legung, die Aktiengesellschaften könnten 
Keimformen der neuen Ordnung inmit- 
ten des Kapitalismus sein. Soll also der- 
maleinst die ganze sozialistische Welt so 
organisiert sein wie heute Daimler-Chrys- 
ler, nur ohne Konkurrenz und ohne mil- 
liardenschwere Konzernherren? Was soll- 
te man sich von einem völligen Wegfall 
der Konkurrenz anderes versprechen als 
jene allgemeine Stagnation und Fäulnis, 
von denen Lenin bereits den imperialisti- 
schen Kapitalismus befallen sah? (Lenin 
argumentierte im Grunde wie ein Medi- 
ziner, der meint, die tödliche Wirkung 
einer Überdosis könne durch eine noch 
höhere Dosis desselben Mittels in eine 
heilende Wirkung verwandelt werden.) 
Davon abgesehen scheint mir der tech- 
nokratische Traum gesamtrationaler Pla- 
nung unter dem Gesichtspunkt mögli- 
cher Freiheit ein Alptraum zu sein. Herr- 
schaft über Menschen einerseits, Verwal- 
tung von Sachen und Lenkung von Pro- 
duktionsprozessen andererseits lassen 
sich nicht so einfach trennen, wie Engels 
das in einer bekannten Formulierung 
vorausgesetzt hatte. Arbeitsteilung, auch 
wenn sie auf das technisch Notwendige 
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beschränkt bleibt, wird in komplexen 
Abläufen sehr schnell zu Herrschaft - 
und wir reden über eine sozialistische 
Weltorganisation! 

Demirovi& schreibt weiter, dass die neu- 
en Formen der Koordination ohne 
Markt und Staat als „überirdische Me- 
chanismen“ auskämen. In meinen Augen 
sind Markt und Staat durchaus irdische 
Mechanismen, genauer: Sie sind institu- 
tionelle (im Unterschied zu natürlichen) 
Tatsachen. Könnte eine moderne Wirt- 
schaftsordnung sie entbehren? Könnte 
sie ohne die allokativen Leistungen von 
Märkten die ungeheuren Informations- 
probleme lösen, die eine sozialistische 
Weltwirtschaft zu lösen hätte? Demirovic 
mag wissen, wie, ich weiß es nicht. 
Könnte eine moderne Weltgesellschaft 
ohne einen Staat oder andere zwangsbe- 
wehrte Instanzen kollektiv bindenden 
Entscheidens auskommen? Wie wollte sie 
ihre Collective-action-Probleme lösen, 
Gefangenendilemmata auflösen, Tritt- 
brettfahrertum vorbeugen? Wie für Er- 
wartungssicherheit sorgen, (andere) öf- 
fentliche Güter anbieten, die Grund- und 
Menschenrechte sichern, ein Höchstmaß 
an Chancengleichheit herstellen? 

Käme wenigstens der neue Mensch des 
Sozialismus ihr entgegen? Mag sein, dass 
er weniger konkurrenzorientiert wäre als 
der heutige. In einem freiheitlichen So- 
zialismus wäre er aber wohl auch eigen- 
sinniger, denn mehr Freiheit bedeutet 
mehr Gelegenheiten, Unterschiede zu 
kultivieren. Ein solcher Eigensinn muss 
Menschen nicht asozial machen. Es ge- 
nügt, dass er die weltanschaulichen Ge- 
gensätze unter ihnen vertieft. Und es 
handelte sich um eine ungeheure Zahl 
von Menschen, jeder mit einem eigenen 
Kopf und einer eigenen Sicht der Dinge. 
Über die mit diesem Faktum des Plura- 
lismus verbundenen Probleme verliert 
Demirovic kein Wort. Schlimmer noch: 
Er scheint das alte Gespenst des Kollek- 
tivsubjekts Menschheit zum Leben er- 
wecken zu wollen. Dieses, bestehend aus 
frei (?) assoziierten Individuen, bestimmt 
sich selbst, seine globale Produktion und 
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Verteilung. Es legt die Tätigkeiten 
„selbstbestimmt unter Beteiligung aller“ 
fest und steigert so noch die Rationali- 
tätsvorteile der gesellschaftlichen Arbeits- 
teilung. Wer ist dieses Selbst, das dies al- 
les, unter Beteiligung (!) aller, vermag? 
Wo hat es seinen Sitz, seine Stimme, sein 
Steuerungszentrum? Wie geht es mit In- 
formationsproblemen um, wie mit Mei- 
nungsverschiedenheiten, wie mit diver- 
gierenden Interessen? Darüber erfahren 
wir bei Demirovic so wenig wie schon 
bei Marx. 

Ich meine dagegen, dass Georg Wilhelm 
Friedrich Hegel, dessen Einsichten Marx 
leider nur teilweise „aufgehoben“ hat, 
recht hatte: Zu einer modernen Gesell- 
schaft gehört unabdingbar ein Moment 
von Zerrissenheit, und das nicht nur aus 
dem schlechten Grund, dass wir egoi- 
stisch, sondern auch aus dem guten, dass 
wir nur so frei sein können. Marx hat 
die von Hegel so genannte „bürgerliche 
Gesellschaft“ unter dem leitenden Ge- 
sichtspunkt des Zwanges zur Kapitalak- 
kumulation eindrucksvoll analysiert. Zu- 
gleich aber hegte er die Hoffnung, dass 
sie ein bloßes Übergangsphänomen auf 
dem Weg zu einer wahrhaft versöhnten 
Gesellschaft sei. Diese Hoffnung sollten 
wir vergessen. Ein gewisses Maß an sozia- 
ler Zerrissenheit ist um der Freiheit wil- 
len unser Schicksal. Und eine zerrissene 
Gesellschaft kann nicht im ganzen und 
allein durch kommunikatives Handeln 
integriert werden. Sie bedarf auch ab- 
strakterer Mechanismen und Medien der 
Koordination, und sie bedarf politischer 
Garantien, damit ihre Gegensätze keine 
mörderischen Ausmaße annehmen. Sie 
bedarf des einigenden Bandes einer de- 
mokratisch vermittelten Solidarität, aber 
ebenso muss sie modernen Formen der 
Differenzierung Raum geben: funktiona- 
ler Differenzierung, kultureller Pluralisie- 
rung und Individualisierung. Die Alter- 
native wäre die von Marx und Demiro- 
vic verworfene des Rückfalls in vormo- 
derne Formen der Gemeinschaft. Sie wä- 
re mit der kommunistischen Utopie von 
Unmittelbarkeit und Transparenz viel- 
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leicht vereinbar, nicht aber mit der mo- 
dernen Idee individueller Freiheit. 
Müssen wir darum aufhören, Sozialisten 
zu sein und Alternativen zum Kapitalis- 
mus, jedenfalls „wie wir ıhn kennen“ 
(Elmar Altvater), zu suchen? Nein. Aber 
wir sollten zwischen ihrer konkretisti- 
schen Lesart, als Zentralverwaltungswirt- 
schaft, und ihrem normativen Kern un- 
terscheiden und erstere verwerfen: Keine 
weltumspannende Wirtschaftsordnung 
könnte Angebot und Nachfrage ex ante 
so aufeinander abstimmen, dass hoch 
entwickelte und individualisierte Bedürf- 
nisse zuverlässig befriedigt werden. Über- 
dies ist unternehmerische Freiheit ein 
möglicher Ausdruck legitimer mensch- 
licher Verwirklichung. Und wenn Märkte 
Menschen über die Opportunitätskosten 
ihrer Entscheidungen informieren, so ist 
das grundsätzlich gut, weil es der unfai- 
ren Belastung anderer vorzubeugen hilft. 
Demirovic hat recht, wenn er die Kehr- 
seite in Gestalt von Härten und Unge- 
wissheiten der Konkurrenz hervorhebt. 
Aber diese Härten ganz auszuschließen, 
wäre, wie angedeutet, aus übergeordneten 
Gründen nicht nur der Effizienz, son- 
dern auch der Freiheit und der Fairness 
nicht wünschenswert. Wer Menschen als 
verantwortungsfähige Personen anerken- 
nen und ihnen die Wahl eines Lebens- 
weges überlassen will, kann nicht gleich- 
zeitig alle Risiken der Schlechterstellung 
von ihnen nehmen wollen. Wir sollten 
stattdessen überlegen, wie wir solche Ri- 
siken mit dem normativen Kern des so- 
zialistischen Projekts in Einklang bringen 
können. 

Was ist dieser Kern? Meines Erachtens 
besteht er im Gedanken einer klassenlo- 
sen Gesellschaft von Freien und Glei- 
chen, die ihre Wirtschaftsordnung um 
eines menschenwürdigen Lebens für alle 
und um größtmöglicher Gleichheit der 
Chancen willen demokratisch kontrollie- 
ren. Dabei kann ein eingebetteter Markt 
unersetzbare Dienste leisten. Der von 
mir umrissene Grundsatz radikalisierter 
Chancengleichheit sieht Märkte als Me- 
chanismen der Gleichheitsverwirklichung 


Links und frei. Eine Antwort auf Alex Demirovid 


vor, eben weil er Personen zumutet, die 
Opportunitätskosten ihrer freien Ent- 
scheidungen selbst zu tragen. Gleichwohl 
ist das ein sehr abstrakter Grundsatz, der 
relativ wenige Hinweise auf Möglichkei- 
ten der Umsetzung hergibt. Darauf hat 
Alex Demirovic mit eindrucksvollen Ar- 
gumenten hingewiesen. Ich räume auch 
gern ein, dass es kein zureichender linker 
Grundsatz sein kann, alle Menschen ein- 
fach unter Bedingungen der Chancen- 
gleichheit auf Märkten ihr Glück suchen 
zu lassen. Drei Grenzen dieses Grundsat- 
zes seien abschließend genannt. 

Erstens scheint mir klar, dass eine zu- 
gleich liberale und sozialistische Gesell- 
schaft keinen Menschen, und machte er 
noch so große Fehler, seinem Elend 
überlassen darf. Eine solche Gesellschaft 
muss auch und zuerst human sein. Ein 
Mindeststandard des Menschenwürdigen 
muss für alle gelten, auch für die Faulen 
und Unbeherrschten unter uns (und wer 
kann schon sagen, wie viel Glück dazu 
gehört, dass er vielleicht nicht zu ihnen 
zählt). Deshalb kann radikale Chancen- 
gleichheit nur auf einem Sockel einset- 
zen: Jeder muss die Sicherheit haben, 
auch im Versagensfall noch menschen- 
würdig leben zu können. 

Zweitens gehören zu den moralisch will- 
kürlichen Faktoren, die die Aussichten 
von Personen auf Märkten beeinflussen, 
(teils) angeborene Eigenschaften wie 
Schönheit, Körperkraft, Intelligenz und 
vielleicht auch die Neigung zum Risiko. 
Menschen mit erheblichen Behinderun- 
gen haben nur eingeschränkte Mög- 
lichkeiten der Teilnahme auf Märkten. 
Auch sie, und ebenso sehr kleine Kinder 
und auch Tiere haben ein Anrecht auf 
gerechte Behandlung, was vielfach heißt: 
Sie müssen direkt bekommen, was sie 
zum Gedeihen brauchen. Aber selbst 
mündige und mitwirkungsfähige Perso- 
nen sind für die Konkurrenz auf Märk- 
ten ungleich gerüstet. Die Fähigkeiten 
mancher werden ohne deren Verschulden 
wenig nachgefragt oder sind in solchem 
Übermaß vorhanden, dass sie nur gerin- 
ge Grenzerträge versprechen. Das spricht 
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etwa für eine weitestmögliche Entkopp- 
lung der Einkommensaussichten von an- 
geborenen Vorteilen. Wer für eine Ar- 
beitstunde mehr haben will als andere, 
trägt die Beweislast, und er kann nicht 
einfach mit der Knappheit der Fähigkei- 
ten argumentieren, die er mitbringt. Das 
mindeste, was wir daher brauchen, ist ei- 
ne ständige Korrektur von Marktergeb- 
nissen durch progressive Besteuerung. 
Gleiche Startbedingungen genügen nicht, 
wenn das Fortkommen der einzelnen 
auch von Faktoren abhängt, für die sie 
nichts können. 

Drittens kann uns der Markt nicht sa- 
gen, in welchen Hinsichten alle Men- 
schen möglichst gleiche Chancen haben 
sollten. Welche Arten von Vorteilen soll- 
ten für alle als Gleiche zugänglich sein? 
Nur Einkommen und Vermögen? Oder 
auch Bildung (und bis zu welcher Stu- 
fe?), Informationen, Gesundheitsgüter, 
bezahlte Arbeit? Oder noch genereller al- 
le sozialen Grundlagen der Selbstach- 
tung? Vielleicht auch freie Zeit? Viel- 
leicht auch kulturelles Ansehen und 
Deutungsmacht? Sollte die Entscheidung 
für ein Kind oder für die Pflege Nahe- 
stehender als Privatsache gelten oder 
nicht auch als wünschenswerter Beitrag 
zur sozialen Reproduktion? Das sind 
teils ungemein komplizierte Fragen, über 
die nicht Marktmechanismen, sondern 
nur ethisch überlegende und demokra- 
tisch diskutierende Bürgerschaften ent- 
scheiden können. Märkte sind nützlich, 
sogar unentbehrlich, solange sie nur rela- 
tiv zu Standards funktionieren, die sie 
nicht selbst, hinter dem Rücken der Be- 
teiligten, festlegen. 

Die letzte Frage der Politik lautet: In 
welcher Art von Gemeinwesen, bis hin- 
auf zur Weltebene, wollen wir leben? 
Dieses „Wir“ ist kein Aggregat aus den 
vielen dezentralen Entscheidungen auf 
Märkten. Ebenso wenig ist es als Kollek- 
tivsubjekt vorstellbar. Es resultiert immer 
vorläufig aus der Vielstimmigkeit unver- 
tretbar einzelner, die gemeinsam für eine 
gerechte und humane Welt Verantwor- 
tung tragen. 
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Chancengleichheit und politischer Liberalismus - 


eine Perspektive für die Linke? 
Eine Replik auf den Beitrag von Bernd Ladwig in PROKLA 143 


Seit der sozialliberalen Koalition der 
1970er Jahre hat es keine relevante sozi- 
alliberale Strömung mehr in Deutsch- 
land gegeben. Ein entsprechendes politi- 
sches Projekt, wie es von Liberalen wie 
Werner Maihofer und Walter Scheel mit 
den Freiburger Thesen vorgeschlagen 
wurde, kam unter die Räder zunächst des 
Modells Deutschland von Helmut 
Schmidt und dann der Krisenbewälti- 
gungsstrategie der neokonservativ-neoli- 
beralen Wende von Kohl und Lambs- 
dorff. In der philosophischen Diskussion 
wurde ungleichzeitig zum realen Abbau 
des nationalen Wohlfahrtsstaates und 
seinem Umbau zu einem global ausge- 
richteten Wettbewerbs- und Netzwerk- 
staat der politische Liberalismus von 
John Rawls aufgegriffen und dieser Ent- 
wicklung entgegengestellt - wenig erfolg- 
reich, wie man am Schicksal des politi- 
schen Liberalismus unter der Clinton- 
Administration und der rot-grünen Re- 
gierung in Deutschland beobachten 
konnte, die beide - und von liberalen 
Argumenten gestützt - erheblich zur 
Umverteilung nach oben und zur Ver- 
armung beitrugen. Ohne Analyse dieses 
Scheiterns knüpft Bernd Ladwig dennoch 
an diese Tradition an und empfiehlt den 
Sozialliberalismus als einzig übrig ge- 
bliebene Option der Linken. Zentrales 
Merkmal dieses Selbstverständnisses ist 
die Forderung nach radikaler Chancen- 
gleichheit: alle zählen als Gleiche; als 
Freie sind sie für ihre Lebensführung 
selbst verantwortlich, so dass ihnen auch 
die Ergebnisse ihres eigenen Entschei- 


dens und Handelns zugemutet werden 
können. Gelten soll dies aber nur dort, 
wo sie ihr Handeln wirklich verantwor- 
ten. Hier greift Ladwig auf klassische lı- 
berale Annahmen zurück: für askriptive 
Merkmale wie Geburt in eine soziale 
Gruppe, Geschlecht oder Rasse sind wir 
als Individuen nicht verantwortlich zu 
machen. Chancengleichheit schließt Ver- 
teilungsgerechtigkeit ein, so dass alle die 
gleiche Chance haben. Daraus ergeben 
sich drei programmatische Gesichtspunk- 
te: Es muss das Erbrecht kritisiert wer- 
den, wenn es verhindert, dass die Start- 
bedingungen der Individuen etwa gleich 
sind. Es muss zweitens von der Linken 
die soziale Einschränkung des Zugangs 
zu Bildungsmöglichkeiten bekämpft wer- 
den. Das gilt allgemein, wird aber noch 
dringender in der Wissensgesellschaft. 
Drittens wird auf Chancenungleichheiten 
hingewiesen, die sich aus der Position in 
der Generationsfolge ergeben. Dies kann 
den Zugang zu Konsummöglichkeiten, 
Ressourcen, Arbeits-, Berufs- und Karrie- 
rechancen oder öffentlichen Leistungen 
meinen. Ladwig buchstabiert diesen Ge- 
sichtspunkt anhand des Arbeitsmarktes 
aus. Er kritisiert die suggestiven Verspre- 
chen der Politik, wenigstens annähernd 
wieder Vollbeschäftigung herbeiführen 
zu wollen. Doch Vollbeschäftigung hält 
er aus Gründen der Nachhaltigkeit nicht 
für wünschenswert, und politisch sei sie 
nicht machbar. Politik, die dieses Ziel 
verfolgte, würde sich erpressbar machen 
und sich zu immer weiterer Deregulie- 
rung genötigt sehen. Daraus resultiert die 
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Forderung nach einem Bürgerrecht auf 
einen fairen Anteil an bezahlter Arbeit. 
Dies könnte allerdings, bei einer entspre- 
chenden Umverteilung des gesellschaftli- 
chen Arbeitsvolumens, dann eben doch 
auf eine Vollbeschäftigung hinauslaufen, 
so dass sich vermuten lässt, dass auch 
Ladwig am Ende diesem Ziel zustimmen 
könnte. Dagegen spricht auch nichts, 
denn seine Unterstellung, es sei Vollbe- 
schäftigung, die der Nachhaltigkeit ent- 
gegenstehe, was im Umkehrschluss nahe- 
legen würde, aus ökologischen Gründen 
für eine hohe Arbeitslosigkeit zu sein, ist 
nicht logisch und lässt den Wachstums- 
modus kapitalistischer Akkumulation 
außer Betracht. Die Überlegungen von 
Ladwig zeigen, dass auch für die Linke 
Chancengleichheit durchaus eine Be- 
gründung für wichtige Forderungen sein 
kann: gleicher Zugang zu Bildung, eine 
Umverteilung existenzsichernder Be- 
schäftigung und schließlich Beseitigung 
der Vorteile, die sich aus Erbschaften er- 
geben. Positiv will ich auch bewerten, 
dass anders als in vielen Debatten des 
politischen Liberalismus und der Linken 
die Freiheit ins Zentrum gerückt wird. 
Denn Ladwig stellt sich der neoliberalen 
Vorstellung entgegen, die gleiche Vertei- 
lung von Chancen stünde im Gegensatz 
zu Freiheit und Autonomie der Indivi- 
duen. Freiheit der Einzelnen ist das Ziel. 
Die gleiche Verteilung der Chancen 
dient dazu, dieses Ziel auch dann zu er- 
reichen, wenn aus Gründen, die Indivi- 
duen nicht selbst zu verantworten haben, 
sie ihre Freiheit und Autonomie nicht 
verwirklichen können. 

Auch wenn ich es begrüßen würde, wenn 
es Ladwig gelänge, mit seiner Argumen- 
tation die sozialliberale Konzeption der 
Chancengleichheit attraktiv zu machen 
und dem Neoliberalismus eine linkslibe- 
rale Position entgegenzustellen, kann 
dies für die Linke nicht der einzige Ge- 
sichtspunkt sein. Denn dann würde sie 
im Liberalismus aufgehen. Soll dies ver- 
mieden werden, stellt sich die Frage, ob 
die Linke und gar eine sozialistische Lin- 
ke durch ein solches Ziel der Chancen- 
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gleichheit bestimmt sein könnte oder 
sollte. Dies führt zu grundsätzlicheren 
Einwänden. Da ist zunächst einmal die 
immer wieder aufgeworfene Frage nach 
der Linken selbst. Ladwig betont zu 
recht, dass der Begriff „links“ relational 
ist und sich allein im Verhältnis zu 
„rechts“ näher bestimmen lässt. Aber ich 
will weitergehen und sagen, dass „rechts- 
links“ ein binärer Code ist, der unter 
bürgerlichen Verhältnissen aktiv politi- 
sches Handeln organisiert, bündelt und 
sichtbar macht. In einem solchen Fall 
jedoch ist die Bestimmung dessen, was 
links ist, performativ bestimmt auch 
durch diejenigen, die über die Linke 
sprechen. Ladwig hat daran seinen An- 
teil. Denn er bestimmt ja die Linke zu 
Recht nicht allein durch die Relation zur 
Rechten. So definiert er die Linke in sei- 
nen Beschreibungen. Es sei für die Linke 
charakteristisch, eine maximale materiale 
Verwirklichung der prinzipiell auch von 
der Rechten anerkannten Menschenrech- 
te zu fordern. Während die Rechte über 
Weltzustände kausal spräche, indem sie 
ein Unrecht, das jemandem geschähe, 
kausal zurechnete, neigte die Linke zur 
Bewertung. So interessierte die Linke vor 
allem, ob wir über individuelle oder kol- 
lektive Möglichkeiten der Korrektur oder 
Kompensation verfügten, wenn jemand 
unverschuldet Schaden zugefügt würde. 
Mir scheint, dass diese Typisierung schief 
ist. Dem Anspruch nach versteht sich 
linke und marxistische Theorie nicht als 
Bewertung, sondern als Versuch, die Ver- 
hältnisse, unter denen Menschen leiden, 
handeln, Widerstand leisten, besser zu 
verstehen, um die Erfolgsaussichten ver- 
ändernder Praxis zu verbessern und zu 
Perspektiven der Überwindung bestimm- 
ter Probleme beizutragen. Der Übergang 
zu gesellschaftstheoretischen Fragen er- 
gibt sich nicht deswegen, weil die kausale 
Zurechenbarkeit auf die Praxis von Ak- 
teuren bestritten wird, sondern vielmehr 
die Kausalität erweitert wird - nicht al- 
lein durch Theorie, sondern durch die 
realen Bewegungen selbst. Emanzipation 
tendiert dazu, immer weitere Zusam- 
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menhänge verändernder Praxis einzube- 
ziehen. Die Erkenntnis- und die politi- 
sche Haltung folgt dem Immanenzprin- 
zip. Alles, was geschieht, geschieht auf 
der Grundlage freien Handelns, nicht je- 
doch unter frei gewählten Verhältnissen. 
Auch diese sind noch Ergebnis mensch- 
licher Praxis, sie werden von Menschen 
reproduziert und können deswegen auch 
verändert werden. Demgegenüber beru- 
fen sich Rechte immer auf transzendente 
Prinzipien: das Menschliche an sich und 
die Natur des Überlebenskampfes als 
solchem, die Nation oder die Rasse, die 
Naturgesetze der Gesellschaft oder des 
Marktes, den Staat oder Gott. Es sei nur 
daran erinnert, dass der christliche Gott 
in der Präambel des Grundgesetzes ge- 
währleistet, dass das deutsche Volk sich 
als konstituierter Souverän überhaupt 
selbst erkennen kann, dass Minister sich 
auf Gott berufend einschwören lassen 
und selbst der EU-Verfassungsvertrag 
kurzzeitig nicht ohne die Anrufung Got- 
tes auskommen wollte. Die Linke ist 
demgegenüber, wenn sie sich ausreichend 
durch Marx hat aufklären lassen, ultra- 
realistisch. Dies wurde ihr oft genug und 
zu Unrecht als Pessimismus ausgelegt, als 
objektivistisch - so dass sie jetzt nicht so 
nebenbei auf eine kleinkindliche Haltung 
der Bewertung, des Meinens und Wün- 
schens reduziert werden sollte. Wenn 
Ladwig betont, dass Menschen aufgrund 
ihrer Freiheit auch die Ergebnisse ihres 
eigenen Handelns zugemutet werden 
könnten, dann ist das aufgrund imma- 
nenztheoretischer Erwägungen zwingend: 
Menschen sind immer mit den Konse- 
quenzen ihres Handelns konfrontiert - 
da ist ja kein Gott, der sie ihnen erspa- 
ren könnte. Aber Menschen können sich 
dazu entscheiden, die Konsequenzen ih- 
res Handelns gemeinsam und solidarisch 
zu tragen - in der ganz schwachen Form 
der Marktgesellschaft, der etwas stärkeren 
des Wohlfahrtsstaats oder in der aus der 
Ideengeschichte überlieferten stärksten 
Form einer Assoziation freier Individuen 
- oder sich gegeneinander zu wenden. 
Und hier scheint auch der soziale Libera- 
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lismus eine eher harte, individualisieren- 
de und konkurrenzfördernde Neigung zu 
haben, obwohl doch evident ist, dass 
nicht nur die allermeisten freien Hand- 
lungen soziale Handlungen sind, son- 
dern auch ihre Folgen kollektiv besser 
und nachhaltiger zu bewältigen sind. 

Die Verbindung der Linken zu Marx, der 
hier am weitesten gegangen ist, grenzt 
Ladwig aus. An ihn anschließende Tradi- 
tionslinien werden lapidar zur Seite ge- 
schoben. Sie hätten sich diskreditiert, 
denn weil in ihnen die Verteidigung der 
menschenrechtlichen Idee fehle, hätten 
sie eine fatale Tradition der autoritären 
Linken begünstigt. Nun wird man auch 
dann, wenn man weiterhin die von Marx 
ihren Ausgang nehmende Theoriebewe- 
gung für aussichtsreich hält, nicht 
bestreiten, dass im Namen dieser Theorie 
immer wieder autoritäre Tendenzen zu 
beobachten waren oder sind. Allerdings 
ist auch zu bedenken, dass es eine um- 
fangreiche Analyse und Kritik gerade die- 
ser autoritären Logik in der marxisti- 
schen Tradition selbst gegeben hat und 
gibt. Es hat viele Richtungen gegeben, 
die antiautoritäre, demokratische, libertä- 
re Formen des Sozialismus verfolgt ha- 
ben. Was wäre mit solchen VertreterIn- 
nen der marxistischen Theorie wie Lu- 
xemburg, Gramsci, Neumann, Adorno, 
Abendroth - um nur einige wenige zu 
nennen? Vieles wird auch aus interessier- 
ten Gründen dem Marxismus zugerech- 
net: zum Beispiel die monarchisch- 
dynastische Herrschaftsform in Nordko- 
rea, obwohl unschwer zu zeigen ist, dass 
sie wenig oder gar nichts mit Sozialismus 
zu tun hat. Auch im Fall der Deutschen 
Demokratischen Republik wäre ja zu fra- 
gen, ob nicht vieles eher der jakobinisch- 
republikanischen Tradition und der Idee 
eines antifaschistisch-bürgerlichen Deutsch- 
lands oder der Blockbildung des Kalten 
Krieges als dem Marxismus zuzurechnen 
wäre. Aber für solche Analysen ist die 
Zeit vielleicht noch nicht reif. Aus einem 
etwas anderen Blickwinkel lässt sich ge- 
gen Ladwig einwenden, dass die Erste In- 
ternationale, an deren Gründung Marx ja 


450 


maßgeblich beteiligt war, das Ziel der 
Verwirklichung der Menschenrechte ver- 
folgte; viele aus der sozialistischen Bewe- 
gung sind für die Demokratie eingetre- 
ten, haben dafür Zensur, Gefängnis, Exil 
erlitten und wurden so häufig von den 
Liberalen verfolgt, die sich über lange 
Jahrzehnte nicht zur demokratischen 
Verfassung entschließen konnten, mit der 
Heiligen Allianz paktierten und auch 
heute durchaus instrumentell die Men- 
schenrechte für sich beanspruchen, in 
deren Namen sie gleichzeitig Kriege um 
Ressourcen führen, taktisch mit demo- 
kratischen Verfassungen umgehen und 
sie mit den Mitteln der Geheimpolizei- 
en, der Folter und der Korruption unter- 
laufen. Systematisch ist hier von Bedeu- 
tung, dass Marx in seiner Analyse der 
Menschenrechte zu der Einsicht gelang- 
te, diese würden in sich die Dynamik au- 
toritärer und totalitärer Politik bergen, 
wie er sie am Beispiel des Terrors der 
Französischen Revolutionäre analysiert 
und kritisiert hat: das Ziel, an den Indi- 
viduen Gleichheit herzustellen, wo die 
sozialen Verhältnisse geändert werden 
müssten. Als liberale Normen garantie- 
ren sie die individuellen Rechte der 
Gleichheit, Freiheit, Sicherheit und des 
Eigentum, doch sie blenden weitgehend 
den Austauschprozess zwischen Lohnar- 
beit und Kapital aus. Die kritische Di- 
stanz gegenüber den Menschenrechten 
ergibt sich bei Marx also nicht aus einer 
Logik des Autoritären, sondern ist im 
Gegenteil darin begründet, dass die 
Menschenrechte zwiespältig sind, sie be- 
günstigen nicht allein Freiheit, sondern 
können auch aufgrund innerer Dynamik 
in Terror umschlagen. Das Bürgertum 
und der Liberalismus wissen darum. 
Deswegen haben sie auch früh schon 
Abstand davon genommen, die men- 
schenrechtlichen Normen der Freiheit 
und Gleichheit verwirklichen zu wollen. 
Diese sollen Norm und regulative Idee 
bleiben. Jacques Derrida hat dies in sei- 
nem Buch über Marx’ Gespenster kri- 
tisch gegen Fukuyama wunderbar iro- 
nisch thematisiert. Das Bürgertum, das 


Alex Demirovie 


sich nichts sehnlicher als ein Ende der 
Geschichte wünscht, das es mit der un- 
bestrittenen Herrschaft des sich selbst 
verwertenden Kapitals gleichsetzt, zielt 
nicht auf die Herstellung der Gleichheit. 
Die Menschenrechte gelten als schon 
verwirklicht durch das bloße Ereignis der 
Ankunft der Normen der Gleichheit und 
der Freiheit. Dies scheint auch für den 
Sozialliberalismus Ladwigs zu gelten. 
Auch er betont, dass Gleichheit nur als 
normative Forderung zu verstehen sei, 
keineswegs empirisch. Das ist das Di- 
lemma der bürgerlichen Welt: sie muss 
sich entweder beruhigen dabei, dass die 
Gleichheit nur normativ gemeint ist und 
deswegen viel von ihrem sozialrevolutio- 
nären Bedeutungsgehalt verloren geht, 
was für viele aufgrund ihrer Privilegien 
nicht weiter schlimm ist - oder sie will 
Gleichheit ernst nehmen und verwirkli- 
chen. Damit tendiert sie zu erzwungener 
„Gleichmacherei“ mit der Gefahr des 
Terrors. Um aus diesem Dilemma he- 
rauszukommen, verzichten Liberale gern 
auf die Gleichheit und fordern nur Frei- 
heit der Individuen. Es ist deswegen gut, 
dass Ladwig im Rahmen des Liberalismus 
für das Soziale und für die Gleichheit 
eintritt. Aber daraus wird noch kein Pro- 
jekt für die Linke; und die innere Wider- 
sprüchlichkeit der Normen wird nicht 
ausgetragen, die ja selbst ein Stachel für 
eine weiter zu treibende Emanzipation 
wäre, nämlich über die Welt dieser 
Normen noch hinauszugehen. 

Um Gleichheit muss trotz der Einsichten 
in ihre Beschränktheit gekämpft werden. 
Häufig bleibt außer Betracht, dass der 
kapitalistisch bestimmte Äquivalenten- 
tausch eine geniale Lösung des viele 
Jahrhunderte diskutierten Gerechtig- 
keitsproblems darstellt. Denn seit Aristo- 
teles geht es um die Frage, wann Gleich- 
heit besteht, in welcher Hinsicht Indivi- 
duen als gleich gelten und ob nicht die 
Gleichheit in einer Hinsicht eine Un- 
gleichheit in anderer Hinsicht bedingt. 
Beim marktförmigen Tausch treten alle 
als Gleiche auf, niemand wird betrogen, 
niemand kann für sich Privilegien in An- 
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spruch nehmen. Der Wert der Waren 
wird nach dem einzigen Maß der zu ih- 
rer Produktion durchschnittlich gesell- 
schaftlich notwendigen Arbeitszeit be- 
stimmt. Das Wissen darum und um die 
faktisch stattfindende Enteignung des 
von den vielen Arbeitenden hergestellten 
Mehrprodukts durch wenige Kapitaleig- 
ner hat manche in der marxistischen 
Tradition gegenüber dem Gleichheitsbe- 
griff ganz abgeklärt, wenn nicht zynisch 
sein lassen. Doch Marx selbst macht 
deutlich, dass Gleichheit nur im Durch- 
schnitt gilt. Der Durchschnitt kann sich 
aber nur vermittels einer Streuung und 
vieler kleinerer und größerer Abweichun- 
gen bilden. Es muss also notwendig zu 
Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten 
kommen, weil es nur durch diese hin- 
durch zu Gleichheit kommt. Deswegen 
geht es ständig um höhere Löhne, Be- 
grenzung der Arbeitszeiten, geringere 
Arbeitsintensität; auch ist ständig um- 
kämpft, welche Arbeiten für die Repro- 
duktion des Kapitals in Wert gesetzt wer- 
den können und in welchem Maß sie an 
Revenuen teilhaben. 

Ladwig plädiert für Chancengleichheit. 
Chancengleichheit hat den Vorteil, keine 
substantiellen Unterstellungen hinsicht- 
lich der Bestimmung von Gleichheit zu 
machen. Es geht allein um die allgemei- 
nen Bedingungen der Möglichkeit, dass 
jedes Individuum seine Chancen wahr- 
nimmt, die ihm der Markt bietet. Aber 
es gibt zwei substantielle Festlegungen: 
dass man überhaupt immerzu um Chan- 
cen kämpfen muss - und um Chancen, 
die der Markt zur Verfügung stellt. Das 
aber bedeutet die substantielle Festle- 
gung auf eine Form der Reproduktion 
unter der Bedingung, dass wenige über 
Produktionsmittel verfügen und viele 
andere nur ihre Arbeitskraft besitzen. 
Chancen sind damit zunächst einmal 
ungleich verteilt. Um jene Bedingungen 
der Chancengleichheit radikal herzustel- 
len, müsste die kapitalistische Akkumula- 
tion ihre historische Bindewirkung ver- 
lieren; es wäre notwendig, dass das kapi- 
talistische System jeweils neu „hochge- 
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fahren“ wird: jede Generation müsste 
von vorn beginnen. Erbschaften müssten 
also vollständig konfisziert werden. Alles 
andere würde dazu beitragen, dass auch 
weiterhin Privilegienstrukturen entstehen. 
Doch selbst wenn es möglich wäre, etwas 
in dieser Art herbeizuführen - und liest 
man John Locke, wird man feststellen, 
dass der Liberalismus sich dem immer 
entgegengestellt hat und für das Erbe 
eintrat, das die jungen Männer der eige- 
nen Klasse zwingen sollte, sich die Flau- 
sen aus dem Kopf zu schlagen und in 
die Fußstapfen der von den Vätern aus- 
geübten Herrschaft zu treten - würde 
sich grundsätzlich wenig ändern. In jeder 
Generation müsste von neuem darum 
gekämpft werden, wer sich durchsetzt. 
Erneut würde sich eine Verteilung der 
Arbeitskräfte herausbilden, die es den ei- 
nen erlaubte, die Arbeitskraft der ande- 
ren anzueignen. Das daraus gewonnene 
Kapital würde erneut verwertet und ak- 
kumuliert. Das kann im Einzelfall - wie 
bei Bill Gates - zu gewaltigen Kapitaler- 
trägen und zu einem Lebensstil, zu Ha- 
bitusformen und sozialen Netzwerken 
führen, die doch Privilegien für alle Fa- 
milienangehörigen schaffen und die 
Chancengleichheit einschränken. Um 
diese Verfügungsrechte am Ende dem 
einzelnen Kapitaleigner wegzunehmen, 
wäre nicht nur ein erheblicher öffentli- 
cher moralphilosophischer Argumentati- 
onsaufwand gegen die Leistungsgerech- 
tigkeit, sondern auch ein enormer Kraft- 
akt des Staates notwendig, mit dem alle 
Ausweichmöglichkeiten der privaten An- 
lage wie Schwarzgeld, illegale Konten, 
betriebliche Rücklagen, Scheinanstellun- 
gen im eigenen Unternehmen, Immobili- 
en unter anderem Namen, Stiftungen 
etc. versperrt werden. Wenn so etwas ge- 
gen alle Widerstände durchsetzbar wäre, 
wäre ein mögliches Ergebnis eine Gesell- 
schaft von Kleinkapitaleigentümern. Da 
diese seit langem eine programmatische 
Utopie des Liberalismus ist, müsste Lad- 
wig sich mit der Frage befassen, warum 
dieses Programm so wenig realitätsmäch- 
tig geworden ist. Selbst auch nur Versu- 
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che der Konzentrationsbeschränkung 
spielen angesichts der etwa 53.000 mul- 
tinationalen Unternehmen, die weitere 
400.000 Unternehmen kontrollieren, und 
der vielen Tausend strategischen Allian- 
zen heute eine denkbar geringe Rolle. 
Ein anderes mögliches Ergebnis wäre, 
dass es zwar große Unternehmen gibt, 
aber die Eigentumstitel breiter gestreut 
werden und Anteile nicht mehr gehan- 
delt und in den Besitz einzelner Anleger 
gelangen dürften. Wenn dies also gegen 
die Macht der Finanzmärkte gelingen 
sollte, gäbe es immer noch das Problem, 
dass diejenigen, die in die Spitzenfunk- 
tionen der Leitung und Kontrolle gelan- 
gen, sehr viele Möglichkeiten hätten, die 
Chancen vieler abhängig Arbeitenden 
und deren Kinder zu verschlechtern, in- 
dem sie die Zugangsbedingungen zu sol- 
chen privilegierten Positionen definieren 
und steuern. Aber selbst wenn dies nicht 
der Fall wäre, gäbe es weiterhin die pri- 
vate Produktion für den anonymen 
Markt mit allen Unberechenbarkeiten 
und mit einer gesellschaftlichen Arbeits- 
teilung, die es den einen erlaubt, die Ar- 
beit der anderen anzueignen und daraus 
jeweils für sich den Gewinn größerer Le- 
bensmöglichkeiten zu ziehen: höhere 
Verdienste, größere Anerkennung, weil 
sie die Maßstäbe der Anerkennung fest- 
legen, Bildung, Wohnen mit großen und 
komfortablen Wohnflächen, umfassende 
Freizeit- und Konsummöglichkeiten, Si- 
cherheit der Lebenslage. Sie könnten die- 
se Ungleichheiten und Privilegien nun 
für gerechtfertigt und gerecht halten, weil 
sie bei unterstellten gleichen Chancen 
auf unterschiedliche Leistung zurückzu- 
gehen scheinen. Die Gefahr von Ladwigs 
Argument ist, dass er am Ende Argumen- 
te der Leistungsgerechtigkeit verstärkt und 
solche der Chancengleichheit schwächt. 
Immer noch handelt es sich bei dieser 
Freiheit nur um die Freiheit weniger, 
nicht um den vollen Genuss der Freiheit, 
durch die die Freiheit eines jeden die 
Bedingung der Freiheit aller anderen ist. 
Die vielen leben weiter unter beschränk- 
ten Lebensverhältnissen, sie sind den 
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Unwägbarkeiten des Marktes ausgesetzt. 
Denn Gleichheit der Chancen schließt ja 
auch immer die Gleichheit der Risiken 
ein. Es handelt sich um Durchschnitte, 
und diese bilden sich alleın dadurch, 
dass viele Einzelne beim Kampf um die 
guten Positionen verlieren müssen, weil 
nur so die anderen gewinnen können. 
Die Linke, und vor allem die Linke mit 
den Perspektiven des Sozialismus und 
der sozialen Demokratie hat deswegen 
andere Optionen oder sollte sie wohl 
haben. 

Dabei handelt es sich eben zunächst um 
eine andere Option die Frage der Gleich- 
heit betreffend. Die Individuen sind eben 
ungleich, vielfältig, differenziert. Gleich- 
heit ist immer eine Abstraktion, der et- 
was von symbolischer Gewalt anhaftet. 
Gleichheit zu fordern ist eine Notwen- 
digkeit unter den Bedingungen von herr- 
schaftlicher Verfügung über den gesell- 
schaftlichen Reichtum. Der Wert, der 
Menschen über den Markt vermittelt 
gleich macht, ist besser als Raub und Be- 
trug, und doch eine irrational-theologi- 
sche Größe. Weder Arbeit noch Gegen- 
stände haben einen intrinsischen Wert. 
Deswegen auch ändert Marx die Perspek- 
tive und fordert ein Zusammenleben 
ohne Maß, ohne Maßstab, am Ende also 
ohne Gerechtigkeit: die Assoziierung der 
freien Individuen nach dem Prinzip: „Je- 
der nach seinen Fähigkeiten, jedem nach 
seinen Bedürfnissen!“ 

Dies berührt die gesellschaftliche Ar- 
beitsteilung. An ihrer gegenwärtigen 
Form, wie sie soziologisch als funktiona- 
le Differenzierung kanonisiert wird, will 
Ladwig ausdrücklich festhalten. Unmit- 
telbarkeitskommunismus, so Ladwig, wä- 
re mit unerträglichen Verlusten an Wohl- 
fahrt und Freiheiten verbunden, denn 
nun würde jede einzelne Person herstel- 
len, was sie zum Lebensunterhalt benö- 
tigt. Das käme über ein handwerklich- 
dörfliches Niveau nicht hinaus. Ob das 
ein Wohlfahrtsverlust oder eine Ein- 
schränkung der Freiheit darstellt, wirft 
Fragen nach den Kriterien auf: es könnte 
vielen nach allerlei Hinsichten besser ge- 
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hen, und auch in diesem Fall wären die 
Individuen mit den Folgen ihres Han- 
delns konfrontiert. Aber selbst unter- 
stellt, er wäre machbar, wer will schon 
Unmittelbarkeitskommunismus®? Marx 
selbst hat in frühen Texten den Kom- 
munismus als primitive Gesellschafts- 
form ausdrücklich abgelehnt und sich 
der kommunistischen Bewegung erst zu- 
zurechnen begonnen, nachdem ihm 
deutlich wurde, dass es andere als bloß 
agrarisch-handwerkliche Formen geben 
könnte, nämlich solche auf dem höch- 
sten Niveau gesellschaftlicher Kooperati- 
on. Gerade ein solches Kooperationsni- 
veau, dessen Grundlagen in kapitalisti- 
schen Produktionsformen schon angelegt 
sind, wird aber immer wieder durch so- 
ziale Herrschaft und private Aneignung 
des gesellschaftlichen Reichtums verhin- 
dert, denn Markt und Herrschaft legen 
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fest, welche gesellschaftlichen Arbeitspro- 
file es gibt, wie sie zugeschnitten und wie 
sie bewertet werden. Das Ziel wäre dem- 
nach eine Form der Koordination, die 
keinerlei überirdische Mechanismen 
kennt - also weder Markt noch Staat, die 
die Individuen nötigen, immerzu um ih- 
re Chancen kämpfen, damit sie nicht un- 
tergehen - und in der die frei assoziier- 
ten Individuen, die vereinte Menschheit, 
ihre globale Produktion und Verteilung 
selbst bestimmen. Dies bedeutet nicht, 
die Rationalitätsvorteile der gesellschaft- 
liche Arbeitsteilung aufzugeben, sondern 
sie noch zu steigern, indem die Tätigkei- 
ten selbstbestimmt unter Beteiligung al- 
ler festgelegt und der Zwang zur Arbeit 
für den Unterhalt auf ein Minimum re- 
duziert wird, damit die frei gewordene 
Zeit für vieles andere Gemeinsame und 
Individuelle verwendet werden kann. 


